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1 Kurzfassung: Kosten- und Nutzenwirkungen des 
Ausbaus Erneuerbarer Energien  

Die vorliegende Studie ist der erste Teil eines umfangreichen Vorhabens, das sich mit 
der Analyse der Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien 
(EE) im Strom- und Wärmebereich befasst, um eine wissenschaftlich fundierte und 
akzeptierte Grundlage für eine umfassende Bewertung der bisherigen Nutzung und 
des weiteren Ausbaus Erneuerbarer Energien zu erarbeiten. Hierzu werden im folgen-
den Bericht die bisherigen Ansätze und Methoden zur Erfassung der Wirkungen zu-
sammengestellt und diskutiert. Während einzelne Wirkungen bereits quantifiziert und 
ausführlich diskutiert wurden, blieben andere Effekte bisher weitestgehend unberück-
sichtigt oder wurden nur qualitativ betrachtet. Insbesondere die Untersuchungen zu 
Nutzen- und Kostenwirkungen im Wärmebereich werden weiter vorangetrieben, wäh-
rend im Strombereich eher eine gründliche Auswertung vorliegender Arbeiten erfolgt. 
Alle Arbeiten werden in einen konzeptionellen Rahmen eingeordnet, der eine Gesamt-
bewertung der Effekte ohne Doppelzählungen oder Lücken ermöglichen soll. Dieser 
konzeptionelle Rahmen teilt die Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuer-
barer Energien in nachfolgende Kategorien ein:  

• Systemanalytische Kosten- und Nutzenaspekte umfassen die direkten und indirek-
ten Systemkosten und die Nutzenseite des EE-Ausbaus. 

• Verteilungsaspekte zeigen auf, welche Wirtschaftsakteure oder Gruppen durch die 
Förderung des EE-Ausbaus belastet oder entlastet werden.  

• Makroökonomische Aspekte weisen auf makroökonomischer Ebene nationale oder 
sektorale Wachstumseffekte aus, wie z. B. Auswirkungen auf BIP und Beschäfti-
gung.  

Je nach Kategorie werden die Effekte nach den Wirkungstypen Kosten und Nutzen der 
EE-Technologien, Belastung und Entlastung der Marktteilnehmer, Wertschöpfungs- 
und Beschäftigungseffekte unterschieden. Als Ergebnis wird, sofern möglich, der quan-
tifizierte Effekt in monetärer Form unter Angabe des Gegenstands der Analyse (z. B. 
Strom aus Erneuerbaren Energien) sowie des Analysebereichs dargestellt. Der Analy-
sehorizont umfasst dabei zunächst die aktuelle Situation (2007 und ggf. 2008). Im 
Rahmen einer Fachtagung wurden im November 2009 erste Ergebnisse des Vorha-
bens im Expertenkreis diskutiert. Hierbei eingebrachte Anregungen flossen z.T. bereits 
in den vorliegenden Berichtsentwurf ein bzw. finden gegebenenfalls im weiteren Ver-
lauf der Arbeiten Berücksichtigung. 

Der zweite Teil des Vorhabens umfasst fortführende bzw. vertiefende Arbeiten zur ver-
besserten Schätzung und Darstellung aktueller und zukünftiger Wirkungen (Jahre 2020 
und 2030). Denn nur eine langfristige Wirkungsbetrachtung, die zukünftige Effekte mit 
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berücksichtigt, kann ein umfassendes Gesamtbild der Wirkungen aufzeigen. Zur Vali-
dierung der Ergebnisse dieses Vorhabens sind Diskussionen, Fachgespräche und 
Präsentationsveranstaltungen vorgesehen, bei denen offene Fragen und Ergebnisse 
intensiv behandelt werden sollen.     
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1.1 Differenzkosten im Strombereich  

Tabelle 1-1: Übersichtstabelle Differenzkosten Strom 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Differenzkosten 
Strom 

2008 Systemkosten Direkte Kosten EE-Strom 4.323 

 2007    3.855 

 2008 Verteilungsef-
fekt 

Direkte Kosten EEG-Strom 4.650 

 2007    4.300 

 

Die systemanalytische Betrachtungsweise

Alternativ lässt sich die Kostenbelastung der Wirtschaftssubjekte durch die Förderung 
der Stromerzeugung aus 

 vergleicht Stromgestehungskosten für er-
neuerbare und andere Energieträger. Die Stromgestehungskosten lassen sich durch 
annuitätische Investitionskosten abbilden, zuzüglich eventueller Brennstoffkosten und 
anderer Betriebskosten. Auf der konventionellen Kraftwerkseite ergeben sich die 
Stromgestehungskosten aus der Annuität der Investitionen in neue Kraftwerke, den 
Preisen für den jeweiligen Brennstoffeinsatz und anderen Betriebskosten. Da die Zerti-
fikatspreise in die Gestehungskosten eingegangen sind, müssen sie daher bei der Be-
rechnung des Nutzens durch vermiedene Emissionen im Strombereich berücksichtigt 
werden. Eine wesentliche Stärke des Ansatzes besteht darin, dass er Aussagen über 
die gesamtwirtschaftlichen Kosten von Energien aus erneuerbaren Quellen ermöglicht, 
eine Entlastung der Volkswirtschaft durch negative Differenzkosten abzubilden vermag 
und auf die Berechnung der Differenzkosten im Wärmebereich übertragbar ist, so dass 
sich ein konsistenter Analyserahmen ergibt. 

Erneuerbaren Energien (EEG) als Differenz zwischen EEG-
Vergütungen und Strombezugskosten der EVU abbilden. In diesem Konzept sind Diffe-
renzkosten positiv definiert. Die Differenz zeigt auf, welchen Belastungen Endverbrau-
cher durch die Einspeisevergütung ausgesetzt sind. Insofern lassen sich mit dieser 
Berechnungsweise Verteilungswirkungen aufzeigen. Durch die Verordnung zur Weiter-
entwicklung des Ausgleichsmechanismus ändert sich vom Jahr 2010 an die Berech-
nungsweise der Differenzkosten. Diese wird bei zukünftigen Arbeiten entsprechend 
berücksichtigt. 
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1.2 Differenzkosten im Wärmebereich 

Tabelle 1-2: Übersichtstabelle Differenzkosten Wärme 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Differenzkosten 
Wärme 

2007 Systemkosten Direkte Kosten MAP Wärme 368 

 2007 Systemkosten Direkte Kosten EE Wärme 1.163 

 2008 Systemkosten Direkte Kosten EE Wärme 1.003 

Die systemanalytische Betrachtungsweise vergleicht Wärmegestehungskosten für er-
neuerbare und andere Energieträger. Die Gestehungskosten berechnen sich aus den 
annuitätischen Investitionskosten, Betriebs- und Verbrauchskosten. Hierbei werden 
zum einen die Differenzkosten der erzeugten Wärme abgebildet, die im Rahmen des 
MAP gefördert wird, wobei Referenztechnologien und Referenzgebäuden für die Be-
rechnung festgelegt sind. Zum anderen werden die Differenzkosten des gesamten EE-
Ausbaus im Wärmebereich ausgewiesen. Die direkten Mehrkosten umfassen:  

• die Wärmemehrkosten des durch das MAP geförderten Ausbaus Erneuerbarer 
Energien (BAFA und KfW), die sich auf ca. 368 Mio. € für 2007 (368 Mio. € für 2008 
ohne KfW) belaufen,  

• die Differenzkosten der gesamten EE-Nutzung im Wärmebereich mit und ohne 
Anreizwirkung des MAP. Sie betragen ca. 1 Mrd. € in 2008 (1,2 Mrd. € 2007). Diese 
Werte liegen unter den Angaben der für das BMU erarbeiteten Leitstudie 2008 
(Nitsch 2008), die für 2008  Differenzkosten in Höhe von 1,6 Mrd. € (2008) ausweist. 
Mögliche Ursachen für diesen Unterschied werden in Kap. 3.2 diskutiert.   

 
Quelle: eigene Berechnung Fraunhofer ISI 

Abbildung 1-1:  Vergleich von MAP Differenzkosten mit den gesamten Differenzkos-
ten (2008 ohne KfW) 
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1.3 Kosten für Netz, Ausgleichs- und Regelenergie 

Tabelle 1-3: Übersichtstabelle Ausgleichs- und Regelenergie und Netzausbau 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Ausgleichs-/Regel-
energiekosten 

2007 Systemkosten indirekte Kosten EE Strom 570 

Netzausbau 2007 Systemkosten indirekte Kosten EE Strom 20 

Die Abschätzung der Kosten für die Integration der Erneuerbaren Energien – die Aus-
gleichs-/Regelenergie/Netzausbaukosten – basiert für das Jahr 2007 auf den Angaben 
der Bundesnetzagentur zur EEG-Veredelung. Die Integrationskosten für Erneuerbare 
Energien entstehen vor allem durch den fluktuierenden Charakter und die begrenzte 
Vorhersagbarkeit der Windenergieeinspeisung. Die Kosten für die Ausgleichs-
/Regelenergie lassen sich in drei Kostenblöcke unterteilen: 

• Kosten für die Banderstellung der fluktuierenden Erneuerbaren Energien, 

• Kosten für den Windprognosefehlerausgleich, 

• Kosten für die Vorhaltung von Windreserve. 

Aufbauend auf eigenen Berechnungen lassen sich die Kosten für die drei Bereiche auf 
insgesamt 445 Mio. € abschätzen (siehe Tabelle 1-4). Ein Vergleich der Kostenabschät-
zungen mit den durch die Bundesnetzagentur genehmigten Kosten zeigt, dass etwas 
höhere Kosten geltend gemacht worden sind. Die Differenz zwischen den abgeschätzten 
Kosten zur Veredelung der EEG-Einspeisung sowie der durch die BNetzA genehmigten 
Kosten werden in der Tabelle als weitere Kosten ebenfalls angeführt. Ein Teil dieser Dif-
ferenz kann durch Kosten erklärt werden, die für ein Erzeugungsmanagement von 
Windanlagen oder für windbedingte Redispatchmaßnahmen angefallen sind. 

Tabelle 1-4: Kostenabschätzung für EEG-Veredelung 2006 und 2007 

 2006 2007 
Kosten in Mio. € in €/MWh in Mio. € in €/MWh 
Banderstellung 140 2,7 160 2,4 
Windprognosefehler-
ausgleich 260 5,0 210 3,1 
Windreserve 87 1,7 75 1,1 
Gesamt 487 9,5 445 6,6 
Weitere Kosten 39 0,7 125 1,9 
Zum Vergleich: BNetzA 526 10,2 570 8,5 

Quelle:  Eigene Berechnungen, EEG-Mengen: 51,5 TWh (2006) und 67 TWh (2007) 
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Für die Netzausbaukosten in 2007 sind die im Rahmen der DENA-Netzstudie ermittel-
ten Investitionen für das Szenario 2007 mit ca. 22,4 GW installierter Windleistung zu-
grunde gelegt worden. Konkreter Bedarf für eine Netzverstärkung ist an zwei Stellen in 
Norddeutschland und in Thüringen bzw. Franken identifiziert worden. Die für diese 
Maßnahmen genannten Investitionen werden mit 275 Mio. € abgeschätzt. Rechnet 
man mit einem Kalkulationszins von 6,5 % und einer Abschreibungsdauer von 40 Jah-
ren, ergeben sich Kapitalkosten von ca. 20 Mio. €/a. 
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1.4 Ausbau von Wärmenetzen 

Tabelle 1-5: Übersichtstabelle Wärmenetze 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Wärmenetzausbau 
(Förderung) 

2008 Verteilungs-
effekt 

Entlastung der 
Anlagenbesitzer 

MAP (KfW) 
Wärme 

10,5  

 2007 Verteilungs-
effekt 

Entlastung der 
Anlagenbesitzer 

MAP (KfW) 
Wärme 

1,4 

Mit der Ausweitung der Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmemarkt ist aufgrund 
des Verteilungsproblems der Bedarf an Nahwärmenetzen gestiegen, so dass diese in 
die Förderung innerhalb des Marktanreizprogramms ab 2004 Eingang gefunden ha-
ben. Aber auch im KWKG und GAK-Rahmenplan werden Wärmenetze bedacht. 

Über die Jahre ist – bei Zugrundelegung der in den Beispielrechnungen der MAP-
Evaluationsberichte unterstellten Trassenkosten – die Förderquote abgesunken. Nach-
folgende Abbildung gibt die daraus abgeleitete Entwicklung wieder: 

  

Abbildung 1-2:  Entwicklung von Tilgungszuschuss und Investitionen in Wärmenet-
ze sowie die sich daraus ergebende Förderquote auf Basis der un-
terstellten Annahmen 
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bis 2007 die Förderung der Netze nur mit dem Bau einer Wärmeerzeugungsanlage 
mittels Biomasse oder Geothermie möglich war. Seit 2008 werden Wärmenetze auch 
unabhängig davon gefördert. Allein bei der KfW beliefen sich die Förderungen zu 
Wärmenetzen, Hausübergabestationen und großen Wärmespeichern auf schätzungs-
weise 10,5 Mio. Euro inklusive des Vorteils eines zinsgünstigen Darlehns. Die hier eru-
ierten Kosten sind in Kapitel 1.8 (Fördermittel) bereits enthalten. 
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1.5 Transaktionskosten 

Tabelle 1-6: Übersichtstabelle Transaktionskosten 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Transaktionskosten 2007 Systemkosten Indirekte Kos-
ten  

EEG-Strom 30 

Zu den Transaktionskosten der Erneuerbaren Energien werden in dieser Untersuchung 
die folgenden Komponenten gezählt: 

• die Kosten der Umsetzung des EEG-Wälzungsmechanismus: 
− die zusätzlichen Personalkosten der Verteilernetz- und Übertragungsnetzbetrei-

ber sowie der Stromlieferanten; 
− zwei Arten von Anpassungskosten für Stromlieferanten: Kosten der Anpassung 

der Einkaufsmengen an die EEG-Quoten(Prognosen) sowie die Transaktionskos-
ten, die durch eine Weitergabe der Differenzkosten an Letztverbraucher entste-
hen; 

• die Personalkosten der staatlichen bzw. mit hoheitlichen Aufgaben betreuten Institu-
tionen, die im Rahmen der Umsetzung des EEG und der Förderung von Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Wärme entstehen.  

• die Kosten der Umsetzung des EEWärmeG, die hier jedoch nicht ermittelt werden. 

Dabei ist es zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich, die genaue Höhe der EEG 
bzw. EEWärmeG bedingten Transaktionskosten für ein einzelnes, geschweige denn für 
mehrere Jahre in Folge zu ermitteln. Vielfach müssten weitere, intensivere For-
schungsarbeiten betrieben werden, um die Transaktionskosten des EEG genau(er) 
ermitteln zu können. Allerdings erscheinen die Transaktionskosten im Vergleich zu 
anderen Kosten-Nutzenwirkungen eher von nachrangiger Größenordnung. 

• das Statistische Bundesamt verfügt über Daten zu EEG bedingten Personalkosten von 
Unternehmen der Energiewirtschaft. Diese so genannten Bürokratiekosten liefern eine 
gute Datenbasis für die Ermittlung der personalbezogenen Kosten des EEG, es ist je-
doch mit Synergien aufgrund der Überschneidung mit anderen Funktionen dieser Un-
ternehmen als Netzbetreiber oder Bilanzkreisverantwortliche bzw. -koordinatoren zu 
rechnen. Hier erscheint in einem Forschungsschritt eine kombinierte Betrachtung meh-
rerer EEG-Paragraphen mit den entsprechenden Paragraphen des EnWG und der von 
ihm ausgehenden Verordnungen als angemessen, um korrekt aus den bisher ermittel-
ten Bürokratiekosten auf die Transaktionskosten des EEG schließen zu können.  

• Auch die Ermittlung beider Arten von Anpassungskosten, die den Stromlieferanten 
durch die Einbeziehung der EEG-Quote in ihr Lieferportfolio entstehen, wäre nur un-
ter Betrachtung der Zeitreihen mehrerer Jahre und unter Kenntnis der Handelsstra-
tegien und Spezifika verschiedener Unternehmenstypen möglich.  



 9 

 

1.6 Vermiedene Umweltschäden 

Tabelle 1-7: Übersichtstabelle zu vermiedenen Umweltschäden 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungs-
typ 

Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

vermiedene 
externe Kosten 

2007 Systemkosten Nutzen EE Strom 
EE Wärme 

5.600 
2.100 

    EE gesamt 7.700 

 2008*   EE gesamt 8.000 

*vorläufiger Wert 

Die vermiedenen Umweltschäden stellen die bedeutendste Nutzenkategorie des Aus-
baus Erneuerbarer Energien dar.  

Zur Berechnung der durch den Einsatz Erneuerbarer Energien vermiedenen Umwelt-
schäden im Strom- und Wärmebereich wird auf die in der Emissionsbilanz des UBA 
(2009) zusammengestellten Emissions- und Substitutionsfaktoren, auf den Grenzscha-
denskostenansatz von 70 €/t CO2 aus Krewitt et al. (2006)1

Mit insgesamt 7,7 Mrd. € (2007) bzw. 8,0 Mrd. € (2008) weisen die vermiedenen Um-
weltschäden ein großes Nutzenpotential auf, wobei die vermiedenen THG-Emissionen 
einen dominierenden positiven Beitrag liefern, während Luftschadstoffe ein teils negati-
ves Vorzeichen ausweisen, jedoch in der Summe positiv sind. Diese Angaben stellen 
einen „Brutto“-Nutzen dar, bei dem erfolgte (Teil-) Internalisierungen von Umweltkosten 
oder Wechselwirkungen mit poltischen Instrumenten des Klima- und Umweltschutzes 
nicht eingerechnet sind.  

 und auf die Kostenansätze 
für Luftschadstoffe aus dem EU-Projekt NEEDS zurückgegriffen. 

 

 

 

 

                                                
1  Ableitung der anderen THG-Schadenskosten mit „global warming potential“. 
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1.7 Merit-Order-Effekt 

Tabelle 1-8: Übersichtstabelle zum Merit-Order-Effekt 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Merit-Order 2008 Verteilungs-
effekt 

Entlastung  EEG Strom 3.580 -
4.040 

 2007    3.710 

Nach den Regelungen des EEG besteht für Strom aus EEG-Anlagen eine Abnahme-
verpflichtung für die Netzbetreiber. Somit wird dieser Strom in jedem Fall priorisiert zur 
Deckung der Nachfrage eingesetzt. Vereinfachend kann die Stromerzeugung aus Er-
neuerbaren Energien bei unveränderter Angebotskurve als Absenkung der Stromnach-
frage an der Börse abgebildet werden.2

Für die Berechnung des Merit-Order-Effektes werden die Strompreise für die Jahre 
2007 und 2008 jeweils mit und ohne EEG-Stromerzeugung simuliert. Die Wasserkraft 
wird bei den Berechnungen nicht gesondert berücksichtigt, da ihr Ausbau schon vor 
Einführung des EEG weit vorangeschritten war. Im Unterschied zu früheren Berech-
nungen werden für die Jahre 2007 und 2008 zusätzliche konventionelle Kraftwerkska-
pazitäten im Fall ohne EEG-Strom unterstellt. Diese Vorgehensweise führt zu einem 
niedrigeren Merit-Order-Effekt als in den Berechnungen für das Jahr 2006 und kann 
vor dem Hintergrund der Diskussion über die Anreize und Zeiträume für den Bau von 
neuen Kraftwerken als konservative Schätzung des Merit-Order Effektes eingestuft 
werden (d.h. der Effekt dürfte damit eher unterschätzt werden). 

 Dies hat Auswirkungen auf die Strompreise. 

Unter Berücksichtigung des unterstellten Kraftwerkszubau im Szenario ohne EEG-
Strom fällt der Merit-Order-Effekt im Jahr 2007 auf 3,71 Mrd. €. Im Jahr 2008 sinkt der 
Effekt in der Rechnung auf Basis der variablen Kosten weiterhin leicht auf 3,58 Mrd. €. 
In einer alternativen Rechnung mit Geboten z.T. auf Basis der Vollkosten steigt der 
Effekt auf ca. 4 Mrd. € an. 

 

                                                
2  Der Ausbau EE bewirkt auch unabhängig von der spezifischen Förderung durch das EEG 

einen Preiseffekt auf dem Großhandelsmarkt für Strom. Aufgrund geringer Grenzkosten 
kommen z.B. Windkraftanlagen prioritär zum Einsatz. Die Effekte können als Verschiebung 
der Angebotskurve interpretiert werden. 



 11 

 

1.8 Öffentliche und private Fördermittel 

Tabelle 1-9: Übersichtstabelle Fördermittel 

Analysebereich Betrach-
tungsjah
r 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand der 
Analyse 

Effekt 
in Mio. 
€ 

 
 

Öffentliche und 
private Fördermit-

tel (hier: Bund) 

2007  
 
 
Verteilungs-
wirkung 

 
 
 
Belastung des 
öffentlichen HH 
(hier: Bund) 

EE gesamt  316 

2008 438 

2007 Forschung 131 

2008 161 

2007 Marktentwicklung  185 

2008 277 

Erneuerbare Energien werden in Deutschland in einer Reihe unterschiedlicher Pro-
gramme mit öffentlichen und anderen Mitteln finanziell gefördert. Im Jahr 2008 hat der 
Bund für die Förderung von Forschung und Entwicklung auf diesem Gebiet 
161,2 Mio. € ausgegeben. Hinzu kommen Forschungsausgaben der Länder von 
31 Mio. € (2006) und anteilige Ausgaben der EU von rund 16 Mio. € (2007). Hieraus 
ergeben sich insgesamt jährliche Mittel für Forschung und Entwicklung von etwa 208 
Mio. €. Diese Mittel dienen künftigen Innovationen und können insofern nicht der ge-
genwärtigen Nutzung Erneuerbarer Energien in Deutschland zugerechnet werden. 

Tabelle 1-10: Fördermittel des Bundes für Erneuerbare Energien (in Mio. €) 

 
Anmerkung: Ohne Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe (2007: 900 Mio. €) sowie Ausgaben 
des BMVBS für Nationales Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie (2007: 38 
Mio. €), da sie überwiegend verkehrsbezogen sind; ohne Beiträge des Bundes an den Dachfonds GEEREF. 

2006 2007 2008
Forschungsmittel 128,1 131,1 161,2
Institutionelle Förderung BMBF/BMWi (HGF/FhG) 31,6 33,2 30,4
Projektförderung BMBF 4,3 5,0 14,0
Projektförderung BMWi (oberfl.nahe Geothermie) 1,6 0,5 0,0
Projektförderung BMELV (Biomasse) 10,2 12,1 19,4
Projektförderung BMU 80,4 80,3 97,4
Sonstige Fördermittel 201,5 184,7 277,0
BMU: Förderung von Einzelmaßnahmen EE 165,4 150,0 236,0
BMU: "100.000 Dächer-Solarstrom-Programm" 20,9 17,2 18,0
BMU/UBA: Sachverständige für EE 0,04 0,04 0,04
BMWi: Förderung der Beratung (EE-Anteil) 2,0 1,5 2,9
BMWi: Unterstützung des Exports 8,8 11,4 15,5
BMELV: Markteinführung nachwachs. Rohstoffe (Biomasse) 4,4 4,6 4,6
Insgesamt 329,6 315,8 438,2
Quellen: 
BMU: Jahresberichte zur Forschungsförderung im Bereich der EE; BMU: Umwelt 2/2009;
BMF: Haushaltspläne des Bundes (Einzelpläne 2007-09); Berechnungen des DIW Berlin.
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Für die Marktentwicklung hat der Bund im Wärme- und Strombereich im Jahr 2008 
277 Mio. € ausgegeben, davon 236 Mio. € zur Förderung von Einzelmaßnahmen zur 
Nutzung Erneuerbarer Energien mit Schwerpunkt im Wärmebereich. Die gesamten 
Darlehenszusagen der KfW für Erneuerbare Energien sind 2008 auf 4,178 Mrd. € ge-
stiegen. Hierbei dominieren Mittel aus den Programmen ERP-Umwelt und KfW-Umwelt 
zugunsten von Windenergie und Photovoltaik. Die hierbei gewährten Zinsvergünsti-
gungen werden für 2008 auf 205 Mio. € geschätzt. Die Bundesländer fördern Erneuer-
bare Energien außerhalb des FuE-Bereichs mit 20 bis 30 Mio. € pro Jahr. Die Mittel 
von Stiftungen werden auf rund 8 Mio. € geschätzt. Hieraus resultieren Gesamtmittel 
zur Marktentwicklung von gut 0,5 Mrd. €. Sie sind Transfers, die Anreize für Erneuerba-
re Energien geben, indem sie Zusatzkosten für Anlagenbetreiber teilweise kompensie-
ren.  
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1.9 Besteuerung von Strom aus Erneuerbaren Energien 

Tabelle 1-11: Übersichtstabelle zur Besteuerung von Strom aus Erneuerbaren 
Energien 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand der 
Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Energiesteuer 2008 Vertei-
lungs-
wirkung 

Belastung der 
Stromverbrau-
cher 

EE-Strom 928 -
1.174 

 2007    892 – 
1.121 

Mit der Ökologischen Steuerreform wurde 1999 eine Stromsteuer eingeführt, deren 
Regelsatz seit 2003 2,05 ct/kWh beträgt. Dabei wird Strom aus Erneuerbaren Energien 
im Wesentlichen ebenso besteuert wie Strom aus fossilen und nuklearen Energien. Im 
Gegenzug ist das Marktanreizprogramm, mit dem überwiegend Erneuerbare Energien 
im Wärmebereich gefördert werden, teilweise aus dem Stromsteueraufkommen finan-
ziert worden. Das Aufkommen der Stromsteuer betrug im Jahr 2008 insgesamt 6,261 
Mrd. €. Sonderreglungen insbesondere für Unternehmen des produzierenden Gewer-
bes bewirken derzeit Steuermindereinnahmen von 3,73 Mrd. € pro Jahr, die nicht ein-
deutig den eingesetzten Energieträgern zugeordnet werden können. Der im Jahr 2008 
auf EE-Strom entfallende Teil der Stromsteuer wird in zwei unterschiedlichen Ansätzen 
auf 0,928 Mrd. € bzw. 1,174 Mrd. € im Jahr 2008 geschätzt (von 1999 bis 2008: 5,4 
bzw. 6,6 Mrd. €).  

 
Quellen: BMF, BMU, AGEB, Berechnungen des DIW Berlin 

Abbildung 1-3: Entwicklung der Stromsteuer auf EE-Strom 
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Im Rahmen einer Bilanzierung von Kosten und Nutzen Erneuerbarer Energien kann die 
Nicht-Internalisierung externer Effekte im Rahmen der Stromsteuer entweder unter der 
Rubrik externer Kosten oder unter der Rubrik Stromsteuer verbucht werden, wobei 
jeweils eine Doppelzählung zu vermeiden ist. Eine Stromsteuerbefreiung von Erneuer-
baren Energien wäre energie- und umweltpolitisch grundsätzlich begründet und sollte 
vor allem im Zusammenhang mit der Fortentwicklung des förderpolitischen Instrumen-
tariums weiter geprüft werden. 
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1.10 Besondere Ausgleichsregelung 

Tabelle 1-12: Übersichtstabelle zur besonderen Ausgleichsregelung 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Besondere Aus-
gleichsregelung 

2008 Verteilungs-
effekt 

Entlastung privile-
gierter Unterneh-
men, Belastung 
anderer Unterneh-
men und Haushalte 

EEG-Strom 744  

 2007 573 

Die besondere Ausgleichsregelung (§§40 ff EEG 2009) hat zum Ziel, die internationale 
und intermodale Wettbewerbsfähigkeit stromintensiver Unternehmen zu erhalten. Hier-
für wird die unbedingt zu beziehende EEG-Strommenge individuell für jedes Unter-
nehmen ermittelt und begrenzt. 

Die Privilegierung führt zu Ersparnissen bei den betroffenen Unternehmen von rund 573 Mio. 
Euro in 2007 hin zu rund 744 Mio. Euro in 2008. Diese Ersparnisse bedeuten für alle übrigen 
Stromabnehmer einschließlich Unternehmen eine Mehrbelastung. Abbildung 1-4 macht 
deutlich, dass es gerade das übrige, nicht-privilegierte produzierende Gewerbe ist, das auf-
grund dieser Regelung anteilig an diesen 3 Sektoren den größten Teil zu tragen hat. Durch 
die besondere Ausgleichsregelung findet eine Verschiebung der Belastung nur innerhalb der 
Stromverbrauchergruppe statt, in der Summe ist die Belastung der Stromkonsumenten un-
verändert. 

 
Abbildung 1-4:  Entwicklung der zusätzlichen von nicht privilegierten Stromendabneh-

mern abzunehmenden Kosten aufgrund der besonderen Ausgleichsre-
gelung, dargestellt für die Sektoren öffentliche Einrichtungen, private 
Haushalte und übrige Industrie, Handel und Gewerbe seit 2004 
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1.11 Umsatz und Beschäftigungseffekte 

Tabelle 1-13: Übersichtstabelle zu Beschäftigungs- und Umsatzwirkungen3

Analysebereich 

 

Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in  

Beschäftigung 
und Umsatz 

2008 Makroökonomi-
scher Effekt  

Umsatz EE gesamt 14,65 Mrd. € 

   Beschäftigung  278.000 
Beschäftigte 

   Umsatz  11,8 Mrd. € 

 2007  Beschäftigung  249.300 
Beschäftigte 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland wirkt sich mehrfach auf den Arbeits-
markt aus. Zunächst erfordert die Installation von Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer 
Energien die Produktion dieser Anlagen, die im In- und Ausland erfolgen kann. Die inländi-
sche Produktion führt dabei zu Beschäftigung bei den Herstellern dieser Anlagen, der so 
genannten direkten Beschäftigung. Die inländische Produktion von Vorlieferungen wird 
dem Bereich der Erneuerbaren Energien zugerechnet; die hiermit verbundene Beschäfti-
gung wird als indirekte Beschäftigung bezeichnet. Neben der Installation von Anlagen 
sind der Betrieb und die Wartung von EE-Anlagen beschäftigungswirksam. Betriebs- und 
Wartungsleistungen haben ihrerseits wiederum eine eigene Vorleistungsstruktur, die die 
Bereitstellung von Betriebs- und Hilfsstoffen (Schmiermittel etc.) sowie den Ersatz von 
Verschleißteilen und anderen beschädigten Teilen beinhaltet.  

Die Berechnung der Bruttobeschäftigung, d.h. der Summe aus indirekter und direkter 
Beschäftigung durch Anlagenherstellung sowie Betriebs- und Wartungsleistungen ba-
siert auf den Umsätzen der jeweiligen Unternehmen, Kenntnis der Vorlieferungsstruk-
tur und der Arbeitskoeffizienten in den betreffenden Industrien.  

Insgesamt belief sich die Bruttobeschäftigung aus den Aktivitäten der Wirtschaft im 
Bereich Erneuerbarer Energien im Jahr 2008 auf rund 273.700 Beschäftigte. Unter 
Berücksichtigung der Beschäftigten aus öffentlichen und gemeinnützigen Mitteln erhöht 
sich dieser Wert auf 278.000 Personen und liegt damit um knapp 12 % über dem Vor-

                                                
3  Der hier ausgewiesene Umsatz bezieht sich auf die beschäftigungswirksamen Umsätze 

der Unternehmen durch Herstellung und Wartung/Instandhaltung von Anlagen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien. Erlöse durch den Betrieb sind hier nicht enthalten. Die in der re-
gelmäßigen Publikation des BMU „Erneuerbare Energien in Zahlen“ ausgewiesene Größe 
Umsatz in Verbindung mit dem Anlagenbetrieb enthält die Einspeisevergütung, den Ver-
kauf von Kraftstoffen und Brennstoffen.  
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jahreswert. Der Stellenwert des Ausbaus Erneuerbarer Energien in einer gesamtwirt-
schaftlichen Betrachtung lässt sich besser aus dem Vergleich zwischen der Entwick-
lung mit verstärktem Ausbau Erneuerbarer Energien und einer Referenzentwicklung 
ableiten. Derartige Vergleiche werden zumeist für zukünftige mögliche Szenarien an-
gestellt, da die zukünftige Entwicklung sich hypothetisch an verschiedenen Pfaden 
orientieren kann. Für aktuelle Jahre oder für die Vergangenheit ist die Analyse der so 
genannten Nettobeschäftigung nicht geeignet.   
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1.12 Vermiedene Energieimporte 

Tabelle 1-14: Übersichtstabelle zu vermiedenen Importen 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Vermiedene Impor-
te 

2008 Verteilungs-
effekt 

 EE gesamt 6.600 

 2007    4.400 

Die Primärenergieeinsparungen führen durch Multiplikation mit den Importanteilen des 
jeweiligen Energieträgers zu den mengenmäßigen Verminderungen von Energieimpor-
ten und durch Multiplikation mit den jeweiligen Importpreisen zu den Werten der einge-
sparten Rohstoffe. Tabelle 1-15 zeigt eine Übersicht von 2004 bis 2008. Neben men-
genmäßigen Einsparungen trägt die Entwicklung der Energiepreise ganz erheblich zu 
der monetären Entwicklung des Rückgangs der Energieimporte bei. Insbesondere die 
hohen Preise bis Mitte 2008 haben die Entwicklung geprägt. Berücksichtigt man die 
Zunahme der Importe bei den biogenen Brenn- und Kraftstoffen, zu denen Abschät-
zungen für 2007 und 2008 vorliegen, vermindern sich die Einsparungen entsprechend. 

Tabelle 1-15:  Verminderte Energieimporte von 2004 bis 2008 

 Strom Wärme Kraftstoff Gesamt (unter Berücksichtigung gestiegener 
biogener Brennstoffimporte) 

 [Mrd. EUR] 
2004 0,4 0,9 0,3 1,6 
2005 0,7 1,6 0,7 3,0 
2006 0,9 2,1 1,5 4,5 
2007 1,2 2,5 1,7 5,4 (4,4) 
2008 3,0 3,1 1,1 7,2 (6,6) 

Die Frage nach der Sicherheit der Energieversorgung wird mit zunehmender Abhängigkeit 
der gesamten Wirtschaft von Energie auf der einen Seite und der häufigeren Erfahrung von 
Versorgungsengpässen durch natürliche oder politische Ursachen andererseits dringlicher. 
Dennoch gibt es wenige quantitative Ansätze, die über die qualitativen Arbeiten aus dem 
militärisch-strategischen oder dem politikwissenschaftlichen Bereich hinausgehen. Die Ver-
sorgung mit Energie birgt zwei Risiken: ein Mengenrisiko, das sich in Lieferausfällen eines 
Exportlandes äußert, wie es sich beispielsweise bei den Konflikten zwischen Russland und 
der Ukraine zeigte, und ein Preisrisiko, das sich in starken, gesamtwirtschaftlich schädlichen 
Preissprüngen auf den internationalen Energiemärkten äußert. Für einen hinsichtlich des 
Mengenrisikos optimalen Energiemix werden in der Literatur Diversitätsindikatoren genutzt. 
Eine erste Anwendung auf zwei unterschiedliche Energieausbauszenarien zeigt eine Erhö-
hung der Energiesicherheit in Deutschland durch den EE-Ausbau. 
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1.13 Energiepreis-BIP-Effekt 

Tabelle 1-16: Übersichtstabelle zum Energiepreis-BIP-Effekt 

Analysebereich Betrach-
tungsjahr 

Kategorie Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in 
Mio. € 

Energiepreis-BIP-
Effekt 

2008 Makroöko-
nomischer 

Effekt 

 EE gesamt 92 - 199 

Die Substitution von fossilen Energieträgern durch den Ausbau Erneuerbarer Energien 
vermeidet nicht nur umwelt- und klimaschädliche Emissionen, sondern bewirkt auf-
grund des damit verbundenen Rückgangs der Nachfrage nach fossilen Energieträgern 
eine Reduzierung der Energiepreise. Dadurch kann wiederum ein positiver Effekt auf 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ausgelöst werden. Hierzu wird die Größenordnung die-
ses Energiepreis-BIP-Effektes für den Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland 
geschätzt (vgl. Tabelle 1-17).  

 

Tabelle 1-17: Energiepreis-BIP-Effekt in Deutschland 

 Szenario A Szenario B 

Nachfrageelastizität -0,2 -0,4 

Preiseffekt -0,75% -0,38% 

Relativer BIP-Effekt +0,0080% +0,0037% 

Absoluter BIP-Effekt +199 Mio. € +92 Mio. € 

Wirkungen eines Anteils Erneuerbarer Energien in Deutschland von 10 % am PEV 
Quelle:  Berechnungen des DIW Berlin 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland trägt zur Substitution von fossilen 
Energieträgern und damit zur Senkung der Weltenergiepreise bei (Preiseffekt). Dies 
induziert eine Steigerung des Bruttoinlandproduktes in Deutschland. Die Höhe dieses 
Effektes wird bei einem EE-Anteil von 10 % am Primärenergieverbrauch (2008) auf 
eine Größenordnung zwischen 92 und 199 Mio. € geschätzt.  
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1.14 Portfolio-Effekt und Ausbau Erneuerbarer Energien 

Aufgrund ihrer spezifischen Risikostruktur, insbesondere deutlich geringerer Brennstoffkos-
tenrisiken, tragen Erneuerbare Energien zur Diversifikation der Risiken von primär auf fos-
silen Energien basierenden Energieerzeugungsportfolios bei. Diese Vorteile bei der Nut-
zung Erneuerbarer Energien können mögliche Mehrkosten beim Einsatz solcher Energie-
träger zumindest teilweise kompensieren. Dieser in der Portfoliotheorie beschriebene Ef-
fekt ist bisher vielfach bei der Bewertung Erneuerbarer Energien außen vor geblieben. 

Mit Hilfe der Portfolioanalyse werden Energietechnologien nicht allein nach erwarteten 
Erträgen, sondern unter expliziter Berücksichtigung von Risiken bewertet. Als Portfolio-
effekt wird die Verringerung des Gesamtrisikos durch eine Mischung unterschiedlicher 
Risiken bezeichnet. Ein Portfolio ist effizient, wenn dieses die einzelnen Komponenten so 
kombiniert, dass für ein gegebenes Risiko die erwarteten Erträge maximiert oder bei ge-
gebenen Erträgen das Risiko minimiert werden. Dabei wird deutlich, dass Erneuerbare 
Energien aufgrund ihrer speziellen Risikostruktur (geringes Brennstoffkostenrisiko) das 
Energieerzeugungsportfolio diversifizieren und damit effizienter machen können. Die bis-
herigen quantitativen Analysen, beispielsweise von Berger u. a. (2002) für die EU, sind 
aufgrund von vereinfachenden Annahmen und methodischen Schwächen allerdings noch 
nicht ausreichend belastbar. Sie weisen jedoch tendenziell auf Nutzenwirkungen des Aus-
baus Erneuerbarer Energien hin, die künftig weiter beachtet werden sollten. 
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1.15 Bilanzierung der einzelnen Effekte 

Die nach Analysebereichen dargestellten Effekte sind in Tabelle 1-18 geordnet nach 
Kategorien aufgeführt. Eine Aggregation ist grundsätzlich nur bei völliger Übereinstim-
mung der Wirkungstypen, des Analysegegenstands sowie der Einheiten möglich, wo-
bei mögliche Doppelzählungen von Kosten oder Verteilungswirkungen durch „kursive 
Schrift“ angemerkt sind. In Kategorie A lassen sich die gesamten Kosten aufsummie-
ren und dem quantifizierten Nutzen gegenüberstellen, wobei dieser hier eine Brutto-
Nutzengröße4

Ein grober Überschlag der Systemkosten für Erneuerbare Energien insgesamt zeigt, 
dass 2007 den Kosten in Höhe von 5,6 Mrd. € ein Nutzen von ca. 7,7 Mrd. € gegen-
überstehen, wobei dieser Nutzen sich allein auf die vermiedenen Emissionen stützt, da 
weitere Nutzenaspekte in diesem Stadium des Projektes monetär nicht quantifizierbar 
sind. Die Differenzkosten bestimmen überwiegend die Systemkosten, während die 
Ausgleichs-, Regelenergie-  und Netzausbaukosten zusammen mit 0,6 Mrd. € einen 
kleineren Beitrag liefern. Die Transaktionskosten, die den Unternehmen der Energie-
wirtschaft entstehen, liegen bei ca. 0,03 Mrd. € (2007). Allerdings können diese über 
Entgelte an die Konsumenten weitergeleitet werden. Für 2008 belaufen sich die Sys-
temkosten überschlägig geschätzt auf ca. 6 Mrd. €, während die vermiedenen Umwelt-
schäden ca. 8 Mrd. € betragen.  

 wiederspiegelt. Der positive Umwelteffekt basiert auf abdiskontierten 
Schadenswerten. 

Bezüglich der Verteilungsaspekte ist eine vollständige Erfassung und Zuordnung von 
Ent- oder Belastungen nach einzelnen Wirtschaftsakteuren nicht möglich.  

Die Stromverbraucher insgesamt sehen sich durch die EEG-Umlage einer Belastung 
von ca. 4,3 Mrd. € in 2007 (4,7 Mrd. € 2008) ausgesetzt. Der Merit-Order-Effekt wirkt 
durch die Strompreissenkung zwar entlastend, ist jedoch nicht direkt den Belastungen 
durch die EEG-Umlage gegenüberzustellen, da unklar ist, zu welchen Anteilen die 
Preiseffekte an die Konsumenten weitergegeben werden. Sollten die Preissenkungen 
(Merit-Order) vollständig an die Stromverbraucher durchgereicht werden, stünden ihren 
Belastungen durch Steuern und Umlage Entlastungen in ähnlicher Höhe entgegen. 
Des Weiteren profitierten dann durch den Merit-Order-Effekt insbesondere Unterneh-
men, die unter die besondere Ausgleichsregelung fallen – deren Saldo dürfte positiv 
sein.  

                                                
4  2007 war der Preis für Emissionszertifikate so niedrig, dass eine Berücksichtigung der 

(Teil-) Internalisierung (Vermeidung der Doppelzählung) bei den vermiedenen Umwelt-
schäden sich nur in der Dezimalstelle bemerkbar machen würde. 
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Tabelle 1-18: Zusammenschau der dargestellten Wirkungen nach Bilanzierungs-
kategorien 

Analysebereich Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in Mio. € 
(ansonsten an-
gegeben) 

Effekt in Mio. € 
(ansonsten an-
gegeben) 

Kategorie A: Systemanalytische Kosten- und Nutzenaspekte  2007 2008 
Transaktionskosten indirekte Kosten  EEG-Strom 30  
Vermiedene Umwelt-
schäden 

Vermiedene Kosten EE-Strom 5.600  
EE-Wärme 2.100  
EE gesamt  7.700 8.000* 

Regel- Ausgleichs-
energiekosten 

indirekte Kosten EE-Strom 570  

Netzausbaukosten indirekte Kosten EEG-Strom 20  
Differenzkosten Wärme direkte Kosten MAP-Wärme 368  

EE-Wärme 1.163 1.003 

Differenzkosten Strom 
(inkl. CO2-Zertifikatskosten) 

direkte Kosten EE-Strom 3.855 4.323 

Portfolio-Effekt (nicht quantifizierbar) Nutzen n.n. n.n. 
Kategorie B: Verteilungsaspekte 2007 2008 
Merit-Order Effekt  Entlastung EEG-Strom 3.710 3.580 - 4.040 

Besondere Ausgleichs-
regelung 

Entlastung best. Un-
ternehmen 

EEG-Strom 573 744 

Besteuerung von EE-
Strom 

Belastung Stromver-
braucher 

EE-Strom 892 - 1.121 928 - 1.174 

Öffentliche und private 
Fördermittel (hier: Bund) 

Belastung des öffent-
lichen HH bzw. Ent-
lastung von Anlagen-
betreibern 

EE gesamt 316 438 

Forschung 
EE 

131 161 

Marktent-
wicklung EE 

185 277 

Förderung Wärmenetze 
in Kapitel 1.8 

Entlastung der Anla-
genbesitzer 

MAP(KfW)  1,4  10,5 

Differenzkosten Strom Belastung Stromver-
braucher 

EEG-Strom 4.300 4.650 

Kategorie C: Makroökonomische und sektorale Aspekte 2007 2008 
Beschäftigung und Um-
satz 

Umsatz EE gesamt 11.800 14.650 

Beschäftigung 249.000 Be-
schäftigte 

278.000 Be-
schäftigte 

Energiepreis-BIP-Effekt Bruttoinlandsprodukt EE gesamt  92 - 199 

Vermiedene Energie-
importe 

Monetäre Importe EE gesamt 4.400 6.600 

* vorläufig     
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Die energieerzeugenden Unternehmen bzw. Anlagenbetreiber erfahren 2008 Entlas-
tungen durch die bereitgestellten Fördermittel in Höhe von etwa 0,2 Mrd. € (2007) bzw. 
ca. 0,3 Mrd. € (2008), wobei die Förderung der Wärmenetze im Analysebereich „öffent-
liche und private Fördermittel“ bereits abgedeckt ist. Die Verteilungswirkungen des 
Merit-Order-Effekts sind wie oben bereits angemerkt ebenso wie die Wirkungen der 
vermiedenen Importe nicht eindeutig Akteuren zuordenbar. 

Die makroökonomischen Größen reflektieren gesamtwirtschaftliche Auswirkungen des 
gesamten EE-Ausbaus. Hierbei sind bezüglich der Entwicklung von Umsatz und Be-
schäftigung Bruttowirkungen angegeben, denen generell negative Effekte gegenüber-
stehen können, die hier noch nicht berücksichtigt sind. Entsprechende Nettoeffekte 
sollen später in Szenario-Rechnungen quantifiziert werden. Einen weiteren makroöko-
nomischen Effekt stellt der Energiepreis-BIP-Effekt in Höhe von etwa 0,1-0,2 Mrd. € 
dar. 
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2 Einleitung 

Die vorliegende Studie ist der erste Teil eines umfangreichen Vorhabens, das sich mit 
der Analyse der Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien im 
Strom- und Wärmebereich befasst, um eine wissenschaftlich fundierte und akzeptierte 
Grundlage für eine umfassende Bewertung der bisherigen Nutzung und des weiteren 
Ausbaus Erneuerbarer Energien zu erarbeiten.  

Hierzu werden in dieser Studie zunächst die bisherigen Ansätze und Methoden zur 
Erfassung der Wirkungen zusammengestellt und diskutiert. Hierbei sollen insbesonde-
re die Untersuchungen zu Nutzen- und Kostenwirkungen im Wärmebereich weiter vo-
rangetrieben werden, während im Strombereich teilweise bereits eine gründliche Aus-
wertung vorliegender Arbeiten erfolgen kann.  

Die vorliegenden Informationen sollen in einen konzeptionellen Rahmen eingeordnet 
werden, der eine Gesamtbewertung der Effekte ohne Doppelzählungen oder Lücken 
ermöglicht. Der Analysehorizont umfasst dabei im ersten Teil des Gesamtprojekts zu-
nächst die aktuelle Situation 2007 sowie, sofern Daten verfügbar sind, auch 2008. Zwi-
schenergebnisse wurden im November 2009 im Rahmen einer Fachtagung zur Dis-
kussion gestellt. Die hierbei vorgetragenen Anregungen wurden teilweise in die Kos-
ten-Nutzenbetrachtung aufgenommen und finden auch im weiteren Projektverlauf Be-
rücksichtigung. 

Der anschließend folgende, zweite Teil des Vorhabens umfasst zum einen fortführende 
bzw. vertiefende Arbeiten zur verbesserten Schätzung und Darstellung aktueller und 
zukünftiger Wirkungen, zum anderen erweitert er die Betrachtung auf die Jahre 2020 
und 2030. Denn nur eine langfristige Wirkungsbetrachtung, die zukünftige Effekte mit 
berücksichtigt, kann ein umfassendes Gesamtbild der Wirkungen aufzeigen. Zur Vali-
dierung der Ergebnisse dieses Vorhabens sind auch weiterhin Diskussionen, Fachge-
spräche und Präsentationsveranstaltungen vorgesehen, bei denen offene Fragen und 
Ergebnisse intensiv behandelt werden sollen.     

Die vorliegende Studie umfasst die Ergebnisse des ersten Teilabschnitts.  

2.1 Aufgabenstellung und Zielsetzung des Berichts 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien wird von einer intensiven Diskussion über das Für 
und Wider der Förderung Erneuerbarer Energien (EE) sowie über die Auswirkungen 
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auf Unternehmen, Haushalte und die gesamte Volkswirtschaft begleitet5

In dieser Studie werden die vorliegenden Ansätze zur Quantifizierung von Kosten- und 
Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien im Strom- und Wärmebereich 
gesammelt, eventuell (weiter)entwickelt, zusammengeführt und bewertet sowie eine 
übersichtliche Zusammenschau der einzelnen Effekte vorgestellt. Während einzelne 
Wirkungen bereits quantifiziert und ausführlich diskutiert werden, blieben andere Effek-
te bisher weitestgehend unberücksichtigt oder wurden nur qualitativ betrachtet. Die 
Ziele der vorliegenden Studie umfassen im Einzelnen:  

. Schlagworte 
wie Emissionsverlagerung, Importsubvention, Kosteneffizienz, Nettobeschäftigungsef-
fekte und Wettbewerbsverzerrung lenken die Diskussion auf die Kostenseite des Aus-
baus und drängen die vielfältigen Nutzenaspekte des Ausbaus in den Hintergrund. 
Darüber hinaus sind neben Kosten-Nutzenwirkungen auch weitere Dimensionen wie 
Verteilungsaspekte für eine vollständige Diskussion zu berücksichtigen. Aufgrund der 
Vielfältigkeit und der unterschiedlichen Dimensionen der Effekte fehlt es bislang an 
einer umfassenden Gesamtschau.  

• Bestandsaufnahme und Bewertung vorliegender Ansätze zur Quantifizierung von 
Kosten- und Nutzenwirkungen Erneuerbarer Energien, 

• Diskussion des bisherigen Erkenntnisstandes, dabei Identifikation von Lücken bzw. 
Schwachstellen und  

• Formulierung von Vorschlägen für eine integrierte Zusammenschau und für weitere 
Analysen. 

Hierbei werden die gegenwärtigen Wirkungen des bisherigen EE-Ausbaus betrachtet, 
soweit möglich nach den Teilbereichen Wärme- und Stromerzeugung gegliedert und 
die insbesondere durch EEG oder MAP geförderten Bereiche differenziert dargestellt.  

2.2 Vorgehensweise 

Der Analysehorizont der Studie umfasst die aktuelle Situation, d.h. die Entwicklung bis 
zum Jahr 2007 bzw., sofern Daten vorhanden sind, auch bis 2008. Angestrebt ist, eine 
möglichst vollständige Quantifizierung für ein Bezugsjahr (etwa 2007) zu erreichen. 
Soweit möglich oder sinnvoll, beziffern die einzelnen Teilstudien auch Ergebnisse aus 
vorangegangenen Jahren.  

Da die vielfältigen Kosten- und Nutzeneffekte des Ausbaus Erneuerbarer Energien 
verschiedene Akteure betreffen, Wirkungen auf unterschiedlichen Ebenen hervorrufen 

                                                
5  Siehe Referenzen Kapitel 2.4. 
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und ungleiche volkswirtschaftliche Aufgabenbereiche/Zielsetzungen berühren, bedarf 
es einer differenzierten Betrachtung nach folgenden Wirkungskategorien bzw. Dimen-
sionen: 

• Systemanalytische Kosten- und Nutzenaspekte umfassen die direkten (Differenz-
kosten) und indirekten (Netzausbau, Regelenergie, weitere Transaktionskosten, 
etc.) Systemkosten des EE-Ausbaus im Vergleich zu konventionellen Systemen so-
wie die Nutzenseite. 

• Verteilungsaspekte zeigen auf, welche Wirtschaftsakteure oder Gruppen durch die 
Förderung des EE-Ausbaus belastet oder entlastet werden bzw. welche Vertei-
lungseffekte einzelner Maßnahmen bei den verschiedenen Wirtschaftsteilnehmern 
zu beobachten sind.  

• Makroökonomische Aspekte legen die Wirkungen auf BIP und Beschäftigung dar. 
Hier werden zunächst auf makroökonomischer Ebene nur die durch den EE-Ausbau 
ausgelösten Umsätze und Beschäftigten berücksichtigt.  

Diese hier aufgeführte Differenzierung nach Kategorien bietet den entsprechenden 
Rahmen für die Gesamtschau der verschiedenen Effekte und erlaubt teilweise eine 
Aggregation innerhalb der jeweiligen Kategorien. In der jeweiligen Kategorie wird nach 
Wirkungstyp unterschieden, und zwar nach Kosten und Nutzenwirkungen, nach Be- 
und Entlastungswirkungen oder nach positiven und negativen Brutto-(Netto)-
Beschäftigungs- und Wertschöpfungswirkungen. 

Die vorliegende Studie konzentriert sich in ihrer Analyse auf folgende Bereiche:   

• Differenzkosten im Strom- und Wärmebereich 

• Transaktionskosten im Strom- und Wärmebereich 

• Ausgleichs-, Regelenergie-, und Netzausbaukosten im Strombereich 

• Ausbau von Wärmenetzen 

• Vermiedene externe Kosten im Strom- und Wärmebereich 

• Vermiedene Energieimporte im Strom- und Wärmebereich 

• Portfolio-Effekt  

• Öffentliche und private Fördermittel im Strom- und Wärmebereich 

• Besteuerung von EE-Strom 

• Merit-Order-Effekt im Strombereich 

• Besondere Ausgleichsregelung im Strombereich 

• Energiepreis-BIP-Effekt 

• Umsatz- und Beschäftigungseffekte im Strom- und Wärmebereich 
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Daneben wurden insbesondere im Rahmen einer durchgeführten Fachtagung weitere, 
eher qualitative Aspekte thematisiert, die als positive Wirkungen betrachtet werden 
können. Dies erstreckten sich auf mögliche Auswirkungen des EE-Ausbaus auf Innova-
tionsintensität und Innovationsanreize im Bereich der EE-Technologien, auf Spill-over-
Effekte im Bereich der Technik und Politik sowie auf Umweltbewusstseinswandel, Ver-
änderung gesellschaftlich normativer Vorstellungen mit Blick auf den Klimaschutz und 
auf die innere und äußere Sicherheit. Eine qualitative Diskussion dieser Effekte könn-
ten die Nutzenwirkungen des EE-Ausbaus auf eine breitere Basis stellen. 

Je nach Analysebereich und Fragestellung werden Erneuerbare Energien in unter-
schiedlichen Abgrenzungen untersucht (Gegenstand der Analyse): 

• Ausbau Erneuerbarer Energien insgesamt 
• MAP-geförderter Ausbau der Erneuerbaren Energien im Wärmebereich 
• EEG-geförderter Ausbau der Erneuerbaren Energien im Strombereich 
• Erneuerbare Energien für die Stromerzeugung insgesamt 
• Erneuerbare Energien für die Wärmeerzeugung insgesamt 

Zum besseren Verständnis der Systematisierung gibt Abbildung 2-1 eine graphische 
Darstellung der betrachteten Analysebereiche, Wirkungskategorien, -typen und des 
jeweiligen Untersuchungsgegenstands.  
 

 

Abbildung 2-1: Übersicht über das Einteilungsschema nach Wirkungskategorien, 
-typen, Analysebereichen und Gegenständen der Analyse 
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2.3 Aufbau des Berichts 

Der vorliegende Bericht ist in fünf Hauptteile gegliedert.  

Der erste Hauptteil (Kapitel 3 bis 5) umfasst einen kritischen Umriss der vorliegenden 
Ansätze zur Quantifizierung der Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuer-
barer Energien im Strombereich sowie Ansätze zur Darstellung und Bewertung dieser 
im Wärmebereich. Der zweite und dritte Teil (Kapitel 6 und 7) befasst sich mit Vertei-
lungs- und makroökonomischen Aspekte wie Wachstum und Beschäftigung. Weitere 
Effekte wie Energiepreiswirkungen und Risikoaspekte sind in Kapitel 8 zusammenge-
fasst und stellen den vierten Teil des Berichts dar. 

Im fünften Teil (Kapitel 9 und 10) werden die verschiedenen Effekte nach Kategorien 
betrachtet und soweit wie möglich aggregiert dargestellt sowie Schritte für weitere Ana-
lysen vorgeschlagen. 
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3 Direkte Kosten 

Alle Kosten, die unmittelbar durch den Ausbau Erneuerbarer Energien entstehen, fallen 
in die Kategorie der direkten Kosten. Diese umfassen alle technologie- bzw. system-
bedingten Kosten, die durch Erstellung, Betrieb und Wartung der Erzeugungsanlage 
anfallen. Zur Beurteilung des EE-Ausbaus nach Kostenaspekten wird häufig ein Ver-
gleich der Systemkosten zwischen Energieumwandlungsanlagen auf Basis fossiler und 
Erneuerbarer Energien herangezogen. Diese hier als systemanalytischer Kostenansatz 
bezeichnete Vorgehensweise basiert auf einem Vergleich der Gestehungskosten er-
neuerbarer und konventioneller Erzeugungstechnologien. Die so berechneten Diffe-
renzkosten beziffern die aggregierten Mehr- oder Minderkosten, die in der Volkswirt-
schaft durch den Einsatz Erneuerbarer Energien anstelle von konventionellen Energie-
trägern anfallen.  

Im Unterschied dazu lassen sich im Strombereich auch „Differenzkosten“ im Sinne des 
EEG ausweisen. Diese stehen in der öffentlichen Diskussion i.d.R. im Vordergrund.  
Sie beziffern unter Verteilungsaspekten gesehen die Belastung der Stromlieferanten 
bzw. -verbraucher.  

3.1 Differenzkosten im Strombereich  

3.1.1 Methodischer Überblick 

Ziel dieses Untersuchungsteils ist es, die grundlegenden Annahmen der unterschiedli-
chen Ansätze verschiedener Abschätzungen zu den Differenzkosten im Strombereich 
gegenüberzustellen und nachvollziehbar und transparent zu machen. Dabei werden in 
diesem Bericht die vorliegenden Studien zur Abschätzung von Differenzkosten im 
Strombereich ausgewertet und die jeweiligen Ansätze und Ergebnisse dargestellt.  

Die Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien ist derzeit oftmals teurer als die 
Erzeugung auf Basis fossiler oder nuklearer Brennstoffe, insbesondere wenn man von 
externen Effekten absieht und sich auf einen Vergleich der Erzeugungskosten be-
schränkt. In der Literatur haben sich zwei Methoden zur Analyse dieser Kostendiffe-
renz zwischen Erneuerbaren Energien und anderen Energieträgern entwickelt, die un-
terschiedliche Aspekte betonen, bislang aber letztlich Differenzkosten in ähnlicher 
Größenordnung ausweisen. 

Die systemanalytische Betrachtungsweise (vgl. z. B. Nitsch 2008) vergleicht Strom-
gestehungskosten für erneuerbare und andere Energieträger. Bei der Abschätzung der 
Stromgestehungskosten für Erneuerbare Energien muss zwischen den Erzeugungs-
technologien, die ohne Brennstoffe auskommen, wie Windenergie, solare Strahlungs-
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energie oder Geothermie und den mit einem Brennstoffeinsatz verbundene Erzeu-
gungstechnologien unterschieden werden.  

Die Stromgestehungskosten lassen sich durch annuitätische Investitionskosten und 
Betriebskosten - bei letzteren einschließlich Brennstoffkosten - abbilden. Auf der kon-
ventionellen Kraftwerkseite ergeben sich die Stromgestehungskosten ebenso aus den 
annuitätischen Investitionen in den Kraftwerkspark, den Preisen und Mengen für den 
jeweiligen Brennstoffeinsatz und allen weiteren Betriebskosten. Die Differenzkosten 
ergeben sich dann als: 

Differenzkostensystem = Jahreskosten Strom aus EE – anlegbare Preise x EE-Strommenge 

Als anlegbare Preise werden die – rechnerischen – Preise bezeichnet, mit denen die 
durch EE-Strom verdrängten konventionell erzeugten fossilen Strommengen bewertbar 
sind. Sie werden von den Stromgestehungskosten des fossilen Kraftwerksparks abge-
leitet und sind für die verschiedenen EE-Technologien unterschiedlich hoch, da in Ab-
hängigkeit von der eingesetzten EE-Technologie konventionelle Kraftwerke weniger 
eingesetzt werden müssen. 

In dieser Betrachtungsweise werden alle erneuerbaren Energieträger und Erzeugungs-
technologien berücksichtigt, um eine Abschätzung der tatsächlichen Belastung der 
Volkswirtschaft durch den Einsatz Erneuerbarer Energien zu gewinnen. Derzeit sind 
die so berechneten Differenzkosten positiv, d.h. der Ausbau Erneuerbarer Energien ist 
mit Mehrkosten verbunden. Eine wesentliche Stärke des Ansatzes besteht jedoch da-
rin, dass er auch eine Entlastung der Volkswirtschaft durch negative Differenzkosten 
abzubilden vermag. So liegen bereits jetzt die Stromgestehungskosten der großen 
Wasserkraft deutlich unter den Stromgestehungskosten des sonstigen Kraftwerks-
parks, so dass die große Wasserkraft die Stromerzeugung insgesamt kostengünstiger 
werden lässt.  

Alternativ lässt sich die Kostenbelastung der Wirtschaftssubjekte durch die Förderung 
der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien (EEG) über eine Differenzkosten-
analyse abbilden. Hierbei entsprechen die Differenzkosten den Mehrkosten der vergü-
teten EEG-Strommengen im Vergleich zu den Bezugskosten: 

DifferenzkostenEEG = (EEG-Durchschnittsvergütung – durchschnittliche Strombezugskosten) x 

EEG-Strommenge 

Dieser Ansatz stellt einen wichtigen Indikator für die durch das EEG ausgelöste Kos-
tenbelastung zur Verfügung, ist jedoch nicht in der Lage, die gesamtwirtschaftliche 
Auswirkung bereits wirtschaftlicher EE-Technologien abzubilden. Da er Belastungen 
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der entsprechenden Akteursgruppen widerspiegelt, beziffert er letztendlich Vertei-
lungsaspekte. Die Differenzkosten nach EEG sind typischerweise positiv, wohingegen 
die systemanalytischen Differenzkosten durchaus gesamtwirtschaftliche Entlastungen 
darstellen können, da sie durchaus negativ werden können. 

Darüber hinaus müssen bei beiden Ansätzen Annahmen zu den jeweils anzusetzen-
den Preisen und Werten des Stroms aus Erneuerbaren Energien und des anderweitig 
erzeugten Stroms getroffen werden. Im Folgenden werden die verschiedenen Ansätze 
kurz beleuchtet und eingeordnet, sowie die resultierenden Differenzkosten miteinander 
verglichen.  

3.1.2 Systemanalytische Differenzkosten 

Eine systemanalytische Berechnung der Differenzkosten wird in der regelmäßig aktua-
lisierten Leitstudie (Nitsch, 2008, 2007, 2006) vorgenommen. Dabei wird die gesamte 
Energieerzeugung aus Erneuerbaren Energien zugrunde gelegt – also auch "alte Was-
serkraftwerke". Für die Windenergie, die Wasserkraft, die PV und Geothermieanlagen 
errechnen sich die Jahreskosten annuitätisch aus den bis zum Betrachtungszeitpunkt 
getätigten Investitionen und Betriebskosten, für die Stromerzeugung aus Biomasse 
kommen noch die Brennstoffkosten des Anlagenbestands im jeweiligen Jahr hinzu. 
Strom aus „alten“ Wasserkraftanlagen sowie aus Offshore-Windanlagen wird entspre-
chend den höheren erzielbaren Volllaststunden mit einem niedrigeren anlegbaren Preis 
bewertet als Strom aus den anderen erneuerbaren Energieträgern, da diese Anlagen 
gedanklich Anlagen mit geringeren Stromgestehungskosten ersetzen. Der anlegbare 
Preis errechnet sich aus den fossilen und nuklearen Stromgestehungskosten - d.h. er 
repräsentiert für 2008 und andere vergangene Jahre den bestehenden Kraftwerks-
park -, der Preisentwicklung der genutzten Brennstoffe und der Entwicklung der CO2-
Preise. Diese Preise stimmen nicht unbedingt mit den Börsenpreisen für Strom überein 
und werden teilweise von anderen Marktfaktoren getrieben. Tabelle 3-1 zeigt eine 
Übersicht über die in Leitstudie 2008 zugrunde gelegten Preise, Jahreskosten, erzeugten 
Mengen und die daraus resultierenden Differenzkosten für 2007 und 2008. 6

In die Berechnung von Jahreskosten müssen Annahmen zur Abschreibungsdauer, zu 
Betriebs- und Wartungskosten und, sofern eingesetzt, zu den Brennstoffkosten einge-

 

                                                
6  Setzt man in der systemanalytischen Betrachtungsweise anstelle der rechnerisch ermittel-

ten anlegbaren Preise ex-post die Durchschnittsbörsenpreise an, so ergeben sich für 2008 
mit einem hohen durchschnittlichen Spotpreis von 65,76 €/MWh deutlich niedrigere Diffe-
renzkosten (2,49 Mrd. €) als in Tabelle 3-1 angegeben. Für 2007 verändert sich die Aus-
sage kaum, da die Schätzung des anlegbaren Preises mit 0,039 €/kWh nahe am durch-
schnittlichen Spotpreis von 0,0380 €/kWh lag.  
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hen. Darüber hinaus muss ein Zinssatz für die annuitätische Berechnung angenommen 
werden. In der Leitstudie 2008 werden technologieübergreifend 6 % Zinsen unterstellt, 
alle anderen Annahmen sind technologiespezifisch. Aus einem Vintageansatz mit Zu-
gängen und Abgängen sowie Annahmen zur technologiespezifischen Nutzungsdauer 
folgen die jährlichen Erzeugungsmengen. Diese weichen teilweise etwas von den tat-
sächlichen Einspeisemengen eines Jahres ab.   

Tabelle 3-1:  Systemanalytische Differenzkosten nach Leitstudie 2008 

 2007 2008 

Jahreskosten (Mio. €/a)   

Wasserkraft 755  764  

Windenergie 3542  3778  

Biomasse* 1860  2187  

Photovoltaik 1707  2150  

Geothermie 1  5  

Gesamt  7.865  8.884  

Anlegbarer Preis (Wasser, offshore) €/kWh 0,051 (0,039) 0,0529 (0,0409) 

Erzeugte Menge (TWh)   

Wasserkraft 21  21  

Windenergie 40  43  

Biomasse* 19  22  

Photovoltaik 3  4  

Geothermie < 0,1 < 0,1 

Gesamt  87  95  

Differenzkosten (Mio. €)   

Wasserkraft -81  -135  

Windenergie 1506  1512  

Biomasse* 891  1023  

Photovoltaik 1538  1918  

Geothermie 1  4  

Gesamt  3.855  4.323  

Quellen: Eigene Berechnungen GWS, nach Leitstudie 2008 * einschließlich Nahwärmenetze 
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3.1.2.1 Vor- und Nachteile des systemanalytischen Ansatzes 

Konzeptionell besteht die größte Stärke des Ansatzes darin, negative Differenzkosten 
und nicht nach EEG vergütete Mengen einzuschließen (große Wasserkraft, direkt ver-
marktete Mengen) und somit Aussagen über die gesamtwirtschaftlichen Kosten von 
Energie aus erneuerbaren Quellen zu gewinnen. D. h. es werden hierbei nicht nur die 
EEG-bedingten Differenzkosten betrachtet. 

Darüber hinaus lässt sich dieser Ansatz auch auf die Berechnung der Differenzkosten 
in der Wärmeerzeugung übertragen (vgl. Kapitel Differenzkosten im Wärmebereich), so 
dass die Differenzkosten des Ausbaus Erneuerbarer Energien dadurch in einem kon-
sistenten Analyserahmen betrachtet werden können.  

Zudem ist der Ansatz gut für eine Abschätzung zukünftiger Differenzkosten geeignet, 
da sich die Energiekosten und das Mengengerüst mit Hilfe von Szenarien konsistent 
fortschreiben lassen und sich die Differenzkosten innerhalb dieser Szenarien berech-
nen lassen.  

3.1.3 Ermittlung der Differenzkosten nach EEG 

3.1.3.1 EEG vor 2009 

Das EEG verlangt zwar von den Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) keine 
Bescheinigung zur EEG-Umlage gegenüber ihren Kunden, berechtigt jedoch unter dem 
Stichwort „Transparenz“ „Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die 
Strom an Letztverbraucher liefern, sowie deren Zusammenschlüsse (…), die Differenz 
zwischen den (…) gezahlten Vergütungen und ihren durchschnittlichen Strombezugs-
kosten pro Kilowattstunde oder den durchschnittlichen Strombezugskosten pro Kilo-
wattstunde der an ihr Netz angeschlossenen Elektrizitätsversorgungsunternehmen im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr (Differenzkosten) gegenüber Dritten anzuzei-
gen, wenn sie diese durch eine zu veröffentlichende Bescheinigung eines Wirtschafts-
prüfers oder vereidigten Buchprüfers nachweisen.“ (§15 EEG 2004; gleichlautend bei-
behalten in EEG 2006).   

3.1.3.2 Umsetzung 

Zu den im Gesetzestext aufgeführten durchschnittlichen Strombezugskosten liegen 
jedoch allenfalls den betreffenden Unternehmen Daten vor, die keiner äußeren Prüfung 
unterliegen. In einer Zusammenschau verschiedener Ansätze zur Näherung und Ab-
schätzung dieser Größe, beziehungsweise zur Schätzung der bundesweiten durch-
schnittlichen Differenzkosten finden Wenzel und Diekmann (2006) eine erhebliche 
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Spannbreite, die bei der Anwendung zu deutlichen Unterschieden in den Differenzkos-
ten bereits für das Jahr 2005 führt. 

Ohne Angaben aus den Unternehmen muss sich eine Abschätzung der Strombezugs-
kosten an den veröffentlichten Daten der deutschen Strombörse (EEX) orientieren. Seit 
Gründung der EEX in 2000 ist das gehandelte Volumen an der Strombörse ebenso 
gewachsen (vgl. Abbildung 3-1) wie die Anzahl der gehandelten Produkte. Während 
zunächst der Spothandel aufgenommen wurde (Stundenkontrakte und Blockkontrakte), 
konnte bereits in 2001 der Terminmarkt eröffnet werden.   
 

 
Quelle: EEX, eigene Grafik GWS 

Abbildung 3-1:  Entwicklung der gehandelten Mengen an der EEX  

Die Preisentwicklung ist bei den gehandelten Produkten in ihrem Trend nicht so ein-
heitlich wie die Mengenentwicklung. Während auf dem Terminmarkt die Preise für 
Peakload-Kontrakte für das jeweils nächste Jahr gleichmäßig stiegen, fielen die Phelix 
Base Year Futures in 2006 von 53,4 €/MWh auf 50,7 €/MWh. Noch stärker fielen die 
Spotmarkt Preise in 2007 von 50,8 auf 38 €/MWh.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welcher Preis sinnvollerweise zu einer 
Abschätzung der Strombezugskosten herangezogen werden sollte. In der Vergangen-
heit sind dazu eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet worden. Der VDEW empfahl 
2005 seinen Mitgliedsunternehmen den Durchschnittspreis an der EEX für Phelix Base 
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Year Futures für das betreffende Jahr über einen Zeitraum von einem Jahr zu mitteln7

 

, 
der anderthalb Jahre vor dem betreffenden Jahr beginnt (z. B. Juli 2003 – Juni 2004 für 
2005). Die hinter diesem Ansatz stehende Annahme unterstellt, dass die Beschaf-
fungsentscheidungen überwiegend in dieser Zeitperiode fallen.  

 

Abbildung 3-2:  Phelix Base Year Future (Euro/MWh) (CAL-08) an der EEX. Die 
horizontale Achse zeigt den Zeitraum von 2005 bis zum Ende der 
Handelsperiode 12/ 2007(EEX, eigene Grafik, GWS) 
 

Die roten Linien markieren den von der VDEW zur Ermittlung vorgeschlagen Handels-
zeitraum. Ungewichtet ergibt sich über diesen Zeitraum ein Strompreis von 54,82 
€/MWh. Betrachtet man hingegen den gesamten Zeitraum, in dem CAL-08 gehandelt 
wurde, so ergibt sich ungewichtet ein Strompreis von 46,17 €/MWh. Lässt man den 
Beginn der Berechnungsperiode gleich (Juli 2006), bezieht aber das letzte halbe Jahr 
bis Ende 2007 mit ein, ergibt sich ein Mittelwert von 38,6 €/MWh. Der mit den Han-
delsmengen gewichtete Mittelwert über den gesamten Zeitraum (Januar 2005 bis De-
zember 2007) liegt bei 50,19 €/MWh.  

                                                
7  Wenzel und Diekmann weisen jedoch zu Recht darauf hin, dass diese Empfehlung von der 

damaligen Vorschrift des EEG abweicht und keine Umsetzung des EEG darstellen kann.  
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Wenzel und Diekmann untersuchen weitere Vorschläge, wie den des BEE, der eine 
Gewichtung von Phelix-Base und Phelix-Peak Preisen vorschlägt, der jedoch ebenso 
wenig empirisch unterlegbar ist wie der Abschneidezeitraum des VDEW. Die Autoren 
schlagen selbst zwei Varianten zur Schätzung der bundesweiten durchschnittlichen 
Differenzkosten vor, bei denen die Variante A einen mit den jeweiligen Handelsmengen 
gewichteten Durchschnitt auf den Spot- und den Future-Märkten darstellt und die Vari-
ante B von einer Gleichgewichtung der Preise von Futures aus dem Vorjahr und dem 
Spotmarktpreis aus dem Berechnungsjahr ausgeht.  

Für das Jahr 2008 liegt eine Abschätzung von Wenzel (2009) vor, die auf Variante A 
beruht. Der Handel auf dem Terminmarkt ist zu diesem Zeitpunkt für 2008 abgeschlos-
sen, allein die Spotmarktentwicklung kann nur geschätzt werden. Diese Berechnung 
kann mit den nun vorliegenden Daten ergänzt werden (Tabelle 3-2). Variante B würde 
einen Wert des Beschaffungspreises von 60,625 €/MWh ergeben.  

Tabelle 3-2:  Mengengewichteter Beschaffungspreis nach Variante A  

Handel im 
Jahr 

Basis Für das Lieferjahr 2008 Wenzel 
(2009) 

  TWh Anteil  Preis €/MWh Preis €/MWh 

2005 CAL-2008 13,9 1% 40,5  

2006 CAL-2008 188,3 20% 54,8 55 

2007 CAL-2008 573,1 62% 55,49 56 

2008 Phelix Day 
Base 

154,4 
17% 

65,8 55 

Gesamt   100% 56,8 56 

Quelle: Wenzel/Diekmann 2006, Wenzel 2009 
 

3.1.3.3 Berechnung nach EEG 2009 

In der seit dem 1. Januar 2009 gültigen Neufassung des EEG (EEG 2009) findet sich in 
§54 ein Alternativvorschlag zur Berechnung der Differenzkosten. Während der erste 
Absatz von §54 sich auf die tatsächlichen Strombezugskosten bei den die Differenz-
kosten anzeigenden Elektrizitätsversorgungsunternehmen bezieht, lässt der zweite 
Absatz „(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 (kann) für die Abrechnung auch die Diffe-
renz zwischen den nach § 37 Abs. 3 gezahlten Vergütungen und dem durchschnittli-
chen, ungewichteten Preis für Jahresfutures des für die Abrechnung jeweils maßgebli-
chen Kalenderjahres an der Strombörse European Energy Exchange AG in Leipzig 
(…)“ zu. Maßgeblich ist dabei laut EEG 2009 der Handelszeitraum zwischen dem 1. 
Oktober des dem betrachteten Jahres vorangegangenem Vorvorjahres und dem 30. 
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September des Vorjahres. In der Begründung hierzu heißt es „Absatz 2 ermöglicht den 
Unternehmen, bei der Differenzkostenberechnung nicht die individuellen Unterneh-
mensdaten zugrunde zu legen, sondern anhand allgemeiner Preise auf dem Strom-
markt abzurechnen. Dies gibt den Unternehmen eine Möglichkeit abzurechnen, ohne 
sensible Daten, wie die eigenen Strombezugskosten, offen zu legen. Wählt ein Unter-
nehmen dieses Verfahren, rechnet es nicht die eigenen, sondern die nach dem Markt 
zu erwartenden Differenzkosten ab.“   
 

 
Quelle: EEX 

Abbildung 3-3:  Vergleich der verschiedenen Ansätze für die Strombezugskosten 2008  
 

Unter Verwendung dieses Ansatzes (Mittelwert der ungewichteten Preise für Jahres-
futures vom 1. Oktober 2006 bis 30. September 2007) ergibt sich für den Beschaf-
fungspreis für das Jahr 2008 der Wert von 54,8 €/MWh (Abbildung 3-3). 

Multipliziert man die Werte der Strombeschaffungskosten mit den EEG-Strommengen, 
um die Differenzkosten nach §54 zu berechnen, führen die Abweichungen zwischen 
den Konzepten zu Differenzen im Bereich von knapp 400 Mio. Euro (Tabelle 3-3). 
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Tabelle 3-3:  Vergleich der Differenzkosten 2008 

2008  Variante A Variante B 
BMU 
2009 

EEG Jahresab-
rechnung 2008 

  

mit Handels-
mengen ge-
wichteter 
Durchschnitt 
Spot- und Futu-
re 2008 

Gleichge-
wichtung 
Futures 2007 
und Spot 
2008 

Vermiedene Stromkos-
ten nach Wenzel (2009) 

EEG Strommenge in GWh 71.445     
Durchschnittsvergütung in 
ct/kWh 12,11    

 

Durchschnittliche Bezugs-
kosten ct/kWh  5,7 6,3 5,7 

 
5,7 

Differenzkosten in Mio. €   4.613 4.321 4.5 4.652 

Quelle: BDEW, EEX und eigene Berechnungen GWS 

Wenzel (2007, 2008a) wendet bei den Schätzungen der Differenzkosten die Variante A 
aus Wenzel/Diekmann an. Tabelle 3-4 zeigt eine Übersicht über die Werte der Vergan-
genheit. Die Berechnung anderer Varianten muss im Gesamtzusammenhang des wei-
teren Verlaufs des Projekts diskutiert werden.   

Tabelle 3-4:  Entwicklung der EEG-Differenzkosten 2000 – 2008 (nominal) 

 EEG Menge 
TWh 

EEG Ø-
Vergütung* 
Cent/kWh 

Ø Strom-
bezugskosten** 
Cent/kWh 

Differenzkosten 
Cent/kWh 

Gesamte Diffe-
renzkosten 
Mrd. € 

2000 13,9 8,5 1,9 6,60 0,9 

2004 38,5 9,3 2,8 6,49 2,5 

2005 44,0 10,0 3,7 6,30 2,8 

2006 51,5 10,9 4,4 6,50 3,3 

2007 67,1 11,4 5,0 6,4 4,3 

2008 71,1 12,25 5,7 6,8 4,65 

* nominal, unter Berücksichtigung vermiedener Netznutzungsentgelte,** Berechnungsverfahren 
2004-2006 nach Wenzel/Diekmann (2006), S. 17 

Quelle: VDN, EEX, Nitsch 2007; IfnE-Berechnungen, BDEW, eigene Berechnungen 

3.1.3.4 Änderungen durch die Neuregelung zum Ausgleichmechanis-
mus (AusglMechV) 

Durch die Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanis-
mus vom 17.7.2009 entfällt die physische Wälzung auf der Stufe 4 und somit die Um-
wandlung in so genannte Monatsbänder. Die Übertragungsnetzbetreiber verkaufen den 
eingespeisten EE-Strom am Markt. Als Differenzkostendefinition gilt somit ab dem 
1.1.2010 die EEG-Umlage (§8 AusglMechV), die sich aus den Berechnungsvorschrif-
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ten des § 3 AusglMechV nach einer Einnahmen-Ausgabenrechnung folgendermaßen 
ergeben. Einnahmen sind: 

1. Einnahmen aus der vortägigen und untertägigen Vermarktung, 

2. Einnahmen aus Zahlungen der EEG-Umlage, 

3. Einnahmen aus Zinsen nach Absatz 5 Satz 2, 

4. Einnahmen aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie für den EEG-Bilanzkreis 
und 

5. Einnahmen entsprechend § 37 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. 

Für die Prognose der Einnahmen ist der durchschnittliche Preis Phelix Baseload Year 
Future an der EEX im Handelszeitraum zwischen dem 1. Oktober des vorangegange-
nen Kalenderjahres und dem 30. September des laufenden Kalenderjahres8

Ausgaben sind: 

 maßgeb-
lich. 

1. die Vergütungszahlungen nach § 16 oder § 35 des EEG, 

2. Rückzahlungen entsprechend § 37 Absatz 4 des EEG, 

3. Zahlungen für Zinsen nach Absatz 5 Satz 2, 

4. notwendige Kosten für den untertägigen Ausgleich, 

5. notwendige Kosten aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie für den EEG-
Bilanzkreis und 

6. notwendige Kosten für die Erstellung von vortägigen und untertägigen Prognosen. 

Die Abschätzung der sich hieraus ergebenden Differenzkosten für 2009 umfasst eine 
erhebliche Bandbreite. Genauere eigene Abschätzungen erfolgen im nächsten Unter-
suchungsabschnitt.  

3.1.3.5 Vor- und Nachteile des EEG-Differenzkosten-Ansatzes  

Die Vorteile des Verfahrens liegen in der Verfügbarkeit einer „Messvorschrift“, spätes-
tens bei Anwendung von §54 EEG. Die nach EEG vergüteten Mengen und die techno-
logiespezifischen gezahlten Vergütungen in der EEG-Abgrenzung liegen jeweils spä-
testens zur Mitte eines Jahres für das Vorjahr vor, und die durchschnittlichen Strombe-

                                                
8  Nach „Konzept der ÜNB für das Prognoseverfahren (Stand 21. September 2009), 

http://www.eeg-kwk.net/cps/rde/xbcr/eeg_kwk/2009_09_22_Konzept_Prognose_EEG-
Umlage_nach_AusglMechV.pdf 



40  

 

zugskosten lassen sich aus den EEX-Daten ableiten. Zusätzliche Annahmen sind nicht 
notwendig. 

Mit diesem Verfahren wird die Frage beantwortet: Was sind die durch das EEG ausge-
lösten Mehrkosten im Vergleich zum Strombezug an der Börse? Das Verfahren macht 
somit deutlich, welche Kostenbelastung dem Lieferanten bzw. – je nach Überwälzung – 
den Endverbrauchern durch das EEG entsteht. Mit diesem Ansatz können folglich die 
Wirkungen der Förderung von Erneuerbaren Energien auf verschiedene Akteurs-
gruppen unter verteilungspolitischen Aspekten ausgewiesen werden, abhängig vom 
Wälzungsmechanismus. Zu den gesamtwirtschaftlichen Mehrkosten aller Erneuerba-
ren Energien einschließlich der durch das EEG nicht (mehr) geförderten im Vergleich 
zu den Kosten des fossilen und nuklearen Kraftwerksparks kann die in diesem Verfah-
ren bestimmte Größe nicht unbedingt beitragen.  

Zukünftige Entwicklungen lassen sich durch Fortschreiben der zukünftigen Vergü-
tungssätze, ein Mengenszenario und Projektionen der Preisentwicklung auf dem 
Strommarkt ableiten. Falls die Möglichkeiten zur Direktvermarktung im selben Umfang 
wie beispielsweise in Spanien von den Anlagenbetreibern angenommen werden, muss 
dies bei der Fortschreibung der Differenzkosten berücksichtigt werden und kann einen 
erheblichen Einfluss auf die Höhe der Differenzkosten ausüben.  

Hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Analyse von Kosten und Nutzenwirkungen des 
Ausbaus Erneuerbarer Energien scheint die systemanalytische Sichtweise Vorteile zu 
bergen, da sie umfassender die EE-Technologien einbezieht und negative Differenz-
kosten berücksichtigen kann.  

3.1.4 Fazit 

Für einen systemanalytischen Kosten-Nutzenvergleich bietet sich die Berechnungs-
weise nach Nitsch (2008) an. Die größte Stärke des Ansatzes liegt darin, Aussagen 
über die gesamtwirtschaftlichen Kosten von Energie aus erneuerbaren Quellen zu ge-
winnen. Des Weiteren ist dieser Ansatz auch für die Berechnung der Differenzkosten 
im Wärmebereich anwendbar, so dass dadurch ein konsistenter Analyserahmen gege-
ben ist. Da die CO2-Zertifikatspreise in den Gestehungskosten berücksichtigt wurden, 
müssen diese Bestandteile bei der Berechnung des Nutzens durch vermiedene Emis-
sionen im Strombereich abgezogen werden.   

Die Berechnung der Differenzkosten nach EEG zeigt auf, welchen Belastungen Liefe-
ranten bzw. – je nach Wälzung - Endverbraucher durch die Einspeisevergütung ausge-
setzt sind. Es bietet sich daher an, mit dieser Berechnungsweise Verteilungswirkungen 
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aufzuzeigen. Auch in diesem Fall sind die CO2-Zertifikatspreise in die Strompreise ein-
gegangen.  
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3.2 Differenzkosten im Wärmebereich  

In der vorliegenden Literatur befasst sich bisher nur die Leitstudie (Nitsch 2007 und  
2008) mit den Differenzkosten im Wärmebereich. Diese stellt die gesamten Differenz-
kosten mittels eines systemanalytischen Vergleichs der Energiegestehungskosten er-
neuerbarer Wärmeerzeugung mit den fossilen Wärmepreisen dar. Für die annuitä-
tische Berechnung wird dabei technologieübergreifend ein Zinssatz von 6 % ange-
nommen, während die Annahmen zur Abschreibungsdauer, den Betriebs- und War-
tungskosten sowie den Brennstoffkosten technologiespezifisch sind. Die zukünftige 
Entwicklung der Preise und Kosten wird in der Leitstudie 2008 mittels drei verschiede-
ner Energiepreispfade9 beschrieben. Die Entwicklung des zukünftigen EE-Ausbaus 
beruht auf dem „Leitszenario“, das sich an den Ausbauzielen der Bundesregierung 
bzw. der Europäischen Union orientiert10

                                                
9  Preispfad hoch (A) , mittel (B) und niedrig (C). 

. Im Wärmebereich sind die Differenzkosten 

10  Für weitere Szenario-Varianten sei auf Nitsch (2008) verwiesen. 



 43 

 

nach den Berechnungen in der Leitstudie deutlich geringer als im Strombereich und 
erreichen in dem als realistisch angesehenen Preispfad A11

Ab-
bildung 3-4

 bereits 2010 ihr Maximum 
und werden erstmals in 2018 negativ, wozu insbesondere die Biomasse beiträgt. 

 zeigt den Vergleich der resultierenden gesamten Differenzkosten aus dem 
vorliegenden Ansatz und der Leitstudie 2008. 

 
Abbildung 3-4:  Gesamte Differenzkosten im Wärmebereich nach eigenem Ansatz 

und Leitstudie (Nitsch 2008; eigene Berechnung) 

Ziel dieses Teilbeitrags ist die Berechnung der durch Nutzung Erneuerbarer Energien 
bedingten Erzeugungsmehr- oder -minderkosten12

• die Berechnung der Differenzkosten zunächst gezielt nur auf den durch das Markt-
anreizprogramm (MAP) geförderten EE-Ausbau – differenziert nach Förderbereich 
BAFA und KfW – bezogen  

 im Wärmebereich. Der Ansatz die-
ser vorliegenden Arbeit basiert auf einer systemanalytischen Berechnung, welche – 
wie in der Leitstudie - die Wärmebereitstellungskosten der EE-Technologien mit denen 
fossiler vergleicht. Anders als in der Leitstudie wird nachfolgend allerdings   

• und dann – auf Grundlage dieser MAP-Differenzkostenberechnung – eine Abschät-
zung der Differenzkosten des gesamten erneuerbaren Energieeinsatzes im Wärme-
bereich getätigt13

                                                
11  Preispfad A : deutlicher Anstieg der Preise für fossile Energieträger. 

. Dabei wird bei der Gestehungskostenrechnung im Förderbereich 

12  Nachfolgend nur noch als Differenzkosten oder Mehrkosten bezeichnet. 
13  Nachfolgend als gesamtwirtschaftliche Differenzkosten bezeichnet. Die so ermittelten Wer-

te lassen sich dann mit den Angaben der Leitstudie vergleichen. 
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des BAFA nach Wohn- und Nichtwohngebäuden sowie Gebäudetyp unterschie-
den14

Aufgrund der systembedingten Unterschiede der MAP-geförderten Wärmeerzeugungs-
technologien – zentrale und dezentrale Anlagen -  bietet es sich an, für die Berechnung 
der Differenzkosten verschiedene Vorgehensweisen für die Förderbereiche BAFA und 
KfW zu wählen (

.  

Abbildung 3-5). 

 

Abbildung 3-5:  Berechnungsmethodik der Differenzkosten im Wärmebereich auf 
Basis von Anlagen, die durch das MAP gefördert werden 

Im MAP-Förderbereich der BAFA werden dezentrale EE-Wärmeversorgungssysteme 
überwiegend für die direkte Versorgung von Wohngebäuden gefördert. Die Grundlage 
der Differenzkostenberechnung bildet dabei neben den Referenztechnologien für fossi-
le und Erneuerbare Energien eine Gebäudetypologie, in der Referenzgebäude nach 
Größe und Baualtersklasse differenziert werden. Für jedes Referenzgebäude werden 
die spezifischen Wärmebereitstellungskosten der einzelnen Technologien und die da-
raus resultierenden Mehrkosten der EE-Heizsysteme gegenüber den fossilen ermittelt. 
Die Anzahl der jährlich geförderten Anlagen wird aus der MAP-Förderstatistik entnom-
men. Die Verteilung auf die Referenzgebäude erfolgt einerseits nach den geförderten 
Leistungsgrößen der Anlagen, mit denen auf die Gebäudegröße geschlossen werden 
kann, anderseits nach der bestehenden Gebäudestruktur in Deutschland. Die fossilen 
Vergleichssysteme werden in der Differenzkostenberechnung nach dem jeweiligen 
Marktanteil des entsprechenden Jahres gewichtet. 

                                                
14  Die Differenzkosten im Wärmebereich sind als annuitätische Erzeugungsmehr- oder Min-

derkosten der EE-Wärmetechnologien gegenüber den fossilen Heizsystemen auf Vollkos-
tenbasis definiert. 
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Im MAP-Förderbereich der KfW werden ausschließlich große EE-Wärmeversor-
gungssysteme mit zinsvergünstigten Darlehen und Tilgungszuschüssen gefördert. Die 
Förderempfänger lassen sich überwiegend dem Sektor Gewerbe, Handel und Dienst-
leistungen (GHD) zuordnen, die mit den geförderten Systemen entweder die direkte 
Versorgung (dezentral) des eigenen Betriebsgebäudes (Nichtwohngebäude) überneh-
men, oder als Betreiber eines Blockheiz(kraft)werkes mehrere Gebäude über ein Wär-
menetz versorgen. Die Differenzkosten der zentralen Versorgungssysteme werden 
durch Vergleich der Bezugspreise von Wärme ermittelt, unabhängig von der Art des 
belieferten Gebäudes. Die Wärmebereitstellungskosten für den Endverbraucher sind in 
diesem Fall die Nahwärmepreise der jeweiligen Technologien und der Fernwärmepreis 
als fossile Referenzkosten. Bei den geförderten dezentralen großen Versorgungsanla-
gen werden zur Differenzkostenermittlung Erneuerbarer Energien Referenztechnolo-
gien definiert. Als fossiler Vergleichspreis dient dabei ebenfalls der Fernwärmepreis, da 
bei Nichtwohngebäuden allgemein die Versorgung über Fernwärme die erste Wahl 
darstellt. Dies ist damit auch konsistent zur Kostenberechnung der dezentralen Wär-
meversorgung, da es bei dem Vergleichspreis um die Vollkosten der Fernwärmever-
sorgung für den Endverbraucher handelt. Des Weiteren wird angenommen, dass diese 
marktgetriebene Preisbildung (Fernwärmepreis) den Vergleichspreisen der Systemkos-
ten entsprechen, wodurch eine Abweichung – durch über den System- und Vertei-
lungskosten liegenden Markpreisen – vom rein systemanalytischen Ansatz relativiert 
wird. 

Der Differenzkostenansatz bei der KfW-Förderung beinhaltet letztendlich einen Ver-
gleich der Wärmebereitstellungskosten geförderter EE-Technologien mit fossilen Refe-
renztechnologien und ist somit konsistent zur Berechnungsweise im Förderbereich der 
BAFA.  

Zur Ermittlung der gesamten Differenzkosten im Wärmebereich dient ebenfalls das 
Referenzanlagenmodell. Dabei werden zunächst aus den Berechnungen der MAP-
Differenzkosten spezifische Mehrkosten der erneuerbaren Energieträger ermittelt. An-
schließend werden die durch Erneuerbare Energien bereitgestellten Wärmemengen 
mit diesen spezifischen Mehrkosten bewertet. Die gesamten Differenzkosten des 
Wärmebereichs werden wie die MAP-Differenzkosten ausgehend vom Jahr 2000 bis 
2008 ermittelt.  

Nachfolgend werden die Berechnungsansätze sowie die daraus resultierenden Ergeb-
nisse näher erläutert.  
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3.2.1 Differenzkostenansatz im Förderbereich BAFA  

Zur Ermittlung der Differenzkosten im Förderbereich BAFA wird ein Berechnungsan-
satz gewählt, der in der dezentralen Wärmeversorgung von Wohngebäuden sowohl 
technologische als auch gebäudespezifische Eingangsparameter berücksichtigt.  

Das Berechnungsmodell setzt sich aus einer Gebäudetypologie mit 94 Referenzge-
bäuden und 10 Referenztechnologien zusammen. In einer Matrixberechnung werden 
die Technologien mit den Gebäuden verknüpft, woraus die Differenzkosten pro Refe-
renzgebäude und Technologie in entsprechender Leistungsgröße resultieren. 

Sowohl Förderquoten als auch Investitionen werden überwiegend aus den Evaluati-
onsberichten des Marktanreizprogramms ermittelt. Teilweise sind jedoch eigene An-
nahmen zu den geförderten Größenklassen zu treffen, da die exakten Rohdaten nicht 
zur Verfügung stehen.  

Die Wärmebereitstellungskosten werden annuitätisch in Anlehnung an VDI 2067-1  
(2000) ermittelt, wobei nach kapital-, verbrauchs- und betriebsgebunden Kosten unter-
schieden wird. Die Berechnung erfolgt zu realen Preisen mit Basisjahr 2005 ohne Um-
satz- und Energiesteuer sowie ohne die MAP-Förderung.   

3.2.1.1 Referenztechnologien und Referenzgebäude 

Die gewählten Referenztechnologien sind dezentrale Wärmeversorgungssysteme, die 
die geförderten Technologien bei MAP-BAFA widerspiegeln und zur Deckung des ge-
samten Gebäudewärmebedarfs eingesetzt werden können, um einen Wirtschaftlich-
keitsvergleich mit fossilen Referenztechnologien zu ermöglichen (Tabelle 3-5). Es wer-
den jeweils zwei Technologien für jeden erneuerbaren Energieträger und zwei fossile 
Vergleichssysteme definiert. Die solaren Anlagen werden jeweils mit einer fossilen Re-
ferenztechnologie als Grundlastwärmeerzeuger kombiniert. Insgesamt bieten sich so-
mit acht Referenzanlagen für Erneuerbare Energien und zwei für fossile an:   

• Als fossile Technologien werden ein Erdgasbrennwert- (Erdgas BW) und ein Heizöl-
niedertemperaturkessel (Heizöl NT)15

                                                
15  Da die Differenzkosten der Vergangenheit (2000 bis 2008) berechnet werden, wird der 

Heizöl-Niedertemperaturkessel gewählt. Aufgrund des steigenden Marktanteils des Heizöl 
Brennwertkessels ist für eine zukünftige Differenzkostenbetrachtung dieser als Referenz-
technologie zu wählen.  

 gewählt. Diese sind repräsentativ für die fos-
silen Wärmeerzeuger, was sich mit dem durchschnittlichen Marktanteil von zusam-
men 83 % (2000 bis 2007) am Absatz der konventionellen Zentralheizungskessel 
begründet (BDH 2008).  
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• Die Referenztechnologien für den Energieträger Biomasse sind der Pellet-
Zentralheizungskessel (Pelletkessel) und der handbeschickte Scheitholzkessel. Die 
vorliegenden MAP-Daten der Jahre 2004 bis 2008 zeigen, dass die Referenztech-
nologien im Durchschnitt insgesamt 89 % der geförderten Biomasse-Anlagen abde-
cken.16

• Im Bereich der Solarthermie werden mit einer Anlage zur Warmwasserbereitstellung 
und einer Kombianlage mit zusätzlicher Heizungsunterstützung zwei Referenztech-
nologien definiert. Als Kollektortyp wird für beide Anlagen ein Flachkollektor gewählt, 
der ungefähr 90 % der im MAP-Teil BAFA geförderten Kollektorflächen ausmacht. 
Die beiden Referenzanlagen werden jeweils mit dem Erdgas BW und dem Heizöl 
NT als Grundlastwärmeerzeuger kombiniert (4 Referenztechnologien). Auf eine 
Kombination mit einem erneuerbaren Zusatzenergieträger wird verzichtet, da trotz 
Kombinations-Bonus auch noch im Jahr 2008 fast 90 % der geförderten Anlagen mit 
Gas oder Öl kombiniert wurden (Nast 2009).  

  

• Für die Umwelt- bzw. Erdwärme werden mit der Erdwärmepumpe (WP Sole/ 
Wasser) und der Luftwärmepumpe (WP Luft/Wasser) ebenfalls zwei Referenzanla-
gen gewählt. Die Grundwasserwärmepumpe wird nicht betrachtet, da bisher nur 
sehr wenige Anlagen gefördert wurden und die Technologie aufgrund der wasser-
schutzrechtlichen Vorschriften nicht für jedes Grundstück eingesetzt werden kann. 
Die Wärmepumpen werden für 65 % der Gebäudeheizlast dimensioniert und decken 
95 % der Jahresheizarbeit ab. 

Die Referenzgebäude basieren auf der deutsche Gebäudetypologie des Institutes für 
Wohnen und Umwelt (IWU 2003; Diefenbach und Born 2007) sowie Daten des Statisti-
schen Bundesamtes (StaBuA 2008a, 2008b). Eine Unterscheidung wird nach Wohn-
bestand und Neubau sowie Gebäudearten und Baualtersklasse getätigt. Aufgrund der 
unterschiedlichen Entwicklungen der Bau- und Wärmedämmstandards im früheren 
Bundesgebiet (ABL) und in den neuen Bundesländer (NBL) wird bei der Einteilung der 
Baualtersklasse, neben der zeitlichen Komponente, auch eine entsprechende geogra-
phische Unterscheidung vorgenommen. Für die Referenzgebäude werden die gebäu-
despezifischen Parameter Wohn- und Gebäudenutzfläche sowie der spezifische Jah-
res-Heizwärmebedarf ermittelt. 

Die Wohnfläche für Bestands- und Neubauten wird als Durchschnittswert in der jeweili-
gen Gebäudegruppe aus den Daten des Statistischen Bundesamtes berechnet. Für 
den Wohnbestand werden dafür die Daten der Mikrozensus–Zusatzerhebung 2006 

                                                
16  In den Daten sind auch Einzelfeuerstätten enthalten, die in der Regel nur als Zusatzheizge-

räte und aus optischen Gründen betrieben werden und somit als Referenztechnologie nicht 
geeignet sind. 



48  

 

(StaBuA 2008a) herangezogen, während für den Neubau die aktuellste Statistik zu den 
Baufertigstellungen als Berechnungsgrundlage dient (StaBuA 2008b).  

Tabelle 3-5:  Referenztechnologien in der dezentralen Wärmeversorgung von 
Wohngebäuden17

Energieträger 

 

Referenztechnologie 

Fossile Energieträger Erdgas Brennwertkessel (BW) 

Heizöl Niedertemperaturkessel (NT) 

Biomasse Pelletkessel 

Scheitholzkessel 

Solare Wärme Warmwasseranlage  
Grundlastwärmeerzeuger: Erdgas BW/ Heizöl NT 

Kombianlage 
Grundlastwärmeerzeuger Erdgas BW/ Heizöl NT 

Umwelt- und Erdwärme Erdwärmepumpe (WP Sole/Wasser) 

Luftwärmepumpe (WP Luft/Wasser) 

 
Als Quelle für den spezifischen Jahres-Heizwärmebedarf im Wohnbestand werden die 
Werte der Gebäudematrix aus Blesl et al. (2004) übernommen, in der ebenfalls nach 
Gebäudeart und Baualtersklasse unterschieden wird. Für den Neubau wird der Jahres-
Heizwärmebedarf so gewählt, dass die Anforderungen der Energieeinsparverordnung 
(EnEV) an den Jahres-Primärenergiebedarf erfüllt werden. Letzterer wird in Abhängig-
keit der Gebäudenutzfläche und des A/V-Verhältnisses18

                                                
17  Alle erneuerbaren Referenztechnologien werden mit Brauch- und Wärmespeicher betrie-

ben, während die fossilen nur mit einem Brauchwasserspeicher ausgestattet sind. Des 
Weiteren werden bei allen Technologien der flächenbezogene Hilfsenergiebedarf und ge-
bäudespezifische Energieverluste durch die Verteilung von Wärme und Warmwasser so-
wie durch die Wärmeübergabe entsprechend DIN V 4701-10  (2003) berücksichtigt.  

 eines Gebäudes ermittelt 
(EnEV 2007). Für die A/V-Verhältnis werden typische Werte entsprechend der Gebäu-
deart (EFH, RDH, MFH usw.) angenommen (Sahner et al. 2008). Der Jahres-
Wärmebedarf für die Warmwasseraufbereitung wird sowohl für den Neubau als auch 
den Wohnbestand nach Anlage 1 Nr. 2.2 EnEV (2007) auf 12,5 Kilowattstunden pro 
Quadratmeter Gebäudenutzfläche festgelegt.  

18  Das A/V-Verhältnis ist eine bauphysikalische Größe, die den Quotienten von Gebäude-
oberfläche und Gebäudevolumen angibt und ein Maß für die Kompaktheit eines Gebäudes 
darstellt.  
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3.2.1.2 Wärmebereitstellungskosten 

Kapitalgebunde Kosten 

Die Annahmen zu den Investitionen für die Referenztechnologien basieren überwie-
gend auf den Untersuchungen im Rahmen der MAP-Evaluationsberichte, da dort auf 
eine herstellerunabhängige Datenbasis zurückgegriffen wird. Allerdings werden die 
Investitionen nicht in jedem Bericht und nicht für jede Technologie konsistent darge-
stellt, so dass verschiedene Evaluationsberichte sowie weitere Quellen als Grundlage 
dienen.  

Der jeweilige Investitionsbetrag wird mittels der Annuitätenmethode mit einem Zinssatz 
von 6 % und einer einheitliche Nutzungsdauer von 20 Jahren in jährliche kapitalgebun-
dene Kosten umgerechnet. Aufgrund der jährlich variierenden Förderhöhe, der 
schwankenden Nachfrage und damit schwankender Preise lassen sich keine Lernef-
fekte aus den Preisentwicklungen der geförderten Technologien ableiten. Im Berech-
nungsmodell wird daher bei den Investitionen nur der reale Preiseffekt berücksichtigt.  

Verbrauchsgebundene Kosten 

Unter die verbrauchsgebundenen Kosten fallen die jährlichen Auszahlungen für Brenn-
stoff- und Hilfsenergie. Letztere ergeben sich aus dem technologie- und flächenspezifi-
sche Hilfsenergiebedarf gemäß DIN V 4701-10 (2003), bewertet mit dem Strompreis 
des jeweiligen Jahres. Aufgrund des automatischen Raumaustragsystems weist der 
Pelletkessel beim spezifischen Hilfsenergiebedarf die höchsten Werte auf.  

Die Einbeziehung des Hilfsenergiebedarfs und insbesondere die möglichst exakte Er-
fassung, wie es hier mit den DIN-Standardwerten versucht wird, ist in Abhängigkeit der 
Strom- und Brennstoffpreisentwicklung ein wichtiger Faktor.  Nach den Berechnungen 
hat beispielsweise die Hilfsenergie des Pelletkessels im EFH-Neubau Referenzgebäu-
de im Jahr 2008 einen Anteil von 14,6 % an den gesamten verbrauchsgebundenen 
Kosten. 

Die Brennstoffkosten ergeben sich analog aus dem Jahres-Brennstoffbedarf für Hei-
zung und Warmwasser, bewertet mit den jeweiligen Brennstoffpreisen (Abbildung 3-6). 
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Quelle: BMWI 2009; CARMEN 2009; Nitsch 2008; TFZ 2009a 

Abbildung 3-6:  Reale Energiepreise mit Basis (2005)  

Die Preise für Erdgas, Heizöl und Strom bis 2008 sind Jahresdurchschnittspreise der 
Haushalte, die der Energiestatistik des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie (BMWI 2009) entnommen wurden. Für die Preise der biogenen Festbrennstoffe 
dienen die Erhebungen bei Brennstoffhändlern von C.A.R.M.E.N. e.V. und dem Tech-
nologie- und Förderzentrum Bayern (TFZ 2009a; CARMEN 2009)19

Betriebsgebundene Kosten 

. Bei der Wärme-
pumpe wird ein Tarif aus Grund- und Verbrauchspreis angesetzt, der aus Eltrop (2008) 
übernommen wird und entsprechend der Strompreisentwicklung für die einzelnen Jah-
re angepasst wird. Wie bereits erwähnt, werden Erdgas-, Mineralöl-, Strom- und Um-
satzsteuer herausgerechnet. 

Unter die betriebsgebundenen und sonstigen Kosten fallen die Aufwendungen für War-
tung und Instandsetzung, die Schornsteinfegergebühr und die Versicherung für den 
Öltank. Die jährlichen Kosten für Wartung und Instandsetzung werden nach VDI 2067-1 

                                                
19  Preise enthalten Kosten für Anlieferung; Heizwert von Scheitholz: 1575 kWh/Rm (TFZ 

2009b); Heizwert von Holzpellets: 4,9 kWh/kg (DIN 51731 1996). Dabei handelt es sich um 
Durchschnittspreise aus Erhebungen bei Brennstoffhändlern.  
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(2000) als jeweiliger Prozentsatz der Investitionssumme der Wärmeerzeuger und der 
baulichen Maßnahmen ermittelt.  

Tabelle 3-6:  Jährlicher Instandsetzungs- und Wartungsaufwand in Prozent der 
Investitionssumme und sonstige Kosten der Heizsysteme 

Wärmeerzeuger Instandsetzungskosten 
(Prozent der Investition)  

Wartungskosten       
(Prozent der Investition)   

Schornsteinfeger/ 
Versicherung 

Pelletkessel 2,0% 2,5% 158 € 

WP Luft/Wasser 3,0% 1,0% - 

WP Sole/Wasser 3,0% 1,0% - 

Solaranlage 0,5% 0,5% - 

Erdgas BW 2,0% 1,5% 17 € 

Heizöl NT 2,0% 1,5% 58 € / 60 € 

Bauliche Anlagen 1,0% 1,0% - 

Quelle: Oschatz und Mailach 2007; VDI 2067-1 2000 

3.2.1.3 Ansatz zur Berechnung der Differenzkosten  

Die Versorgungskosten (K) erneuerbarer und fossiler Referenztechnologien werden für 
jedes Referenzgebäude entsprechend dem beschriebenen Ansatz berechnet. Als Re-
sultat steht eine umfangreiche Datenbasis zu Verfügung, die für jede EE-Technologie 
in jedem Referenzgebäude die jährlichen Mehrkosten sowohl zu dem Erdgas BW- als 
auch zu dem Heizöl NT-Vergleichssystem ausweist.  

Daraus werden zunächst die Differenzkosten zu beiden fossilen Vergleichstechnolo-
gien ermittelt, indem für jede EE-Technologie eine Gewichtung (r) der gebäudespezifi-
schen Mehrkosten vorgenommen wird. Da exakte Daten nur zu der Anzahl der geför-
derten Technologien (a) in den jeweiligen Jahren, jedoch nicht zu Leistungsklassen 
oder Gebäuden vorliegen, wird wie zuvor erwähnt eine Gewichtung auf Grundlage der 
Technologiestruktur sowie der bestehende Gebäudestruktur durchgeführt.  

Tabelle 3-5 zeigt die der Berechnung zugrunde liegende Aufteilung der geförderten 
Technologien nach Gebäudearten im Wohnbestand. Insgesamt werden hauptsächlich 
Anlagen in Ein- und Zweifamilienhäusern gefördert. Die Aufteilung innerhalb einer Ge-
bäudeart (Einfamilienhaus, Mehrfamilienhaus etc.) auf die Baualtersklassen erfolgt 
nach dem jeweiligen Anteil an der deutschen Gebäudestruktur. Die Aufteilung nach 
alten (ABL) und neuen Bundesländern (NBL) orientiert sich an den in den MAP-
Evaluationsberichten veröffentlichten Förderstatistiken nach Bundesländern (Böhnisch 
und Langniß 2007; Langniß et al. 2006). 
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Tabelle 3-7:  Gewichtung der Referenzgebäude (r) im Wohnbestand  

 Pelletkessel WP Sole/Wasser WP Luft/Wasser Solar HZ/ TW 

Aufteilung Wohnbestand/ Neubau 

Neubau 20% 65% 36% 20% 

Wohnbestand  80% 35% 64% 80% 

Aufteilung  Gebäudeart innerhalb des Wohnbestands 

Einfamilienhaus 54% 58% 58% 58% 

Reihendoppelhaus 16% 17% 17% 17% 

Zweifamilienhaus 15% 20% 20% 20% 

Kleines Mehrfamilienhaus 10% 5% 5% 5% 

Großes Mehrfamilienhaus 5% 0% 0% 0% 

Aufteilung auf alte und neue Bundesländer entsprechend der BAK im Wohnbestand 

Alte Bundesländer 90% 80% 80% 90% 

Neue Bundesländer 10% 20% 20% 10% 

Quelle: eigene Berechnungen Fraunhofer ISI 

Im Neubau erfolgt die Gewichtung nur nach der Gebäudestruktur entsprechend der 
Baufertigstellungsstatistik. Da die Anteile fast ausschließlich auf die Ein- und Zweifami-
lienhäusern entfallen, was sich mit der MAP-Förderung deckt, wird auf eine weitere 
Differenzierung verzichtet.  

Im nächsten Schritt bedarf es einer Gewichtung (f) der resultierenden Kosten nach 
Erdgas-, und Heizölreferenztechnologie. Dafür werden aus der Marktentwicklung bzw. 
dem Absatz beider Technologien aus BDH (2008) die relativen Anteile des Erdgas-
Brennwertkessels und des Heizöl-Niedertemperaturkessels für die jeweiligen Jahre 
ermittelt (Tabelle 3-8). Ab dem Jahr 2008 wird die Marktentwicklung mit der weiteren 
Zunahme der Gasbrennwerttechnik unter eigenen Annahmen fortgeschrieben.  
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Tabelle 3-8:  Gewichtung (f) der fossilen Referenztechnologien  

 2000 2001 2002 2003 2004 

Erdgas BW 51,3% 53,6% 57,5% 52,8% 62,1% 

Heizöl NT 48,7% 46,4% 42,5% 47,2% 37,9% 

 2005 2006 2007 200820 Ab 2009 20 

Erdgas BW 63,7% 74,5% 80,5% 90,0% 95,0% 

Heizöl NT 36,3% 25,5% 19,5% 10,0% 5,0% 

Quelle: BDH 2008 

Insgesamt kann die Berechnung der jährlichen MAP-Differenzkosten im Förderbereich 
der BAFA damit in folgender Formel zusammengefasst werden: 
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 Formel 1:  Berechnung MAP- BAFA Differenzkosten 

Für die Berechnung wird angenommen, dass die geförderten Maßnahmen jeweils zum 
1. Januar eines Jahres in Betrieb genommen werden und damit schon im Jahr der In-
betriebnahme Differenzkosten in voller Höhe verursachen. Dadurch werden in der Be-
rechnung die Kosten tendenziell zu einem früheren Zeitraum angesetzt, als sie tatsäch-
lich angefallen sind. Für das Resultat ist dies jedoch nicht relevant, da es sich nur um 
eine Verschiebung der Zeiträume handelt und hier eine Betrachtung über mehrere Jah-
re durchgeführt wird. 

3.2.1.4 Ergebnisse der Differenzkostenberechnung im MAP-
Förderbereich BAFA 

Die Differenzkosten im Jahr t werden von den Anlagen mit Inbetriebnahme in t sowie 
den bereits bestehenden Anlagen verursacht, deren Nutzungsdauer n noch nicht abge-
laufen ist, also den Anlagen, die in Jahr t-n erstellt wurden. Die zwischen den Jahren 
2000 und 2008 geförderten Anlagen werden so über ihre gesamte Nutzungsdauer von 

                                                
20  Eigene Annahme. 
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20 Jahren betrachtet. Abbildung 3-7 zeigt die mit dem Berechnungsansatz ermittelten 
jährlichen Differenzkosten der im Marktanreizprogramm durch das BAFA geförderten 
Maßnahmen21

 

. Vom Jahr 2007 zu 2008 ist nur ein leichter Anstieg der Differenzkosten 
von 8 Mio. € zu verzeichnen, trotz 141.000 zusätzlich geförderter Anlagen.  

Quelle: BMU 2008; eigene Berechnung Fraunhofer ISI 

Abbildung 3-7:  Jährliche Differenzkosten und Anzahl der im MAP (Teil BAFA) ge-
förderten Anlagen bis 2008   

Die Aufteilung der Differenzkosten nach den Kostengruppen zeigt, dass in 2008 die 
negativen verbrauchsgebunden Differenzkosten stark zunehmen (Abbildung 3-8). Ein 
Grund dafür ist der Anstieg der fossilen Brennstoffpreise bei gleichzeitiger Abnahme 
des Holzpellet- und Scheitholzpreises. Zusätzlich werden in 2008 das erste Mal Wär-
mepumpen in größeren Mengen gefördert.22

Ein wichtiger Aspekt zur Beurteilung der Differenzkosten im Hinblick auf eine mögliche 
„freiwillige Zahlungsbereitschaft“ der Konsumenten ist der Anteil der durch die MAP-
BAFA geförderten Anlagen bereitgestellten Endenergie an der gesamten EE-Wärme-
menge. Dabei wird die durch Solarthermie bereitgestellte Wärme fast ausschließlich 
durch geförderte Anlagen erzeugt. Nach den der Berechnung zugrunde liegenden Da-
ten beträgt der Anteil an der gesamten solarthermischen Endenergie über 95 % 

 

                                                
21  Stand November 2008. 
22  Stromanbieter bieten manchmal einen speziellen Stromtarif für Wärmepumpennutzer an. 

Der spezielle Wärmepumpenstromtarif liegt über den fossilen Brennstoffpreisen. Da jedoch 
nur knapp ein Drittel der für die Wärmebereitstellung nötigen Endenergie über elektrischen 
Strom bereitgestellt wird, kommen die Stromkosten bei dieser Technologie unterproportio-
nal zum Tragen. 
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(90,2 % in 2007)23. Bei der Biomasse24

 

 ist der Anteil weitaus geringer und beläuft sich 
auf 6,6 % (2008) bzw. 5,9 % (2007). Wie bereits erwähnt, wurde die Geothermie durch 
das MAP-BAFA bis 2008 nur marginal gefördert, wobei der Anteil der geförderten 
Wärmemenge unter 1 % in 2007 lag. Mit der Aufnahme der Wärmepumpen in die För-
derung ist der Anteil inklusive der Luftwärmepumpen jedoch bereits auf 10,2 % in 2008 
angestiegen. 

Quelle: eigene Berechnung Fraunhofer ISI 

Abbildung 3-8:  Differenzkosten nach Kostenarten  

 

3.2.2 Differenzkosten im MAP-Förderbereich KfW 

Im Berechnungsansatz der Differenzkosten der KfW-Förderung wird auf eine Verknüp-
fung von Technologien und Referenzgebäuden verzichtet, da große zentrale sowie 
große dezentrale Wärmeversorgungseinheiten vornehmlich für Nichtwohngebäude 
gefördert werden. Für letztere kann aufgrund der großen Heterogenität der Gebäude 
keine sinnvolle Typologie gebildet werden. Stattdessen werden zentrale und dezentrale 
Referenztechnologien definiert, die den typischen geförderten Anlagen entsprechen, 
und die Differenzkosten anhand der Leistungen bzw. erzeugten Wärmemengen ermit-
telt. 

                                                
23  Die Berechnung basiert auf Anzahl der geförderten Anlagen im MAP-BAFA zum Stand 

November 2008 sowie den AGEE-Stat Daten. 
24 Ohne biogenen Anteil des Abfalls. 

-0,2 Mio € -3,2 Mio € -1,5 Mio € -3,4 Mio € -8,6 Mio € -29,1 Mio € -46,3 Mio € -48,7 Mio €

-133,5 Mio €

-200 €

-100 €

0 €

100 €

200 €

300 €

400 €

500 €

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

M
ill

io
ne

n

Kapitalgebundene Mehrkosen

Betriebsgebundene Mehrkosten

Verbrauchsgebundene Mehrkosten



56  

 

3.2.2.1 Referenztechnologien  und Wärmebereitstellungskosten 

Die für jeden erneuerbaren Energieträger definierte dezentrale und zentrale Referenz-
technologie ist in Tabelle 3-9 dargestellt. Bickel et al. (2008) untersuchten die im Rah-
men der KfW geförderten Technologien und leiteten daraus ein Referenzanlagenmo-
dell ab, an dem sich die hier definierten dezentralen Wärmetechnologien orientieren. 
Hieraus lassen sich auch basierend auf den zuvor ermittelten Brennstoffpreisen und 
Betriebskosten (aus BAFA-Teil der Differenzkostenberechnung) die entsprechenden 
Gestehungskosten ableiten. Für die zentralen Referenztechnologien werden die dem 
INVERT-Modell zugrunde liegenden spezifischen Nahwärmepreise von Ragwitz (2009) 
als Basis verwendet und für die Vergangenheit entsprechend der dort angenommenen 
Kostenentwicklung zurückgerechnet. Die Kosten der Wärmebereitstellung durch fossile 
Fernwärme werden mit dem durchschnittlichen Nettopreis bei einem Anschlusswert 
von 160 Kilowatt nach AGFW (2009) angesetzt. Da diese „fertige“ Produktfernwärme-
preise darstellen, kann davon ausgegangen werden, dass die CO2-Zertifikatspreise in 
die Preisberechnung eingegangen sind25 Abbildung 3-9.  zeigt die resultierenden Wär-
mebereitstellungskosten der zentralen und dezentralen Systeme.  

Tabelle 3-9:  Referenztechnologien MAP-KfW 

Energieträger Referenztechnologie zentral und dezentral 
Fossile Energieträger Fernwärme 

Biomasse Biomasse mit Nahwärme (zentral) 

 Biomasse Heizwerk (ohne Nahwärme) 

Solare Wärme Solare Nahwärme 

Große Solarkollektoranlage (ohne Nahwärme) 

Umwelt- und Erdwärme Tiefengeothermie Nah-/Fernwärme 

Großwärmepumpenanlage (ohne Nahwärme) 

                                                
25  Für die Höhe der gesamten MAP-Differenzkosten ist die  Fernwärme als fossiler Referenz-

preis jedoch von geringer Bedeutung, da dieser nur in die Berechnung im Förderbereich 
KfW einfließt. Aufgrund der verhältnismäßig geringen Anzahl an geförderten Anlagen resul-
tiert aus der KfW Förderung nur ein marginaler Einfluss auf die MAP-Differenzkosten. 
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Quelle: AGFW 2009; Ragwitz 2009 

Abbildung 3-9:  Wärmebereitstellungskosten Referenztechnologien im MAP-Teil KfW  

Die Datenlage zu den geförderten Maßnahmen der KfW im Rahmen des Marktanreiz-
programms beschränkt sich auf Angaben in MAP-Evaluierungsberichten sowie der 
Evaluierung der KfW-Förderung für Erneuerbare Energien im Jahr 2007 (Bickel et al. 
2008).  

Für den gesamten Programmzeitraum liegen zudem Angaben der KfW zur Anzahl der 
geförderten Maßnahmen und der gewährten Darlehenssumme vor. Die Differenzkos-
ten im MAP-Förderbereich der KfW ergeben sich aus den Maßnahmen im Wärmebe-
reich, die im Rahmen des KfW-Programms Erneuerbare Energien zwischen 1999 und 
2007 gefördert wurden. Neben den reinen Wärmeerzeugungstechnologien wurden 
durch das Programm auch Biogas- und Biomasse-Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
gefördert. Bei diesen wird nach gängiger Praxis für den Wärmeanteil eine Gutschrift in 
Höhe des Wärmemarktpreises angesetzt, womit die positiven Effekte bereits im Strom-
bereich durch geringe Stromgestehungskosten berücksichtigt werden (vgl. Wirtschaft-
lichkeitsrechnung Heizkraftwerke in Langniß et al. (2006))26

                                                
26  Eine weitere Möglichkeit ist, die KWK-Anlagen nach Strom- und Wärmeanteil zu trennen 

und jeweils Strom- und Wärmegutschriften anzusetzen. Da die jeweiligen Anteile nicht be-
kannt sind, kann eine differenzierte Betrachtung nach Strom- und Wärmeanteil nicht 
durchgeführt werden.  

. Im Wärmebereich entste-
hen dadurch keine weiteren Differenzkosten durch die KWK-Anlagen. Da insgesamt 
nur für vereinzelte Jahre und nicht für alle Technologien Angaben zu den geförderten 
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thermischen Leistungen bestehen, werden die fehlenden Daten auf Grundlage der Dar-
lehenssummen abgeschätzt. 

3.2.2.2 Ansatz zur Berechnung der Differenzkosten und Ergebnisse 

Aus den geförderten Leistungen (P) werden die jährlich bereitgestellten Wärmemengen 
durch Multiplikation mit den jeweiligen Volllaststunden (tVL) berechnet. Zur Berechnung 
der Differenzkosten werden diese mit den jeweiligen spezifischen Wärmebereitstel-
lungskosten der erneuerbaren Referenztechnologien (kEE)27 abzüglich der fossilen 
Referenzkosten (kFernwärme) in Form des durchschnittlichen Fernwärmepreises bewertet. 
Bei den zentralen Versorgungstechnologien werden zudem Wärmenetzverluste (vNetz) 
von 15 % berücksichtigt (Bickel et al. 2008)28

  WärmenetzVerluste
][ Jahr pro tunden Volllasts

][Leistung thermische Geförderte 
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Formel 2:  Differenzkostenberechnung im MAP-Teil KfW 

Die Differenzkosten im MAP-Förderbereich sind in Abbildung 3-10 dargestellt. Es ist zu 
erkennen, dass in 2005 trotz eines Zubaus an geförderter Leistung die Differenzkosten 
sinken. Zu erklären ist dies mit dem hohen Anstieg des fossilen Fernwärmepreises um 
real 4,58 €/MWh von 2004 auf 2005, bei einem gleichzeitigen moderaten Anstieg des 
Holzhackschnitzelpreises um 0,62 €/MWh. Damit liegen die Wärmebereitstellungskos-
ten der Biomasse Einzelanlagen mit Inbetriebnahme in 2005 bereits unter den fossilen 
Referenzkosten. Die bis dahin installierten Anlagen tragen in 2005 zu negativen Diffe-
renzkosten von zusammen knapp 1,27 Mio. € bei. In 2007 liegt der Fernwärmepreis 
wieder um real 1,53 €/MWh niedriger, weshalb beim Biomasse-Heizwerk nur noch 
marginale negative Differenzkosten auftreten. In der Summe belaufen sich die Diffe-
renzkosten durch die KfW-MAP-Förderung in 2007 auf 7,5 Mio. €. 

                                                
27  Der Jahresnutzungsgrad wird in der spezifischen Kostenberechnung berücksichtigt. 
28  Da sich der Nahwärmepreis auch auf die bereitgestellte Wärmemenge und nicht auf die 

erzeugte Wärmemenge im Heizwerk bezieht, müssen die Wärmenetzverluste abgezogen 
werden.  
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Quelle: eigene Berechnungen Fraunhofer ISI29

Abbildung 3-10:  Jährliche Differenzkosten der MAP geförderten Technologien durch 
die KfW  

 

3.2.3 Gesamte Differenzkosten im Wärmebereich 

Die gesamten Differenzkosten des Wärmebereichs werden mit den im Marktanreiz-
programm geförderten und zuvor definierten Referenztechnologien abgeschätzt. Dafür 
wird die gesamte durch Erneuerbare Energien bereitgestellte Wärme mit den gewichte-
ten spezifischen Mehrkosten der einzelnen Technologien (dkj) bewertet (Formel 3). 
Hierbei gehen in Abhängigkeit der zugrunde gelegten Technologien auch CO2-
Zertifikatspreise mit in die Kostenrechnung ein. Die Berechnung erfolgt dabei entspre-
chend des Differenzkostenansatzes im MAP-Teil BAFA: 

 

                                                
29  Die geförderten Anlagen aus Ende 1999 wurden dem Jahr 2000 zugeordnet. 
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Formel 3:  Berechnung der gewichteten spezifische Mehrkosten 
 

Die jährliche Wärmebereitstellung aus Erneuerbaren Energien wird aus den Daten der 
Arbeitsgemeinschaft Erneuerbare Energien - Statistik (AGEE-Stat) (BMU 2009) ab 
2000 übernommen.30

Die gesamten Differenzkosten im Wärmebereich sind in 

 Die definierten Referenzanlagen decken nur einen Teil der er-
neuerbaren Wärmetechnologien ab, und somit können sich die Kosten teilweise erheb-
lich unterscheiden. Um die Größenordnung der möglichen Abweichung zu erfassen, 
werden die Ergebnisse mit denen in der Leitstudie 2008 (Nitsch 2008) verglichen. Da-
bei ist anzumerken, dass in der Leitstudie aufgrund anderer Bewertungen die Höhe der 
Energiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien teilweise von denen der AGEE-Stat 
abweicht, wodurch auch Unterschiede in den Differenzkosten entstehen können.  

Abbildung 3-11 nach Energie-
trägern dargestellt. Allerdings ist dieses Ergebnis insbesondere aufgrund der nachste-
hend beschriebenen methodischen Probleme im Biomasse- und Geothermiebereich 
mit Vorbehalt zu betrachten. 

                                                
30  Da es sich bei den Angaben um Endenergie handelt, sich die spezifischen Mehrkosten 

(dkj) jedoch auf Nutzenergie beziehen, erfolgt eine Umrechnung mit den durchschnittlichen 
Jahresnutzungsgraden der Technologien. Des Weiteren erfolgt die Berechnung der Kapi-
talkosten immer für das jeweilige Betrachtungsjahr, d.h. es findet bei den kapitalgebunde-
nen Kosten keine Differenzierung nach Erstellungsjahr statt. Mögliche Lerneffekte sind 
somit nicht berücksichtigt. 
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Quelle: Abschätzung, vgl. hierzu methodische Anmerkungen 

Abbildung 3-11:  Gesamte Differenzkosten der Wärmebereitstellung, basierend auf 
MAP-Ansatz  

Die spezifischen Mehr- oder Minderkosten der einzelnen in die Berechnung einfließen-
den Technologien sind in Tabelle 3-10 dargestellt. Es wird deutlich, dass die Biomasse 
mit 1,3 €-ct/ kWh in 2008 die niedrigsten spezifischen Mehrkosten aufweist. Bei den 
größeren Biomasse-Heizwerken (Einzelanlagen Industrie/ GHD) treten bereits Minder-
kosten gegenüber der fossilen Referenztechnologie auf.  

Tabelle 3-10:  Spezifische Mehr- oder Minderkosten der EE-Technologien 

Spezifische Mehr- /Minderkosten 2007 
ct/ kWh (Nutzenergie) 

2008  
ct/kWh (Nutzenergie) 

   
Biomasse (gesamt) 2,00 1,30 

   Einzelanlagen Haushalte 4,77 3,94 

   Einzelanlagen Industrie/ GHD -0,18 -0,91 

   Biomasse Nahwärme 0,62 0,00 

Erd- und Umweltwärme 4,28 3,50 

  Einzelanlagen (Wärmepumpen) 4,40 3,68 

  Geothermie Nahwärme 3,43 2,42 

Solare Strahlungsenergie 11,79 11,05 

  Einzelanlagen 11,82 11,06 

  Solare Nahwärme 10,97 10,70 

Quelle: Fraunhofer ISI, eigene Berechnungen 
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Die in Tabelle 3-10 dargestellten spezifischen Kosten sind pro Kilowattstunden Nutz-
energie angegeben, so dass Verluste durch Erzeugung und Verteilung (Wärmenetz) 
bei der Berechnung berücksichtig sind. Die Mehr- oder Minderkosten beziehen sich auf 
die Wärmeenergiemenge, die in der Differenzkostenberechnung wärmeseitig berück-
sichtigt wird – ohne KWK-Wärme und Einzelfeuerstätten wie Kaminöfen (siehe unten).  

Die spezifischen Differenzkosten im Wärmebereich bezogen auf die gesamte erzeugte 
Endenergie durch erneuerbare Wärme beträgt  0,96 €-ct/ kWh im Jahr 2008 (1,22 €-ct/ 
kWh in 2007). 

Berechnung der Differenzkosten bei Nutzung von Biomasse 

Aufgrund der vielfältigen technologischen Bereitstellungsmöglichkeiten ist die Ermitt-
lung der Differenzkosten durch die Nutzung von Biomasse allein mit den definierten 
Referenztechnologien schwierig.  

Die AGEE-Stat differenziert bei der Struktur der Wärmebereitstellung durch Biomasse 
nach dem „biogenen Anteil des Abfalls“ und der übrigen Biomasse. Ersterer wird bei 
der Berechnung nicht mit einbezogen, da keine Vergleichskosten auf Vollkostenbasis31

Für den Wärmeanteil, der aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bereitgestellt wird, wer-
den keine Mehrkosten angesetzt, da bei diesem systemanalytischen Ansatz die Wär-
meerlöse in Höhe des erzielbarer Marktpreises als Gutschrift bei der Berechnung der 
Stromgestehungskosten eingehen und sich damit im Strombereich und bei einer sys-
temanalytischen Betrachtung der Differenzkosten in diesem Bereich positiv auswirken. 

 
vorliegen und die Ermittlung dieser eine Analyse der komplexen Stoffströme in der Ab-
fallwirtschaft erfordert, was im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden kann (BMU 
2004).  

                                                
31  Staiß (2007) gibt für Bioabfälle als Orientierungswerte negative Brennstoffkosten von ca.  

(-) 3ct/kWh an.  
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Quelle: Nitsch 2008, eigene Berechnungen Fraunhofer ISI 

Abbildung 3-12: Gesamte Differenzkosten durch die Nutzung von Biomasse im 
Wärmebereich  

Zur Berechnung der Differenzkosten wird somit zwischen Biomasse Einzelanlagen, 
Nahwärme und KWK-Nahwärme unterschieden, deren Anteile für die einzelnen Jahre 
nach Nitsch (2008) angesetzt werden. 32 Die Einzelanlagen werden des Weiteren nach 
den Nutzungsgruppen entsprechend der AGEE-Stat Daten in Haushalte und Industrie 
unterschieden.33

Wird die gesamte erzeugte Wärme der Biomasse Einzelanlagen (Haushalte) mit den 
hier ermittelten spezifischen Mehrkosten bewertet, werden die Differenzkosten sicher-
lich zu hoch angesetzt.

 Die spezifischen Mehrkosten werden aus den zuvor definierten Refe-
renztechnologien ermittelt.  

34

                                                
32  In Nitsch (2008) ist die Energiebreitstellung aus  Nahwärme und Nahwärme-KWK für 2000, 

2005 und 2010 angegeben, die Anteile der übrigen Jahre werden mit Interpolation berech-
net.  

 Wird hingegen davon ausgegangen, dass die Einzelfeuer-
stätten keine Mehrkosten verursachen, kann das Ergebnis als unterer Wert für die Dif-
ferenzkosten angesehen werden. Dabei wird nur der Anteil der Wärmebereitstellung 

33  Für die Biomassenutzung der Haushalte sind dies Pellet- und Scheitholz-Zentralheizungs-
kessel. Für die Biomassenutzung der Industrie werden die spezifischen Mehrkosten des 
Heizwerkes (Hackschnitzel) und für die Nahwärme der Biomasse-Nahwärmepreis abzüg-
lich des fossilen Fernwärmepreises angesetzt. 

34  Für die Höhe der Differenzkosten der Biomasse ist entscheidend, inwiefern die Zusatzge-
räte wie Kaminöfen in die Berechnung mit einbezogen werden. Die hier ermittelten spezifi-
schen Mehrkosten beziehen sich auf Zentralheizungswärmeerzeuger, die in der Lage sind, 
fossile Wärmetechnologien vollständig zu ersetzen. 
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mit den spezifischen Kosten bewertet, der durch Biomasse-Zentral oder Hauptheizun-
gen erzeugt wird.35 Abbildung 3-12  zeigt die berechneten Differenzkosten im Vergleich 
zu den Werten der Leitstudie. Die Ergebnisse bestätigen, dass die Einbeziehung der 
Einzelfeuerstätten zu weitaus höheren Differenzkosten führt als in der Leitstudie. Wer-
den diese nicht mit Mehrkosten bewertet, ist die Höhe der jährlichen Differenzkosten 
mit der in der Leitstudie vergleichbar.36

Berechnung der Differenzkosten bei Nutzung solarer Wärme 

 Da Einzelfeuerstätten wie Kaminöfen überwie-
gend aus ästhetischen Gründen angeschafft werden, keine fossilen Wärmetechnolo-
gien ersetzen und eine Zuordnung von spezifischen Verbrauchskosten aufgrund des 
Eigenbezugs nicht möglich ist, finden diese in der weiteren Berechnung keine Berück-
sichtigung. 

Die Berechnung der Differenzkosten durch die Nutzung solarer Wärme erfolgt analog 
zum vorherigen Abschnitt. Die gewichteten spezifischen Mehrkosten werden aus den 
beiden solaren Referenztechnologien ermittelt. Die Gewichtung der Wärmebereitstel-
lungskosten von Warmwasser- und Kombianlagen wird ebenfalls anhand der simulier-
ten Wärmemengen der MAP-geförderten Anlagen durchgeführt. Für die  Berechnung 
werden die spezifischen Wärmebereitstellungskosten der Solaranlagen ohne Grund-
lastwärmeerzeuger verwendet, da die Bezugsgröße die rein durch Solarkollektoren 
erzeugte Wärme ist. Der Anteil der solaren Nahwärme wird wie bei der Biomasse nach 
Nitsch (2008) angesetzt. 

Abbildung 3-13 zeigt die Ergebnisse der Differenzkostenberechnung durch die Nutzung 
solarer Wärme. Von 2000 bis 2008 entwickeln sich die hier ermittelten Differenzkosten 
parallel zu denen der Leitstudie 2008, nur auf einem etwas niedrigeren Niveau. 

 

                                                
35  Dafür wird die Verteilung der Endenergieerzeugung bei Kleinfeuerungsanlagen aus 

Schlomann et al. (2004) herangezogen. Der Anteil von Zentral- und Hauptheizungen be-
trägt 24,9 % (2003). Deren Anteil an den Einzelanlagen der Haushalte hat sich seitdem je-
doch vergrößert, was in der Berechnung mit einem Anstieg der Anteile um 2%-Punkte ab 
2003 berücksichtigt wird (Staiß 2007) (DEPV 2009).   

36  Inwiefern Nitsch (2008) mögliche Mehr- oder Minderkosten von Einzelfeuerstätten in die 
Berechnung einbezieht, geht aus der Studie nicht hervor. 
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Quelle: eigene Berechnung Fraunhofer ISI; Nitsch 2008 

Abbildung 3-13:  Gesamte Differenzkosten durch die Nutzung solarer Wärme  

Berechnung der Differenzkosten bei Nutzung von Umwelt- und Erdwärme 

Zur Ermittlung der Differenzkosten durch die Nutzung von Umwelt- und Erdwärme ste-
hen drei Referenztechnologien zur Verfügung: die beiden Wärmepumpentechnologien 
und die geothermische Nahwärme. Aus den Daten der AGEE-Stat ist jedoch nicht er-
sichtlich, inwieweit Wärmepumpen in die Wärmebereitstellung aus Erneuerbaren Ener-
gien einbezogen sind, da nur die Sparte Geothermie aufgeführt ist. Bei den Referenz-
wärmepumpen handelt es sich um oberflächennahe Geothermie und um die Nutzung 
von Umweltwärme. Unter der Annahme, dass die aufgeführten Endenergiemengen 
ebenfalls die Wärmeerzeugung von Luftwärmepumpen beinhaltet, werden zur Ermitt-
lung der spezifischen Mehrkosten beide Referenztechnologien entsprechend der MAP-
Differenzkostenberechnung herangezogen. Jedoch finden auch andere Technologien 
Einsatz – beispielsweise in der industriellen Nutzung oder in Thermalbädern. Gerade in 
der Geothermie können wenige große Anlagen die Wärmeerzeugungskosten dominie-
ren, da insgesamt die durch Geothermie erzeugte Wärmemenge gering ist. 

Berechnung der Differenzkosten bei Nutzung von Umwelt- und Erdwärme 

Abbildung 3-14 zeigt die Ergebnisse im Vergleich mit der Leitstudie. Von 2000 bis 2008 
unterscheiden sich die hier ausgewiesenen Differenzkosten erheblich in der Höhe zu 
den in der Leitstudie berechneten Differenzkosten. Auf die Unterschiede wird im nächs-
ten Absatz noch genauer eingegangen (siehe Zwischenfazit). 
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Quelle: eigene Berechnung Fraunhofer ISI; Nitsch 2008 

Abbildung 3-14:  Gesamte Differenzkosten bei Nutzung von Umwelt- und Erdwärme  

Zwischenfazit: Belastbarkeit des Ansatzes zur Berechnung der gesamten Diffe-
renzkosten 

Im Rahmen dieser Arbeit wurde ein Ansatz entwickelt, der vornehmlich zur Berech-
nung der Differenzkosten der MAP-geförderten Anlagen dient. Aufgrund der damit ver-
bundenen Begrenztheit des Berechnungsmodells sind die Ergebnisse der gesamten 
Differenzkosten mit Unsicherheiten verbunden.  

Insbesondere bei der Nutzung von Biomasse können die definierten Referenztechno-
logien nur einen Teil der Technologien und der damit verbundenen Kosten widerspie-
geln.  

Bei der Umwelt- und Erdwärme ist die genaue Struktur der Wärmebereitstellung nach 
Wärmepumpen, Erdwärmekollektoren und tiefengeothermischen Anlagen aus den 
AGEE-Stat-Daten nicht abzuleiten Die erzeugte Endenergie der Einzelanlagen wurde 
mit den spezifischen Mehrkosten der Wärmepumpenreferenzsysteme bewertet, obwohl 
auch andere Technologien eingesetzt werden – beispielsweise  in der industriellen 
Nutzung oder in Thermalbädern. Gerade in der Geothermie können wenige große An-
lagen die Wärmeerzeugungskosten dominieren, da insgesamt die durch Geothermie 
erzeugte Wärmemenge relativ gering ist. Die Unterschiede zur Leitstudie sind insbe-
sondere mit den unterschiedlichen Technologien und den anlegten Strompreisen zu 
erklären. In dem vorliegenden Ansatz wird im Gegensatz zur Leitstudie neben der 
Erdwärmepumpe auch die Luftwärmepumpe mit in die Kostenberechnung einbezogen. 
Der angelegte Strompreis bei den Wärmepumpen bzw. die hier vorgenommene An-
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nahme eines speziellen Wärmepumpentarifs ist ebenfalls ein entscheidender Faktor, 
mit dem sich Abweichungen zur Leitstudie erklären lassen.   

Die Wärmebereitstellung durch solare Wärme wird überwiegend durch Solarkollektoren 
auf Wohngebäuden erzeugt, was die Verwendung der definierten  Referenztechnolo-
gien rechtfertigt. 

Neben der Begrenztheit auf technologischer Ebene ist der vorliegende Berechnungs-
ansatz zeitlich auf die Jahre 2000 bis 2008 begrenzt, wodurch sich die Abweichungen 
zur Leitstudie teilweise erklären lassen. Darüber hinaus wird beispielsweise die im Jahr 
2000 bereitgestellte Endenergie in der Leitstudie mit den spezifischen Mehrkosten der 
Anlagen mit Inbetriebnahme im Jahr 2000 bewertet, während im vorliegenden Ansatz 
keine Unterschiede zu 2005 gemacht werden, d.h. die Lerneffekte keine Berücksichti-
gung finden. Hierdurch können Unterschiede bei den kapitalgebundenen Kosten auf-
treten, bei den verbrauchsgebundenen Kosten hingegen führt dies zu keinen Abwei-
chungen. 

Auf technologischer Ebene wird in der Leitstudie der Nahwärmebereich genauer mit 
mehr definierten Referenztechnologien untersucht, während sich der hier gewählte 
Ansatz auf Referenztechnologien in der dezentralen Wärmeversorgung konzentriert. In 
der Leitstudie werden dabei auch die Jahreskosten der Biomasse KWK-Anlagen antei-
lig der Wärmeseite zugeschrieben und damit in den Differenzkosten berücksichtigt. 
Darüber hinaus werden, im Gegensatz zum hier verwendeten Ansatz, keine konventio-
nellen Referenztechnologien definiert, sondern anlegbare Wärmepreise verwendet, 
aus denen Mischwerte für die einzelnen erneuerbaren Energieträger gebildet werden. 
Ein weiterer Unterschied besteht in der Verknüpfung von Referenztechnologien mit 
Referenzgebäuden in der dezentralen Wärmeversorgung, die in der Leitstudie nicht 
vorgenommen wird. 

Insgesamt beruht die Berechnung der Leitstudie auf einer umfangreicheren Datenbasis 
zum EE-Ausbau, insbesondere zum jährlichen Zubau. Die hier vorgenommenen Be-
rechnungen greifen hingegen auf die veröffentlichten Daten der AGEE-Stat zurück, in 
denen nur die jährlich erzeugte Endenergie der einzelnen Energieträger angegeben ist.  

3.2.4 Fazit für den Wärmebereich 

Die Berechnung der Differenzkosten des Ausbaus Erneuerbarer Energien basiert auf 
einem systemanalytischen Ansatz, der die spezifischen Kosten nach Technologien 
differenziert betrachtet.  
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Die vorliegende Arbeit berechnet zum einen die Differenzkosten der Wärmeerzeugung, 
deren Ausbau durch die MAP-Förderung der Erneuerbaren Energien getrieben wird 
(Abbildung 3-15). Mittels einer entsprechenden Auswahl an Referenztechnologien und 
Referenzgebäuden werden die Differenzkosten berechnet. In 2008 werden sie sich in 
ähnlicher Bandbreite wie in 2007 bewegen, jedoch sind noch keine definitiven Angaben 
möglich, da hierfür die Förderdaten der KfW noch ausgewertet werden müssen. 

Zum anderen werden die Differenzkosten des gesamten EE-Wärme-Ausbaus basie-
rend auf dem MAP-Ansatz ausgewiesen (Abbildung 3-15). Die CO2-Zertifikatspreise 
gehen in die Differenzkostenbetrachtung durch Produktfernwärmepreise ein, allerdings 
ist ihr Einfluss im Wärmebereich marginal, da hier nur wenige Anlagen unter das ETS 
fallen.  

Die positiven Differenzkosten im Wärmebereich reflektieren die direkten Mehrkosten, 
die bei Haushalten und Unternehmen für die Wärmeerzeugung mit erneuerbaren 
Energieträgern anfallen. Im Ergebnis ist festzuhalten:  

• die Wärmemehrkosten des MAP-bedingten Ausbaus Erneuerbarer Energien (BAFA 
und KfW) belaufen sich auf ca. 368 Mio. € für 2007 (368 Mio. € für 2008 ohne KfW),  

• die gesamten Differenzkosten des gesamten EE-Ausbaus mit und ohne 
Anreizwirkung des MAP betragen ca. 1 Mrd. € in 2008 (1,2 Mrd. € 2007). 

Die Abweichungen zwischen den gesamten und förderbedingten (MAP)  Differenzkos-
ten könnten als Zahlungsbereitschaft der Endverbraucher für die Nutzung Erneuerba-
rer Energien interpretiert werden. Allerdings gilt zu berücksichtigen, dass auch ästheti-
sche Gründe (Kaminofen), Verfügbarkeit von selbstorganisierten Brennstoffen (Holz), 
das Bestreben einer unabhängigen Energieversorgung sowie steuerliche Aspekte den 
EE-Ausbau vorantreiben und sich daher hinter dieser Zahlungsbereitschaft ganz ande-
re Zielvorstellungen/Anreize als der alleinige Ausbau Erneuerbarer Energien verste-
cken können. Unter diesem Blickwinkel ist zu überlegen, zu welchem Anteil die nicht-
MAP getriebene Wärmeerzeugung mit Erneuerbaren Energien in die Gesamtkostenbe-
trachtung eingehen soll.  
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Abbildung 3-15:  Vergleich von Differenzkosten MAP-geförderter Anlagen mit gesam-
ten Differenzkosten37

Die Leitstudie (Nitsch 2008) weist hingegen gesamte Differenzkosten in Höhe von 1,6 
Mrd. € (2008) aus. Die Abweichungen zwischen Nitsch 2008 und dem hier gewählten 
Ansatz sind im Wesentlichen mit der Zugrundelegung unterschiedlicher Referenztech-
nologien und der unterschiedlichen Berücksichtigung der Lerneffekte zu erklären. Da-
her wird für die fortlaufenden Arbeiten zur Ermittlung von Differenzkosten für den ge-
samten EE-Ausbau vorgeschlagen, die vorliegenden Berechnungsansätze im Detail 
mit denen der Leitstudie 2008 zu vergleichen, die Auswahl und Detaillierung der Refe-
renztechnologien zu überarbeiten und die Datenlage für die Kapitalkosten bzw. Geste-
hungskostenberechnung und Energieerzeugung zu verbessern.  

  und gesamten Differenzkosten nach Techno-
logien 

Des Weiteren wird vorgeschlagen, die Differenzkosten des EEWärmeG-bedingten EE-
Ausbaus ab 2009 zu analysieren. Ein klarer Ausweis dieser Differenzkosten zeigt die 
durch dieses Gesetz bedingten Mehrkosten für die Wärmekonsumenten/Investoren 
auf. 

Eine weitere Fragestellung sollte sich mit dem tatsächlich durch die MAP-Förderung 
angestoßenen EE-Ausbau beschäftigen, d.h. zu untersuchen, in welchem Umfang der 
EE-Wärmeausbau auch ohne Förderung stattfände. Denn die Zahlungsbereitschaft der 
Verbraucher für Wärme aus Erneuerbaren Energien spiegelt sich bisher nur in der Dif-
ferenz zwischen den gesamten und den MAP-ausbaubedingten Differenzkosten wider. 

                                                
37  2008 ohne Anlagen, die von der KfW gefördert werden. 
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In diesem Zusammenhang ist auch zu überlegen, zu welchem Anteil die nicht förderge-
triebene Wärmeerzeugung in eine Gesamtkostenbetrachtung eingehen soll. 

3.2.5 Literatur/Referenzen 

AGFW 2009: “Fernwärme Preisübersicht (Stichtag: 01.10.2008).” Arbeitsgemeinschaft 
für Wärme und Heizkraftwirtschaft e.V., Frankfurt am Main.  
 http://www.agfw.de/typo3conf/ext/naw_securedl/secure.php?u=0&file=fileadmin/fi
lepool/Aktuell_Marketing/fw-preisuebersicht2008_Kurzfassung_ 
WEB.pdf&t=1237195338&hash=35b02a40c60c51979a7848e55c202abd       
(Zugegriffen 15. Mai 2009). 

BDH 2008: “BDH Bilanzpressekonferenz - Europa auf dem Weg zu Effizienz und der 
verstärkten Nutzung von Erneuerbaren Energien.” Bundesindustrieverband 
Deutschland Haus-, Energie- und Umwelttechnik e.V., Köln.   http://www.bdh-
koeln.de/html/index.php?site=7_20_418&lng=de (Zugegriffen 15. Mai 2009). 

Bickel, P.; Kelm, T.; Staiß, F.; Langniß, O. und Edler, D. 2008: “Evaluierung der KfW-
Förderung für Erneuerbare Energien im Inland in 2007.” Gutachten im Auftrag 
der KfW. 

Blesl, M, Fahl, U.; Kempe, S. und Voß, A. 2004: “Strategien und Technologien einer 
pluralistischen Nah- und Fernwärmeversorgung in einem liberalisierten Energie-
markt unter besonderer Berücksichtigung der Kraft-Wärme-Kopplung und  rege-
nerativer Energien.” Studie im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft für Wärme und 
Heizkraftwirtschaft (AGFW). 

BMU 2004: “Beitrag der Abfallwirtschaft zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland -
Teil Siedlungsabfälle.” Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. Sonderteil der BMU-Zeitschrift Umwelt Nr.10 (2004) 
http://www.bmu.de/abfallwirtschaft/downloads/doc/35530.php (Zugegriffen 15. 
Mai 2009). 

BMU 2008: “Monatsstatistik Erneuerbare Energien (MAP-BAFA) für das BMU für den 
Zeitraum seit 01.09.1999.” Erhalten per E-Mail am 19.01.2009 

BMU 2009: “Entwicklung der Erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2008 -
Grafiken und Tabellen.” http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/43815/39882/ 
(Zugegriffen April 28, 2009). 



 71 

 

BMWI 2009: “Energiedaten - nationale und internationale Entwicklung.” Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie.  
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/energiestatistiken.html       
(Zugegriffen 16. Juni 2009). 

Böhnisch, H. und Langniß, O. 2007: “Evaluierung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien (Marktanreizprogramm) im Zeitraum Januar bis Dezem-
ber 2006.” Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

CARMEN 2009: “Holzpellets/ Hackschnitzel Preisentwicklung.” Centrales Agrar-
Rohstoff-Marketing- und Entwicklungs-Netzwerk e.V., Straubing; persönliche Mit-
teilung; erhalten am 30.06.2009. 

DEPV 2009: “Entwicklung Pelletheizungen 2000-2009.” Deutscher Energie-Pellet-
Verband e.V. http://www.depv.de/marktdaten/pelletheizungen/   (Zugegriffen Juli 
15, 2009). 

Diefenbach, N. und Born, R. 2007: “Basisdaten für Hochrechnungen mit der Deutschen 
Gebäudetypologie des IWU.” Institut für Wohnen und Umwelt, Darmstadt. 
http://www.iwu.de/fileadmin/user_upload/dateien/energie/klima_altbau/Flaechen_
Gebaeudetypologie_07.pdf (Zugegriffen Februar 26, 2009). 

DIN 51731 1996: “Preßlinge aus naturbelassenem Holz; Anforderung und Prüfung.” 
DIN Deutsches Institut für Normung  (Perinorm Online); Beuth Verlag,  Berlin. 
http://www-fr.redi-bw.de/db/perinorm/ (Zugegriffen 21. Januar 2009). 

DIN V 4701-10 2003: “Energetische Bewertung heiz- und raumlufttechnischer Anlagen-
Teil 10: Heizung, Trinkwassererwärmung, Lüftung.” DIN Deutsches Institut für 
Normung  (Perinorm Online); Beuth Verlag,  Berlin. http://www-fr.redi-bw.de/db/ 
perinorm/ (Zugegriffen 21. Januar 2009). 

Eltrop, L. 2008: “Dokumentation Heizkostenvergleich.” Institut für Energiewirtschaft und 
Rationelle Energieanwendung (IER), Universität Stuttgart. http://www.jens-
reinl.de/holz/pdf/IER-Heizkostenvergleich_Neubau.pdf    (Zugegriffen Januar 
15, 2009). 

EnEV 2007: “Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende 
Anlagentechnik bei Gebäuden.” BGBl. Jg.  2007 Teil I Nr. 34, S. 1519. 



72  

 

IWU 2003: “Deutsche Gebäudetypologie -Dokumentation.” Institut für Wohnen und 
Umwelt, Darmstadt.  
http://www.iwu.de/fileadmin/user_upload/dateien/energie/klima_altbau/Gebaeude
typologie_Deutschland_Dez_2003.pdf (Zugegriffen 26. Februar 2009). 

Langniß, O. et al. 2006: “Evaluierung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung Erneuerba-
rer Energien (Marktanreizprogramm) im Zeitraum Januar 2004 bis Dezember 
2005.” Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit. 

Nast, M. 2009: Persönliche Mitteilung vom 12. Mai 2009.  

Nitsch, J. 2008: “Leitstudie 2008 - Weiterentwicklung der "Ausbaustrategie Erneuerba-
re Energien" vor dem Hintergrund der aktuellen Klimaschutzziele Deutschlands 
und Europas.” Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit. 

Nitsch, J. 2007: “Leitstudie 2007 "Ausbaustrategie Erneuerbare Energien" - Aktualisie-
rung und Neubewertung bis zu den Jahren 2020 und 2030 mit Ausblick bis 
2050.” Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Oschatz, B. und Mailach, B. 2007: “ASUE Heizkostenvergleich Neubau 2007.” Institut 
für Technische Gebäudeausrüstung Dresden Forschung und Anwendung GmbH. 
http://asue.de/cms/upload/inhalte/kostenvergleich_heizung/broschuere/hkv_neub
au_2007.pdf (Zugegriffen Januar 15, 2009). 

Ragwitz, M. 2009: “Invert Modell Preisreihen.” Persönliche Mitteilung; Erhalten am 
01.04.2009. 

Sahner, G.; Drittenpreis, J.; Baumgärnter, J. und Broll, J. 2008: “Energieeffizienter und 
nachhaltiger Neubau von Wohngebäuden.” Umweltamt und Stadtplanungsamt 
der Stadt Nürnberg.  
http://www.umwelt.nuernberg.de/download/info/klima/kornburg%20nord_rz_a4_9
0.pdf (Zugegriffen Januar 20, 2009). 

Schlomann, B.; Gruber, E.; Eichhammer, W. und Kling, N. 2004: “Energieverbrauch der 
privaten Haushalte und des Sektors Gewerbe Handel, Dienstleistung (GHD).” 
Kurzfassung des Abschlussberichts an das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit. 



 73 

 

StaBuA 2008a: “Bauen und Wohnen: Mikrozensus - Zusatzerhebung 2006 Bestand 
und Struktur der Wohneinheiten Wohnsituation der Haushalte.” Statistisches 
Bundesamt, Wiesbaden. Fachserie 5, Heft 1. 

StaBuA 2008b: “Bautätigkeit und Wohnen 2007.” Statistisches Bundesamt, Wiesba-
den. Fachserie 5, Reihe 1. 

Staiß, F. 2007: Jahrbuch Erneuerbare Energien 2007 mit CD. 1. Aufl. Bieberstein, Ra-
debeul. 

TFZ 2009a: “Entwicklung Scheitholzpreise.” Technologie- und Förderzentrum im Kom-
petenzzentrum für Nachwachsende Rohstoffe (TFZ); persönliche Mitteilung, er-
halten am 06.07.2009. 

TFZ 2009b: “Technologie- und Förderzentrum im Kompetenzzentrum für Nachwach-
sende Rohstoffe (TFZ) - Aktuelle Scheitholzpreise.”  
 http://www.tfz.bayern.de/festbrennstoffe/17385/ (Zugegriffen Juli 9, 2009). 

VDI 2067-1 2000: “Wirtschaftlichkeit gebäudetechnischer Anlagen - Grundlagen und 
Kostenberechnung.” Verein Deutscher Ingenieure (Perinorm Online); Beuth Ver-
lag, Berlin. http://www-fr.redi-bw.de/db/perinorm/ (Zugegriffen 15. Mai 2009). 

 



74  

 

4 Indirekte Kosten 

Alle Kosten, die nicht direkt durch die Erzeugungstechnologie oder –systeme entste-
hen und eigentlich Folgekosten der Einspeisung bzw. Energieerzeugung mit Erneuer-
baren Energien darstellen oder die durch die Nutzung des Marktes bedingt sind, wer-
den als indirekte Kosten bezeichnet. Hierunter fallen neben den Kosten zur Integration 
der Erneuerbaren Energien in das Netz wie z.B. die Bereitstellung von Ausgleichs- und 
Regelenergie auch die zusätzlichen, für den Ausbau Erneuerbarer Energien erforderli-
chen Kosten für das Netz selbst. Die Zuordnung der Netzausbaukosten nach erneuer-
baren oder fossilen Energieträgern stößt jedoch schnell an Grenzen, da ein Ausbau 
Erneuerbarer Energien nicht per se einen Netzausbau erfordert, sondern von der Aus-
lastung, der Steuerung der Stromeinspeisung etc., abhängt. Gleichfalls sind alle Kos-
ten, die durch Transaktionen in Verbindung mit Erneuerbaren Energien anfallen, indi-
rekte Kosten. Transaktionskosten bei Unternehmen entstehen zum einen durch Um-
setzung der Förderbestimmungen, Berichtspflichten etc., zum anderen durch marktbe-
dingte Transaktionen im Zusammenhang mit Erneuerbaren Energien. Auch bei den 
öffentlichen Haushalten sind Transaktionskosten zu berücksichtigen, die bei Durchfüh-
rung und Überwachung der Fördermaßnahmen anfallen.  

Im Rahmen des Arbeitsschrittes wird versucht, bestehende indirekte Kosten, die in der 
Vergangenheit angefallen sind, zu ermitteln. Gleichzeitig sollen Vorgehensweisen auf-
gezeigt werden, wie indirekte Kosten zukünftig ermittelt werden können. Die Ergebnis-
se werden abschließend soweit verfügbar bestehenden Studien gegenübergestellt und 
kritisch diskutiert. 

4.1 Ausgleichs- und Regelenergiekosten im Strombereich  

Zusätzliche Integrationskosten für Erneuerbare Energien entstehen durch den fluktuie-
renden Charakter und die begrenzte Vorhersagbarkeit der Windenergieeinspeisung 
sowie mittelfristig, wenn der Anteil weiter ansteigt, auch durch die PV-Einspeisung. Die 
wichtigsten Kostenblöcke, die diese Integrationskosten ausmachen sind: 

• Kosten für den Windprognosefehlerausgleich, 

• Kosten für die Vorhaltung von Windreserve, 

• Kosten für die Banderstellung der fluktuierenden Erneuerbaren Energien. 

Die Grundlage für die Abschätzung der auftretenden Kosten für 2006 und 2007 stellen 
Veröffentlichungen der Bundesnetzagentur dar (BNetzA 2008). Die anfallenden Kosten 
für die Integration der Erneuerbaren Energien sind für die Bestimmung der Netzentgel-
te relevant und müssen durch die Bundesnetzagentur genehmigt werden. Diese Anga-
ben werden durch eigene Kostenschätzungen ergänzt, da durch die Bundesnetzagen-
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tur nur aggregierte Kosten bzw. Kosten für die Vorhaltung der Windreserve angegeben 
werden. Für die Abschätzung der beiden anderen Kostenblöcke werden Prognose-
abweichungen der Windeinspeisung, die Ausgleichsenergiepreise sowie Schätzungen 
zum Marktwert der Windenergie für 2006 und 2007 zugrunde gelegt. 

4.1.1 Kostenangaben der Bundesnetzagentur 

Die Kosten für die Übertragungsnetzbetreiber zur EEG-Veredelung (Umwandlung der 
fluktuierenden Einspeisung aus Erneuerbaren Energien in eine Profillieferung) sind als 
Bestandteil der Netznutzungsentgelte durch die Bundesnetzagentur 2006 und 2007 
geprüft und genehmigt worden. Im Jahr 2006 lagen die Kosten für die EEG-Veredelung 
bei 526 Mio. €, für das Jahr 2007 prognostiziert die Bundesnetzagentur Kosten in Höhe 
von 570 Mio. € (BNetzA 2008). Die nach EEG vergüteten Energiemengen lagen in 
2007 bei 67 TWh, wovon 39,7 TWh durch die Windenergie bereitgestellt wurden. In 
2006 lag die EEG-Einspeisung bei 51,5 TWh mit einem Beitrag der Windenergie von 
30,7 TWh (BDEW 2008). Damit ergeben sich spezifische Kosten bezogen auf die ge-
samte EEG-Einspeisung von 8,5 €/MWh  (2007) bzw. 10,2 €/MWh (2006). Bezieht man 
die Veredelungskosten lediglich auf die Windeinspeisung, ergeben sich spezifische 
Kosten von 14,4 €/MWh (2007) bzw. von 17,1 €/MWh (2006). 

Im Monitoringbericht der Bundesnetzagentur werden keine detaillierten Kostenpositio-
nen der angeführten EEG-Veredelungskosten angegeben. Separat ausgewiesen wer-
den jedoch die Kosten der Windreserve, die durch die beiden Übertragungsnetzbetrei-
ber Vattenfall und RWE monatlich ausgeschrieben werden. Die Kosten lagen 2007 bei 
98 Mio. € (Prognose der Bundesnetzagentur) und sind im Vergleich zu 115 Mio. € in 
2006 leicht gefallen. 

Für zukünftige Betrachtungen sind eine Reihe von Änderungen zu beachten. So wird 
beispielsweise die EEG-Veredelung ab dem 1.1.2010 durch die Ausgleichsmechanis-
mus-Verordnung (AusglMechV 2009) geregelt. Kosteneinsparungen erhofft man sich 
dabei insbesondere durch eine Abschaffung der Bandlieferung und damit der Profiler-
stellung sowie durch eine Abschaffung der expliziten Windreserve. Weitere Verände-
rungen betreffen insbesondere die Marktgestaltung der Regelenergiemärkte als auch 
der Intraday-/Spotmärkte. So sind mittlerweile auch negative Marktpreise möglich mit 
entsprechenden Auswirkungen auf die indirekten Kosten der Erneuerbaren Energien. 

4.1.2 Kostenschätzung für Prognosefehlerausgleich 

Im realen Netzbetrieb werden die Prognosefehler der Erneuerbaren Energien zunächst 
durch eine Beschaffung auf dem Intraday-Strommarkt bzw. durch den Einsatz der 
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Windreserve und dann durch den Bezug von Ausgleichsenergie ausgeglichen. Anga-
ben über den anteiligen Ausgleich der Prognoseabweichungen auf dem Intraday-Markt 
standen für 2006 und 2007 jedoch nicht zur Verfügung.  

Als Kostenindikator für den Ausgleich von Windprognosefehlern werden aus diesem 
Grunde ausschließlich die Preise für Ausgleichsenergie genutzt. Es wird also unter-
stellt, dass keine Ausgleichsmaßnahmen auf dem Intraday-Markt durchgeführt werden 
und damit sämtliche Prognoseabweichungen der Windprognose als Bilanzkreisabwei-
chungen in den EEG-Bilanzkreises eingehen. Diese Bilanzkreisabweichungen können 
dann mit den Ausgleichsenergiepreisen bewertet und entsprechend verrechnet wer-
den. Unterstellt man, dass ein Bilanzausgleich im Intraday-Markt kostengünstiger 
durchgeführt werden kann als im Ausgleichsenergiemarkt, stellen die ermittelten Kos-
ten dann eine obere Abschätzung dar. Die wichtigsten Einflussgrößen für die Kosten-
ermittlung sind damit die Ausgleichsenergiepreise sowie die Prognoseabweichungen 
der Windeinspeisung. 

In 2007 lagen die mittleren Ausgleichsenergiepreise je nach Übertragungsnetzbetreiber 
bei positivem Saldo der Regelzone bei 76 bis 107 €/MWh und bei negativem Saldo bei 
2 bis 10 €/MWh (Tabelle 4-1). 

Tabelle 4-1: Mittlerer Arbeitspreis für Ausgleichsenergie in Abhängigkeit des 
Regelzonensaldos 2007 (in €/MWh) 

 bei positivem Saldo bei negativem Saldo 

EnBW 76,2 9,9 

RWE 90,1 2,5 

VET 107,1 2,3 

E.ON 82,5 1,7 

Quelle:  E.ON 2009; VET 2009; RWE 2009; EnBW 2009 

 
Der Ausgleichsenergiepreis ist bei positivem Saldo von der Höhe des Regelzonensal-
dos abhängig. Bei einem negativen Regelzonensaldo bleibt der Ausgleichsenergiepreis 
relativ konstant (Abbildung 4-1). Zwischen den einzelnen Übertragungsnetzbetreibern 
gibt es geringfügige Unterschiede in der Höhe der Ausgleichsenergiepreise. 
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Quelle:  E.ON 2009; VET 2009; RWE 2009; EnBW 2009 

Abbildung 4-1: Mittlere Ausgleichsenergiepreise in Abhängigkeit des Regelzonen-
saldos für die vier Übertragungsnetzbetreiber 2007 

Für die Bestimmung der auftretenden Kosten durch Prognoseabweichungen der Wind-
prognose ist die Korrelation der Windprognoseabweichungen mit dem Regelzonensal-
do relevant. So können Prognoseabweichungen der Windeinspeisung die Abweichun-
gen innerhalb der Regelzone verstärken, aber auch kompensieren. Im ersten Fall tre-
ten hohe Kosten auf, da entweder überschüssige Windstrommengen nur zu niedrigen 
Ausgleichsenergiepreisen vergütet werden oder aber Ausgleichsenergie bei hohen 
Preisen bezogen werden muss. Im zweiten Fall - auftretende Bilanzkreisabweichungen 
innerhalb der Regelzonen durch Lastprognosefehler oder Kraftwerksausfälle werden 
durch Windprognosefehler kompensiert - treten keine oder deutlich niedrigere Kosten 
auf. Eine überschüssige Windproduktion wird zu hohen Ausgleichsenergiepreisen ver-
gütet, bzw. bei fehlender Windeinspeisung kann kostengünstige Ausgleichsenergie 
bezogen werden. 

Mit den veröffentlichten Daten für 2006 und 2007 zur Prognoseabweichung der Wind-
einspeisung sowie den Preisen für Ausgleichsenergie ist eine Abschätzung der auftre-
tenden Kosten für den Ausgleich der Windprognosefehler durchgeführt worden. Die 
ermittelten Kosten stellen, wie bereits erwähnt, eine obere Abschätzung der Kosten 
dar, weil im tatsächlichen Netzbetrieb ein Teil der Windprognosefehler bereits über den 
Intraday-Markt ausgeglichen wird. Um den korrekten Zusammenhang zwischen Regel-
zonensaldo und Windprognoseabweichung zu bestimmen, ist es notwendig, die veröf-
fentlichten Windprognosefehler entsprechend dem horizontalen Belastungsausgleich 
auf die vier Übertragungsnetzbetreiber zu verteilen. Sowohl die day-ahead Windprog-
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nose als auch die reale Windstromeinspeisung wird auf die vier Übertragungsnetzbe-
treiber entsprechend ihrem Anteil am Stromabsatz verteilt (Tabelle 4-2). Den größten 
Anteil am Stromabsatz hat RWE, gefolgt von E.ON, Vattenfall und EnBW. 

Tabelle 4-2: Anteil der Übertragungsnetzbetreiber am Stromabsatz 2007 

Übertragungsnetzbetreiber RWE E.ON VET EnBW 

Anteil am Stromabsatz 38,5% 29,2% 19,2% 13,1% 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis Unternehmensangaben 

Der Windprognosefehler ist von 2006 auf 2007 durch verbesserte Prognosemethoden 
deutlich zurückgegangen (Abbildung 4-2). Der Prognosefehler für die deutschlandweite 
Prognose lag in 2007 bei ca. 20 % (mittlerer absoluter Fehler). In 2008 ist der 
Windprognosefehler weiter zurückgegangen.  
 

 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis Unternehmensangaben 

Abbildung 4-2: Entwicklung des Windprognosefehlers in den vier Regelzonen  
sowie für Deutschland insgesamt 
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Die Prognosefehler der Windeinspeisung und der Regelzonensaldo der einzelnen Re-
gelzonen sind leicht korreliert (Tabelle 4-3). Von 2006 bis 2007 haben sich die Korrela-
tionen wenig verändert. 

Tabelle 4-3: Korrelationsfaktor zwischen Windprognosefehler und Regelzonen-
saldo nach horizontalem Belastungsausgleich 2006 und 2007 

 Korrelationsfaktor 2006 Korrelationsfaktor 2007 

 vor Horizontal-
ausgleich 

nach Horizon-
talausgleich 

vor Horizontal-
ausgleich 

nach Horizon-
talausgleich 

EnBW 0,04 0,12 0,00 0,091 

RWE 0,14 0,27 0,16 0,301 

VET 0,06 0,21 0,10 0,205 

E.ON 0,20 0,19 0,08 0,144 

Quelle:  Eigene Berechnungen 

Bewertet man die Prognoseabweichungen der Windeinspeisung mit den Preisen für 
Ausgleichsenergie, kann eine obere Kostenabschätzung für die Kosten der Prognose-
abweichung angegeben werden. Die anfallenden Kosten lassen sich damit für jede 
Stunde eines Jahres berechnen und über ein Jahr aufsummieren.  

 

mit KW =  Jährliche Kosten für Ausgleich Windprognosefehler in € 

mit PW(t) = Windprognosefehler in MWh nach horizontalem Belastungsausgleich in 
Stunde t 

mit KA(t) = Ausgleichsenergiepreis in €/MWh in Stunde t 

mit t = Stunde im Jahr 

Sowohl absolut als auch spezifisch sind danach die Kosten für die Prognoseabwei-
chung etwas gefallen, was auf eine verbesserte Prognosegenauigkeit als auch auf 
niedrige Strompreise in 2007 im Vergleich zu 2006 zurückzuführen ist (s. Tabelle 4-4). 
Der mittlere EEX-Spotmarktpreis lag in 2006 bei 51 €/MWh im Vergleich zu 38 €/MWh 
in 2007. Die Kostenabschätzung für die Ausgleichsenergiekosten liegt bei ca. 260 Mio. 
€ für 2006 bzw. bei ca. 210 Mio. € für 2007. 

Die tatsächlichen Kosten liegen vermutlich darunter, da ein Teil der Prognoseab-
weichungen bereits auf den Intraday-Märkten bzw. durch die Windreserve ausgegli-
chen worden ist. Die genaue Aufteilung auf die verschiedenen Produkte lässt sich auf 
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Basis der veröffentlichten Daten nicht bestimmen, da nur die Vortagesprognose der 
Windenergie und keine kurzfristigeren Prognosen veröffentlicht werden. Der Ausgleich 
von Prognosefehlern durch Intraday-Geschäfte ist jedoch meist deutlich billiger als der 
Ausgleich von Prognosefehlern durch Ausgleichsenergie oder Windreserve. Die Be-
wertung der Prognosefehler zu Ausgleichsenergiepreisen wie im obigen Abschnitt be-
schrieben erlaubt eine Abschätzung der maximalen Kosten des energetischen Aus-
gleichs von Prognosefehlern. 

Tabelle 4-4: Obere Kostenabschätzung für den Ausgleich der Windprognose-
fehler anhand der Preise für Ausgleichsenergie 2006 und 2007 

 2006 2007 

 in Mio. € in €/MWh in Mio. € in €/MWh 

EnBW 61,6 6,9 24,1 4,7 

RWE 55,2 9,4 97,4 6,4 

VET 110,2 9,4 37,7 5,0 

E.ON 31,8 8,0 50,1 4,4 

Gesamt 258,8 8,5 210,1 5,3 

Quelle:  Eigene Berechnungen 
 

4.1.3 Kostenabschätzung zur Windreserve 

Ein weiterer Block der indirekten EEG-Kosten sind neben den Kosten für den Wind-
prognosefehlerausgleich (siehe vorheriger Abschnitt) die Kosten für eine zusätzliche 
Leistungsvorhaltung. Die beiden Netzbetreiber RWE und Vattenfall schreiben zur Aus-
regelung der Windeinspeisung eine explizite Windreserve aus. Die Bundesnetzagentur 
prognostiziert die Kosten dafür für das Jahr 2007 auf 98 Millionen € und schätzt den 
Wert für das Jahr 2006 auf 115 Millionen € (BNetzA 2008). Diese Kosten setzen sich 
jedoch aus Kosten für die Leistungsvorhaltung sowie den Abruf an Windreserve zu-
sammen.  

Auf Basis der veröffentlichten Ausschreibungsergebnisse in 2007 lässt sich die Kos-
tenposition der Leistungsvorhaltung separat ermitteln. Die ausgeschriebene positive 
und negative Windreserveleistung lag 2007 bei je 150 bis 250 MW für Vattenfall und 
bei je 300 MW für RWE. Der Leistungspreis lag zwischen 60 und 260 €/MW/Tag. Für 
RWE und Vattenfall errechnet sich damit ein Wert von ca. 43 Mio. € für die Leistungs-
vorhaltung. 
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Unterstellt man, dass in den verbleibenden Zonen von E.ON und EnBW auf Basis in-
terner Verträge bei entsprechender Windeinspeisung eine ähnliche Reserve vorgehal-
ten wird, können die Kosten der Leistungsvorhaltung für das Jahr 2007 auch für diese 
Regelzonen abgeschätzt werden. Die Kosten für die Vorhaltung expliziter Windreserve 
liegen dann bei ca. 75 Mio. €. Eine Skalierung mit den Prognosewerten der BNetzA für 
das Jahr 2006 ergibt einen Wert von 87 Mio. €. 

4.1.4 Kostenschätzung zur Banderstellung 

Die Kosten für die Banderstellung im Rahmen der EEG-Veredelung sind abhängig vom 
mittleren Einspeiseprofil der Erneuerbaren Energien. Entspricht die mittlere Einspei-
sung einem Bandprofil, entstehen für die Banderzeugung nahezu keine Kosten. Der 
Wert der Einspeisung entspricht dann dem mittleren Marktpreis (Phelix Base). Der 
Marktwert der Windeinspeisung lässt sich ermitteln, indem die stündliche Einspeisung 
der Windenergie mit dem in dieser Stunde gehandelten Spotpreis multipliziert wird. 
Damit erhält man einen mengengewichteten durchschnittlichen Erlös für die Windein-
speisung, wenn man die Gesamterlöse durch die eingespeiste Menge dividiert. 

 

mit WW =  Durchschnittlicher Erlös der Windenergie in €/MWh 

mit EW(t) = Windeinspeisung in Stunde t in MWh 

mit KS(t) = Spotmarktpreis in Stunde t in €/MWh  

mit t = Stunde im Jahr 

Berechnungen für die Windenergie haben gezeigt, dass der Marktwert der Windener-
gie (im bundesdeutschen Durchschnitt) nur ca. 88–89 % des mittleren Marktpreises an 
der EEX beträgt (s. Abbildung 4-4). Für eine Banderstellung fallen daher Kosten von 
11-12 % des Phelix Base Preises an. Für die Erzeugung aus Biomasse wird davon 
ausgegangen, dass nahezu keine Kosten für die Bandlieferung entstehen, da das 
Einspeiseprofil nur geringe Abweichungen von der Bandlieferung aufweist. Der Markt-
wert der PV-Einspeisung liegt aufgrund des peaklastigen Profils über dem mittleren 
EEX-Preis, so dass hierdurch Erlöse erzielt werden können.  

Der Marktwert der gesamten EEG-Einspeisung lag 2006 nach Simulationsrechnungen 
bei ca. 95 % und ist in 2007 auf ca. 94 % des mittleren EEX-Preises gefallen. Verbun-
den mit den jeweiligen EEG-Mengen ergibt sich eine Abschätzung der Kosten für die 
Bandlieferung der EEG-Einspeisung von 140 Mio. € (2006) bzw. von 160 Mio. € 
(2007). 
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Abbildung 4-3: Mittlerer relativer Marktwert der Windeinspeisung für verschiedene 
Windparks und die gesamte Windeinspeisung in Deutschland 
 

4.1.5 Fazit 

Bei einer detaillierten Betrachtung der Kosten zur EEG-Veredelung zeigt sich, dass der 
größte Kostenblock durch den Ausgleich von Windprognosefehlern verursacht wird 
(siehe Tabelle 4-5). Danach folgen die Kosten für die Banderstellung sowie zur Vorhal-
tung einer Windreserve. Da die Kostenschätzung mit größeren Unsicherheiten behaftet 
ist, ergeben sich mehr oder weniger große Abweichungen zu den beantragten Kosten 
der Übertragungsnetzbetreiber bei der BNetzA. Ein Vergleich der Kostenabschätzun-
gen mit den durch die Bundesnetzagentur genehmigten Kosten zeigt, dass etwas hö-
here Kosten geltend gemacht worden sind. Die Differenz zwischen den abgeschätzten 
Kosten zur Veredelung der EEG-Einspeisung sowie der durch die BNetzA genehmig-
ten Kosten werden in der Tabelle als weitere Kosten ebenfalls angeführt. Ein Teil die-
ser Differenz kann durch Kosten erklärt werden, die für ein Erzeugungsmanagement 
von Windanlagen oder für windbedingte Redispatchmaßnahmen angefallen sind.  

Derzeit lässt sich nicht genau bestimmen, welche Kosten zu den von der BNetzA ge-
nehmigten Kosten beigetragen haben. Es ist jedoch zu erwarten, dass insbesondere 
zur Banderstellung höhere Kosten angefallen sein können als in der Abschätzung er-
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mittelt. Interessant ist die Tatsache, dass die spezifischen Kosten für die EEG-
Veredelung von 2006 auf 2007 gefallen sind.  

Für die Bewertung der anfallenden Kosten zur EEG-Veredelung spielen zukünftig vor 
allem die realisierbaren Prognosegüten der Windeinspeisung eine herausragende Rol-
le. Einen großen Einfluss haben auch die Bemühungen der BNetzA zur Effizienzsteige-
rung der Intraday- sowie der Regelenergiemärkte. Durch die Ausgestaltung dieser 
Märkte, wie bspw. durch die Einführung negativer Preise auf dem Minutenreserve-
markt, ergeben sich Auswirkungen auf die Kosten der EEG-Veredelung. Weitere Maß-
nahmen zur Effizienzsteigerung der EEG-Veredelung sind geplant und bereits umge-
setzt. So wird mit der Abschaffung der physikalischen Wälzung der EEG-Mengen an 
die Vertriebsgesellschaften eine weitere Effizienzsteigerung der EEG-Veredelung an-
gestrebt (AusGlMechV 2009). Für zukünftige Abschätzungen sind diese Aspekte mit zu 
berücksichtigen. 

Tabelle 4-5: Kostenabschätzung für EEG-Veredelung 2006 und 2007 

 2006 2007 

Kosten in Mio. € in €/MWh in Mio. € in €/MWh 

Banderstellung 140 2,7 160 2,4 

Windprognosefehler-
ausgleich 260 5,0 210 3,1 

Windreserve 87 1,7 75 1,1 

Gesamt 487 9,5 445 6,6 

Weitere Kosten 39 0,7 125 1,9 

Vergleich BNetzA 526 10,2 570 8,5 

Quelle:  Eigene Berechnungen, EEG-Mengen: 51,5 TWh (2006) und 67 TWh (2007) 
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4.2 Ausbaukosten des Stromnetzes 

Einen in der Vergangenheit intensiv diskutierter Kostenblock stellen die durch einen 
steigenden Anteil Erneuerbarer Energien bedingten Ausbaukosten des Stromnetzes 
dar (Erdmann 2008). Neben den Netzausbaukosten sind auch Netzanschlusskosten 
für den Offshore-Netzanschluss als indirekte Kosten im Rahmen der Studie relevant. 
Dagegen werden Netzanschlusskosten im Onshore-Bereich innerhalb der Studie als 
Teil der Investitionskosten für Erzeugungsanlagen betrachtet. Aus diesem Grunde 
werden sie als Differenzkosten und nicht als indirekte Kosten bilanziert. Die Analyse 
stützt sich dabei auf Studienergebnisse und bereits durchgeführte Modellbetrachtun-
gen. Die Grundlage dafür liefert vor allem die DENA-Netzstudie (DENA 2005). 

Bei niedrigen Anteilen Erneuerbarer Energien am gesamten Strombedarf, wie sie in 
der Vergangenheit zu beobachten waren, fallen die Ausbaukosten zunächst sehr ge-
ring aus. Von größerer Bedeutung sind die Ausbaukosten vor allem bei der Betrach-
tung der zukünftigen Entwicklung, wenn Stromerzeugung (vor allem an Offshore-
Standorten) und Strombedarf regional stärker auseinanderfallen. Im Rahmen des Ar-
beitspakets werden daher zunächst Ausbaumaßnahmen betrachtet, für die ein Aus-
baubedarf identifiziert wurde. Des Weiteren werden Einflussgrößen des Netzaus-
baus(bedarfs) für die weitere Entwicklung diskutiert. 
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Der Ausbau der Erneuerbaren Energien findet nicht nur in der Nähe der Verbrauchs-
schwerpunkte, sondern wie im Bereich der Windenergie auch in Gebieten mit niedri-
gem Stromverbrauch statt. Im Falle der Windenenergie ist zudem der Anteil der instal-
lierten Leistung in den nördlichen Bundesländern deutlich höher als in den südlichen. 
Dies bedingt zum einen veränderte Lastflüsse auf den untergeordneten Netzebenen 
und zum anderen eine veränderte Belastung des Übertragungsnetzes. Mit steigendem 
Anteil vor allem der Windenergie steigt der Bedarf, die entsprechenden Netzebenen zu 
verstärken und auszubauen. Netzausbaumaßnahmen können dabei u.a. die Verstär-
kung bestehender Trassen, der Bau neuer Trassen, aber auch die Installation von 
Querreglern zur gezielten Lastflusssteuerung sein. Grundsätzlich stellt sich bei der 
Bewertung anfallender Kosten für den Netzausbau die Frage, welcher Anteil der Kos-
ten den Erneuerbaren Energien und dabei vor allem der Windenergie zuzuordnen ist. 
Netzerweiterungsmaßnahmen, die z. B durch einen verstärkten Windausbau motiviert 
sind, stehen nach der Fertigstellung allen Erzeugern und Verbrauchern im Netzgebiet 
zur Verfügung und können von diesen genutzt werden.  

4.2.1 Kostenermittlung und Diskussion der Vor- und Nachteile 

Netzausbaumaßnahmen im Zuge der steigenden Anteile an Windstromerzeugung sind 
im Rahmen der DENA-Netzstudie detailliert untersucht worden. Der Zeitraum der Be-
trachtung reicht von 2003 bis 2020, in dem der Anteil der Erneuerbaren Energien an 
der Stromerzeugung von 10 % auf 30 % ansteigt. Es werden jeweils Stützjahre be-
trachtet und der entsprechende Ausbaubedarf mit Hilfe einer stationären Netzberech-
nung analysiert. Für die Stromnachfrage und die Einspeisung aus Windanlagen wer-
den folgende vier Varianten in jedem Stützjahr untersucht. 

• Starklast ohne Wind, 

• Starklast mit Wind, 

• Schwachlast ohne Wind, 

• Schwachlast mit Wind. 

Als Starklast wird dabei 90 % der Höchstlast zugrunde gelegt. Für die Windeinspeisung 
wird ein Gleichzeitigkeitsfaktor von 0,9 angenommen, d. h. die Windeinspeisung be-
trägt 90 % der installierten Leistung. Die Varianten ohne Windeinspeisung definieren 
im Rahmen der Studie den strukturbedingten Netzausbau. Im Vergleich zu den Varian-
ten mit Windeinspeisung wird dann der windbedingte Netzausbau ermittelt. Die not-
wendigen Maßnahmen betreffen Netzverstärkung, Netzneubau sowie Neubau und 
Ersatz von Schaltanlagen (siehe Tabelle 4-6). 
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Tabelle 4-6: Übersicht über wesentliche windbedingte Netzausbaumaßnahmen in 
Deutschland bis 2020 

Netzausbaumaßnahme bis 2007 bis 2010 bis 2015 bis 2020 
Neubau von 380-kV-Trassen 0 460 km 850 km 1.900 km 
Netzverstärkung bestehender  
Trassen 

270 km 370 km 400 km 850 km 

Querregler (Zahl der Einheiten 
zu 1.400 MVA Übertragungs-
kapazität) 

3 3 3 4 

Blindleistungsbereitstellung 5.600 Mvar 6.600 Mvar 7.350 Mvar 10.850 Mvar 
Kumulierte Kosten 275 Mio. € 781 Mio. € 1136 Mio. € 3000 Mio. € 

Quelle: DENA 2005 
 

Das Szenario für das Jahr 2007 untersucht den Leitungsbedarf bei einer installierten 
Windleistung von 22,4 GW, die mittlerweile bereits überschritten worden ist (siehe Ab-
bildung 4-4). Konkreter Bedarf für eine Netzverstärkung sind an zwei Stellen in Nord-
deutschland und in Thüringen bzw. Franken identifiziert worden. Die für diese Maß-
nahmen genannten Investitionen wurden mit 275 Mio. € abgeschätzt. Ein Großteil der 
Kosten fällt für die Bereitstellung zusätzlicher Blindleistung im Höchstspannungsnetz 
sowie zur Ertüchtigung der Transformatoren des 110-kV-Netzes an (siehe Tabelle 4-7). 
Die tatsächliche Netzverstärkung macht an den gesamten Kosten nur einen kleineren 
Anteil aus. Für die Netzverstärkung, die durch das Auflegen zusätzlicher Leiterseile auf 
vorhandene Gestänge realisiert werden kann, wurden Kosten in Höhe von 
125.000 €/km angesetzt. Ein Neubau von Höchstspannungsleitungen wurde in diesem 
Szenario angesichts der kurzfristigen Zeitplanung nicht berücksichtigt. 
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Quelle: DENA 2005; Szenario 2007 

Abbildung 4-4: Netzverstärkungsmaßnahmen bei 22,4 GW installierter Windleistung  

 

Tabelle 4-7: Bestandteile der Netzausbaukosten im Szenario 2007 

Netzausbaumaßnahme in Mio. € Anmerkungen 
Blindleistungskompensation  71 5.600 Mvar 
Maßnahmen im 110-kV Netz 58 12 x 380/110-kV-Transformatoren 
Querregler  50 3 x 1.400 MVA 
Netzverstärkung  41 275 km 
380-kV-Schaltanlagen 33 Ertüchtigung in Wolmirstedt und Borken 
Leitungsertüchtigung 22  
Summe 275  

Quelle: DENA 2005 

Darüber hinaus besteht ein Netzverstärkungsbedarf im Bereich der 110 kV-Netze, die 
für den Transport der Einspeisung in die Übertragungsnetze genutzt werden. Dies tritt 
ein, wenn die lokale Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien deutlich größer ist 
als die lokale Stromnachfrage. Davon sind insbesondere Gebiete mit niedriger Bevöl-
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kerungsdichte und gleichzeitig guten Windpotenzialen betroffen, z. B. in Nordfriesland 
und in einigen Gebieten in Brandenburg. Der Ausbaubedarf, der sich hier ergibt, ist 
jedoch im Rahmen der DENA-Netzstudie nicht ermittelt worden. 

Ein Neubau von Höchstspannungsnetzen ist in der DENA-Netzstudie frühestens für 
das Jahr 2010 als realisierbar angesehen worden. Die identifizierten Netzverstär-
kungsmaßnahmen bei einer installierten Windleistung von knapp 30 GW (davon 5 GW 
Offshore) umfassen 2010 dann ca. 460 km (siehe Tabelle 4-8). Die spezifischen Kos-
ten für den Neubau von Freileitungen werden zwischen 0,7 Mio. €/km (380-kV-
Doppelleitung im Binnentiefland) und 1,4 Mio. €/km (380-kV-Vierfachleitung im Mittel-
gebirge) abgeschätzt. Damit ergibt sich für den Neubau ein Gesamtinvestitionsbedarf 
bis 2010 von 432 Mio. €. Weitere Investitionen von 74 Mio. € sind für neue Kondensa-
toren, Schaltanlagen sowie verschiedene Netzverstärkungsmaßnahmen notwendig. 

Tabelle 4-8: Neubau von Höchstspannungsleitungen im Szenario bis 2010 

Neubaustrecken Länge Kosten Planungs-
status 

Fertig-
stellung 

Hamburg/Nord – Dollern 45 km 42 Mio. € PlanFV* 2011 
Ganderkesee – Wehrendorf 80 km 46 Mio. € PlanFV 2012 
Neuenhagen – Bertikow/Vierraden 110 km 109 Mio. € PlanFV 2010 
Lauchstädt – Vieselbach 80 km 78 Mio. € abgeschlossen 2008 
Vieselbach – Altenfeld 80 km 87 Mio. € PlanFV k.A. 
Altenfeld – Redwitz 60 km 70 Mio. € RaumOV k.A. 
Summe 455 km 432 Mio. €   

Quelle: DENA (2005) 

Für die Bewertung der jährlich anfallenden Kosten ist es notwendig, die Investitionen 
über eine entsprechende Periode abzuschreiben. Die Dauer der Abschreibung und der 
zugrunde gelegte Zinssatz haben dann maßgeblichen Einfluss auf die auftretenden 
Kosten. Daher stellt sich hier die grundsätzliche Frage nach dem richtigen Zinssatz und 
einer angemessenen Abschreibungsperiode. Die Bundesnetzagentur gesteht den 
Übertragungsnetzbetreibern derzeit einen Zinssatz von 9,29 % auf ihr eingesetztes 
Eigenkapital für Investitionen sowie eine maximale Eigenkapitalquote von 40 % zu. 
Unterstellt man für einen Fremdkapitalanteil von 60 % eine Verzinsung von 4,6 %, 
ergibt sich ein gewichteter Kalkulationszins von 6,5 %. 

Typischerweise können Hochspannungsleitungen über eine lange Betriebsdauer ge-
nutzt werden. Werden die anfallenden Investitionen von 275 Mio. € (bis 2007) und 
506 Mio. € (zusätzlich bis 2010) über eine Periode von 40 Jahren abgeschrieben und 
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ein Kalkulationszins von 6,5 % zugrunde gelegt, ergeben sich Kosten von knapp 
20 Mio. €/a bzw. 36 Mio. €/a. 

4.2.2 Diskussion der Ergebnisse der DENA-Netzstudie 

Unzureichend betrachtet wurden im Rahmen der DENA-Netzstudie technische Alterna-
tiven zu einem Leitungsneubau wie etwa ein Leiterseilmonitoring oder Hochtemperatur-
leiterseile. Beide Maßnahmen können zu einer deutlichen Steigerung der Übertra-
gungsleistung auf bestehenden Leitungen beitragen und damit auch zu niedrigeren 
Kosten für den Netzausbau. Ebenfalls nicht Gegenstand der Untersuchung war der 
Einsatz von Erdkabeln, die auf eine höhere Akzeptanz bei der Bevölkerung stoßen und 
daher vermutlich auch schneller zu realisieren sind. Im Mai 2009 ist vom Bundestag 
das Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG) beschlossen worden, in dem vier Leitungs-
abschnitte als Pilotvorhaben genannt werden, in denen die neu zu bauenden Übertra-
gungsleitungen auch als Erdkabel errichtet werden können. Darunter fallen die Leitun-
gen Ganderkesee–Wehrendorf, Altenfeld–Redwitz sowie die im Szenario 2015 identifi-
zierten Leitungen Diele–Niederrhein und Wahle–Mecklar. Die notwendigen Investitio-
nen für Erdkabel liegen in der Regel um den Faktor 4 bis 10 über den Kosten einer 
Freileitung. Würde ein Teil der identifizierten Netzausbaumaßnahmen mit Erdkabeln 
erfolgen, könnten sich für einzelne Ausbaustrecken tendenziell daher deutlich höhere 
Kosten als in der DENA-Netzstudie ausgewiesen ergeben. Zu beachten ist dabei, dass 
der Einsatz von Erdkabeln zu niedrigeren Verlustleistungen und damit auch zu niedri-
geren Betriebskosten im Vergleich zu konventionellen Freileitungen führt. Die Kosten-
unterschiede können dadurch auf einen Faktor zwischen 2 bis 5 fallen. 

Darüber hinaus ist der Ausbaubedarf im Höchstspannungsnetz vornehmlich auf Basis 
von technischen Kriterien ermittelt worden. Wirtschaftlichkeitsberechnungen sowie 
Kosten/Nutzen-Analysen eines Netzausbaus sind nicht durchgeführt worden. Der ge-
wählte statische Belastungsfall des Übertragungsnetzes (Gleichzeitigkeitsfaktor für 
Windeinspeisung 90 %), der für die Identifikation der Netzausbaumaßnahmen zugrun-
de gelegt wurde, tritt nur eine begrenzte Zeit im Jahr auf. Durch ein Erzeugungsmana-
gement der Windenergieanlagen kann eine Überlastung des Übertragungsnetzes 
ebenfalls technisch vermieden werden, so wie es in einigen 110-kV-Netzen derzeit 
realisiert wird. Für die zukünftige Bewertung der Netzausbaukosten spielt es daher 
eine wichtige Rolle, welche Betriebsführungsstrategien auch der Windenergieanlagen 
zugelassen werden. Erlaubt man die Abregelung einiger Windenergieanlagen in Zeiten 
hoher Netzbelastungen und reduziert dadurch den Bedarf an zusätzlicher Netzkapazi-
tät, reduzieren sich unter Umständen der Netzausbaubedarf bzw. die Netzausbaukos-
ten. Letztendlich ist für jeden Ausbau eine Kosten/Nutzen-Rechnung durchzuführen, 
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die nicht nur die Einspeisung aus Erneuerbaren Energien betrachtet, sondern auch die 
Einspeisung konventioneller Kraftwerke. 

Die Ausbauszenarien für die Onshore-Windeinspeisung bis 2020, die in der DENA-
Netzstudie angenommen wurden, sind mittlerweile in einigen Bundesländern wie Bran-
denburg oder Niedersachsen übertroffen worden. Aus heutiger Sicht ist zu erwarten, 
dass die installierte Onshore-Leistung deutlich über die in der DENA-Netzstudie unter-
stellten knapp 28 GW hinausgeht. Dadurch ist ein erhöhter Netzausbaubedarf zu er-
warten, wie etwa eine Studie für Brandenburg gezeigt hat (CeBRA 2008). Gleichzeitig 
wird der Offshore-Ausbau vermutlich langsamer realisiert werden als es die DENA-
Netzstudie unterstellt. Heutige Ausbauprognosen erwarten bis 2020 statt 20 GW eher 
eine installierte Leistung von 10 GW im Offshore-Bereich. Auch dadurch ergeben sich 
Auswirkungen auf einen notwendigen Netzausbau. 

4.2.3 Netzausbauprojekte 

Für eine Abschätzung der bis 2007 angefallenen Netzausbaukosten sind bereits reali-
sierte Ausbaumaßnahmen identifiziert worden. Einige wenige der im Rahmen der 
DENA-Netzstudie identifizierten Netzverstärkungsmaßnahmen sind z. T bereits umge-
setzt worden. Für eine Vielzahl an Maßnahmen sind die Planungsverfahren eingeleitet 
worden. Zu den bereits umgesetzten Ausbaumaßnahmen gehört der erste Abschnitt 
der Thüringer Strombrücke von Bad Lauchstädt nach Vieselbach, der am 18.12.2008 
in Betrieb genommen worden ist (VET 2008). Die Kosten für die gesamte Netzverstär-
kungsmaßnahme von Bad Lauchstädt bis ins bayrische Redwitz werden von Vattenfall 
Transmission mit 248 Mio. € angegeben. Kostenangaben für den ersten realisierten 
Abschnitt werden nicht genannt. Als Gründe für den Ausbau gibt Vattenfall Transmissi-
on den Ausbau Erneuerbarer Energien als auch einen zunehmenden europäischen 
Stromhandel an. Eine konkrete Zuordnung der Kosten zu den Erneuerbaren Energien 
ist daher in der Regel nur bedingt möglich. 

Auf der 110 kV-Ebene ist bis 2010 der Ausbau der Leitung zwischen Breklum und 
Flensburg im E.ON-Netz Gebiet geplant, um die Windeinspeisung ins Übertragungs-
netz ableiten zu können (E.ON 2009). In dieser Region wird aufgrund der begrenzten 
Netzkapazität ein Einspeisemanagement durchgeführt, nach dem die Einspeisung der 
Windanlagen in Situationen mit hoher Einspeisung und niedriger Last gedrosselt wer-
den kann. Auch im Netzgebiet der E.ON Edis (EDIS 2009) wird ein Einspeise-
management durchgeführt. Für die geplanten fünf Ausbaumaßnahmen im Netzgebiet 
sind die Raumordnungsverfahren in Vorbereitung bzw. in einem Fall bereits abge-
schlossen. 
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Fazit für die Bewertung der Netzausbaukosten in der Zukunft 

Der bis heute realisierte Ausbau der Erneuerbaren Energien auf ca. 15 % des Strom-
bedarfs konnte ohne größere Netzverstärkungsmaßnahmen in das bestehende Strom-
netz integriert werden. Netzausbaukosten sind daher nicht in einem größeren Umfang 
angefallen. Überlastungen der Stromnetze durch Erneuerbare Energien sind bisher nur 
in wenigen Regionen des 110-kV-Netzes aufgetreten (z. B. Region um Breklum).  

Mit einem weiter steigenden Anteil Erneuerbarer Energien und insbesondere der 
Windenergie besteht jedoch auch im Übertragungsnetz der Bedarf für Netzausbau und 
Netzverstärkungen. Die detaillierte Analyse der DENA-Netzstudie weist insbesondere 
auf zusätzlichen Leitungsbedarf von Norddeutschland nach Süddeutschland sowie von 
Ostdeutschland nach Süddeutschland hin. Für alle identifizierten Leitungen sind die 
Planungsverfahren eingeleitet worden oder wie im Fall der Leitung Lauchstädt–
Viesselbach bereits gebaut worden. Für die Ermittlung der zukünftigen Netzausbaukos-
ten steht daher mit der DENA-Netzstudie eine erste Abschätzung zur Verfügung.  

Für die Ermittlung der jährlich anfallenden Kosten sind der geeignete Abschreibungs-
zeitraum sowie der gerechtfertigte Kalkulationszinssatz zu definieren. Rechnet man mit 
einem Abschreibungszeitraum von 40 Jahren und einem Kalkulationszins von 6,5 %, 
ergeben sich Kosten von 212 Mio. €/a, wenn man die in der DENA-Netzstudie ermittel-
ten 3 Mrd. € Investitionen in den Netzausbau bis 2020 zugrunde legt. Im Erdmann-
Gutachten (Erdmann 2008) werden Investitionen für den Netzausbau bis 2020 von 
3,8 Mrd. € abgeschätzt, die jährlichen Kosten von 270 Mio. € entsprechen. Kritisch zu 
hinterfragen ist die alleinige Zuordnung der Kosten zu den Erneuerbaren Energien, da 
die Netzinfrastruktur grundsätzlich auch für konventionelle Einspeiser sowie für den 
Stromhandel zur Verfügung steht. Beide Abschätzungen betrachten darüber hinaus nur 
in einem begrenzten Maße alternative technologische Optionen sowie zukünftige Kos-
tensenkungspotenziale bei der Übertragungstechnik. 

Weitere Analysen sind daher notwendig, um technische Optionen wie ein 
Leiterseilmonitoring, Einsatz von Hochtemperaturseilen usw. zu bewerten. Strategien 
zur Betriebsführung wie ein Erzeugungsmanagement der Windanlagen, ein Lastmana-
gement von Stromverbrauchern oder der Einsatz von Stromspeichern, die ebenfalls 
den Bedarf für einen Netzausbau reduzieren können, sind bisher ebenfalls nicht um-
fassend untersucht worden. Mit Abschluss der derzeitig noch bearbeiteten DENA-
Netzstudie II werden weitere Erkenntnisse zu diesen Optionen erwartet.  

Eine Fortführung der Diskussion zwischen Freileitungen und Erdverkabelung zeichnet 
sich heute bereits ab. So sind Teilabschnitte einzelner Netzverstärkungsmaßnahmen 
(z.B. für die Leitung Ganderkesee–Wehrendorf) bereits als Kabellösungen geplant. Für 
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die Bewertung der zukünftigen Ausbaukosten sind die Verbreitung von Erdkabellösun-
gen und die daraus resultierenden Kosten von besonderer Bedeutung. Zukünftige Kos-
tensenkungspotenziale sind bei allen technischen Optionen zu berücksichtigen.  

Neben den Ausbaukosten im Übertragungsnetz spielen zukünftig auch die Netzan-
schlusskosten für die Anbindung der Offshore-Windparks eine wichtige Rolle. Der 
Netzanschluss ist ebenfalls durch die Übertragungsnetzbetreiber zur Verfügung zu 
stellen. Die entsprechenden Kosten gehen in die Kalkulation der Netzentgelte ein. Ers-
te Erfahrungen liegen mit dem Netzanschluss für den Windpark Alpha Ventus sowie 
den Windpark Bard Offshore I bereits vor. 
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4.3 Kosten beim Ausbau von Wärmenetzen 

4.3.1 Einleitung 

In Kapitel 3.2 sind Kosten für Wärmenetze, sofern diese anfallen, in den spezifischen 
Kosten der Wärmeerzeugung inbegriffen. Ebenfalls werden in den nachfolgenden Ka-
piteln 4.4 zu Transaktionskosten und 6.2 zu Förderung von Erneuerbaren Energien die 
Wärmenetze im jeweiligen Zusammenhang berücksichtigt. Da aufgrund ihrer Wichtig-
keit für die künftige Potenzialausschöpfung der Erneuerbaren Energien im Wärme-
markt Netze eine wesentliche Rolle spielen werden, sind sie nachfolgend nochmals 
separat hinsichtlich der zusätzlichen Kosten der Förderung dargestellt. Eine weitere 
Systemkostenbetrachtung wird hier nicht nochmals verfolgt, zumal die Netzkosten auf-
grund der Art der verwendeten Verrohrung, der Art der Verlegung, der Gesamtlänge 
sowie Anzahl der Übergabestationen (insofern man diese zu den Netzkosten hinzu-
rechnen will) stark variieren. Bei einer Betrachtung der Systemkosten, wie sie bei der 
Differenzkostenbetrachtung vorgenommen wird, spielen zudem die Investitionskosten 
des Kessels oder der Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlage, die Verteilungsverluste, der 
eingesetzte Brennstoff sowie die Wahl der Referenztechnologie eine zentrale Rolle.  

Da nur die zusätzlichen Kosten der Wärmenetze betrachtet werden sollen, wird hier 
zunächst auf die Preisentwicklung der Wärmenetze kurz eingegangen. Im Anschluss 
wird ermittelt, wie sich die Förderung in diesem Segment entwickelt hat, wobei die 
KfW-Förderung zu Netzausbau, Hausübergabestationen und Speicher betrachtet wird. 
Ein nicht unwesentlicher Aspekt liegt zudem in den Rückbaukosten von Erdgasleitun-
gen. Nicht nur, dass die Gasverteilungssysteme vor ihrem technischen Lebensende 
stillgelegt werden, sondern es fällt auch unter Umständen eine wichtige Einnahmequel-
le für die Gemeinde aus, sofern für die Nah- bzw. Fernwärme keine adäquaten Kon-
zessionsabgaben aufgrund der Höhe der Wärmegestehungs- und Verteilungskosten 
mehr möglich sind. 

4.3.2 Preisentwicklung bei Wärmenetzen 

Moderne Nahwärmeversorgungssysteme werden zumeist als Zweileiter-System (Vor-
/Rücklauf) geplant, wobei Heizwasser als Wärmeträgermedium eingesetzt wird. Dabei 
ist die Netzform städtebaulicher Gegebenheiten - wie z. B. Straßenführung und räumli-
che Anordnung der Häuser - von Netzgröße und Einbindung der Kessel und KWK-
Anlagen abhängig. 

Aus Kostengründen wird bei kleinen und mittleren Trassenlängen eine Strahlennetzto-
pologie bevorzugt, da sich hierdurch kurze Rohrleitungswege, geringe Leitungsdurch-
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messer und damit geringe Wärmeverluste ergeben. Als nachteilig an dieser Netzstruk-
tur kann genannt werden, dass nachträgliche Erweiterungen hydraulisch problematisch 
sind und dass die Versorgungssicherheit geringer ist, da bei einer Netzstörung der ge-
samte Strang abgeschaltet werden muss (Fraunhofer UMSICHT 1998). 

Demgegenüber ermöglichen Ringnetze den Anschluss mehrerer Erzeuger an unter-
schiedlichen Standorten. Sie sind jedoch aufgrund ihrer Trassenlänge und des benötig-
ten Durchmessers teurer als Strahlennetze, bieten jedoch eine höhere Versorgungssi-
cherheit (Fraunhofer UMSICHT 1998). 

Bei großen Wärmenetzen lohnen sich Maschennetze, welche zwar hohe Investitions-
kosten haben, jedoch die Versorgungssicherheit am besten sicherstellen und zudem 
die in großen Netzen benötigten Erweiterungsmöglichkeiten bieten. 

Auch die Art des Hausanschlusses spielt eine erhebliche Rolle hinsichtlich der Investi-
tionskosten und Flexibilität des weiteren Ausbaus. Die größte Flexibilität, um weitere 
Kunden auch im Nachhinein anzuschließen, bietet eine Trassenführung unter Nutzung 
der öffentlichen Wege (Standard-Trassenführung). Jeder Kunde ist dabei separat mit 
dem Netz verbunden. Bei dichter Bebauung führen die vielen Einzelanschlüsse und 
der zusätzliche Bedarf an Formstücken zu höheren Kosten (AGFW 2005). 

Eine günstige Alternative hierzu bietet die "Haus-zu-Haus"-Trassenführung, indem 
Häuser zu Gruppen zusammengefasst und nur ein Haus an die Verteilerleitung ange-
schlossen wird. Von diesem ausgehend werden die anderen Häuser angebunden, wo-
durch insgesamt weniger Abzweige von der Verteilerleitung notwendig sind, anderer-
seits aber Genehmigungen der einzelnen Gebäudeeigentümer, durch deren Privat-
grundstücke und Gebäude die Rohrleitungen verlaufen, zur Wegenutzung vorhanden 
sein müssen. Bei Reihenhäusern wird üblicherweise diese Art der Trassenführung 
durch Keller-zu-Keller-Verbindungen ausgeführt (Fraunhofer UMSICHT 1998). 

Auch Kombinationen aus Standard- und Haus-zu-Haus-Trassenführung sind durchaus 
üblich, um sowohl Flexibilität und günstige Investitionskosten zu erhalten. 

Je nach Anwendungsgebiet bietet der Markt verschiedene Verlegesysteme an. Sie 
reichen von flexiblen Kunststoffrohren bis hin zu robusten Verbundmantelrohren. Das 
Kunststoffverbundmantelrohr mit Stahlmediumrohr (KMR) ist aufgrund der Standardi-
sierung, der Robustheit (hohe Druck- und Temperaturbeständigkeit) und des geringen 
Materialpreises das meistverlegte Rohrsystem, insbesondere in Neubauten. Bei Ver-
wendung von KMR ist jedoch eine aufwendige Rohrnetzstatik und gegebenenfalls 
Kompensationsmaßnahmen notwendig, da es sich hierbei um ein nicht selbstkompen-
sierendes Rohrsystem handelt und somit Spannungen und Dehnungen auftreten. Auch 
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sind die Verlegemaßnahmen aufwendig, was zu einer Kompensation der günstigen 
Materialpreise führen kann. Als kostenmindernde innovative Verlegeansätzen wären 
hier zu nennen: Doppelrohr, Pipelineverlegung, Übereinanderverlegung, stabilisierte 
Sandmischung, Techniken zur Netzerweiterung während des Betriebs (Anbohrtechnik) 
(Fraunhofer UMSICHT 1998). 

Flexible Rohrsysteme stellen insbesondere in der Unterverteilung an die Gebäude eine 
wirtschaftliche Konkurrenz zu KMR dar, da sie schnell und variabel zu den lokalen Ge-
gebenheiten verlegt werden können und somit keine kostenintensiven Formteile benö-
tigen. Zudem besitzen flexible Kunststoffmediumrohre (PMR) oder flexible Metall-
mediumrohre (MMR) eine Selbstkompensation, wodurch auf weitere Kompensations-
maßnahmen verzichtet werden kann (AGFW 2005). Die Verlegung wird als so genann-
te Flachverlegung ausgeführt und bedarf keines definierten Gefälles, keiner Entlüf-
tungsarmaturen an Hochpunkten und kommt ohne Schachtbauwerke aus. 

Die bisherigen Ausführungen machen deutlich, dass die Verlegekosten von einer Vielzahl 
von Faktoren (gewähltes Rohrsystem, Rohrdurchmesser, Verlegeverfahren, aber auch 
den lokalen Randbedingungen und im Besonderen von der Planung, Ausschreibung und 
Vergabepraxis) abhängig sind. Daher ist es nicht möglich, explizite Kosten anzugeben.  

Fraunhofer UMSICHT hat zusammen mit der Deutschen Bundesstiftung Umwelt aus beste-
henden Projekten und Beispielrechnungen versucht, die Spanne der Kosten darzustellen.  

 
Abbildung 4-5:  Spanne der Verlegekosten in Abhängigkeit der Verrohrung und 

Verlegeart (in Anlehnung an Fraunhofer UMSICHT 1998) 
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Die nachfolgende Abbildung 4-6 zeigt zudem einige Beispiele aus umgesetzten Wär-
menetzen sowie Fallstudien der AGFW. Wie sich zeigt, konnten in einigen Projekten 
durchaus auch schon im letzten Jahrzehnt günstige Trassenkosten erzielt werden, was 
aber auch mit der Art des Untergrunds und der Anzahl der Anschlüsse zu tun hat. 

 

Abbildung 4-6:  Kosten je Trassenmeter einiger realer Projekte sowie Fallstudien 
des AGFW (in Anlehnung an Fraunhofer UMSICHT 1998) 

Eine Auswertung der einzelnen Wärmenetze im Rahmen der MAP-Förderung in 2007 
ermittelte durchschnittliche Netzkosten von rund 173 Euro/m (Nast et al. 2009). 

4.3.3 Wärmenetze im Rahmen der MAP-Förderung 

Mit der Ausweitung der Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmemarkt ist aufgrund 
des Verteilungsproblems der Bedarf an Nahwärmenetzen gestiegen, so dass diese in 
die Förderung innerhalb des Marktanreizprogramms ab 2004 - zunächst noch in Ver-
bindung mit Geothermie- und Biomasseanlagen - integriert wurden. Um aber auch be-
reits bestehende EE-Wärmeerzeuger mit freien Leistungskapazitäten besser ausnut-
zen zu können, werden seit 2008 auch Wärmenetze für Erneuerbare Energien losge-
löst von der gleichzeitigen Förderung eines Wärmeerzeugers durch das Marktanreiz-
programm (MAP) gefördert. 

Die Wärmenetze, Hausübergabestationen sowie thermische Großspeicher werden 
über das KfW-Programm Erneuerbare Energien in Form von zinsgünstigen Darlehen 
und Tilgungszuschüssen gefördert. Nachfolgend wird die Entwicklung der Förderung 
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hinsichtlich Tilgungszuschüssen und Zinsvorteilen für die drei genannten Förderberei-
che dargestellt. Dem wird eine Abschätzung verdrängter konventioneller Energieträger 
gegenübergestellt und abschließend eine Einordnung der Fördermittel bei der Bilanzie-
rung von Kosten- und Nutzen-Wirkungen vorgenommen. 

Die Förderung infolge der Zuschüsse und zinsgünstigen Darlehen werden dabei der 
Kategorie Verteilungsaspekte zugeordnet. Die Transaktionskosten, welche sich aus 
den Arbeiten der öffentlich-rechtlichen Institutionen ergeben, sind den indirekten Sys-
temkosten zuzuordnen. 

4.3.3.1 Förderung in Deutschland 

Die Anbindung von Wärmequellen aus Erneuerbaren Energien an bestehende Netze 
oder an ein neu zu schaffenden lokales oder regionales Wärmenetz wird derzeit von 
folgenden Förderprogrammen unterstützt: 

• EE-Marktanreizprogramm (MAP)38

• Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG): Beträgt der Anteil an KWK im jeweiligen 
Netz jedoch mehr als 60 %, so ist nach dem KWKG zu fördern, wobei zusätzlich ein 
verminderter Tilgungszuschuss von 20 € je Meter Trasse sowie 1.800 € je 
Hausübergabestation zusätzlich durch das MAP gewährt wird, sofern alle übrigen 
Voraussetzungen nach MAP-R eingehalten werden. Die KWKG-Förderung bietet 
insbesondere für große Netze mit mehr als 12,5 km Länge in erschlossenen Gebie-
ten bzw. 16,6 km Länge in nicht erschlossenen Gebieten Vorteile. 

 über das KfW-Programm Erneuerbare Energien 
Premium: Die Höhe des Zuschusses zum Netzbau ist im MAP davon abhängig, ob 
das Netz in einem noch nicht erschlossenen oder in einem mit sonstigen Versor-
gungsleitungen bereits erschlossenen Gebiet verlegt wird.  

• GAK-Rahmenplan 2009–2012, Grundsätze für die Förderung der integrierten ländli-
chen Entwicklung: Seit 2008 fördern Bund und Länder gemeinsam im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
(GAK-Gesetz - GAKG) Investitionen in Infrastrukturmaßnahmen, wozu auch die de-
zentrale Energieversorgung durch Erneuerbare Energien gehört. Die Förderung be-
inhaltet Infrastrukturmaßnahmen einschließlich notwendiger Vorarbeiten, wie Erhe-

                                                
38  Um in den Genuss der Gelder aus dem MAP zu kommen, müssen Nahwärmenetze, Spei-

cher und Übergabestationen für Wärmenutzer aus solarthermischen Anlagen, Anlagen zur 
Nutzung von Biomasse oder Anlagen zur Nutzung von Geothermie und Umweltwärme zu 
einem definierten Anteil gespeist sein (MAP-R Kapitel 14.1.4.1). Im Detail bedeutet dies, 
dass mindestens 20 % der Wärme aus Solarkollektoren stammen muss oder dass mindes-
tens 50 % der Einspeisung aus anderen Quellen Erneuerbarer Energien stammt. Eine 
Kombination mit Wärme aus nicht genannten Energieträgern, z. B. konventionellen Ener-
gieträgern für Wärme, ist somit zu einem gewissen Anteil möglich, sofern zumindest im 
Zusammenhang mit Solarthermie die übrige konventionelle Wärmebereitstellung zum 
Großteil aus hocheffizienten KWK-Anlagen bzw. Wärmepumpen stammt. 
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bungen, Konzepte und Gutachten sowie Planungsarbeiten. Gemeinde und Land-
kreise können hierbei bis zu 45 %, Privatleute oder Unternehmen bis zu 25 % ge-
fördert werden. Letztere sind in der Gesamtförderung auf 200.000 € für drei Steuer-
jahre aufgrund einer bestehenden De-minimis-Klausel begrenzt (BMU 2009). 

Tabelle 4-9:  Förderung von Wärmenetzen nach MAP-R und KWK-G, IZES 
(2009) 

 MAP-R 2009 KWK-G 2009 

Gegenstand der Förderung Neu- und Ausbau von Netzen; 
Errichtung von Hausübergabe-
stationen 

Neu- und Ausbau von Netzen 

Voraussetzung 
Wärmeerzeugung aus 

a) Solar ≥ 20%, Rest über-
wiegend aus hocheffizien-
ter KWK oder Wärme-
pumpen; fossiler Spitzen-
kessel ≤ 10% 

b) Erneuerbare Energien 
≥ 50% (biogener Anteil 
von Siedlungsabfällen gilt 
als EE) 

Versorgung der angeschlos-
senen Abnehmer zu mehr als 
60% aus KWK 

Voraussetzung 
 

Mindestens 500 kWh pro Jahr 
und Meter Trasse Mindest-
wärmeabsatz 

keine Minimale Wärmemen-
ge 

Fördersätze 
 

Ersterschließung: 60€/m 
Sonst: 80 €/m 
Förderung nach KWK-G: zu-
sätzlich 20 €/m zur KWK-
Förderung 
Hausübergabestationen: 1.800 
€ pro Station (nur falls: kein 
Anschlusszwang und verbind-
liche Anschlussverträge bei 
Inbetriebnahme) 

1€ pro m und mm Nenn-
durchmesser 
 
 

Förderhöchstgrenze max. 1,0 Mio. Euro für Wär-
menetze; bei Geothermie bis 
zu 1,5 Mio. Euro; 
Wärmespeicher bis zu 
300.000€ je Speicher 

bis zu 20% der Investitions-
kosten des Neu- oder Aus-
baus, maximal 5 Mio. Euro je 
Wärmenetz. 
Soweit eine Förderung nach 
dem KWKG abgelehnt oder 
gekürzt wurde, ist eine För-
derung im MAP möglich. 

 

Für die über GAK geförderten Wärmenetze liegen bislang keine Zahlen vor. Diese sol-
len aber für den ELER-GAK-Monitoring-Bericht des BMLEV erhoben werden, bisher 
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haben jedoch die Länder noch keine Informationen geschickt39. Folgende Bundeslän-
der bieten eine Förderung der Wärmenetze bisher an40

• Sachsen (Integrierte Ländliche Entwicklung - ILE) 

: 

• Schleswig-Holstein (Energetische Nutzung von Biomasse im ländlichen Raum) 

• Baden-Württemberg (Heizen und Wärmenetze mit regenerativen Energien - EFRE) 

• Brandenburg (Energieeffizienz und Nutzung Erneuerbarer Energien - REN-
Programm) 

• Rheinland-Pfalz (Zinszuschüsse für Investitionen im Bereich der Energieeffizienz 
und der Energieversorgung)41

Auch sind derzeit keine Zahlen verfügbar, wie hoch der Anteil der Ausbaukosten durch  
Erneuerbare Energien im Zusammenhang mit über das KWKG geförderten Wärmenet-
zen ist – zumal diese Änderung erst seit 01.01.2009 in Kraft ist.  

 

Daher wird nachfolgend zunächst nur auf die Kosten aus dem KfW-Programm Erneu-
erbare Energien abgestellt:  

Wärmenetze werden seit 2004 über die Kreditanstalt für Wiederaufbau im Rahmen des 
Marktanreizprogramms Erneuerbare Energien im Zusammenhang mit dem Bau von 
Biomasse oder Geothermieanlagen gefördert. Da der Anteil der Wärmenetze am ge-
samt gewährten Tilgungszuschuss (Biomasse-/Geothermieanlage inklusive Netze) 
nicht erfasst wurde, stellen die nachfolgenden Angaben jeweils das Produkt aus der 
geförderten Trassenlänge pro Jahr und dem Tilgungszuschuss je Trassenmeter dar, 
wobei unterstellt wird, dass die Maximalsumme je Projekt nicht überschritten wurde. 
Dies wäre nur dann der Fall, wenn die Trassenlänge 12 km (2004) oder 11 km (2005-
2007) überstiegen hätte, wozu aber keine Hinweise in den jeweiligen MAP-Jahres-
berichten vorliegen. Auch die ausgelösten Investitionen - bezogen auf die Wärmenetze 
-  sind somit für diesen Zeitraum nicht bekannt, doch sind aus den Beispielrechnungen 
zu Wärmenetzen Durchschnittskosten für den Trassenmeter ableitbar, welche für die 
Bestimmung des Investitionsvolumens zugrunde gelegt wurden. Die Ermittlung von 
Zinsvorteilen ist daher auch erst mit Angabe des spezifischen Darlehens für Wärme-
netze ab 2007 möglich. 

                                                
39  Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung, Email vom 03.Juli 2009. 
40  Quelle: Förderdatenbank des Bundes (http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/  

Navigation/foerderrecherche.html). 
41  Nicht zwingend Erneuerbare Energien. 
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Die Angaben zu den Investitionskosten je Trassenmeter sind in den Beispielrechnun-
gen der MAP-Evaluationsberichte über die Jahre angestiegen. Erst im vergangenen 
Evaluationsbericht (Nast et al. 2009) wird von sinkenden Investitionskosten ausgegan-
gen. Die tendenziell niedrigen Kosten in den vorangegangenen Evaluationsberichten 
lassen sich wohl mitunter auch dadurch erklären, dass es sich bei den Beispielrech-
nungen tendenziell eher um Nahwärmenetze und damit geringere Rohrquerschnitte 
handelt. Für die nachfolgenden Annahmen wird von steigenden Preisen gemäß den 
Beispielrechnungen in den Evaluationsberichten ausgegangen, wie in Tabelle 4-10 
dargestellt. 

Seit 2008 müssen Wärmenetze nicht mehr im Zusammenhang mit einer geförderten 
Anlage stehen, um einen Tilgungszuschuss zu erhalten. Die sich daraus ergebende 
separate Darstellung ermöglicht es, die spezifischen Tilgungszuschüsse den Wärme-
netzen zuzuordnen und die Zinsvorteile abzuschätzen. Prozentual werden diese mit 
2 % abgeschätzt. Die Investitionen sind bereits seit 2007 separat ausgewiesen (KfW 
2009). Für 2009 liegen schon erste Statistiken der KfW-Bankengruppe vor. Danach ist 
die Nachfrage sprunghaft angestiegen, wie die Zahlen bis einschließlich Mai 2009 be-
legen. Die Nachfrage und Kreditzusage für Wärmenetze hat bis Ende Mai 2009 bereits 
einen Stand erreicht, der doppelt so hoch ist wie die im Vorjahr vergebene Summe. 
Auch bei großen Wärmespeichern wurde bisher mehr als das Dreifache des insgesamt 
in 2008 vergebenen Kreditvolumens für diesen Sektor zugestanden. 

Tabelle 4-10 zeigt den sich aus den obigen Annahmen ergebenden Verteilungseffekt 
der Wärmenetze in Form von Tilgungszuschüssen und Zinsvorteilen, soweit abschätz-
bar. Die Kreditzusagen für Wärmenetze erfolgten bis 2007 lediglich in Zusammenhang 
mit Biomasse. Von den in 2008 als eigenständige Maßnahme geförderten Wärme-
netzen wurde der Großteil (75 %) mit Wärme aus Biogasanlagen gespeist. Nahezu der 
vollständige Rest der Netze nutzt Wärme aus Biomassefeuerungen. Allein eines der 
118 als eigenständige Maßnahme geförderten Netze ist an Tiefengeothermie ange-
schlossen (ZSW 2009). 
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Tabelle 4-10:  Daten zum Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien von 2004 
bis 2009 sowie eigene Berechnungen der sich daraus ableitenden 
Volumina zu Zuschüssen, Zinseinsparungen und Gesamtinvestitio-
nen  (Langniß et al. 2006; Böhnisch 2007; Nast et al. 2009) 

 



102  

 

Abbildung 4-7 leitet aus Tabelle 4-10 die Förderquote ab und zeigt auf, dass die durch 
das MAP erzeugten Anreize in zunehmendem Verhältnis zu Investitionen in Wärme-
netze führen. Lag 2004 und 2005 die Förderquote noch bei rund 37 %, so ist sie bis 
2008 auf rund 26 % gefallen. Dies liegt mitunter an den unterstellten anwachsenden 
Kosten je Meter Trassenlänge. 

 

Abbildung 4-7:  Entwicklung von Tilgungszuschuss und Investitionen in Wärmenet-
ze sowie die sich daraus ergebende Förderquote auf Basis eigener 
Schätzungen42

 

 

4.3.4 Kompensation anderer Energieträger durch den Ausbau 
von EE-Wärmenetzen 

Gemäß der Leitstudie 2008 des BMU (Nitsch 2008) ist in Deutschland künftig ein im 
Vergleich zu Dänemark und anderen nordischen Ländern ähnlich hoher Anteil an Nah- 
und Fernwärme erreichbar. Damit gewinnen die Nahwärmenetze im Hinblick auf das 
Förderpotenzial und Differenzkosten zunehmend an Bedeutung. 

Dies wird mitunter dadurch begünstigt, dass beim Aufbau von Nahwärmenetzen zur 
Nutzung Erneuerbarer Energien - also insbesondere von Biomasse und im ländlichen 

                                                
42  Investitionen und Zuschüssen sind Schätzungen auf Basis von Darlehnszusagen, Förder-

bedingungen etc. 
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Raum - heute in Deutschland deutlich günstigere Kosten erreicht werden, als dies den 
traditionellen Erfahrungen von Stadtwerken in meist dichter bebauten Gebieten ent-
spricht (Nast et al. 2009). Ein Auf- bzw. Umbau des Systems wird jedoch nicht ohne 
erhebliche Investitionen möglich sein. Nast et al. 2009a geben an, dass bis 2020 mit 
Investitionen in Netze und Hausübergabestationen von 11 Mrd. € und bis zum Jahr 
2050 mit weiteren 78 Mrd. € zu rechnen ist. Demgegenüber würden aber 70 % des 
Investitionsvolumens auch dann anfallen, wenn statt der Wärmenetze lediglich beste-
hende Heizkessel kontinuierlich ersetzt werden würden. Den Mehrkosten wiederum 
stehen Einsparungen bei Betriebs- und Brennstoffkosten gegenüber, womit das 
Haupthemmnis für einen zielgerichteten raschen Wärmenetzausbau auf Basis von Er-
neuerbaren Energien eher im Verdrängungswettbewerb zu finden ist. Dies bedeutet 
zumindest in dichter besiedelten Gebieten einen möglichen Rückbau bestehender 
Gasnetze. Eine Wärmenetz-Ausbaustrategie kann somit zu einer Unterauslastung bzw. 
zu einer vorzeitigen Stilllegung vorhandener Gasnetze führen, was volkswirtschaftlich 
gesehen als Kapitalvernichtung zu verbuchen wäre. Einzelwirtschaftlich betrachtet er-
geben sich möglicherweise Reduzierungen beim Konzessionsabgabenaufkommen und 
damit bei den Gemeindebudgets. 

Da bislang keine Statistiken zur Verdrängung von Erdgasnetzen durch EE-Wärme-
netze seitens der Bewilligungsbehörden geführt werden, kann hier lediglich auf be-
kannte Netz-Umstellungen zurückgegriffen werden. Einige werden nachfolgend ge-
nannt: 

• Aachen: Die Stadt Aachen hat sich der Sicherstellung einer nachhaltigen Energie- 
und Wärmeversorgung im Sinne der Daseinsvorsorge verschrieben, welche den 
Ausbau des bestehenden Fernwärmenetzes sowie von Nahwärmenetzen auf Basis 
Erneuerbarer Energien vorsieht. Durch die Erhöhung der Anschlussdichte an die 
Wärmenetze soll die Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen gewährleistet werden, wobei 
von Zwangsmaßnahmen zunächst noch Abstand gehalten werden soll (Stawag 
2008). 

• Neustrelitz (Mecklenburg-Vorpommern): Rückbau des Energieträgers Erdgas im 
bestehenden Fernwärmenetz und Ersatz durch ein Holzheizkraftwerk. Dieses deckt 
rund 80 % des Wärmebedarfs im Fernwärmenetz und mehr als das Doppelte des 
Stromverbrauchs der Neustrelitzer Privathaushalte. Nach Angaben des Betreibers 
konnte seit der Inbetriebnahme im Jahr 2006 eine deutliche Senkung des Fernwär-
mepreises umgesetzt werden, der auch 2008 und 2009 unterhalb eines Vergleichs-
preises mit Erdgas wäre. Die Förderung erfolgte über europäische Fonds für regio-
nale Entwicklung mit 1,5 Mio. € sowie über das Land Mecklenburg-Vorpommern mit 
weiteren 0,5 Mio. € (BMU 2009). 

• Lenthe bei Hannover: Die Gutsgemeinschaft Lenthe betreibt eine Biogasanlage, 
welche auch direkt vor Ort Strom und Wärme erzeugt. Für eine bessere Wirtschaft-
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lichkeit der Anlage wurde ein neues Konzept entwickelt, welches der Gutsgemein-
schaft wie auch den Wärmeabnehmern Vorteile bringen soll. Dabei wird einerseits 
die Wärmesenke durch die vermehrte und sichere Wärmeabnahme erhöht, wodurch 
über das EEG der KWK-Bonus für den erzeugten EEG-Strom gesichert wird. Der 
Wärmeabnehmer - ein kleines Neubaugebiet, das üblicherweise an Erdgas ange-
schlossen worden wäre - übernimmt die Kosten für die Wärmeleitung mit rund 
11.000 € je Hausbesitzer und braucht für die kommenden (mindestens) 20 Jahre 
nichts mehr zu bezahlen. Das Darlehen erfolgte über die KfW im Rahmen des MAP. 
Das Gesamtinvestitionsvolumen hat rund 1,6 Mio. € für die Biogasanlage und rund 
320.000 € für das Nahwärmenetz betragen (BMU 2009). 

4.3.5 Einordnung von Fördermitteln bei der Bilanzierung von 
Kosten- und Nutzen-Wirkungen 

Zweck der Förderung im hiesigen Zusammenhang ist es, Anreize für den Ausbau be-
stimmter Technologien - in diesem Fall Wärmenetze - zu bieten. Hierbei sollen mögli-
che Differenzkosten zu einem konventionellen Wärmesystem abgedeckt werden. Diese 
Differenzkosten können auf unterschiedliche Weise ermittelt werden und daher je nach 
Situation voneinander abweichen. Somit kann es auch teils zu einer Überdeckung der 
Differenzkosten durch die Förderung kommen. Mitnahmeeffekte von innovativ denken-
den Privatpersonen oder Institutionen, die unabhängig einer Förderung in diese Tech-
nologie investiert hätten, können nicht ausgeschlossen werden. 

Begünstigte sind neben den Netzbetreibern auch die Planungs- und Bauunternehmen 
sowie indirekt die Hersteller der Kraftwerke oder Heizkessel, da Investitionen in die 
Erzeugungsanlagen unter Umständen erst durch die Wärmenutzung rentabel werden. 
Die finanzielle Belastung tragen im Falle der hier betrachteten Förderungen in Form 
von Tilgungszuschüssen und zinsgünstigen Darlehen die öffentlichen Haushalte von 
Bund und Ländern, letztendlich also die Steuerzahler. 

Da ebenfalls Differenzkosten der EE-Wärme im entsprechenden Untersuchungsteil 
quantifiziert werden, dürfen zur Vermeidung einer Doppelzählung die in diesem Kapitel 
aufgezählten Kosten der Förderung nicht zusätzlich angerechnet werden. Auch die 
Kosten für die Administration der Förderung werden an anderer Stelle (Analysebereich 
Transaktionskosten) eruiert. Die Aufschlüsselung der Kosten im Analysebereich dient 
daher in erster Linie dem Abgleich mit den anderen Arbeiten in diesem Projekt und soll 
Antworten bei spezifischen Fragestellungen zu Wärmenetzen geben können. 

4.3.6 Fazit 

Die Förderung von Wärmenetzen im Zusammenhang mit Erneuerbaren Energien er-
folgt von Seiten des Bundes mit Tilgungszuschüssen und zinsgünstigen Darlehen. Die-
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se Anreize haben in den vergangenen Jahren zu einem Ausbau der Netze, insbeson-
dere Nahwärmenetze, geführt, wobei die Investitionen angestiegen sind, der Gesamt-
anteil der Förderung für Wärmenetze daran jedoch gesunken ist.  

Mit Anpassung der MAP-Richtlinie, durch die jetzt auch eigenständige Maßnahmen zu 
Wärmenetzen gefördert werden, hat die Nachfrage nochmals erheblich zugenommen 
und wirkt auch nachträglich im Bestand. Das heißt, dass nun auch bestehende EE-
Wärmequellen, die möglicherweise über Überkapazitäten verfügen, die finanziellen 
Risiken, die mit dem Bau von Wärmenetzen einhergehen, überwinden können. 

Die Fördermittel (vgl. 4.3.3.1), die in 2008 seitens des Bundes über das KfW-Premium-
Programm für Wärmenetze ausgegeben wurden, werden auf rund 8,8 Mio. € geschätzt 
(Tilgungszuschüsse). Darin sind noch nicht die geschätzten gut 580.000 € an Zinsvor-
teilen enthalten, die das KfW-Darlehen mit sich führt. Hinzu kommen weitere Tilgungs-
zuschüsse für Hausübergabestationen von schätzungsweise rund 1 Mio. € sowie der 
Beitrag für große Wärmespeicher mit rund 97.000 €. Insgesamt kann im Bereich Wär-
menetze und Speicher von Kosten auf staatlicher Seite in Form von Zuschüsse ver-
schiedenster Art von rund 10,5 Mio. € ausgegangen werden. Diese Kosten stellen 
staatliche Transferzahlungen an Anlagenbesitzer dar und reflektieren somit Entlastun-
gen, die unter die Wirkungskategorie Verteilungseffekte fallen. Bei der Quantifizierung 
in der Zusammenschau ist darauf zu achten, dass keine Doppelzählungen auftreten, 
denn der Analysebereich „öffentliche und private Fördermittel“ umfasst auch die 
MAP(KfW)- Fördermittel. Für einen Systemkostenansatz sind Informationen zum ge-
samten EE-Wärmenetzausbau nötig, die bislang nicht vorliegen. 

Neben der bundesweiten Förderung sind über die einzelnen Bundesländer Förderpro-
gramme in Form von Zuschüssen und Zinsvergünstigungen aufgelegt worden; deren 
Volumen liegt aber derzeit nicht vor. 

Da bei einem KWK-Anteil von 60 % im Netz der durch Erneuerbare Energien induzierte 
Ausbau von Wärmenetzen zunächst über das KWK-G gefördert werden soll, stellt sich 
an dieser Stelle die Frage, inwiefern diese Kosten bzw. der Nutzen zu berücksichtigen 
sind. Das eine kann nicht losgelöst vom anderen erfolgen. Derzeit liegen hierzu noch 
keine Daten vor; mit ihnen ist frühestens Mitte 2010 zu rechnen. Dennoch ist dies eine 
Fragestellung, zu der es noch Klärungsbedarf gibt. 

Weiterhin problematisch ist die Bewertung möglicher Rückbauten von Gasnetzen auf-
grund des Ausbaus von über Erneuerbare Energien induzierten Wärmenetzen. Auch 
hier liegen keine Angaben vor, die eine Abschätzung der Kosten ermöglichen. Ein 
Rückbau bestehender Gasnetze wäre als Kosten in der Kosten-/ Nutzen-Rechnung zu 
verbuchen. 
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4.4 Transaktionskosten  

4.4.1 Definition von Transaktionskosten 

Im Rahmen der in diesem Projekt unternommenen Untersuchung der Kosten-Nutzen-
Wirkung Erneuerbarer Energien werden zu den indirekten Kosten auch die „Transakti-
onskosten“ gezählt. Sie werden nachfolgend genauer betrachtet:  

Mit Blick auf die Kosten-/Nutzenwirkungen Erneuerbarer Energien bedarf es für die 
Berechnung der Transaktionskosten (TAK) zunächst einer Klärung des Begriffs 
„Transaktionskosten“. Anschließend wird versucht diese auszuweisen, wobei die Be-
reiche Strom und Wärme wegen der unterschiedlichen (gesetzlichen) Handhabung 
getrennt betrachtet werden.  

Generell soll hier gelten, dass zu den Transaktionskosten alle Kosten zählen, die in 
direktem Zusammenhang mit einer Transaktion (z. B. Kauf, Verkauf) von Gütern ent-
stehen. Richter/Furubotn (1996, S. 51) unterteilen Transaktionskosten danach, wo-
durch sie verursacht werden, in drei Typen:  

• Such- und Informationskosten  

• Verhandlungs- und Entscheidungskosten 

• Überwachungs- und Durchsetzungskosten  

Die TAK sind im Wesentlichen durch drei gesetzliche Vorgaben bzw. Programme be-
dingt:    

• im Stromsektor durch das EEG,  

• im Wärmesektor für den hier untersuchten Betrachtungszeitraum hauptsächlich 
durch die finanzielle Förderung der Anlagenbesitzer im Rahmen des Marktanreiz-
programms (MAP), die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
koordiniert wird.  

• und seit Januar 2009 durch das Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz 
(EEWärmeG), welches in dieser ex-post-Betrachtung wegen noch nicht vorliegender 
Daten gegenwärtig nicht betrachtet werden kann. 

In beiden Fällen (Strom und Wärme) wird davon ausgegangen, dass für Anlagenbe-
treiber, die als prinzipielle Adressaten und Nutznießer der entsprechenden Förderun-
gen gelten können, gegebenenfalls verbleibende Transaktionskosten in deren gesam-
tes Investitionskalkül eingehen und über die Vergütung des Stroms bzw. die eingespar-
ten Wärmekosten refinanziert werden. Generell sollen daher sowohl beim EE-Strom 
als auch bei der EE-Wärme die Kosten der Anlagenbetreiber nicht betrachtet werden. 
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Somit sollen hier nur die Transaktionskosten der gesetzlichen Fördermaßnahmen für 
die Akteure, die nicht Anlagenbetreiber sind, untersucht werden (vgl. Tabelle 4-11). 

Tabelle 4-11: Betrachtete Akteure mit EE-Transaktionskosten 

 Fördergesetz bzw. 
-maßnahme 

Finanzielle Nutz-
nießer 

Umsetzungsakteure  
mit

EE-Strom 

 TAK 

EEG Anlagenbetreiber VNB ÜNB Lieferanten 

EE-Wärme 
MAP Anlagenbetreiber BAFA KfW 

EEWärmeG  Hausbesitzer Kontrollierende 
Behörden 

 

4.4.2 Transaktionskosten entlang des Wälzungsmechanismus 
des EEG 

4.4.2.1 Datengrundlage: Erhebungen des Statistischen Bundesamtes 
zu „Bürokratiekosten des EEG“  

Gemäß der unterstellten Definition der TAK im Fall der Erneuerbaren Energien fallen 
Transaktionskosten durch das EEG bei folgenden Akteuren entlang der „EEG-
Wälzungskette“ an: avNB (= abnahme- und vergütungspflichtige Netzbetreiber), rÜNB 
(= regelzonenverantwortliche Übertragungsnetzbetreiber) und Energieversorgungsun-
ternehmen/Lieferanten. 

Im Jahr 2006 hat die Bundesregierung im Rahmen ihres Programms „Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung“ die Einführung des so genannten „Standardkosten-
Modells“ zur Ermittlung und Reduzierung der durch bundesstaatliche Informations-
pflichten verursachten Bürokratielasten beschlossen. Im Rahmen der hierin zugrunde 
gelegten Bürokratiekostenmessung sollen für alle Gesetze des Bundes, die den Norm-
adressaten (d. h. Unternehmen, Bürger und Verwaltungen) entstehenden 
„Bürokratiekosten“ berechnet werden. Dabei gelten als Bürokratiekosten solche Kos-
ten, „die natürlichen oder juristischen Personen durch Informationspflichten entstehen. 
Informationspflichten sind aufgrund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder 
Verwaltungsvorschrift bestehende Verpflichtungen, Daten und sonstige Informationen 
für Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu übermitteln. Ande-
re durch Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder Verwaltungsvorschrift entstehende 
Kosten sind nicht umfasst.“ (Destatis 2006, S.7). 
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Damit kommt die Definition der Bürokratiekosten den „Transaktionskosten“ des EEG im 
Sinne dieser Untersuchung bereits recht nahe, da es sich um Informationspflichten 
gegenüber Behörden oder Dritten handelt, das heißt um „Transaktionskosten“ im Sinne 
der zur Umsetzung des Gesetzes notwendigen Kommunikation mit anderen Beteilig-
ten.  

Das Statistische Bundesamt destilliert aus dem EEG entsprechend den einzelnen Pa-
ragraphen und Absätzen Tätigkeiten heraus und bewertet mit Hilfe der aufgenomme-
nen Daten und Expertenbefragungen den Arbeitsaufwand, was im Folgenden als „top-
down-Berechnung“ bezeichnet werden soll.  

Hierbei hat das Statistische Bundesamt für das Jahr 2006 den jeweiligen Zeitaufwand 
der verschiedenen Tätigkeiten in Minuten ermittelt und mit einem gewichteten durch-
schnittlichen Stundensatz multipliziert. Aus methodischen Gründen wurden die Unter-
nehmen nach ihrer Personalanzahl in die vier Segmente „große Netzbetreiber“, „mittle-
re Netzbetreiber“, „kleine Netzbetreiber“ und „Energieversorgungsunternehmen (Liefe-
ranten)“ untergliedert, da der bürokratische Aufwand zur Erfüllung der Informations-
pflicht für die Unternehmen je nach Größe der Netzbetreiber als unterschiedlich bewer-
tet wurde. Die nachfolgende Tabelle 4-12 zeigt beispielhaft die Vorgehensweise zur 
Ermittlung der Transaktionskosten am Beispiel aller „großen Netzbetreiber“ für den § 
14, Abs. 6, Satz EEG 2004. 

Doch die Aufteilung nach Arbeitsschritten ist hauptsächlich formal gehalten und be-
rücksichtigt nicht oder zu wenig die inhaltlichen Zusammenhänge („Berechnungen 
durchführen“ und „interne Sitzungen“). Daher lässt diese Herangehensweise der Be-
trachtung einzelner Gesetzestexte - Paragraph um Paragraph - kaum einen Rück-
schluss auf die Arbeitsinhalte zu. Vor allem aber wird hier nicht differenziert, ob bei den 
benannten Aufgaben wirklich das EEG der Auslöser der Arbeit ist oder ob diese nicht 
anderweitig bedingt sind. 
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Tabelle 4-12: Ermittlung der „Bürokratiekosten“ des EEG der „großen Netzbetreiber“ 

 
Quelle:  Statistisches Bundesamt 
 

4.4.2.2 Funktionaler Ansatz der Berechnung der EEG-
Transaktionskosten  

Daher wird im Folgenden der Ansatz des Statistischen Bundesamtes hin zu einem 
„funktionalen Ansatz“ weiterentwickelt. Die einzelnen Paragraphen werden dabei da-
hingehend untersucht, inwiefern die dort beinhalteten gesetzlichen Maßgaben nicht 
bereits anderen - möglicherweise sogar übergeordneten – Rechtsquellen entstammen; 
die Tätigkeiten also auch ohne das EEG bestehen würden. In diesem Zusammenhang 
werden u.a. das EnWG und die StromNEV herangezogen, aber auch die Bilanzkreis-
verantwortlichkeit und die damit zusammenhängenden Tätigkeiten berücksichtigt.  

Es zeigt sich, dass zumindest einige vom Statistischen Bundesamt identifizierte Tätig-
keiten nicht oder nur bedingt als genuin dem EEG entspringend gelten können und 
gegebenenfalls einer eingehenderen Prüfung bedürfen. Die nachfolgenden Tabellen 
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machen dabei farblich deutlich, welche Kostenblöcke bei den drei Arten von Akteuren 
entlang der EEG-Wälzungskette weiterhin zu untersuchen wären. Dabei werden für 
Verteilernetzbetreiber, Übertragungsnetzbetreiber und Lieferanten jeweils getrennt die 
vom Statistischen Bundesamt ermittelten Kosten der einzelnen Paragraphen des EEG 
aufgelistet und die gesamten, vom StaBuA ermittelten Kosten angegeben. In der rech-
ten Spalte erscheint jeweils eine Bewertung, ob diese Kosten nach dem funktionalen 
Ansatz als genuine Transaktionskosten des EEG gelten können oder welche Ein-
schränkungen möglicherweise zu machen wären. Eine modifizierte Summe der Trans-
aktionskosten kann hieraus jedoch nicht ermittelt werden.  

Tabelle 4-13: Funktionale Bewertung der Transaktionskosten der Verteilernetzbe-
treiber  

 
Quelle:  Statistisches Bundesamt, Darstellung IZES 
 

So besagt z.B. § 13, Abs. 2, Satz 2, dass die Netzbetreiber ihre Netzausbauinvestitio-
nen darlegen müssen. Die Netzbetreiber können die getätigten Investitionen bei der 
Ermittlung der Netznutzungsentgelte in Ansatz bringen. Die „im Rahmen des EEG“ 
getätigten Investitionen sind jedoch nur einer von acht namentlich genannten Bestand-
teilen des Investitionsbudgets der Netzbetreiber, welches die Bundesnetzagentur den 
Netzbetreibern genehmigen muss (gemäß § 23 ARegV). Legt man zugrunde, dass es 
(gemäß § 11  EnWG) die originäre Aufgabe der Netzbetreiber ist „ein sicheres, zuver-
lässiges und leistungsfähiges Energieversorgungsnetz diskriminierungsfrei zu betrei-
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ben, zu warten und bedarfsgerecht auszubauen“ und dass diese dafür durch die Netz-
nutzungsentgelte entlohnt werden, so sollte dieser Paragraph nicht zu den genuinen 
Transaktionskosten des EEG gezählt werden.   

Tabelle 4-14:  Funktionale Bewertung der Transaktionskosten der Lieferanten  

 
Quelle:  Statistisches Bundesamt, Darstellung IZES 
 

Einer eingehenderen Prüfung bedürften auch die unter § 14, Abs. 6, Satz 1 EEG 2004 
aufgelisteten Kosten. Danach müssen Verteilernetzbetreiber (und auch Lieferanten) 
den Übertragungsnetzbetreibern laufend die für die Berechnung des Ausgleichs not-
wendigen Daten zur Verfügung stellen. Hierbei sollte jedoch bedacht werden, dass die 
Übermittlung der EEG-Daten im Rahmen der üblichen Bilanzkreisabwicklung stattfin-
det. Im Rahmen der Bilanzkreisprozeduren müssen die Netzbetreiber in ihrer Funktion 
als Bilanzkreisverantwortliche den Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) bilanzkreisscharf 
für alle Bilanzkreise die ¼-h-Werte 

• der Einspeisegangsumme für energieträgerscharf gemessene EEG-Anlagen und 

• die synthetischen Einspeiseprofile für nicht energieträgerscharf gemessene EEG-
Anlagen gemeinsam 

• mit den anderen, von den ÜNB angeforderten Daten der ¼-h-Summenlastprofile 

„möglichst zusammen in einer einzigen Mail senden“ (Transpower 2009). Die Abwick-
lung des EEG bzw. die hierfür notwendige Datenübermittlung zwischen Netzbetreibern 
und Lieferanten und ihren Bilanzkreiskoordinatoren sind folglich Teil der standardisier-
ten Bilanzkreisprozeduren. Daher bliebe als Leithypothese für eine detailliertere Ermitt-
lung der Transaktionskosten des EEG die Frage, inwieweit durch die schrittweise Ein-
bindung der EEG-Abwicklung in die Bilanzkreisprozeduren nicht Synergie- und Ska-
leneffekte entstanden sind, die mindernd auf die EEG-Transaktionskosten wirken.  
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Tabelle 4-15: Funktionale Bewertung der Transaktionskosten der ÜNB  

 
Quelle:  Statistisches Bundesamt, Darstellung IZES 

Bei den ÜNB bleibt zudem zu klären, inwiefern es bei der Erstellung der Testate für die 
EEG-Endabrechnungen nicht mögliche Doppelzählungen gibt (nach §14, Abs. 2 und 
Abs. 6, Satz 2). Die Frage konnte bis zur Erstellung dieses Berichts aufgrund der vom 
Statistischen Bundesamt nicht berücksichtigten Fragestellung nicht befriedigend ge-
klärt werden. 

Gemäß dem formalen Ansatz des Statistischen Bundesamtes würden die jährlichen 
„Bürokratiekosten“ des EEG bei den Netzbetreibern mit rund 28 Mio. €/a angesetzt 
werden. Es ist aufgrund der genannten Überschneidungen von Maßgaben im EEG mit 
anderen gesetzlichen Rahmenbedingungen jedoch wahrscheinlich, dass für die Kos-
ten-Nutzen-Analyse einige Werte korrigiert werden müssen. Eine detailliertere Berech-
nung der identifizierten Kostenarten wäre nur zu leisten, wenn diese Fragestellungen 
bei der Erhebung durch das Statistische Bundesamt mit berücksichtigt worden wären.  

Zur Plausibilisierung bzw. Überprüfung der vom Statistischen Bundesamt als „Top-
down-Berechnung“ für das Jahr 2006 erhobenen Daten wurden auf dem Wege einer 
„Bottom-up-Hochrechnung“ mit bereits im IZES vorliegende Daten die Kosten des EEG 
für Verteilernetzbetreiber im Betrachtungsjahr ermittelt und zusätzlich einige Experten-
gespräche durchgeführt. 

Dabei wurden zwei verschiedene Berechnungsansätze in Erwägung gezogen:  

Einerseits wurde abgeschätzt, wie viele Anlagen von einem Sachbearbeiter betreut 
werden können. Die Befragung erfolgte bei Verteilernetzbetreibern mit hoher EEG-
Anschlussquote, wo die betrachtete Position allein der Bearbeitung der mit dem EEG in 
Zusammenhang stehenden Tätigkeiten dient. Auf Basis des durchschnittlichen Gehalts 
für diese Position, der maximal bearbeitbaren Anlagenzahl bis zur Ausschreibung einer 
zweiten Stelle und den in Deutschland installierten EEG-Anlagen gemäß dem Statistik-
Bericht der BNA von 2006 wurden die Gesamttransaktionskosten geschätzt. 
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Die zweite Bottom-up-Berechnungsmethode differenziert den personellen Aufwand 
nach Anlagengröße. Es wurde davon ausgegangen, dass in Anlagen unter 100 kW und 
über 100 kW installierte Leistung differenziert werden sollte, da innerhalb dieser beiden 
Gruppen jeweils ähnliche Bearbeitungskosten entstehen würden. Mittels der vorliegen-
den Daten wurden wiederum die Transaktionskosten für die Netzbetreiber geschätzt. 
Bei beiden Schätzungen ergab sich eine Spannweite für die den Netzbetreibern ent-
stehenden Kosten, die von rd. 22 Mio. € bis knapp 40 Mio. € reicht.  

Die vielfältigen noch zu klärenden Fragen, welche die beiden Bottom-up-Ansätze auf-
werfen wie auch die nur mäßige Datenlage  und die Bandbreite der durchgeführten 
Schätzungen führen zu dem Schluss, dass der Top-down-Ansatz auf Basis der vom 
Statistischen Bundesamt ermittelten Daten für die weitere Kosten-Nutzen-Analyse wei-
terverfolgt werden sollte. Für eine detaillierte und langfristige Ermittlung der Transakti-
onskosten des EEG-Wälzungsmechanismus erscheint jedoch die Überprüfung und ggf. 
Anpassung der Berechnung einiger Kostenarten der Werte des Statistischen Bundes-
amts als notwendig. 

4.4.2.3 Transaktionskosten für Lieferanten durch Anpassungskosten 

Bei einer wissenschaftlich exakten Bearbeitung dieser Fragestellung bereitet bereits 
die geringe Menge des zur Verfügung stehenden Datenmaterials über die Einkaufs-
strategien der Lieferanten Probleme.     

Dabei werden – vor dem Inkrafttreten des neuen Wälzungsmechanismus gemäß der 
AusglMechV ab 01.01.2010 - vor allem zwei Arten von Anpassungskosten diskutiert:  

• Anpassung der Einkaufsmengen an die EEG-Quoten(prognosen): Die durch 
den mehrstufigen Wälzungsmechanismus verursachte Notwendigkeit für die Strom-
lieferanten, ihren Einkauf an die sich ändernden EEG-Quoten(prognosen) anzupas-
sen, kann zu zusätzlichen Kosten führen. Hierzu gehören einerseits die Transakti-
onskosten, die zusätzlich im Handelsgeschäft entstehen, wie auch die von der ers-
ten EEG-Prognose bis zur nachträglichen Berechnung der gesamten Quote mehr-
fach notwendigen Anpassungen der Strombezugsmenge, welche zusätzlichen Auf-
wand und Kosten durch Unsicherheit generieren. Diese müssten bei einer korrekten 
Berechnung jedoch ins Verhältnis zu den weiteren Unwägbarkeiten und Aufwen-
dungen gesetzt werden, die der Stromhandel mit sich bringt. 

• Unterschiedliche Belastungen bei der Weiterreichung der Zusatzkosten an 
Letztverbraucher: Generell ist davon auszugehen, dass die großen Stromlieferan-
ten, gerade im Haushaltskundensegment, diese Kosten durchaus weiterreichen 
können, da viele Stromanwendungen nicht einfach substituiert werden können und 
die Dominanz der vier Verbundunternehmen im Strommarkt generell den Wettbe-
werb und damit den Kostendruck schwächt. Diese Annahme sollte jedoch gerade 
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bei kleineren bzw. bei noch nicht lange am Markt etablierten Unternehmen oder sol-
chen, die nur spezifische Kundensegmente mit weitaus höherer Preiselastizität als 
das Haushaltskundensegment beliefern, relativiert werden. Hier wäre in einem wei-
teren Forschungsschritt die These zu untersuchen, inwieweit bestimmte Unterneh-
mensmerkmale der Stromlieferanten dazu führen, dass die Weiterreichung der Dif-
ferenzkosten bei bestimmten Arten von Stromlieferanten oder Energiedienstleistern 
zu überdurchschnittlichen finanziellen Belastungen führt. Diese Kosten wären dann 
gegebenenfalls den Verteilungswirkungen des EEG zuzuordnen.  

Bezüglich der Anpassung der Einkaufsmengen an die EEG-Quoten(prognosen) hat der 
VKU dargelegt, dass seinen Mitgliedern im Jahre 2007 3 Mio. Euro pro Mrd. kWh (0,3 
Cent/kWh) an Anpassungskosten entstanden seien (VKU 2009). Die Begründung des 
VKU ist folgende: Die Unternehmen hätten die Pflicht, EEG-Strom entsprechend der 
EEG-Quote abzunehmen. Diese Quote werde in mehreren Stufen prognostiziert bzw. 
die Prognose angepasst, die zur Fakturierung genutzte Quote stehe jedoch de facto 
erst im Nachhinein fest. Den Strom für ihre Kunden beschafften die Unternehmen in 
der Regel aber bis zur Mitte des Vorjahres.43

Bei prinzipieller Nachvollziehbarkeit der Argumentation bleibt dennoch zu untersuchen, 
ob das finanzielle Risiko durch den finanziellen Verlust in einem bestimmten Jahr adä-
quat abgebildet ist. Hierzu ist ein Vergleich über mehrere Jahre erforderlich. Da diese 
Zahlen nicht vorliegen, wird mit Plausibilitäten gearbeitet.  

 Für die EEG-Quote orientierten sie sich 
dabei an der BDEW-Prognose. Diese Quote wird regelmäßig aktualisiert. Die Vertriebe 
passten ihre Strombezugsmengen am Markt nach Bekanntgabe durch den BDEW an 
bestimmten, im Voraus festgelegten Stichtagen an die aktualisierte EEG-Quote an. 
Aus diesen Transaktionen entstünde ein finanzielles Risiko. Für 2007 wurde eine EEG-
Quote von 13,7 % prognostiziert. Diese wurde im September 2007 auf 16,3 % korri-
giert. Die oben genannten Verluste seien aus dem dadurch begründeten Zwangsver-
kauf entstanden. 

Der zugrunde liegende Geschäftsvorgang besteht in Folgendem: Die Unternehmen 
kaufen auf Termin und verkaufen dann zu einem späteren Zeitpunkt die überschüssi-
gen Kontrakte wieder, wenn die EEG-Quote ansteigen sollte. Da das EEG-Band als 
Grundlastband konzipiert ist, wird nachfolgend unterstellt, dass entsprechend dem 
Portfolio der Händler auch Grundlastbänder reduziert werden. Je nach 
Prognoseentwicklung kann dies für das gesamte Folgejahr, quartals- oder monatswei-
se, ggf. aber auch auf dem Spotmarkt erfolgen. Dies mag zum einen von der Handels-

                                                
43  Die Formulierung des VKU impliziert, dass die gesamten Strommengen bis zur Mitte des 

Vorjahres eingekauft würden. („Die Beschaffungen für ein Lieferjahr sind in der Regel bis zur 
Jahresmitte des Vorjahres abgeschlossen.“, vgl. VKU 2009.) 
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strategie des Händlers abhängen, zum anderen aber auch von den 
Prognosedifferenzen. Sofern der Verkaufspreis höher ist als der Einkaufspreis des Vor-
jahres, machen die Unternehmen aus der Transaktion einen Gewinn, ansonsten einen 
Verlust. Für 2005 und 2006 finden sich dazu Daten für einen unterstellten Verkauf von 
Überschussmengen am Spotmarkt in (Wenzel/Diekmann 2006, Tabelle 5 und 6). 
Demnach war der mittlere Terminpreis im Jahr 2004 für einen Bezug im Jahr 2005 33,5 
€/MWh. Verkauft werden konnte die Menge auf dem Spotmarkt im Jahr 2005 für 46 
€/MWh. Demnach war ein Gewinn von 12,5 €/MWh möglich. Für das Jahr 2006 ergäbe 
sich ein Gewinn von 13,9 €/MWh. Eine Korrektur der erwarteten EEG-Quote nach 
oben hätte in jenen Jahren also zu deutlichen Gewinnen der Vertriebe geführt.  

Tabelle 4-16:  Durchschnittlicher Gewinn aus der Kombination Termin/Verkauf auf 
Spotmarkt (in €/MWh) 

 Lieferung 2005 Lieferung 2006 

Mittlerer Terminpreis (1 Jahr) 33,5 41,1 

Mittlerer Spotpreis 46,0 55,0 

Mittlerer Gewinn (Spotpreis-Terminpreis) 12,5 13,9 

Quelle: Wenzel/Diekmann 2006, Tabelle 5; Daten für Phelix Base Future 

Für das Jahr 2007 liegen keine entsprechenden Zahlen vor. Allerdings liefert der 
Spotmarkt ein Indiz, dass es sich insofern um ein besonderes Jahr handelte, als der 
Spotmarktpreis sank (vgl. Wenzel 2009, Abbildung 1). Für 2008 stellt sich die Situation 
wiederum analog zum in Tabelle 4-16 gezeigten Verlauf dar (Wenzel, 2009, Tabelle 1).  

Demnach war 2007 von 2005-2008 das einzige Jahr, in dem eine Revision der EEG-
Quote nach oben zu einem Verlust für den Vertrieb führte. Eine Revision der Quote 
nach unten hingegen hätte in 2007 (bei gleichen Einkaufsbedingungen auf dem Ter-
minmarkt im Vorjahr) zu einem Gewinn geführt. Wäre in 2007 eine Absenkung der 
EEG-Quote eingetreten, hätten die Unternehmen aufgrund der EEG-Regelung mehr 
Strom auf dem zu diesem Zeitpunkt günstigeren Spotmarkt gekauft anstatt ihn im Vo-
raus teuer auf den Terminmärkten zu kaufen.  

Ob das vom VKU betrachtete Risiko der Anpassung zu einem Gewinn oder Verlust 
führt, hängt also zum einen davon ab, ob der Terminpreis unter oder über dem Ver-
kaufspreis liegt und zum anderen ob die Anpassung der EEG-Quote nach oben oder 
unten erfolgt (s. Tabelle 4-17). Demnach können diese zwei Variablen zu einer Ab-
schätzung führen, inwieweit sich das Anpassungsrisiko zugunsten der Vertriebsunter-
nehmen auswirkte oder gegen sie. 2007 war wahrscheinlich ein Jahr, in dem die An-
passung gegen den Vertrieb arbeitete.  
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Die Bewertung der Anpassungskosten (des Anpassungsrisikos) im Rahmen der Ermitt-
lung der EEG-Transaktionskosten ist folglich schwierig. Die Zahlen des VKU liefern nur 
für ein – womöglich ungünstiges – Jahr eine Aussage.  

Eine Abschätzung der Gewinne und Verluste über mehrere Jahre hinweg setzt eine 
genaue Kenntnis der Einkaufsstrategien der Vertriebe voraus, welche jedoch aktuell 
nicht im notwendigen Umfang vorhanden sind. Deshalb wird vorgeschlagen, auf eine 
Bewertung des Risikos im Rahmen der Transaktionskostenabschätzung zu verzichten. 
Da mit dem Inkrafttreten der Ausgleichsmechanismusverordnung (AusglMechV) zu 
Beginn des Jahres 2010 die EEG-Banderstellung und Weitergabe derselben an die 
Stromlieferanten entfällt, wird dieser Posten generell im Rahmen einer zukünftigen ex-
ante-Prognose der Transaktionskosten des EEG entfallen.  

Tabelle 4-17:  Wirkung des Anpassungsrisikos 

 Terminpreis < Spotpreis Terminpreis > Spotpreis 

Anpassung der EEG-Quote 
nach unten (Zukauf an EEX 
notwendig) 

Verlust Gewinn 

Anpassung der EEG-Quote 
nach oben (Verkauf an EEX 
notwendig) 

Gewinn Verlust 

4.4.2.4 Transaktionskosten weiterer beteiligter Behörden und  
Institutionen  

Drei weitere Institutionen sind im weiteren Sinn mit der Umsetzung des EEG betraut:  

• das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle im Rahmen der besonderen 
Ausgleichsregelung, 

• die Bundesnetzagentur (v.a. bei der Erhebung statistischer Daten zum EEG und bei 
der ab 2010 erforderlichen jährlichen Anpassung der PV-Degressionssätze, sowie 
bei der Überwachung des Wälzungsmechanismus des EEG), 

• die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) im Rahmen der am 24. 
August 2009 in Kraft getretenen Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (Bio-St-
NachV): Diese Verordnung muss bei flüssiger Biomasse, die ab 1. Januar 2010 zur 
Stromerzeugung eingesetzt wird, beachtet werden. Damit spielt die Tätigkeit der 
BLE im Rahmen der hiesigen Ex-Post-Betrachtung keine Rolle.  

Obwohl die Personalkosten seitens des BAFA für den Personalaufwand im Zusam-
menhang mit der besonderen Ausgleichsregelung des EEG nach Auskunft von Mitar-
beitern des BAFA in fast direkt für die hiesigen Forschungszwecke nutzbarer Form 
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vorliegen, wird die direkte Übermittlung an und Nutzung dieser Daten durch das Pro-
jektkonsortium nicht gewünscht, so dass bis zur Berichterstellung hierzu keine Aussa-
gen gemacht werden können. Auch Zahlen aus der Bundesnetzagentur, welche z. B. 
gemäß § 61 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EEG die Überwachung des bundesweiten EEG-Aus-
gleichsmechanismus zwischen den Verteilernetzbetreibern, den Übertragungsnetzbe-
treibern und den Stromlieferanten übernimmt, wurden zwar angefragt, doch auch diese 
wurden dem Projektkonsortium nicht zur Verfügung gestellt. Da auch die Anzahl der 
jeweiligen Mitarbeiter dieser Institutionen, die im weiteren Sinn an der Umsetzung des 
EEG beteiligt sind, nicht bekannt ist, kann keine Einschätzung erfolgen. Die Daten aller 
drei Institutionen wären jedoch wichtig, um die Transaktionskosten des EEG genau 
ermitteln zu können. Dabei wäre es aus Gründen der Transparenz nicht nur wün-
schenswert, diese Daten der wissenschaftlichen Nutzung zur Verfügung zu stellen. 
Solche Daten könnten bei eventuell auftretenden Vollzugsdefiziten sogar behilflich 
sein, um Abhilfe zu schaffen und damit die Glaubwürdigkeit der beauftragen Stellen, 
aber auch des EEG an sich zu erhöhen. 

Einen Sonderfall bildet die sog. EEG-Clearingstelle. Diese wird durch einen Sondertitel 
des MAP getragen. Sie hat die Funktion einer Schiedsstelle inne mit dem Ziel, langwie-
rige gerichtliche Auseinandersetzungen zwischen Anlagen- und Netzbetreibern zu 
vermeiden und zu einer für beide Seiten gütlichen Einigung zu finden. Die Personal-
kosten der Schiedsstelle wären in der Kosten-Nutzen-Rechnung in Ansatz zu bringen. 
Da es jedoch nicht möglich erscheint, die andererseits eingesparten Kosten langwieri-
ger Prozesse zu ermitteln bzw. auch nur näherungsweise abzuschätzen, wurde in 
Übereinkunft mit dem Auftraggeber entschieden, die Kosten der Clearingstelle nicht 
speziell zu analysieren. In Zusammenhang mit der Betrachtung der Fördermittel des 
MAP ist diese Summe jedoch erfasst. 

4.4.2.5 Zusammenfassung: Transaktionskosten des EEG  

Folgende wesentliche Komponenten und ihre Einordnung als Transaktionskosten wur-
den im Einzelnen betrachtet: Die zusätzlichen Personalkosten der Verteilernetzbetrei-
ber, Übertragungsnetzbetreiber und Stromlieferanten. Diese liegen aufgrund bereits 
durchgeführter Erhebungen des Statistischen Bundesamtes bei maximal 30 Mio. €, 
wobei diese Summe teilweise auch Tätigkeiten, die aus anderen Gesetzen resultieren, 
umfassen könnte. Weiterhin wurde die Frage betrachtet, inwieweit die Anpassungskos-
ten für die Stromlieferanten als Transaktionskosten gelten können und inwieweit si-
chergestellt werden kann, dass mögliche Gewinne oder Verluste eindeutig auf die An-
passungen an die EEG-Quote zurückzuführen sind und nicht auf im Stromgeschäft 
mögliche (spekulative) Handelsgeschäfte.  
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4.4.3 Transaktionskosten für erneuerbare Wärme 

Für die Erhebung der Kosten der erneuerbaren Wärme war bis zum Inkrafttreten des 
EEWärmeG zu Beginn des Jahres 2009 eine Betrachtung der den Anlagenbetreibern 
entstehenden Kosten nicht relevant, da es sich in diesem Fall um Zuschüsse in Form 
von Tilgungszuschüssen und günstigen Zinsen an die Anlagenbesitzer handelt und 
diese Nutznießer der Zuschüsse bzw. der Erträge ihrer Anlagen sind. Den Anlagenbe-
treibern entstehen gegebenenfalls Kosten durch die Antragstellung der Förderung, die 
zu den Transaktionskosten gezählt werden könnten. Diese sollen hier jedoch nicht be-
trachtet werden, da die Antragstellung zumeist durch die beauftragten Installateure 
erfolgt, die diese Leistung in die dem Kunden berechneten Kosten einpreisen und die-
se somit in das generelle Investitionskalkül der Anlagenbetreiber eingehen. 

Die Kosten, welchen den Gebäudebesitzern aufgrund der Informationspflicht nach § 10 
EEWärmeG obliegen, können zum derzeitigen Moment nicht abgeschätzt werden, da 
die gesetzliche Grundlage erst seit Januar 2009 in Kraft ist und nur für Neubauten gilt. 
Diese werden zumeist aber erst im kommenden Jahr fertig gestellt. 

Im Sinne der oben genannten Unterteilung der Transaktionskosten soll somit hier im 
Wesentlichen der personelle Aufwand der mit der „Um- bzw. Durchsetzung/ Überwa-
chung“ betrauten Behörden oder anderer beauftragter Institutionen des Marktanreiz-
programms Erneuerbare Energien untersucht werden. Nicht als Transaktionskosten 
gewertet werden sollen jedoch die Kosten, die in den Bundes- und Landesministerien 
bei der Umsetzung verschiedenster weiterer Förderprogramme anfallen. Da viele die-
ser Programme sehr unterschiedliche Förderzielsetzungen haben, wäre die genaue 
(finanzielle) Zuordnung zu den Erneuerbaren Energien häufig sehr schwierig, da die 
Programme häufig generell Klimaschutzmaßnahmen oder die Steigerung der Energie-
effizienz fördern. Teilweise existieren sogar gegenläufige Förderprogramme, die z. B. 
gezielt den Austausch fossiler Heizkessel fördern.44

Zu den Institutionen, welche den Ausbau der erneuerbaren Wärme begleiten, gehören 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und die KfW-Banken-
gruppe. Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) verwaltet die 
Maßnahmen und Fördergelder zur Nutzung Erneuerbarer Energien im Rahmen des 
Marktanreizprogramms des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. Als nicht behördliche Institution ist zudem die KfW-Bankgruppe zu berück-
sichtigen, welche über das Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien (MAP) für 
eine zinsgünstige Kreditvergabe zum Ausbau der Erneuerbaren Energien Sorge trägt 

  

                                                
44  Vgl. Zukunftsenergieprogramm Technik (ZEP-Tech) des Saarlandes vom 01.07.2009. 
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und Tilgungszuschüsse vergibt. Hier wie auch bei den nicht übermittelten Daten in Be-
zug auf das EEG liegen die gewünschten Informationen zwar vor, aber eine Auswei-
sung scheitert an der Datenübermittlung an das Projektkonsortium. 

4.4.4 Fazit 

In diesem Kapitel wurden mehrere Komponenten der Transaktionskosten der Erneuer-
baren Energien untersucht bzw., soweit das bestehende Datenmaterial es gegenwärtig 
schon zulässt, eine erste Abschätzung des finanziellen Volumens einzelner dieser Kos-
tenkomponenten unternommen. Folgende Komponenten und ihre Einordnung als 
Transaktionskosten wurden im Einzelnen betrachtet: 

• die Kosten der Umsetzung des EEG-Wälzungsmechanismus 

− die zusätzlichen Personalkosten der Verteilernetzbetreiber, Übertragungsnetzbe-
treiber und Stromlieferanten,  

− die Frage danach, inwieweit die Anpassungskosten für die Stromlieferanten als 
Transaktionskosten gelten können und inwieweit sichergestellt werden kann, 
dass mögliche Gewinne oder Verluste eindeutig auf die Anpassungen an die 
EEG-Quote zurückzuführen sind und nicht auf im Stromgeschäft mögliche (spe-
kulative) Handelsgeschäfte. Diese Kosten sind zum einen als Systemkosten des 
EEG-bedingten Ausbaus zu betrachten, zum anderen aber auch als Belastungen 
für Unternehmen zu sehen und damit unter der Wirkungskategorie Verteilungs-
aspekte einzuordnen.  

− die Frage nach der Zuordnung der Personalkosten der staatlichen bzw. mit ho-
heitlichen Aufgaben betreuten Institutionen, die im Rahmen der Umsetzung des 
EEG und der Förderung von Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Wärme entste-
hen, als Transaktionskosten.  

Dabei erweist sich vor allem die Datenlage als Hemmnis für eine genaue Ermittlung 
der Transaktionskosten der Erneuerbaren Energien in dieser Projektphase. Während 
die Kosten des Personalaufwands der Unternehmen der Energiewirtschaft, die mit dem 
Wälzungsmechanismus betraut sind, auf der Basis von Dokumenten des Statistischen 
Bundesamtes zumindest für ein Jahr recht gut abgeschätzt werden können, konnten 
die Personalkosten der (staatlichen) Institutionen, die mit der Überwachung des EEG 
beauftragt sind, aufgrund nicht übermittelter Daten zum Zeitpunkt der Berichterstellung 
noch nicht ermittelt werden. Vielfach müsste aber auch weitere, intensivere For-
schungsarbeit betrieben werden, um die Transaktionskosten des EEG genauer ermit-
teln zu können:  

• Bei den Personalkosten der Unternehmen der Energiewirtschaft ist durchaus mit 
Synergien aufgrund der Überschneidung mit anderen Funktionen dieser Unterneh-
men als Netzbetreiber oder Bilanzkreisverantwortliche bzw. -koordinatoren zu rech-
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nen. Eine kombinierte Betrachtung mehrerer EEG-Paragraphen mit den entspre-
chenden Paragraphen des EnWG und der von ihm ausgehenden Verordnungen er-
schiene hier angemessen. 

• Auch die Ermittlung der Anpassungskosten, die den Stromlieferanten durch die Ein-
beziehung der EEG-Quote in ihr Lieferportfolio entstehen, wäre nur unter Betrach-
tung der Zeitreihen mehrerer Jahre und unter Kenntnis der Handelsusancen und 
Spezifika verschiedener Unternehmenstypen möglich.  
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5 Vermiedene Umweltschäden durch verringerte 
Emissionen  

5.1 Zielsetzung, theoretischer Hintergrund und Vorge-
hensweise 

5.1.1 Zielsetzung, theoretischer Hintergrund und Rahmenbedin-
gungen  

Unter Kosten- und Nutzenaspekten des Einsatzes Erneuerbarer Energien stellen die 
vermiedenen Umweltschäden der Energieversorgung eine wesentliche Nutzenkompo-
nente dar. Im Vordergrund dieser Betrachtung steht die durch Reduzierung von Luft-
schadstoff- und Treibhausgasemissionen bedingte Verminderung von Umweltbelas-
tungen, deren Auswirkungen quantifiziert und zur Bilanzierung der gesamten Kosten- 
und Nutzenwirkungen in monetärer Form ausgedrückt werden. Zur Quantifizierung und 
Monetarisierung der Umweltschäden45

Der Anteil der Umweltschäden, den Akteure nicht in ihr ökonomisches Entscheidungs-
kalkül einbeziehen, wird als externe Umweltkosten bezeichnet. In der ökonomischen 
Theorie sind externe Kosten negative externe Effekte, die durch ökonomisches Han-
deln eines Wirtschaftssubjekts hervorgerufene negative Auswirkungen auf die Produk-
tions- oder Konsummöglichkeiten eines anderen Wirtschaftssubjekts darstellen, ohne 
dass diese dem Verursacher angelastet – internalisiert – werden. Dies bedeutet, dass 
negative externe Effekte nur solche Auswirkungen umfassen, die nicht über den Markt 
geregelt bzw. internalisiert werden. Im Zusammenhang mit der Energieerzeugung fal-
len negative externe Effekte insbesondere durch Klimawandel, Luftverschmutzung und 

 kann auf verschiedene Studien zurückgegriffen 
werden, deren Ansätze nachfolgend kurz umrissen und diskutiert werden. Aufbauend 
auf den bisherigen Ansätzen und vorhandenen Daten werden vermiedene Umwelt-
schäden im Strom- und Wärmebereich ermittelt, nach der hier entwickelten Gesamtbi-
lanzierung von Kosten-Nutzenwirkung der Erneuerbaren Energien eingeordnet und 
weitere Verbesserungsvorschläge für die zukünftige Ermittlung der Umwelteffekte bzw. 
der externen Kosten unterbreitet. Zur umfassenden Ermittlung der vermiedenen exter-
nen Kosten ist auf die Gesamtdarstellung der Kosten-Nutzenwirkungen sowie auf die 
Wechselwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien mit anderen Förderinstrumen-
ten einzugehen. 

                                                
45  Umweltschäden oder -effekte sind hier zu verstehen als Summe der Schäden, die durch 

die Emission von Luftschadstoffen und Treibhausgasen entstehen. Für weitere Erläuterun-
gen des Begriffs siehe die Methodenkonvention des UBA (2007). 
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Landnutzung an, welche überwiegend durch die Emission von Treibhausgasen, ver-
sauernden Substanzen und Staubpartikeln hervorgerufen werden. Verschiedene wirt-
schafts-, energie- und umweltpolitische Instrumente zielen auf die Internalisierung ex-
terner Effekte im Energiebereich, wobei auch Förderinstrumente angewandt werden, 
die umweltfreundliche Aktivitäten belohnen. 

In den letzten Jahren wurden auf politischer Ebene national und EU-weit Zielsetzungen 
hinsichtlich der Verminderung von Treibhausgasemissionen (insbesondere CO2) for-
muliert und entsprechende politische Instrumente eingesetzt. Insbesondere der 2005 
begonnene Handel mit Emissionsberechtigungen stellt ein politisches Instrument dar, 
das externe Kosten der CO2-Emissionen internalisieren soll. Für die Ermittlung der ex-
ternen Kosten, die durch Erneuerbare Energien vermieden werden, sind deshalb 
grundsätzlich auch mögliche Wechselwirkungen zwischen dem geförderten Ausbau 
Erneuerbarer Energien und dem Emissionshandel zu betrachten.  

5.1.2 Vorgehensweise 

In diesem Kapitel werden Ansätze zur Berechnung der Umweltschäden, die durch den 
Einsatz Erneuerbarer Energien vermieden werden, näher beleuchtet und Vorschläge 
für die Weiterentwicklung der Ermittlung bzw. Ableitung vermiedener externer Kosten 
aus den vermiedenen Umweltschäden dargelegt. Für eine umfassende Bewertung der 
Kosten- und Nutzenwirkungen müssen darüber hinaus die Interaktionen mit weiteren 
Instrumenten des Klimaschutzes berücksichtigt werden. Des Weiteren sind mögliche 
(Teil-) Internalisierungen von Umweltschäden zu beachten. Die Vorgehensweise bei 
der Ermittlung der vermiedenen Umweltschäden ist in Abbildung 5-1 illustriert. Die 
Auswahl und Darstellung der Studien sowie die Berechnung der Umweltschäden orien-
tieren sich an den zentralen Eingangsgrößen zur Ermittlung der Umweltschäden, d. h. 
an a) den gesamten Emissionen der Strom- und Wärmeerzeugung, b) den Substituti-
onsfaktoren Erneuerbarer Energien, c) den Schadenskosten für Treibhausgase und d) 
den Schadenskosten für Luftschadstoffe.  
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Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 5-1:  Darstellung der vermiedenen Emissionen und Umweltschäden 

 

Analog zu den Arbeitsschritten Diskussion der Literatur und Ableitung von Schätzwer-
ten, Ermittlung der vermiedenen Umweltschäden sowie Vorschläge für die Vorgehens-
weise zur Ableitung der vermiedenen externen Kosten gliedert sich dieses Kapitel wie 
folgt:  

• Kapitel 5.2: Darstellung verschiedener Ansätze oder Teilstudien (in Abbildung 5-1 
als hellgrüne Kreise abgebildet), die sich mit wichtigen Eingangs-/Berechnungs-
größen zur Ermittlung der vermiedenen Umweltschäden beschäftigen. Ziel ist, die 
Arbeiten auf Verwendbarkeit ihrer Ergebnisse mit Blick auf Quantifizierung der Um-
weltschäden zu prüfen.  

• Kapitel 5.3: Ermittlung der Umweltschäden, die durch den Ausbau Erneuerbarer 
Energien jährlich vermiedenen werden. Die Betrachtung beschränkt sich nicht auf 
den jährlichen Zubau Erneuerbarer Energien und nicht nur auf den EEG- oder MAP-
geförderten Ausbau Erneuerbarer Energien, sondern umfasst den bis zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt (2007 bzw. 2008) erreichten Bestand von Anlagen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien und die Wirkung der im entsprechenden Betrachtungsjahr 
erzielten Substitution fossiler Energieträger. Die Berechnung der vermiedenen 
Schadenskosten beruht im Wesentlichen auf vier Eingangsgrößen (in Abbildung 5-1 
dunkelgrün markierte Felder). Diese umfassen:  

1. die Emissionen der mit fossilen und erneuerbaren Energieträgern Strom und 
Wärme erzeugenden Anlagen. Hierbei werden direkte Emissionen, die durch Er-
zeugung von Strom und Wärme anfallen sowie indirekte Emissionen, die bei Bau 
und Rückbau der Anlagen entstehen, berücksichtigt. Eine Vielzahl an Studien be-
fasst sich intensiv mit den Emissionen verschiedener Energieerzeugungstechno-
logien.  
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2. die Substitutionsfaktoren, die angeben, in welchem Umfang auf Erneuerbare 
Energien basierende Technologien konventionelle Strom- bzw. Wärmeerzeu-
gungstechnologien ersetzen. Hierzu liegen viele separate Arbeiten (Frondel 
2008, Klobasa et al. 2009 etc.) vor, auf die Bezug genommen werden kann. 

3. den Ausbau bzw. die Strom- und Wärmeerzeugung durch Erneuerbare Energien. 
Hierfür stellt die AGEE-Stat die Daten zur Verfügung. 

4. die Schadenskosten, die angeben, in welcher Höhe durch die Emission einer 
Tonne Schadstoff Schäden auftreten. Vorliegende Studien wie der „Stern Re-
view“ (2006), ExternE (1995), Krewitt et al. (2006), EU-NEEDS (2004-2009) etc. 
zeigen eine große Bandbreite von Schätzungen zu Schadenskosten auf.  

• Kapitel 5.4: Diskussion und Vorschläge für die Ableitung vermiedener externer Kos-
ten aus den vermiedenen Umweltschäden (in Abbildung 5-1 durch vertikal ausge-
richtete, gelb/beige Pfeile dargestellt). Diese sollen mögliche Wechselwirkungen mit 
anderen politischen Maßnahmen wie z.B. des Emissionshandels aufzeigen sowie 
die Vorgehensweise für eine Gesamtschau der Effekte darstellen.   
 

5.2 Diskussion ausgewählter Arbeiten zu Umwelt-
wirkungen und externen Kosten  

Nachfolgend werden kurz die Ansätze und Ergebnisse ausgewählter Arbeiten, die sich 
mit relevanten Bestimmungsgrößen oder Fragen zur Erfassung der Umweltschäden 
befassen und deren Ergebnisse Grundlage für bisherige Abschätzungen der vermie-
denen Umweltschäden darstellen, umrissen. Der Schwerpunkt liegt hier insbesondere 
auf den Emissionen der Wärme- und Stromerzeugungstechnologien, auf den Substitu-
tionsfaktoren und vermiedenen Emissionen sowie auf den Schadenskostenansätzen 
von Luftschadstoffen und Treibhausgasen. 

Eine unmittelbare Vergleichbarkeit der Arbeiten ist nicht gegeben, da sie sich auf un-
terschiedliche Analysegegenstände, Zeithorizonte, Wirkungskategorien, Schadstoffe, 
Modelle etc. beziehen. Dennoch sind ihre Ergebnisse oder Ansätze für die Berechnung 
der vermiedenen Umweltschäden von Interesse, da sie Eingangsgröße für die Ermitt-
lung von Umwelteffekten darstellen können. Z.B. beziehen sich die Veröffentlichungen 
des BMU46

                                                
46  BMU: Nutzen durch Erneuerbare Energien im Jahr 2008, vermiedene fossile Energieimpor-

te und externe Kosten, Juni 2009, B. Wenzel, IfnE. 

 zu vermiedenen externen Kosten im Wesentlichen auf die Zusammenstel-
lungen des UBA (Emissionsbilanz) und auf den von Krewitt und Schlomann (2006) 
vorgeschlagenen Schadenskostenansatz. Ausgewählt sind zwei aktuelle Berichte zu 
externen Effekten im Energiebereich, die sich mit den zentralen Bestimmungsgrößen 
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der Umwelteffekte auseinandersetzen, sowie eine Meta-Studie, die basierend auf Er-
gebnissen vorhandener Studien die vermiedenen externen Kosten der Stromerzeu-
gung ausweist: 

• Die Meta-Analyse "Externe Kosten der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 
im Vergleich zur Stromerzeugung aus fossilen Energieträgern" von W. Krewitt und 
B. Schlomann (2006): Zusammenstellung der Ergebnisse diverser Arbeiten zu ver-
miedenen Emissionen und Schadenskosten. 

• NEEDS New Energy Externality Developments for Sustainability, Integrated Project, 
DG Research EC, 6th Framework Programme (2004-2009): Weiterentwicklung vor-
handener Methoden zur Abschätzung der Schadenskosten und Emissionen im 
Strombereich. 

• Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger, Umweltbundesamt (UBA) 2009: Wei-
terentwicklung der Emissionsbilanzen, methodische Entwicklung, Eruierung der Da-
tenbasis zur Abschätzung vermiedener Emissionen.  
 

5.2.1 Meta-Studie zu externen Kosten der Stromversorgung – 
Krewitt et al. 

Von Krewitt und Schlomann (2006) werden Arbeiten zur Quantifizierung externer Kos-
ten, die bis 2006 vorlagen, einer kritischen Bewertung unterzogen und Handlungsemp-
fehlungen für konkrete Angaben über externe Kosten in der Stromerzeugung von er-
neuerbaren im Vergleich zu fossilen Energieträgern erarbeitet47

Schadenskosten 

. Hierbei werden nur 
die Schadenswirkungen, die durch den Treibhauseffekt und durch Luftschadstoffe auf 
Gesundheit, Materialen, Agrarprodukte, Ökosystem, und Biodiversität entstehen, in 
einem Literaturreview dargestellt. Im Hinblick auf die Ermittlung von Umweltschäden 
sind nachfolgende Untersuchungsgrößen dieser Meta-Studie relevant. 

Die in Tabelle 5-1 aufgeführten Schadenskosten48

                                                
47  Kernenergie wird hier nicht betrachtet. 

 reflektieren die in dieser Studie an-
gelegten Schätzwerte für die jeweiligen Emissionen und Schadenskategorien. Die An-
gaben beruhen auf Arbeiten von Downing et al. (2005), ExternE (EU) (1995) und 
EcoSensLE (2006). Mit dem ausgewählten Schadenskostenansatz für Klimaschäden 

48  Basierend auf European Commission (1995): ExternE – Externalities of Energy, Vol. 1-6, 
EC Luxemburg EUR16520 -5; European Commission (1999): ExternE – Externalities of 
Energy, Vol. 7-10, EC Luxemburg EUR 19083, 18836, 18887, 18528; EcoSenseLE – a 
simplified online version of the ExoSense model (2006); Downing et al. (2005). 
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von 70 €/t CO2 weisen Krewitt et al. (2006) für das Jahr 2005 vermiedene externe Kos-
ten in Höhe von 2,8 Mrd. € aus, die überwiegend durch vermiedene Klimaschäden ent-
stehen. Dabei stellt der ausgewählte Kostensatz von 70 €/t CO2 einen zentralen 
Schätzwert dar, der auf Berechnungen einer älteren Version des „integrated 
assessment models“ FUND beruht. Diesem Wert liegt ein als „best guess“ bezeichne-
ter Parametersatz mit einer Zeitpräferenzrate von 1 % und einem „equity weighting“ 
zugrunde. Ein unterer Schätzwert von 14 €/t CO2 (lt. Krewitt et al. (2006) aus Downing 
et al. (2005)) sowie ein hoher Schätzwert von 284 €/t CO2 (lt. Krewitt et al. (2006) aus 
Downing et al. (2005)), basierend auf einer Zeitpräferenzrate von 0 % und sonst glei-
chen Modellparameter stellen die Bandbreite in dieser Meta-Studie dar, in der sich die 
möglichen Schadenskosten bewegen. Die Summe der vermiedenen Schäden durch 
Luftschadstoffe beträgt im Vergleich dazu nur einen Bruchteil der gesamten Schadens-
kosten, obwohl die Kostenansätze je Tonne Luftschadstoff wesentlich höher liegen als 
diese für eine Tonne CO2. 

Emissionen der Erzeugungstechnologien  

Die Lebenswegemissionen sind in dieser Analyse für verschiedene Technologien zur 
Stromerzeugung aus erneuerbaren und fossilen Energieträgern zusammengestellt. 
Diese Angaben beruhen auf Arbeiten von Nitsch et al. (2004) und Marheineke (2002).  

Substitutionsfaktoren 

Die Arbeit von Krewitt et al. (2006) greift hier Substitutionsfaktoren aus einer älteren Arbeit 
von Klobasa und Ragwitz (2005) und Daten zu Erneuerbaren Energien der AGEE-Stat 
auf.  

Eignung für die Ermittlung der Umweltschäden 

Da die Studie etwas älter ist, stehen inzwischen für die Substitutions- und Emissions-
faktoren meist aktuellere Werte bereit. Für den vorgeschlagenen Schadenskostenan-
satz von CO2 liegen verschiedene neuere modellbasierte Schätzwerte vor, die sich 
allerdings in einer großen Bandbreite um diesen Schadenskostenansatz verteilen. Da-
her wird vorgeschlagen, den Wert von 70 € pro Tonne CO2 auch weiterhin zu betrach-
ten, zumal dieser Wert die Grundlage der bisherigen Kostenberechnungen bildete. 
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Tabelle 5-1: Quantifizierbare spezifische Schadenskosten verschiedener Luft-
schadstoffe in € je Tonne und Lebenswegemissionen für verschie-
dene Stromerzeugungstechnologien 

 
Quelle:  Krewitt, Schlomann 2006, basierend auf ExternE, EcoSensLE 2006; Nitsch et al. 

2004; Marheineke 2002;  Downing et al. 2005 

 

5.2.2 New Energy Externalities Developments for Sustainability – 
EU-Projekt NEEDS  

NEEDS (New Energy Externalities Development for Sustainability) - ein Projekt im 6. 
Rahmenprogramm der Generaldirektion für Forschung der Europäischen Kommission - 
hat die Ermittlung/Erfassung der vollständigen Kosten- und Nutzenwirkungen von Maß-
nahmen zur Förderung nachhaltiger gegenwärtiger und zukünftiger Energiesysteme zur 
Stromerzeugung sowie die Kosten- und Nutzenwirkungen der Systeme selbst zum Ziel. 
In diesem Zusammenhang wird die Methodologie zur Ermittlung und Quantifizierung von 
externen Effekten verfeinert und weiterentwickelt. Das Projekt besteht aus drei Stufen – 
methodische Weiterentwicklung, Modellierung und Verbreitung der Forschungsergebnis-
se –, die nach Themen unterteilt sind. Methodisch baut dieses Projekt auf Arbeiten zu 
ExternE (2005) auf. Basierend auf einem Wirkungskettenansatz werden in NEEDS die 
Wirkungen verschiedener Gase, die bei der Stromerzeugung emittiert werden, auf ver-
schiedene Rezeptoren betrachtet. Hierbei sind drei Wirkungswege zu unterscheiden. 
Diese umfassen Wirkungen der Treibhausgase, Luftschadstoffe und Landnutzung.  

Nachfolgend werden die im NEEDS-Projekt erzielten Ergebnisse zu Emissionen und 
Schadenskosten von Treibhausgasen, Luftschadstoffen und Landnutzung skizziert. 

in € je Tonne CO2 SO2 NOx PM10 NMVOC
Klimawandel (min.-max.) 70 (14-284)
Luftschadstoffe:

Gesundheit 3.060        3.120        12.000      230          
Ernteverluste 10 -           130          640          
Materialschäden 230          70            
Ökosystem

in mg je kWh CO2 SO2 NOx PM10 NMVOC
PV polykristallin (2000) 99.000        288          340          119          20            
PV (2030) 54.000        182          214          65            13            
Laufwasser 300 kW 13.000        28            49            31            11            
Wind 1,5 MW on-shore 10.000        40            31            42            26            
Braunkohle Dampf, 40% 1.054.000    402          830          94            kA
Steinkohle Dampf, 43% 838.000       351          696          40            kA
Erdgas GuD, 58% 386.000       125          351          21            kA

keine Angaben
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Emissionen 

Zur Ermittlung der Emissionen werden insbesondere neue Technologien zur Stromer-
zeugung ("emerging electricity generation") im Detail untersucht und die spezifischen 
Emissionen pro kWh in Abhängigkeit von technologischen Entwicklungen dargestellt. 
Da hierbei nicht von derzeit in Deutschland eingesetzten Kraftwerkstechnologien aus-
gegangen wird, sondern von zukünftigen Technologien, und somit eine gewisse Tech-
nologieentwicklung antizipiert wird wie zum Beispiel eine Verbesserung des Wirkungs-
grads, sind die Emissionsfaktoren nur begrenzt auf heutige Technologien übertragbar. 
In Tabelle 5-2 ist exemplarisch eine Zusammenstellung der spezifischen Emissionen 
für ausgewählte Technologien der Stromerzeugung aus EU NEEDS aufgeführt. Im 
Vergleich zu den in Krewitt et al. (2006) zugrunde gelegten Emissionsfaktoren sind, wie 
zu erwarten, deutliche Abweichungen vor allem bei Braun- und Steinkohlekraftwerken 
zu erkennen.  

Tabelle 5-2: Lebenszyklusemissionen in mg pro kWh nach EU NEEDS für ein-
gesetzte Stromerzeugungstechnologien  

 
Quelle:  NEEDS RS1a, Deliverable 6.1: „External costs from electricity generation for RS1a 

reference technologies“ 
 

Kostenansätze für Treibhausgase, Luftschadstoffe und Landnutzung 

Im Rahmen von NEEDS werden zur Berechnung der externen Kosten mit dem „integ-
rated assessment models (IAM)“ FUND (Climate Framework for Uncertainty, 
Negotiation and Distribution) Schadenskosten und Vermeidungskosten von Treibhaus-
gasemissionen ausgewiesen, die zur Erfassung von Umweltschäden der jeweiligen 
Energieerzeugungstechnologie herangezogen werden können. Hierbei werden die 
Wirkungen der Treibhausgase CO2, CH4, N2O, SF6 auf die Klimaänderung und somit auf 
mögliche Schadenskategorien wie Ernteausfälle durch Hitze oder Kälte, Krankheiten, 
Überflutungen, Störungen des Ökosystems etc. betrachtet. Eine fundierte Beurteilung 
des Modells kann aufgrund der begrenzt vorliegenden Informationen sowie aufgrund 
der Komplexität der Modellierung jedoch nicht geleistet werden.  

Emission (mg/kWh) CH4 CO2 N2O NMVOC NO2 SO2

Biomasse (Dampf) 20              18.000      82             222            1.760         531             
Braunkohle (Dampf, 900 MW) 25              921.000   2               24              738             169             
Erdgas (Kombi, 400 MW) 994           398.000   7               101            309             147             
Photovoltaik (monokristallin) 99              55.200      4               71              136             233             
Solarthermie (CSP) 43              17.200      43             17              73               45               
Steinkohle (Dampf, 600 MW) 2.360        776.000   34             59              807             618             
Windenergie (off-shore) 17              7.640        -            4                 22               23               
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• Treibhausgase: Schadenskostenansatz 

Der Ansatz zur Ermittlung der Grenzschadenskosten beruht auf dem Gedanken, 
dass der weltweite Schaden, der durch die heutige Emission einer (weiteren) Ton-
ne CO2 in Zukunft entsteht, zu heutigen Kosten zu erfassen ist. Hierzu werden alle 
Schäden (Ertragseinbußen, Landverlust, Gesundheit, Wasserressourcen, Schä-
den am Ökosystem, etc.) einer zusätzlichen Tonne CO2 ab dem Folgejahr der 
Emission bis 2300 geschätzt, monetär bewertet und diskontiert. Je nach Diskontie-
rungsfaktor kann der berücksichtigte Zeithorizont starken Einfluss auf die Höhe der 
ausgewiesenen Schadenskosten haben. Neben den Modellparametern ist für die 
Höhe der zukünftigen Schäden das dem Modell zugrunde liegende Klima- bzw. 
Emissionsszenario (CO2-Konzentration in der Luft)49

Ein Parameter, der die Höhe der geschätzten Grenzschadenskosten stark beein-
flusst, ist die Diskontierungsrate bzw. das Diskontierungsverfahren. In FUND 
kommen zwei Verfahren zum Einsatz: ein neoklassisches Verfahren, das als Dis-
kontsatz jeweils drei verschiedene Zeitpräferenzraten (0 %, 1 % und 3 %), eine Ri-
sikoaversion von eins (logarithmische Nutzenfunktion) und das Wachstum des 
Pro-Kopf-Konsums zugrunde legt, und eine hyperbolische Diskontierung nach 
Weitzman mit einer fallenden Zeitpräferenzrate (von 3 % auf 1 %) über 25 Jahre. 
Die Zeitpräferenzrate spiegelt hierbei die Präferenz für heutigen Konsum gegen-
über einem zukünftigen Konsum wider.  

 ausschlaggebend.  

Darüber hinaus stellt die Gewichtung50

                                                
49  Das Klimaszenario in FUNDS (EU NEEDS) beruht auf dem EMF14 Standardszenario, das 

lt. Friedrich (2009) relative hohe Emissionen aufweist und nicht einem pareto-optimalen 
Szenario mit Internalisierung der Kosten entspricht.  

 der Schadenswirkungen einen weiteren 
Parameter dar. Diese Gewichtung ("equity weighting") soll den unterschiedlichen 
Wert eines Euro für eine reiche und eine arme Volkswirtschaft berücksichtigen. 
Während eine Gewichtung eher die Sicht eines globalen Entscheidungsträgers wi-
derspiegelt, entspricht ein Schadenskostenansatz ohne Gewichtung eher der Sicht 
eines regionalen Players. Bei Gewichtung mit dem weltweiten Durchschnittsein-
kommen müssten alle monetären Werte (Kosten) der EU entsprechend umge-
rechnet werden, da die Schadenskosten für die EU mit einem Faktor <1 gewichtet 

50  Der Gewichtungsfaktor ist das Verhältnis des weltweiten Durchschnittseinkommens zum 
jeweiligen regionalen Durchschnittseinkommen. 
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wären. Daher wird alternativ51

Die Unsicherheiten bei der Schätzung der Schadenskosten beginnen mit der Pro-
jektion der volkswirtschaftlichen Entwicklung (BIP, Wachstum, Preise, ...). Im 
FUND-Modell findet diese Unsicherheit durch die Hinterlegung einer Wahrschein-
lichkeitsverteilung für die wichtigsten Parameterwerte (z.B. Pro-Kopf-Wachstum 
des Konsums) Eingang. Die Schadenskostenschätzungen werden in mehreren 
(1.000) Modellläufen für jeweils unterschiedliche Annahmekombinationen berech-
net. Der daraus errechnete Mittelwert stellt letztendlich den Schätzwert für die 
Schadenskosten dar. Da hierbei Extremwerte mit einer geringen Wahrscheinlich-
keit auftreten, werden die äußeren 1 %, 5 % oder 10 % der Randwerte abgeschnit-
ten. Zusätzlich wird der Median von 1000 Modelläufen ausgewiesen. Im Gegen-
satz zum probalistischen Verfahren wird bei einem „best guess“-Verfahren nur ein 
Wert für einen Parameter nach bestem Wissen (z.B. basierend auf Expertenmei-
nung) festgelegt; die Schätzung der Schadenskosten ergibt sich dann aus einem 
einzigen Modelllauf. Zu unterscheiden ist auch danach, ob die Schadenskosten 
auf das Jahr der Emission oder auf 2005 diskontiert werden. Insgesamt werden in 
FUND allein durch die hier aufgeführten Parameter 3x3x5x2 (Diskontierungsver-
fahren/Zeitpräferenzrate, Gewichtung, Mittelwert/Median, Diskontierungsjahr) mög-
liche Schätzwerte für die Schadenskosten von THG-Emissionen ausgewiesen. 

 ein "equity weighting" mit dem westeuropäischen 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen vorgenommen, das deutlich über dem 
weltweiten Pro-Kopf-Einkommen liegt. Dadurch bekommen die Schadenswirkun-
gen in Ländern mit niedrigerem Pro-Kopf-Einkommen zwar eine sehr starke Ge-
wichtung und führen zu relativ hohen Schadenskostenschätzungen, doch sind die-
se dann mit anderen Kosten der EU, die im Zuge der CO2-Emissionsminderungen 
anfallen, vergleichbar.  

• Treibhausgase: Vermeidungskostenansatz 

Alternativ zu den Grenzschadenskosten werden die Grenzvermeidungskosten für 
ein vorgegebenes Emissionsziel zur Schätzung von Umweltschäden ausgewiesen. 
Die Grenzvermeidungskosten werden ebenfalls mit dem FUND- Modell berechnet. 
Sie zeigen auf, was die Emissionsvermeidung einer Tonne Treibhausgase unter 
Zugrundelegung eines Emissionsziels kostet. Für die Berechnung der relevanten 
Grenzvermeidungskosten muss ein Standard für die Emissionshöhe vorgegeben 

                                                
51  Im Rahmen des EU-Projekts NEEDS wurde für Vergleiche innerhalb der EU, zum Ver-

gleich mit eventuellen nationalen Kosten und zur Verminderung der Rechengänge das 
westeuropäische durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen als einheitliches „equity weight“ 
verwendet. 
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werden, der aus politischen Zielen (2-Grad-Ziel, 20 %-Reduktionsziel) bzw. aus ei-
nem vermeidungsstrategischen Szenario abzuleiten ist. Grundgedanke dieses An-
satzes ist, dass eine effiziente Allokation der Ressourcen vorliegt, wenn die 
Grenzvermeidungskosten gleich den Grenzschadenskosten sind. Unter dieser Be-
dingung könnten die Grenzvermeidungskosten als „Wert“ für die Grenzschadens-
kosten herangezogen werden.52

Die Ergebnisse für die Kostenansätze werden einer Zusammenfassung des EU-
Projekts NEEDS (Enhancements in energy externalities: RS 1a, LCA of new energy 
technologies: External Costs from emerging electricity generation technologies) ent-
nommen. In 

  

Tabelle 5-3 sind diese Schadens- und Vermeidungskosten mit 1 % Zeit-
präferenzrate, neoklassischer Diskontierung sowie mit und ohne westeuropäische Pro-
Kopf-Einkommens-Gewichtung (equity weighted) dargestellt. Die Schadenskosten 
werden für CO2 und im Unterschied zu den Kostenschätzungen in Krewitt et al. (2006) 
auch für CH4 und N2O ausgewiesen. Abweichungen von früheren Schätzungen sind 
durch modellspezifische Parameter bedingt. So ist z. B. der „value of statistical life“ im 
Vergleich zu Arbeiten in ExternE relativ hoch angesetzt. Ebenso reflektiert das gewähl-
te Emissionsszenario eher den oberen Bereich der zukünftigen Emissionen. Unvorher-
sehbare Schäden sind im Modell nicht enthalten.53. Alle anderen bisher genutzten Mo-
delle weisen jedoch ebenfalls Schwächen auf und ein umfassendes integriertes Bewer-
tungsmodell (IA-Modell), das FUND insgesamt überlegen ist, existiert bisher nicht.54

                                                
52  Friedrich (2009). 

 

53  Friedrich (2009). 
54  Friedrich (2009). 
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Tabelle 5-3: Marginale Schadens- und Vermeidungskosten von Treibhausgasen, 
Durchschnittswerte (1 % getrimmt), diskontiert auf 2005, ohne Ge-
wichtung und mit normalisierter Gewichtung nach westeuropäi-
schen Pro-Kopf-Einkommen 

in € je Tonne   CO2 CH4 N2O 
Grenzschadenskosten, 1 % Zeitpräferenzrate, equity-weighted 

2005  98 3.562 129.680 
Grenzschadenskosten, 1 % Zeitpräferenzrate, not equity-weighted 

2005   7 310 12.014 
Grenzvermeidungskosten, 1 % Zeitpräferenzrate, 20%-Reduktions- und 2°Grad-Ziel 2020  

2010   24   
zu Preisen von 2000     

Quelle:  NEEDS RS1a, Deliverable 6.1, auf Basis von RS1b, Deliverable 5.4 und Friedrich 
2008. Geringfügige Abweichungen in den Preisen entstehen durch Rundungen bei der 
Umrechnung von C auf CO2 bzw. von US$ auf €. 
 

• Luftschadstoffe: Schadenskostenansatz 

Die Schadenskosten für die Luftverschmutzung werden mit Hilfe mehrerer Modelle 
bzw. Ansätze berechnet und abschließend als durchschnittliche externe Kosten der 
Luftverschmutzung für die gesamte EU27 und nicht für die einzelnen Länder darge-
stellt. Die durch unterschiedliche Emissionshöhen und lokale/regionale Gegebenhei-
ten divergierenden Emissionswirkungen werden zwar in den Einzelstudien dargestellt, 
sie sind jedoch aufgrund der Komplexität in der Gesamtbetrachtung nur als Durch-
schnittswert aufgeführt. Die Schäden der Luftverschmutzung umfassen Beeinträchti-
gungen von Gesundheit und Artenvielfalt, Minderungen landwirtschaftlicher Erträge 
und Schäden an Material/Bausubstanzen (Tabelle 5-4). Hierbei werden die Wirkungen 
der Luftschadstoffe CO2, SO2, NOx, PM10 betrachtet. Ein Vergleich der bei Krewitt et 
al. (2006) aufgeführten Kostenansätze mit den Werten aus NEEDS in Tabelle 5-4 
zeigt, dass die geschätzten Schadenskostenansätze von Luftschadstoffen im Bereich 
Gesundheit in NEEDS teils eine Verdoppelung gegenüber Krewitt et al. (2006) auf-
weisen.  

• Landnutzung 

Schäden, welche durch Veränderungen in der Landnutzung, d. h. durch Umwand-
lung von eher extensiv genutzter Fläche in landwirtschaftlich intensiv genutzte Flä-
che zum Biomasseanbau entstehen und sich hierbei negativ auf die Biodiversität 
auswirken, werden in EU NEEDS in Abhängigkeit von der Ursprungsnutzung in 
Euro pro Fläche ausgewiesen. Diese Schadenskosten belaufen sich zwischen 
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0,17 €/m² und 1,52 €/m² Land und beruhen auf den Kosten, die zur Wiederherstel-
lung der ursprünglichen Funktionalität des Landes bzw. der Biodiversität erforder-
lich sind.55

Tabelle 5-4: Marginale Schadenskosten von Luftschadstoffen für 2010 

 In der hier angestrebten Ermittlung der Umwelteffekte gehen nur emis-
sionsbedingte Umweltwirkungen in die Berechnung der vermiedenen Umwelt-
schäden ein, nicht die Landnutzungskosten. Hierzu müssten auch Daten zur 
Landumwandlung durch den EE-Ausbau und zur vorigen Nutzungsform zur Verfü-
gung stehen. 

 
Quelle:  NEEDS RS1a, Deliverable 6.1b: External costs from electricity generation for 

RS1a reference technologies  
 

Eignung der Ergebnisse zur Abschätzung vermiedener Umweltschäden 

Nicht alle Ergebnisse der im 6. Rahmenprogamm durchgeführten Studien zur Ermitt-
lung der externen Kosten gegenwärtiger und zukünftiger Technologien sind für die Be-
antwortung der Fragestellung der gegenwärtigen Nutzenwirkung des bisherigen EE-
Ausbaus geeignet. Dies trifft insbesondere für Emissionsfaktoren und die ausgewiese-
nen externen Umweltkosten zu. Zum einen werden im Rahmen von NEEDS Emissio-
nen zukünftiger Technologien abgeschätzt, welche nicht den technologischen Stand 
und die Einsatzbreite der gegenwärtigen EE-Anlagen widerspiegeln. Zum anderen 
werden die Umweltschäden – nicht aber die durch bestimmte Technologien vermiede-
nen Schäden – ausgewiesen. Hierbei finden Wirkungen auf Umwelt wie Klimaverände-
rung und Gesundheitsschäden Eingang in die Berechnung, jedoch Risiken der Kern-
kraft und CO2-Lagerung nicht. Effekte auf Ressourcenverfügbarkeit, Versorgungssi-
cherheit und Beschäftigung bleiben ebenfalls unberücksichtigt.  

                                                
55  NEEDS RS1a, Deliverable 6.1b: External costs from electricity generation for RS1a refer-

ence technologies. 

in € je Tonne NH3 SO2 NOx PM10 NMVOC
Luftschadstoffe:

Gesundheit 9.485        6.348        5.722        1.327        941          
Ernteverluste 183 -         39 -           328          189          
Materialschäden 259          71            
Biodiversität 3.409        184          942          70 -           

zu Preisen von 2000
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Die Schadenskostenschätzungen unterliegen gewissen Annahmen bzgl. Risiken, 
Preisentwicklung, zukünftiger Präferenzen, Emissionszielen und -szenarien etc., so 
dass die Validität der vorliegenden Schätzungen kontrovers diskutiert wird und ein gro-
ßer Spielraum für Bewertungen und Interpretationen verbleibt. Allerdings wird mit 
FUND ein relativ umfassender Ansatz zur Kostenabschätzung von Treibhausgasen 
modelliert, dem bisher keine überzeugende Modellalternative gegenüber steht. Daher 
werden die Grenzkosten aus diesem Modell als Basis für die Ermittlung der vermiede-
nen Klimaschäden in Kapitel 5.3 diskutiert.  

Die ausgewiesenen Schadenskosten der Luftschadstoffe beruhen auf einer Vielzahl 
aktueller und detaillierter Studien. Die in diesem Rahmen geleisteten Arbeiten und Ab-
schätzungen zu den Schadenskosten der Luftschadstoffe werden als geeignete Input-
größen für die Berechnung der Umweltschäden in dieser Arbeit angesehen und in Ka-
pitel 5.3 entsprechend aufgegriffen.   
 

5.2.3 Emissionsbilanz des UBA  

Die Studie des Umweltbundesamtes (UBA 2009) hat zum Ziel, die bisher vorliegenden 
Emissionsbilanzen zu erneuerbaren Energieträgern zu aktualisieren und weiterzuent-
wickeln. Im Rahmen dessen werden methodische Änderungen vorgenommen, aktuelle 
Literatur und Datenbanken herangezogen und sowohl die direkten als auch die durch 
Bereitstellung der verschiedenen Energieträger hervorgerufenen Emissionen berück-
sichtigt. Sie dokumentiert die methodische Vorgehensweise sowie die Emissionsbilanz 
für das Jahr 2007. Der Bericht führt auch weiteren Forschungsbedarf auf, z.B. Entwick-
lung von Methoden zur Bilanzierung direkter und indirekter Landnutzungsänderungen, 
Verbesserung der Datenlage im Bereich der Emissionsfaktoren durchschnittlicher An-
lagen sowie im Bereich des landwirtschaftlichen Biomasseanbaus, die vielfach noch 
als unzureichend angesehen wird. Des Weiteren ist vorgesehen, die Emissionsbilanz 
erneuerbarer Energieträger regelmäßig fortzuschreiben. Zentrales Ergebnis der Be-
rechnungen sind die durch den Einsatz Erneuerbarer Energien bedingten vermiedenen 
Emissionen.   

Die hierfür betrachteten Wirkungskategorien umfassen die Einwirkung über Luftschad-
stoffe und Klimaveränderung: Treibhausgase CO2, CH4 und N2O, versauernde Sub-
stanzen SO2, NOx und Vorläuferstoffe für Ozon und Staub (PM). Auswirkungen der 
durch verstärkten Biomasseanbau hervorgerufenen Landnutzungsänderungen auf die 
Emissionsbilanz sind aufgrund kaum handhabbarer Ansätze nicht betrachtet.  
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Die UBA-Studie befasst sich mit den Bereichen Strom, Wärme und Kraftstoffe, wobei 
im Rahmen dieses Projekts nur der Strom- und Wärmebereich von Interesse sind. Die 
vermiedenen Emissionen errechnen sich aus Daten der AGEE-Stat zur Energiebereit-
stellung aus Erneuerbaren Energien, aus den spezifischen Emissionsfaktoren inklusive 
der Emissionen aus den Bereitstellungsketten für fossile und erneuerbare Energieträ-
ger nach Energiebereitstellungstechniken und aus den Substitutionsfaktoren, die an-
geben in welcher Relation fossile Energieträger durch erneuerbare ersetzt werden.  

Emissionen 

Für die Analyse im Strombereich wird überwiegend auf Ökobilanz-Datenbanken von 
Ecoinvent (2008) und Öko-Institut (GEMIS 2008) zurückgegriffen. Die Emissionen der 
Vorketten werden hierbei einbezogen, indem die Differenz zwischen den Gesamtemis-
sionen und den Direktemissionen (aus GEMIS) zu den vom UBA recherchierten direk-
ten Emissionswerten (meist aus „Zentrales System Emissionen“ (ZSE) des UBA) ad-
diert wird.  

Tabelle 5-5: Emissionsfaktoren (EF) für 2007 im Strombereich 

 
Quelle:  Emissionsbilanz nach UBA 2009 

Für die Emissionsfaktoren im Wärmebereich bezieht sich das UBA auf unterschiedliche 
Datenquellen. Zum einen werden Werte aus  GEMIS (2008) und Ecoinvent (2008) für 
die Emissionen der Vorketten herangezogen, zum anderen wird für die direkten Emis-
sionen auf ZSE (2008), GEMIS (2008), und Struschka et al. (2008) zurückgegriffen. 
Zur Berechnung der gesamten Emissionen werden hierbei, sofern die gesamten Emis-
sionen nicht direkt aus GEMIS entnommen werden, die Vorkettendaten aus GEMIS 
(teils aus Econinvent 2008) entnommen und mit den direkten Emissionswerten, basie-
rend auf ZSE (2008) und Struschka et al. (2008), addiert. Als schwierig stellt sich die 
Verfügbarkeit repräsentativer Daten zu einzelnen Technologien heraus, so dass im 
Einzelnen auf modellierte Werte zurückgegriffen werden muss. Die Emissionsfaktoren 
sind teils nach Haushalten und Industrie differenziert dargestellt.  

2007

mg/kWh SO2 NOx Staub NMVOC CO2 CH4 N2O

Wasserkraft 5                  13                41                2                  3.402                 50                0                  
Windenergie 34                26                36                6                  10.834              32                0                  
Photovoltaik 211             156             82                84                64.222              182             3                  
Festbrennstoffe 179             2.514          38                139             9.827                 35                34                

Braunkohle 870             760             30                10                1.082.000        30                30                
Steinkohle 630             640             40                30                900.000            3.840          40                
Erdgas 20                730             10                30                500.000            1.320          10                
Öl 1.120          840             80                210             746.000            240             10                

Emissionsfaktoren EE, Strom

Emissionsfaktoren fossil, Strom
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Substitutionsfaktoren 

Das UBA verwendet so genannte individuelle Substitutionsfaktoren, da je nach EE-
Technologie zu unterschiedlichen Graden andere konventionelle Stromerzeugungsver-
fahren ersetzt werden. Die Substitutionsfaktoren für Strom beruhen auf einer neueren 
Studie von Klobasa et al. (2009), bei der anhand eines Simulationsmodells die Nach-
frage an der Leipziger Strombörse EEX nachgebildet und die Substitutionsfaktoren 
entsprechend abgeleitet werden (Tabelle 5-6). 

Für den Bereich Wärme ist die Ermittlung der Substitutionsfaktoren aufgrund der gro-
ßen Vielfalt an Energieträgern und Technologien wesentlich aufwändiger. Aus diesem 
Grunde erfolgen einige Vereinfachungen und Annahmen. Für repräsentative Daten zur 
Substitutionsleistung verschiedener Wärmeerzeugungsanlagen greift das UBA z. B. 
überwiegend auf Ergebnisse einer Erhebung zum Energieverbrauch der privaten 
Haushalte (Frondel et al. 2008) zurück. Ferner werden weitere Schätzungen aus der 
Literatur sowie durchschnittliche Energieträgermixe der Haushalte und Industrie heran-
gezogen. Eine reale Darstellung der Substitutionsleistungen im Wärmebereich erfor-
dert aufgrund der hohen Anzahl an verschiedenen Technologien zur Wärmeerzeugung 
eine detaillierte Ermittlung von Substitutionsbeziehungen, die gewissen Einschränkun-
gen wie z. B. einer statischen Betrachtung, fehlender Spezifizierung der Warmwasser-
aufbereitung durch Kollektoren, keine Berücksichtigung von Zusatzgeräten etc. unter-
liegt. Im Ergebnis zeigen sich jedoch deutliche Unterschiede zu dem lange Zeit ange-
nommenen Substitutionsverhältnis in „Erneuerbare Energien in Zahlen“. 

Tabelle 5-6: Substitutionsfaktoren (SF) für 2007 im Strombereich 

SF (%) Braun-
kohle Erdgas Öl Stein-

kohle 

Biogasanlagen und BHKWs auf Pflanzenölbasis 1 32 1 66 
feste Biomasse bzw. biogener Abfall 2 25  73 
Photovoltaik  50  50 
Wasserkraft und Geothermie 6 25  69 
Windenergie 2 24 2 72 

Quelle:  Fraunhofer ISI (Klobasa et al. 2009) 
 

Eignung der Ergebnisse für die Abschätzung der Umweltschäden im Rahmen 
dieser Studie 

In der Emissionsbilanz des UBA sind die vermiedenen direkten und gesamten Emissi-
onen (inklusive Vorketten) nach Wirkungskategorie, Luftschadstoff und Technologie 
dargestellt. Im Vergleich zu den für 2007 ausgewiesenen Werten in "Erneuerbare 
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Energien in Zahlen" des BMU (2008) liegen die vermiedenen Emissionen nach dieser 
Berechnung im Strombereich unter und im Wärmebereich über den bisherigen Werten. 
Im Strombereich trägt insbesondere die Anpassung der Substitutionsfaktoren eher zu 
einer Anpassung der vermiedenen Emissionen – vor allem bei CO2 und Versauerung –  
nach unten bei, während im Wärmebereich durch Anpassung der Substitutions- und 
Emissionsfaktoren ein Anstieg der vermiedenen Emissionen (Treibhausgase und 
Versauerung) zu beobachten ist. Die durch den Einsatz von Erneuerbaren Energien 
vermiedenen Emissionen im Strom- und Wärmebereich belaufen sich auf ca. 100 Mio. 
Tonnen CO2 Äquivalente (2007).  

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass für die Ermittlung der Umweltschäden die recher-
chierten, aus den aktuell verfügbaren Studien beruhenden Emissions- und Substituti-
onsfaktoren herangezogen werden können. Umfassendere Arbeiten bzw. Emissions-
werte liegen nicht vor. 

5.2.4 Gegenüberstellung der betrachteten Arbeiten  

Die hier vorgestellten Arbeiten unterscheiden sich in ihren Schwerpunkten, doch liefern 
ihre Ergebnisse einen wesentlichen Beitrag zu einzelnen Komponenten/Bestimmungs-
größen, die zur Ermittlung der vermiedenen Umweltschäden nötig sind. Die wesentli-
che Schwerpunkte bzw. Unterschiede sind in Tabelle 5-7 aufgeführt.  

Für das weitere Vorgehen werden aus den vorgestellten Arbeiten folgende Größen für 
die Ermittlung der Umwelteffekte aufgegriffen: 

• Direkte und indirekte Emissionen der Erzeugungstechnologien aus der Emissionsbi-
lanz des UBA. Diese beruhen auf unterschiedliche Datenquellen. 

• Substitutionsfaktoren, die ebenfalls in der Emissionsbilanz des UBA aufgeführt sind. 
Sie sind technologie- und schadstoffspezifisch ermittelt und beruhen auf unter-
schiedlichen Datengrundlagen.  

• Marginale Schadens- oder Vermeidungskosten von Treibhausgasen, die zum einen 
auf einer von Krewitt et al. (2006) durchgeführten Auswertung mehrerer Studien be-
ruhen, zum anderen auf Schätzwerten aus dem IA Modell FUND.  

• Schadenskosten für Luftschadstoffe aus EU-NEEDS. 

• Erzeugte Mengen an Strom und Wärme aus Erneuerbaren Energieträgern (Werte 
aus Arbeiten der AGEE Stat). 
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Tabelle 5-7: Schwerpunkte ausgewählter Arbeiten zu Umweltschäden 

  
Externe Kosten der Stromerzeu-
gung aus EE, DLR & ISI, 2006 

EU NEEDS, External costs from emer-
ging electricity generation technologies, 
2009 

Emissionsbilanz EE, UBA 2009 EE in Zahlen, Stand Juni 
2008 

Zeithorizont 2005 2005, 2020, 2050 2007 2007 
Analyse 

vermiedene externe Kosten: Luft externe Kosten: Luft, Landnutzung vermiedene Emissionen: Luft vermiedene Emissionen 
und Kosten: Luft 

Schadenskatego-
rien bzw.-
Wirkungswege  

1. Klimawandel,    
2. Luftschadstoffe:  Gesundheits-
schäden, Ernteverluste, Material-
schäden 

1. Klimawandel   
2. Luftschadstoffe: Gesundheitsschäden, 
Verlust der Artenvielfalt, Ernteverlust, Ma-
terialschäden,  
3. Landnutzung 

keine Untergliederung in Kategorien   

Schadstoffe THG, versauernde Substanzen, 
Vorläufer-Ozon 

THG, versauernde und radioaktive Sub-
stanzen, Vorläufer-Ozon 

THG, versauernde Substanzen, Vor-
läufer-Ozon 

THG, versauernde Sub-
stanzen, Vorläufer-Ozon 

Kostenart 
Schadenskosten Schadenskosten , "land restoring cost", 

Vermeidungskosten kein eigener Kostenansatz kein eigener Kostenansatz 

Umfang der Erfas-
sung direkte und indirekte Emissionen direkte und indirekte Emissionen direkte und indirekte Emissionen 

direkte Emissionen 
(Strom), indirekte Emissio-
nen  

EE-Bereich Strom Strom Strom, Wärme, Kraftstoff Strom, Wärme, Kraftstoff 
Grundlage für Sub-
stitutionsfaktoren CO2-Minderung im Stromsektor, 

Klobasa & Ragwitz, 2005 kein Ansatz 

CO2-Minderung im Stromsektor, Klo-
basa et al, 2009;  
Energieverbrauch priv. HH, Frondel et 
al, 2005 

CO2-Minderung im Strom-
sektor, Klobasa & Ragwitz, 
2005 

Grundlage für 
Emissionsfaktoren 
/bilanzen 

Ökologologisch optimaler Ausbau, 
Nitsch et al 2004; LCA fossiler, 
nuklearer und EE Stromerzeu-
gungstechniken, Marheineke 2002 

EU NEEDS, technische Daten und LCI für 
"emerging" Technologien 

DB SchweizerZentrum für Ökoinventa-
re, Ecoinvent 2008;  
Globales Emissionsmodell Integrierter 
Systeme (GEMIS), Öko-Institut 2008;  
Zentrales System Emissionen (ZSE), 
UBA-DB 2008 

Umwelteffekte der Strom- 
und Wärmebereitstellung 
sowie der Kaftstoffnutzung, 
IZES & Öko-Institut, 2004 

 

 
Quelle: Eigene Zusammenstellung Fraunhofer ISI 
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5.3 Umwelteffekte der Strom- und Wärmeerzeugung 

Zur Ermittlung der vermiedenen externen Kosten wird auf folgende Eingangsgrößen 
zurückgegriffen (vgl. Abbildung 5-1, dunkelgrüne Felder): 

• Die Menge an Erneuerbarer Energien je Technologie: Diese steht über AGEE-Stat 
für Haushalte, Verarbeitendes Gewerbe und Energiewirtschaft zur Verfügung, nicht 
jedoch für GHD. Daher ist der gesamte Einsatz Erneuerbarer Energien im Wärme-
bereich eher unterschätzt. 

• Die Emissionsfaktoren für die Nutzung fossiler wie erneuerbarer Energieträger: Die-
se werden der Studie des UBA (Emissionsbilanz 2009) entnommen und unterschei-
den im Wärmebereich teils zwischen industrieller und häuslicher Erzeugung/ 
Nutzung. Unsicherheiten ergeben sich durch teils fehlende repräsentative Emissi-
onsfaktoren für einzelne Technologien, wobei das UBA die Emissionsfaktoren 
gründlich aufbereitet und darstellt. Die Emissionsfaktoren aus NEEDS beziehen sich 
überwiegend auf zukünftige Technologien und finden im Rahmen dieser Studie kei-
ne Verwendung. 

• Die Substitutionsfaktoren: Sie stammen ebenfalls aus der Studie des UBA (Emissi-
onsbilanz 2009), das sich hierbei überwiegend auf Studien von Klobasa et al. (2009) 
für den Strombereich und auf Frondel et al. (2008) für den Wärmebereich bezieht. 

• Kosten der Treibhausgase: Die nachfolgende Diskussion bezieht sich zum einen auf 
das EU-Forschungsprojekt NEEDS, das diese ausführlich untersucht und in einer 
großen Bandbreite dargestellt. Zum anderen wird auch auf den zentralen Wert von 
Krewitt et al. (2006) zurückgegriffen. Neben dem Grenzschadenskostenansatz wird 
auch der Grenzvermeidungskostenansatz diskutiert. 

• Kosten der Luftschadstoffe: Die Ansätze und Annahmen der Schadenskosten für 
Luftschadstoffe werden aus der EU-Studie NEEDS,“, External costs from emerging 
electricity generation technologies“,  Deliverable n° 6.1, RS1a, übernommen und im 
Rahmen dieser Kurzstudie aufgrund ihrer Vielzahl, Komplexität und Spezifität nicht 
weiter diskutiert. Detaillierte Informationen und weitere Studien hierzu können von der 
Website (http://www.needs-project.org) des EU NEEDS Projekts bezogen werden.   
 

5.3.1 Kostenansätze für Treibhausgasemissionen  

Je nach Grenzschadens-/Vermeidungskostenansatz, Parameterwahl und weiterer Mo-
dellannahmen existiert eine Vielzahl an Werten. Die Aufgabe besteht nun darin, einen 
geeigneten Kostenansatz sowie eine Parameterauswahl zu treffen, diese entsprechend 
zu begründen und im Ergebnis Grenzkosten aufzuweisen, die möglichst nahe die Rea-
lität widerspiegeln. In der Literatur gibt es eine Vielzahl von Ansätzen, Modellrechnun-
gen und Ergebnissen, die hier im Einzelnen nicht diskutiert werden können. Deshalb 
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bezieht sich diese Analyse zunächst auf die im Rahmen von EU NEEDS durchgeführ-
ten umfangreichen Arbeiten zu Wirkungen der THG. Eine fundierte Beurteilung des im 
EU NEEDS Projekt genutzten „integrated assessment models (IAM)“ FUND zur Be-
rechnung der Kostenansätze wird hier jedoch nicht erbracht.56

In der Diskussion um einen geeigneten  Kostenansatz für THG werden hier zwei Vor-
gehensweisen verfolgt: Grenzschadenskosten und Grenzvermeidungskosten, die 
nachfolgend in Hinblick auf die Parameterwahl kurz skizziert werden.  

 Anschließend wird der 
Schätzwert aus EU NEEDS dem aus Krewitt et al. (2006) gegenübergestellt. 

Grenzschadenskostenansatz von Treibhausgasen 

Zur Illustration der Bedeutung der Parameterauswahl sei beispielhaft die Kostenband-
breite aus FUNDS für CO2 aufgezeigt: Bei Variation aller im Kapitel zuvor aufgezeigter 
Parameter erstrecken sich die Kosten über eine Bandbreite von -2 € bis 443 €, wobei 
der niedrigere Wert bei einer Zeitpräferenzrate von 3 % westeuropäischem „equity 
weighting“ und Median errechnet wird, während sich der höhere Wert bei einer Zeitprä-
ferenzrate von 0 %, ohne „equity weighting“ und mit einer Diskontierung auf 2005 
ergibt. Diese Werte sind in EU NEEDS nicht nur für CO2, sondern auch für CH4, N2O 
und SF6 in der gesamten Bandbreite berechnet und ausgewiesen.57

Aufgrund der Vielzahl der Parameterkombinationen und ihres Einflusses auf die Scha-
denshöhe, ist die Parameterauswahl von großer Relevanz für die Ermittlung der ver-
miedenen externen Kosten. In Orientierung an die Methodenkonvention (UBA 2007) 
wird bezüglich der Auswahl vorgeschlagen: 

  

• eine Zeitpräferenzrate von 1 %: Diese Rate reflektiert eine gewisse, aber nicht zu 
hohe Präferenz für den gegenwärtigen Konsum (Gegenwartspräferenz) gegenüber 
dem zukünftigen Konsum58

                                                
56  Vgl. Kritik an FUND von Friedrich (2008). 

. Problematisch ist, dass die Zeitpräferenzrate innerhalb 
einer Generation und zwischen den Generationen nicht gleich ist. Müsste die heuti-
ge Generation die Schadenswirkungen der gegenwärtigen Emissionen tragen, wür-
de die Zeitpräferenzrate vermutlich deutlich niedriger ausfallen als bei einer Scha-
densbelastung einer uns unbekannten zukünftigen Generation. Im Stern Review 
wird dieser ungleichen „Zurechnung“ der Schadenswirkungen aus moralischen 
Gründen durch eine relativ niedrige Zeitpräferenzrate entgegengewirkt. Dadurch 

57  Berechnungen mit weiteren Modellen (DICE, PAGE) weisen ebenso auf eine große Band-
breite der Grenzschadenskosten hin. 

58  Gleichzeitig wird für die (relative) Risikoaversion (Grenznutzenelastizität) der Wert 1 ange-
nommen, d.h. eine logarithmische Nutzenfunktion. 
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werden intertemporale Schäden nicht zu stark einer zukünftigen Generation ange-
lastet.  

• einen Durchschnittswert mit zweiseitiger Kappung von je 0,5 %: Um der Unsicher-
heit bei der Festlegung der Parametergrößen Rechnung zu tragen, werden für Mo-
dellläufe mit Wahrscheinlichkeiten hinterlegte Parameter ausgewählt und Extrem-
werte abgeschnitten. Zur Berücksichtigung gewisser unvorhersehbarer extremer Ri-
siken, wird vorgeschlagen, nur insgesamt 1 % der  Extremwerte zu kappen. 

• Diskontierung auf Emissionsjahr 2005: zur Einhaltung einer gewissen Konsistenz 
mit anderen Effekten und zur Vereinfachung der Berechnungen. 

• Equity weighting mit westeuropäischen Pro-Kopf-Einkommen: Eine Gewichtung mit 
dem Pro-Kopf-Einkommen (PKE) trägt den Grenznutzen der unterschiedlichen PKE 
Rechnung und kommt der Sicht eines globalen Entscheidungsträgers gleich, der 
entsprechend des entgangenen (Grenz-) Nutzens die Schäden bewertet. Die Ge-
wichtung erfolgt aus Gründen der Vergleichbarkeit von europäischen EE-
Ausbaukosten und globalem Nutzen mit dem westeuropäischen PKE (und nicht mit 
dem weltweiten durchschnittlichen PKE).  

Diese Gewichtung wird vor allem von Friedrich (2008) kritisiert, da letztendlich Kli-
maschäden, die in Entwicklungsländern auftreten mit anderen Preisen bewertet 
werden als sonstige ungewichtete Risiken wie bspw. Gesundheitsschäden. Zudem 
würde dies bedeuten, dass gleiche Schäden je nach Schadensauslöser (Klimawan-
del, Armut) mit unterschiedlicher Zahlungsbereitschaft bewertet werden. Darüber 
hinaus erlauben übermäßig hohe Schadenskosten teure Vermeidungsmaßnahmen, 
die zu Wohlfahrtsverlusten führen. Allerdings ist es fraglich, ob unter den gegebe-
nen Umständen (Informationsasymmetrien, öffentliches Gut, Transaktionskosten, In-
tergenerationentransfer etc.) sich auf dem Markt eine pareto-optimale Lösung bzw. 
effiziente Allokation einstellen kann. Zu bedenken ist, dass durch die geringe Kauf-
kraft der Haushalte in Entwicklungsländern die Schadenskosten einen niedrigeren 
Wert ausweisen als bei Zugrundelegung der Kaufkraft von EU-Haushalten, obwohl 
die Bedürfnisse (nicht mit Kaufkraft unterlegt) nach Gesundheit, Vermeidung von 
Überflutung, etc. der Menschen doch weltweit im Grunde gleich sind. Hier stehen 
moralische Aspekte, wie auch die Argumentation im Stern Report zeigt, ökonomi-
schem Denken gegenüber.  

Entsprechend dieser vorgeschlagenen Parameterauswahl belaufen sich die in FUND 
ermittelten Schadenskosten für CO2 auf rund 98 € pro Tonne CO2. Allerdings wird bei 
manchen Eingangsgrößen des Modells noch Verbesserungspotential gesehen, so 
dass sich eventuell leicht revidierte Schätzwerte ergeben könnten, die sich dem 
Schätzwert im Stern Review von 2006 annähern, in dem von einem Schadenskosten-
satz von 85 €/t CO2 ausgegangen wird. Krewitt et al. (2006) kommen in ihrer Diskussi-
on um die Ableitung eines Schattenpreises für CO2-Emissionen auf einen zentralen 
Schätzwert von 70 €/t CO2, der auf ähnlichen Parametern (Zeitpräferenzrate, Equity 
weighting) wie der NEEDS-Wert basiert. Obwohl der Schätzwert aus dem IA-Modell 
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FUND auf einer plausiblen Parameterkombination beruht und die Größe des Schätz-
wertes auch im Rahmen der von Krewitt et al. (2006) aufgeführten Bandbreite liegt, 
sollen die Grenzschadenskosten von 98 €/t CO2 für eine konservative Schätzung vor-
erst nicht für die Bewertung der vermiedenen Emissionen zugrundegelegt werden. An-
gestrebt wird ein nachvollziehbarer beständiger Schadenskostensatz, der eine Ver-
gleichbarkeit über mehrere Jahre hin ermöglicht und nicht aufgrund modelltechnischer 
Unklarheiten fortlaufend – wenn auch relativ marginalen –  Änderungen unterliegt. Für 
die weitere Betrachtung wird daher der Grenzschadenskosten von 98 €/t CO2 zwar als 
ableitbare Große angesehen, aber dennoch zunächst der Schadenkostensatzes von 
70 €/t CO2.für die monetäre Ausweisung der Umweltschäden beibehalten. 

Grenzvermeidungskosten von Klimaschäden 

Aufgrund der großen Unsicherheiten von Schadenskostenschätzungen zur Bewertung 
des Klimawandels erheben sich Stimmen, die Grenzvermeidungskosten als Alternative 
oder „second best“ zum Schadenskostenansatz zu diskutieren. Auch dieser Ansatz ist 
– unabhängig von der konzeptionellen Problematik – aber in der Praxis ebenfalls mit 
großen Unsicherheiten behaftet. Zu beachten ist insbesondere, dass die Höhe der 
Vermeidungskosten stark von der Zielsetzung (CO2-Reduktion, max. Temperaturan-
stieg) und den Maßnahmen zur Erreichung des Ziels abhängt.  

In einer Studie zu Cost Assessment of Sustainable Energy Systems (CASES) werden 
von Kuik et al. (2007) 62 verschiedene Modellergebnisse zu THG-Vermeidungskosten 
in einer Meta-Analyse untersucht. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die Ver-
meidungskosten als idealisierte globale Grenzvermeidungskosten angesehen werden 
können, wenn eine völlig rationale, effiziente und global ausgerichtete Politik unterstellt 
wird, bei der sich als Resultat gleiche Grenzvermeidungskosten für alle Emissionsquel-
len und Zeitpunkte herausstellten. Unter weniger „idealen Bedingungen“ wären die 
Grenzvermeidungskosten beträchtlich höher. Des Weiteren ergibt die Meta-Analyse, 
dass sich die unterschiedlichen Grenzvermeidungskosten in den untersuchten Model-
len insbesondere durch verschiedene Ziele der Emissionen bzw. der THG-
Konzentration in der Atmosphäre, Referenzszenarien für weltweite Emissionen und 
unterschiedliches intertemporales Optimierungsverhalten erklären lassen. Auf Basis 
des Ziels einer Temperaturerhöhung von max. 2° C, weist die Analyse marginale Ver-
meidungskosten in einer Bandbreite von 74 € bis 227 € pro Tonne CO2 für 2025 aus.  

Im Rahmen von EU NEEDS (Technical Paper 5.4/5.5, RS 1b und Deliverable 6.1, 
RS1a, 2009) sind mit FUND Grenzvermeidungskosten für zwei Emissionsziele berech-
net: Senkung der Emissionen in der EU um 20 % bis 2020 (gegenüber 1990) und ma-
ximale Temperaturerhöhung von 2° C. Die Modellergebnisse weisen für 2010 Grenz-
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vermeidungskosten in Höhe von je 24 €/t CO2 59

Für eine monetäre Bewertung der vermiedenen Emissionen mit den Grenzvermei-
dungskosten muss unterstellt werden, dass durch eine effiziente, global ausgerichtete 
und rationale Politik Ressourcen effizient allokiert werden. Hierbei wird die gegenwärti-
ge EU-Politik mit ihren Zielvorgaben zugrunde gelegt. Daraus wären folgende Vermei-
dungskosten anzusetzen:  

 aus, für 2025 Grenzvermeidungskos-
ten von 31 € bzw. 51 €/t CO2. Für das Jahre 2005 wurden keine Grenzkosten berech-
net. Hierfür könnten die durchschnittlichen CO2-Zertifikatspreise herangezogen wer-
den, sofern die Emissionsbegrenzung (Cap) in Hinblick auf die EU-Zielsetzung richtig 
gesetzt wurde und somit die Preise die Grenzvermeidungskosten von CO2-Emissionen 
reflektieren. 

• für 2010 und 2025 die Grenzvermeidungskosten von 24 € bzw. 31 €/t CO2 (FUND), 
die auf dem politisch60

• für 2007 und 2008 die durchschnittlichen CO2-Zertifikatspreise. In 2007 (2008) lag 
der Zertifikatspreis bei 0,7 €/t CO2 (17,5 €) (Pointcarbon

 vereinbarten Emissionsziel der EU, Senkung der Emissionen 
um 20 % bis 2020, beruhen.  

61

Der hier diskutierte Wert stellt einen Mindestwert dar, der auf dem Vermeidungskos-
tenansatz beruht und von der Annahme einer effizienten Politik und eines funktionie-
renden Marktes ausgeht. Dies kann im Fall des (partiellen) europäischen Emissions-
handelssystems nicht uneingeschränkt bejaht werden. Des Weiteren führt dieser An-
satz unter der Annahme, dass die heutigen Emissionen weit über dem (nicht bekann-
ten) Optimum liegen, zu Schätzungen von externen Kosten, die sowohl wesentlich 
niedriger sind als die aktuell ausgewiesenen Grenzschadenskosten als auch für länge-
re Zeit geringer sind als die Grenzvermeidungskosten bei Erreichung des längerfristi-
gen Emissionsziels. Insofern sollten Schätzungen externer Kosten auf Basis von 
Grenzvermeidungskosten in der Regel nur als Untergrenze interpretiert werden. Nach 
Krewitt et al. (2006) liegen die Kosten des Klimawandels mit großer Wahrscheinlichkeit 
über diesem Wert. Daher werden auf Vermeidungskosten basierende Ansätze zur 
Schätzung der vermiedenen Umweltschäden im Folgenden nicht verwendet. 

). Allerdings waren die 
Preise 2007 ungewöhnlich niedrig, da die Emissionsobergrenze für die erste Han-
delsperiode (2005-2007) im Hinblick auf die EU-Zielsetzung zu hoch war und zu-
gleich ein Banking in die Kyoto-Periode (2008–2012) nicht möglich war.  

                                                
59 2-Grad-Ziel und 20 %-Reduktionsziel für 2020. 
60  Diese Zielsetzung muss nicht zwangsweise dem umweltpolitisch notwendigen Ziel ent-

sprechen. 
61  Pointcarbon, historic data (http://www.pointcarbon.com), download July 2009. 
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5.3.2 Berechnung vermiedener Umweltschäden  

Für einen direkten Vergleich von Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuer-
barer Energien werden die vermiedenen Umweltschäden basierend auf den von 
Krewitt et al. (2006) ausgewiesenen CO2-Kosten von 70 €/t CO2 verwendet. Die Kos-
tensätze für die anderen THG werden entsprechend dem „global warming potential“ 
aus FUND angepasst. Für die anderen Luftschadstoffe werden die Schadenskosten-
ansätze wie aufgeführt aus dem EU-Projekt NEEDS verwendet. Die Emissions- und 
Substitutionsfaktoren entstammen der Emissionsbilanzierung des UBA. Die Berech-
nung der vermiedenen Umweltschäden erfolgt in Analogie zu der vom UBA verwende-
ten Methode zur Berechnung der vermiedenen Emissionen. 

 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen Fraunhofer ISI; Daten aus Emissionsbilanz UBA 2009 und 

NEEDS 

Abbildung 5-2: Vermiedene Umweltschäden nach Treibhausgasen, in Mio.  €, 2007 
 

In Abbildung 5-2 sind die positiven Umwelteffekte abgebildet, die auf durch Erneuerba-
re Energien vermiedene THG-Emissionen zurückzuführen sind. Die CO2-Emissionen 
dominieren deutlich die gesamten positiven Umwelteffekte, die sich für 2007 bei 7,7 
Mrd. € bewegen. Die durch Luftschadstoffe bedingten vermiedenen Umweltschäden 
belaufen sich hierbei auf ca. 400 Mio. € (Abbildung 5-3). Der verstärkte Einsatz erneu-
erbarer Energieträger im Wärme und Strombereich führt zwar zu einer erhöhten Belas-
tung (negative Werte) mit Staub, Vorläuferstoffen für bodennahes Ozon und weiteren 
organischen Verbindungen, die zu einer Erhöhung der Umweltschäden beitragen, sich 
jedoch aufgrund ihrer Größe in der Gesamtbelastung nicht auswirken. Eine detaillierte 
Aufschlüsselung der externen Effekte nach Technologien und Wirkungsketten ist in 
Tabelle 5-8 dargelegt.  

-1.000 

1.000 

3.000 

5.000 

7.000 

9.000 

11.000 

CO2 CH4 N2O

vermiedene Kosten Treibhausgase

Wärme 2007
Strom 2007



  147 

 

Tabelle 5-8: Vermiedene Umweltschäden nach Technologien und Wirkungs-
ketten, in Mio. €, 2007 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen Fraunhofer ISI; Daten aus Emissionsbilanz UBA 2009 und 

NEEDS 
 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen Fraunhofer ISI; Daten aus Emissionsbilanz UBA 2009 und 

NEEDS 
Abbildung 5-3:  Vermiedene Umweltschäden durch Luftschadstoffe, in Mio. €, 2007 

Wärme, in Millionen €

2007 
Klima-
wandel

Gesundheits-
schäden

Ernte-
verluste

Material-
schäden

Bio-
diversität Summe

Feste Biomasse-EFA-Brennholz 898 6,5 -5,7 2,3 4,0 905
Feste Biomasse-ZH-Brennholz 358 15,8 -0,8 1,1 -0,5 373
Feste Biom. Industrie (v.a. Holz) 336 4,6 -2,1 1,1 -3,5 336
Feste Biomasse-H(K)W 136 -14,3 -1,1 -0,1 -2,8 118
Flüssige Biomasse (Industrie) 84 3,5 -0,1 0,2 0,5 89
Flüssige Biomasse (Pflanzenöl) 0 0,0 0,0 0,0 0,0 0
Biogas-Mix (BHKW) 37 3,1 -0,1 0,2 -0,2 40
Klärgas (BHKW) 30 2,1 0,0 0,1 0,0 32
Deponiegas (BHKW) 7 0,5 0,0 0,0 0,0 7
Biogener Anteil Abfall-H(K)W 117 9,5 0,2 0,3 0,8 127
Solarthermie 58 4,2 0,2 0,1 0,5 63
Oberflächen-Geothermie (WP) 14 1,1 0,1 0,0 0,1 16
Tiefen-Geothermie 0 0,1 0,0 0,0 0,0 0
Summe 2076 36,4 -9,4 5,2 -1,0 2107

Strom, in Millionen €

2007 
Klima-
wandel

Gesundheits-
schäden

Ernte-
verluste

Material-
schäden

Bio-
diversität Summe

Wasserkraft 1422 146 4,3 3,7 15,0 1591
Windenergie 2631 264 7,9 6,6 27,3 2937
Photovoltaik 162 11 0,5 0,2 1,6 175
Geothermie 0 0 0,0 0,0 0,0 0
Festbrennstoffe 554 -77 -5,6 -0,5 -14,7 456
Flüssige Biomasse 48 -49 -2,7 -0,6 -7,7 -11
Biogas 80 -42 -2,9 -0,2 -7,7 27
Klärgas 57 -4 -0,4 0,0 -1,0 51
Deponiegas 58 -4 -0,4 0,0 -1,0 53
Biog.Anteil Abfall 250 26 0,8 0,6 2,7 279
Summe 5263 270 1,5 9,8 14,6 5559

Wärme+Strom 7.339        306              -7,9 15,1 13,5 7.666        
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Würde der in EU-NEEDS ausgewiesene Schätzwert von 98 €/t CO2  zur Berechnung 
herangezogen werden, beliefen sich die vermiedenen Umweltschäden 2007 auf ca. 
10,6 Mrd. € (11,1 Mrd. € 2008).  

Berechnungen für 2008 können aufgrund fehlender Substitutionsfaktoren nur vorläufig 
durchgeführt werden. Eine Abschätzung basierend auf Substitutionsfaktoren für 2006 
und einem Schadenskostenansatz von 70 €/t CO2 führt zu vermiedenen Umweltschä-
den in Höhe von knapp 8 Mrd. € auf. In Abbildung 5-4 sind die vorläufigen, insgesamt 
positiven Umwelteffekte für das Jahr 2008 mit einem CO2-Schadenssatz von 70 € /t 
CO2 nach Schadstoffen und Wirkungswegen abgebildet.  

 
Quelle:  Eigene Berechnungen Fraunhofer ISI; Daten aus Emissionsbilanz UBA 2009 und 

NEEDS 

Abbildung 5-4:  Vermiedene Umweltschäden im Strom- und Wärmebereich nach 
Schadstoffen und Wirkungsketten, in Mio. €, 2008 

Insgesamt wird deutlich sichtbar, dass die Vermeidung von Umweltschäden bei der 
Kosten-Nutzen-Betrachtung eine relevante Nutzenkomponente darstellt und den anfal-
lenden Kosten des Ausbaus erneuerbarer Energieträger gegenüberzustellen ist. Hinzu 
kommen andere Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien wie Ressour-
censchonung und erhöhte Versorgungssicherheit. 

5.4 Vermiedene Umweltschäden im Kontext zu anderen 
Wirkungen und Maßnahmen 

Im Hinblick auf eine Gesamtbilanzierung der Kosten- und Nutzen-Wirkungen des Aus-
baus Erneuerbarer Energien ist zu prüfen, ob bzw. inwieweit diese vermiedenen Um-
weltschäden allein der Förderung Erneuerbarer Energien oder auch weiteren Maß-
nahmen wie dem Emissionshandel zuzurechnen sind. Außerdem ist bei einer Gesamt-
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bilanzierung darauf zu achten, dass bereits internalisierte externe Effekte nicht doppelt 
gezählt werden, nämlich zum einen bei vermiedenen Umweltschäden und zum ande-
ren bei der Ermittlung von Differenzkosten Erneuerbarer Energien im Vergleich zu 
Preisen fossiler Energieträger unter Einbeziehung von CO2-Zertifikatspreisen oder 
CO2-Abgaben. Deshalb sollen im Folgenden die Beziehungen zu den anderen Kosten- 
und Nutzenwirkungen des EE-Ausbaus und speziell die Wechselwirkungen zwischen 
der Förderung Erneuerbarer Energien und dem Emissionshandel näher betrachtet 
werden.  

Die vermiedenen Umweltschäden sind in diesem Kapitel zunächst als eine „Brutto-“ 
Nutzenwirkung ermittelt worden. Die vermiedenen externen Kosten bzw. positiven ex-
ternen Umwelteffekte können hingegen niedriger sein, wenn an anderer Stelle der Ge-
samtbilanzierung bereits eine zumindest teilweise Internalisierung externer Umweltef-
fekte eingerechnet wird. Maßgeblich für die Höhe vermiedener externer Kosten ist 
letztlich die Differenz zwischen vermiedenen Umweltschäden und bereits internalisier-
ten externen Kosten. Des Weiteren können Wechselwirkungen mit anderen Instrumen-
ten des Klima- und Umweltschutzes auftreten, so dass die erfassten Umweltwirkungen 
nicht zu hundert Prozent dem EE-Ausbau zugerechnet werden können. Idealerweise 
stünde am Ende eine „Nettogröße“, in der diese beiden Aspekte berücksichtigt sind. 
Diese Zusammenhänge sind in Abbildung 5-5 skizziert.  

Es gilt daher zum einen zu überprüfen, in welchen Analysebereichen Internalisierungen 
von Umweltschäden bereits (teil-) erfasst werden bzw. welche umweltpolitischen Maß-
nahmen hierzu beitragen. Hierzu müssen die Analysebereiche daraufhin beleuchtet 
werden, inwieweit emissionsbedingte Umwelteffekte in irgendeiner Form Eingang in die 
Quantifizierung der Effekte gefunden haben. Eine Internalisierung der Umweltschäden 
ist z. B. bei der Berechnung von Differenzkosten unter Berücksichtigung von CO2-
Emissionszertifikatspreisen möglich.62

Zum anderen müssen umweltpolitische Maßnahmen betrachtet werden, die in Wech-
selwirkung zur Förderung Erneuerbarer Energien stehen. Dieses betrifft insbesondere 
die Wechselwirkungen zwischen dem Emissionshandel und dem EEG hinsichtlich der 
Frage, inwieweit die erzielte Verminderung der Emissionen auf die politischen Instru-
mente zurechenbar ist.  

  

                                                
62  Ähnliche Überlegungen sind auch bei der Diskussion der Stromsteuer auf Strom aus er-

neuerbaren Energien von Bedeutung, vgl. Kapitel 6.3. 
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Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 5-5:  Schema zur Ermittlung der dem Ausbau Erneuerbarer Energien 
zurechenbaren vermiedenen externen Kosten 

 

5.4.1 Berücksichtigung der Zielsetzung des EEG bei der  
Emissionszuteilung 

Da nicht nur durch die Förderung Erneuerbarer Energien, sondern auch durch weitere 
Maßnahmen wie Emissionszertifikathandel Emissionen vermieden werden, umreißt 
dieser Abschnitt kurz die möglichen Wechselwirkungen zwischen der Förderung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien z. B. durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) und dem EU-Emissionshandelssystem (ETS).  

Alle EE-Anlagen im Strombereich stehen durch die Produktion von Strom indirekt in 
Wechselwirkungen mit dem ETS, weil sie Strom aus fossilen Energien ersetzen und 
damit indirekt die Emissionen der Anlagen im Emissionshandelsbereich vermindern.63 
Damit einher geht eine Verminderung der Nachfrage nach CO2-Emissionszertifi-
katen.64

                                                
63  Dies gilt in kleinerem Umfang auch für den Wärmebereich, sofern Fernwärme aus fossilen 

Energien substituiert wird und die Fernwärme aus Anlagen stammt, die dem Emissions-
handelssystem unterliegen. 

 Bei unverändertem Angebot an Zertifikaten (ceteris paribus) kann eine ver-
minderte Nachfrage nach Emissionszertifikaten zu einer Preissenkung der Zertifikate 
und damit zu einer Verlagerung von Emissionen auf andere Emittenten im Emissions-
handelsbereich innerhalb oder außerhalb Deutschlands führen. Im Extrem würde die 
Förderung der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien unter diesen Annahmen 

64  In welchem Ausmaß die Nachfrage nach CO2-Zertifikaten zurückgeht, hängt davon ab, 
welche der fossilen Brennstoffe und konventionellen Technologien durch die Erneuerbaren 
Energien substituiert werden. 
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im Emissionshandelsbereich lediglich einen Preiseffekt, aber keinen Mengeneffekt aus-
lösen. 

Aufgrund dieser Wechselwirkung zwischen EEG und Emissionshandel wird von eini-
gen Kritikern65

• Vollständige Berücksichtigung des zu erwartenden Ausbaus der Stromerzeugung  
bei der Cap-Festlegung für den Emissionshandelsbereich.  

 das EEG in Frage gestellt, weil es im Zusammenspiel mit dem Emissi-
onshandel keine zusätzliche Emissionsverminderung bewirke. Es stellt sich somit die 
Frage, in welchem Umfang die durch Erneuerbare Energien vermiedenen Emissionen 
durch erhöhte Emissionen im Emissionshandelsbereich in Folge von Preissenkungen 
kompensiert (oder „absorbiert“) werden. Hierbei sind zunächst zwei extreme Fälle zu 
betrachten, die sich durch die Abstimmung der Instrumente voneinander unterschei-
den: 

• Nicht-Berücksichtigung des zu erwartenden Ausbaus der Stromerzeugung  bei der 
Cap-Festlegung für den Emissionshandelsbereich. 

Wenn der Ausbau der Stromerzeugung bei der Cap-Festsetzung vollständig antizipiert 
wird, dann wird das Angebot an Zertifikaten im gleichen Maße verknappt, wie sich die 
Nachfrage nach Zertifikaten als Folge der Emissionsminderung durch Strom aus Er-
neuerbaren Energien vermindert. Bei einem solchen perfekt abgestimmten Einsatz der 
unterschiedlichen Instrumente würde ein CO2-Preiseffekt des EEG vollständig vermie-
den. Der Emissionshandel würde dann die Emissionsminderung, die durch Strom aus 
Erneuerbaren Energien erreicht wird, nicht konterkarieren.66

Wenn hingegen der zu erwartende Ausbau der Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien nicht bei der Cap-Festlegung berücksichtigt wird, dann bewirkt die Emissi-
onsminderung durch Erneuerbare Energien in einem geschlossenen Emissionshan-
delsbereich letztlich CO2-Preissenkungen statt CO2-Mengensenkungen. In diesem Fall 
wäre das Zusammenspiel zwischen der Förderung Erneuerbarer Energien und dem 

  

                                                
65  HWWI 2009, RWI 2009, Spiegel: Sinn Ifo-Inst. 2008, Cicero 12/2008, Kronberger Kreis 

2009. 
66  Die durch Strom aus Erneuerbaren Energien erreichte Emissionsminderung kann dann 

dem gelungenen Zusammenspiel von EEG und Emissionshandel zugerechnet werden. Ei-
ne Zurechnung der Wirkung allein auf ein Instrument – EEG oder Emissionshandel – hängt 
von der Vergleichssituation ab und wäre insofern willkürlich. Bei der Beurteilung von Maß-
nahmenbündeln sind solche Zurechnungen ohnehin nicht von Belang.  
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Emissionshandel erheblich gestört.67

Hinsichtlich der bisherigen Cap-Festlegungen sind die Handelsperioden zu unterschei-
den. Für die 2008 begonnene zweite Handelsperiode kann argumentiert werden, dass 
insbesondere nach der Reduzierung der Emissionsberechtigungen seitens der EU-
Kommission die Zielsetzung des EEG mit berücksichtigt wurde (Kemfert, Diekmann 
2009). In der ersten Periode 2005 bis 2007 war der Emissionshandel hingegen - weit-
gehend unabhängig von der Interaktion mit der Förderung Erneuerbarer Energien – 
aufgrund zu großzügiger Zuteilungsmengen der Mitgliedstaaten nur sehr beschränkt 
wirksam; 2007 war der Zertifikatsmarkt nahezu völlig eingebrochen und konnte auf 
dem Spotmarkt (auch wegen der fehlenden Banking-Möglichkeit) kein Knappheitssig-
nal für CO2 mehr generieren.  

 In einem offenen Emissionshandelssystem, in 
dem aufgrund flexibler Mechanismen wie Clean Development Mechanism (CDM) eine 
Anrechnung von Gutschriften möglich ist, wären solche Preiseffekte zwar geringer, der 
CO2-Mengensenkung stünde dann bei unverändertem Cap aber eine Verdrängung von 
CDM-Projekten gegenüber, so dass auch in diesem Fall das Zusammenspiel zwischen 
der Förderung Erneuerbarer Energien und dem Emissionshandel erheblich gestört 
wäre (Diekmann, Horn 2008).  

Für die dritte Handelsperiode ab 2013 gelten hingegen neue Regeln, nach denen ein 
EU-weites Cap gilt, das unter Berücksichtigung des Ziels für den Ausbau Erneuerbarer 
Energien in Europa festgelegt worden ist. Die Gefahr unerwünschter Interaktionseffek-
te ist dadurch wesentlich verringert worden. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die Förderung Erneuerbarer Energien und der 
Emissionshandel nicht im Widerspruch zueinander stehen. Ein gutes Zusammenspiel 
zwischen den Instrumenten setzt aber voraus, dass der geförderte Ausbau der Strom-
erzeugung aus Erneuerbaren Energien möglichst gut bei der Festlegung der Emissi-
onsobergrenze für den Emissionshandelsbereich antizipiert wird (vgl. Diekmann, Horn 
2008; Walz 2005; Kemfert, Diekmann 2009).  

 

                                                
67  Diese Überlegungen gelten nicht nur für die Förderung Erneuerbarer Energien, sondern für 

sämtliche Maßnahmen der Energie- und Umweltpolitik, die indirekte Emissionsminderun-
gen im Emissionshandelsbereich bewirken. Die Ursache möglicher Probleme liegt darin, 
dass im Emissionshandelsbereich Mengenvorgaben gemacht werden.  
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5.4.2 Umwelteffekte in der Zusammenschau – Internalisierung in 
anderen Analysebereichen 

Durch die Einführung des Emissionshandelssystem (ETS) sind bestimmte Anlagenbe-
treiber der Energiewirtschaft und der Industrie verpflichtet, für ihre Emissionen eine 
entsprechende Anzahl an Emissionsberechtigungen abzugeben. Dadurch bekommen  
CO2-Emissionen einen Preis, und die externen Kosten von Klimaschäden werden so-
mit zumindest teilweise internalisiert.  

In der Differenzkostenberechnung im Strombereich finden die Kosten für die Zertifi-
katspreise Eingang in die Kostenkalkulation. Im Wärmebereich sind bei Wärme aus 
Fernwärmenetzen die Kosten für Zertifikatspreise ebenfalls mit eingerechnet. Bei einer 
Gesamtbilanzierung der negativen (Kosten) und positiven (Umwelt-) Effekte des EE-
Ausbaus dürfen jedoch die Klima-Schäden durch fossile Energien nicht zweimal be-
rücksichtigt werden – als Kosten bei den Erzeugungskosten und als vermiedene Scha-
denskosten. Aus diesem Grund sind in den vorliegenden Berechnungen zu vermiede-
nen Umweltschäden die Zertifikatspreise bei der Strom- und Wärmeerzeugung – so-
fern sie dort eine Rolle bei der Preisbildung spielen – zu berücksichtigen. Dies bedeu-
tet, dass in den Bereichen, in denen eine Teilinternalisierung der Umweltschäden über 
die Zertifikatspreise stattfindet, die angesetzten Schadenskosten um den Zertifikats-
preis vermindert werden müssen. Dies gilt für den Strombereich sowie für die Fern-
wärme68

5.5 Fazit/Beurteilung des bisherigen Ansatzes 

.  
 

Die vermiedenen Umweltschäden stellen die bedeutendste Nutzenkategorie des Aus-
baus Erneuerbarer Energien dar.  

Zur Berechnung der vermiedenen Umweltschäden durch Erneuerbare Energien im 
Strom- und Wärmebereich wird auf die Kostenansätze für Luftschadstoffe aus NEEDS, 
auf den Grenzschadenskostenansatz von 70 €/CO2 aus Krewitt et al. (2006)69

                                                
68  sofern Fernwärme aus fossilen Energien substituiert wird und die Fernwärme aus Anlagen 

stammt, die dem Emissionshandelssystem unterliegen. 

 und auf 
die in der Emissionsbilanz des UBA (2009) zusammengestellten Emissions- und Sub-
stitutionsfaktoren zurückgegriffen.  

69  Ableitung der anderen THG-Schadenskosten mit Hilfe von Treibhausgaspotenzialen („glo-
bal warming potential“). 
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Mit insgesamt 7,7 Mrd. € (2007) bzw. 8,0 Mrd. € (2008) weisen sie ein großes Nutzen-
potential auf, wobei die vermiedenen THG-Emissionen einen dominierenden positiven 
Beitrag liefern, während Luftschadstoffe ein teils negatives Vorzeichen ausweisen, je-
doch in der Summe positiv sind. Die hier berechneten vermiedenen Umweltschäden 
weichen aufgrund der umfangreichen Berücksichtigung verschiedener THG und der 
Schadenskostenansätze für Luftschadstoffe aus NEEDS von den bisher berechneten 
vermiedenen Umweltschäden für Deutschland ab.70

Die geschätzten Kostenansätze für Treibhausgasemissionen sind aufgrund der Ab-
hängigkeit von den getroffenen Annahmen und Modellierungsansätzen mit Unsicher-
heiten behaftet. Im Rahmen dieser Studie beschränkt sich die Analyse auf die Betrach-
tung zweier Kostenansätze – Schadenskosten oder Vermeidungskosten - sowie auf die 
Auswahl möglichst plausibler und realistischer Modellparameter. Für den direkten Ver-
gleich von Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien soll 
vorläufig der bisherige Schadenskostensatz von 70 €/t CO2 beibehalten werden, bis 
weitere Arbeiten zur Klärung der offenen methodischen Unsicherheiten und breiten 
Validierung der Modellergebnisse (FUND) erfolgt sind und von einem beständigen 
Schätzwert ausgegangen werden kann. Hinsichtlich einer Gesamtbilanzierung der Kos-
ten- und Nutzenwirkungen sind folgende Aspekte zu beachten: 

  

• Vermiedene Umweltschäden können bei der Bilanzierung von Kosten und Nutzen 
nur dann vollständig als Nutzen Erneuerbarer Energien verbucht werden, wenn bei 
der Berechnung der Differenzkosten keine CO2-Zertifikatskosten eingerechnet sind 
(die als Internalisierung von externen Kosten zu betrachten sind). Soweit sie dort je-
doch eingerechnet sind, müssen sie von den vermiedenen Umweltschäden abgezo-
gen werden.  

• Die Förderung von EE-Strom durch das EEG ist im Zusammenspiel mit dem Emis-
sionshandel uneingeschränkt wirksam, wenn der künftige Beitrag Erneuerbarer 
Energien bei der Festlegung der Cap-Höhe richtig antizipiert wird. Bei einer unvoll-
ständigen Antizipation der EEG-Wirkungen kann hingegen ein Teil der Emissions-
verminderung im Emissionshandelsbereich verloren gehen. Deswegen ist auch 
künftig (auf nationaler und europäischer Ebene) ein integrativer Ansatz in der Klima-
schutzpolitik erforderlich. 

 

                                                
70  Z. B. BMU (2009). 
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6 Preis- und Verteilungswirkungen 

Bei einer Analyse der Kosten- und Nutzenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Ener-
gien sind neben den damit einhergehenden Mittelallokationen auch die Verteilungsas-
pekte mit zu berücksichtigen. Zu diesen zählen steuerliche Verteilungseffekte, Preisef-
fekte am Strommarkt oder besondere Regelungen, die unterschiedliche Akteurs-
gruppen begünstigen sowie öffentliche und private Fördermittel. 

6.1 Merit-Order-Effekt  

6.1.1 Grundlagen des Merit-Order-Effektes 

Die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien hat Auswirkungen auf die Stromprei-
se. Nach den Regelungen des EEG besteht für Strom aus EEG-Anlagen eine Abnah-
meverpflichtung für die Netzbetreiber. Somit wird dieser Strom in jedem Fall priorisiert 
zur Deckung der Nachfrage eingesetzt. Vereinfachend kann die Stromerzeugung aus 
Erneuerbaren Energien bei unveränderter Angebotskurve als Absenkung der Strom-
nachfrage an der Börse abgebildet werden.71 Abbildung 6-1 In  wird die Angebotskurve 
(Merit-Order-Kurve72

                                                
71  Der Ausbau Erneuerbarer Energien bewirkt auch unabhängig von der spezifischen Förde-

rung durch das EEG einen Preiseffekt auf dem Großhandelsmarkt für Strom. Aufgrund ge-
ringer Grenzkosten kommen z.B. Windkraftanlagen prioritär zum Einsatz. Die Effekte kön-
nen als Verschiebung der Angebotskurve analysiert werden. 

) als Gerade dargestellt. So lange sie eine positive Steigung hat, 
führt die durch Erneuerbare Energien reduzierte Nachfrage nach konventionellem 
Strom zu geringeren Preisen. Da der hier skizzierte Effekt die Marktpreise entlang der 
Merit-Order-Kurve verschiebt, wird er im Folgenden wie in vorangegangenen Analysen 
als Merit-Order-Effekt bezeichnet (Sensfuß, Ragwitz 2007; Sensfuß et al. 2008). Es 
handelt sich um einen Preis- und Verteilungseffekt, der die Einnahmen der Erzeuger 
reduziert und die Kosten für Stromlieferanten bzw. -verbraucher senkt. Dieser Effekt 
wird hier als einzelner Effekt betrachtet. Zusätzliche Kostenpositionen für die Endkun-
den wie die Kosten der EEG Umlage werden an dieser Stelle nicht betrachtet, sondern 
im Rahmen der Gesamtbilanzierung einbezogen. Die tatsächliche Verteilung des Effek-
tes hängt jedoch u.a. zentral von der Wettbewerbssituation auf den Endkundenmärkten 
für Strom ab. 

72  Merit-Order ist die Einsatzreihenfolge von Kraftwerken nach deren (kurzfristigen) Grenz-
kosten. 
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Quelle:  eigene Darstellung 

Abbildung 6-1: Merit-Order-Effekt der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 
 

Da Stromnachfrage und Stromangebot auf stündlicher Basis variieren, ist eine Ab-
schätzung des Wertes des Merit-Order-Effektes deutlich komplexer als die Abschät-
zung des eigentlichen Marktwertes. Die Herausforderung bei der Bestimmung des 
Merit-Order-Effektes ist, dass Marktpreise von einer Vielzahl von Faktoren beeinflusst 
werden. Zu diesen Faktoren gehören u. a. Kraftwerksausfälle, Stromnachfrage, Brenn-
stoffpreise und die Preise für CO2-Zertifikate. Die Konsequenz ist, dass es mit einem 
statistischen Ansatz nur sehr schwer möglich ist, die Auswirkungen der Einspeisung 
aus Erneuerbaren Energien von den anderen genannten Einflussfaktoren zu isolieren. 
Die Bestimmung des Merit-Order-Effektes setzt voraus, dass die Marktpreise für den 
Fall eines Stromsystems ohne Erneuerbare Energien dargestellt werden können. Da 
dieser Fall in den realen Marktdaten nicht abgebildet werden kann, wird ein Compu-
termodell benötigt, um die Strompreise für den Fall eines Stromversorgungsystems 
ohne Erneuerbare Energien zu simulieren. Aus diesem Grund wird für die folgende 
Analyse die detaillierte agentenbasierte Strommarktsimulationsplattform PowerACE 
verwendet, die in der Lage ist, Marktpreise an der Strombörse zu simulieren.  
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6.1.2 Modellbeschreibung 

Die PowerACE-Plattform simuliert das Verhalten wichtiger Akteure („Agenten“) des 
Elektrizitätssektors als Softwareagenten. Zu diesen Agenten gehören Endkunden, 
Energieversorger, Erzeuger erneuerbaren Stroms, Netzbetreiber, die Regierung und 
Marktbetreiber. Einige Akteure, wie z. B. Energieversorger, werden aufgrund ihrer 
Komplexität mit verschiedenen Agenten modelliert, die wichtige Funktionen des Unter-
nehmens wie z. B. Kraftwerkseinsatzplanung und Stromhandel abbilden. Die derzeitige 
Version des PowerACE-Modells umfasst eine Strombörse, verschiedene Regelener-
giemärkte und einen Markt für CO2-Emissionsrechte. Da das zentrale Ziel dieses Be-
richts die Analyse der Auswirkungen von erneuerbarem Strom auf die Marktpreise der 
Strombörse ist, werden Veränderungen auf anderen Märkten in diesem Zusammen-
hang nicht betrachtet.73

Abbildung 6-2
 Einen Überblick über die wichtigsten Module und Agenten 

innerhalb des angewendeten Modells gibt . Die Simulationsplattform 
kann in vier Module eingeteilt werden: Märkte, Stromnachfrage, Stromangebot aus 
konventionellen Energien und Stromangebot aus Erneuerbaren Energien. 

Die realistische Simulation der Auswirkungen der Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien stellt erhebliche Anforderungen an die zugrunde gelegten Daten. Aus diesem 
Grund ist die Bereitstellung realistischer Daten zum zeitlichen Verlauf der Stromnach-
frage und der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien sowie Daten zum Kraft-
werkspark in Deutschland ein zentraler Bestandteil der Modellentwicklung. Die grund-
legenden Entscheidungen der Agenten basieren auf diesen fundamentalen Daten. Zur 
Bereitstellung eines adäquaten Datensatzes wird die PowerACE-Plattform über Soft-
Links an verschiedene Datenbanken und Modelle gekoppelt. Das ISI-Lastmodell und 
das LEAP-Modell stellen wichtige Daten zum stundenscharfen Lastgang der Nachfrage 
und zur langfristigen Entwicklung der Stromnachfrage bereit. Da die Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien im Zentrum dieser Analyse steht, kommt der Bereitstellung 
adäquater Lastprofile der Einspeisung von Erneuerbaren Energien besondere Bedeu-
tung zu. Das ISI-PV-Modell (Sensfuß 2003) und das ISI-Wind-Modell (Sensfuß et al. 
2003; Klobasa, Ragwitz 2005) erzeugen Lastganglinien der Photovoltaik und der 
Windenergie auf Basis umfangreicher meteorologischer Daten und Annahmen über die 
regionale Verteilung der Anlagen. Das PERSEUS-Modell (Möst et al. 2005) wird be-
nutzt, um die Entwicklung des zukünftigen Kraftwerksparks bereitzustellen. Weiterhin 
liefert dieses Modell Lastprofile für den deutschen Stromexport und -import. Weitere 
Informationen zu den Fördersätzen für die einzelnen Erneuerbaren Energien und zur 

                                                
73  Dabei wird auch der mögliche Einfluss des EEG auf die Höhe der CO2-Zertifkatspreise und 

indirekt auf die Strompreise hier nicht berücksichtigt. 
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Stromnachfrage einzelner Sektoren werden über Datenbanken angebunden. Zu diesen 
Informationen gehören Unternehmensgröße, Haushaltsgröße und Ausstattungsraten 
elektrischer Anwendungen.  

 
Quelle:  eigene Darstellung 

Abbildung 6-2: Struktur des PowerACE-Modells 

In dieser Studie wird die Stromnachfrage vereinfachend als preisunelastisch modelliert. 

Die Stromerzeugung wird mit Erzeuger- und Händleragenten simuliert. Die Erzeuger-
agenten erhalten täglich eine aktuelle Liste der zur Verfügung stehenden Kraftwerke 
und ihrer wichtigsten Daten. Diese Daten basieren auf einer Datenbank über den deut-
schen Kraftwerkspark, die mehr als 1200 Kraftwerke mit ihren wichtigsten technischen 
und ökonomischen Parametern (Kapazität, Kosten, Verfügbarkeit, Technologie, Brenn-
stoff, Wirkungsgrad) enthält. In einem zweiten Schritt prüfen die Erzeugeragenten die 
Verfügbarkeit ihrer Kraftwerke. Dies wird auf Basis eines gleichverteilten Zufallsgenera-
tors bestimmt. Mit den von den Erzeugeragenten übermittelten Informationen verkau-
fen die Händleragenten die Stromerzeugung ihrer Kraftwerke auf dem Strommarkt. 

Die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien spielt eine wachsende Rolle im deut-
schen Elektrizitätssektor. Nach den Vorschriften des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes 
müssen die Netzbetreiber den Strom aus EEG-Anlagen zu einem festgesetzten Tarif 
abnehmen und vergüten. Die Netzbetreiber verteilen diesen Strom in einem Monats-
band an die Versorgungsunternehmen weiter. Auf täglicher Basis wird eine Prognose 
der erwarteten EEG-Erzeugung des nächsten Tages erstellt. Auf Grundlage dieser 
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Prognose kauft und verkauft der Netzbetreiber Strommengen zu Erstellung des Mo-
natsbandes (E.ON 2005). Diese Aufgabe wird in PowerACE vom Netzbetreiber-
Händleragenten abgebildet. Um die Komplexität der ausgeführten Analyse zu verrin-
gern, wird der Prognosefehler für die Einspeisung Erneuerbarer Energien auf allen 
Zeitskalen auf Null gesetzt. Die Kosten des Ausgleichs von Prognosefehlern sind in 
Kapitel 4 dargestellt. 

6.1.3 Modellkalibrierung 

Die Bereitstellung adäquater Fundamentaldaten ist die zentrale Basis für die zu analy-
sierenden Simulationsläufe. Hierbei stehen vor allem folgende Daten im Vordergrund: 

1. Der Kraftwerkspark, 

2. eine stundenscharfe Lastkurve der Stromnachfrage, 

3. eine stundenscharfe Lastkurve der EEG-Einspeisung. 

Für die Simulation der Jahre 2007 und 2008 wird für die Daten der Nachfragelast das 
veröffentlichte Profil der UCTE verwendet. Die Einspeisung der Windenergie basiert 
auf den veröffentlichten Daten der Übertragungsnetzbetreiber. Im Bereich der weiteren 
Erneuerbaren Energien wird auf eigene Modellrechnungen zur Generierung eines 
Lastprofils zurückgegriffen. Für das Jahr 2008 liegen für die Exporte und Importe veröf-
fentlichte Zeitreihen vor (ETSO). Für das Jahr 2007 muss hier auf standardisierte Profi-
le zurückgegriffen werden. 

6.1.3.1 Kalibrierung für das Jahr 2007 

In einer Reihe von Kalibrierungssimulationen werden die Modellergebnisse mit den 
Marktpreisen der EEX für das Jahr 2007 verglichen, um die Verlässlichkeit des Modells 
zu bestimmen. In einer ersten Basisrechnung erfolgt die Gebotserstellung für Kraftwer-
ke ausschließlich auf Basis variabler Kosten unter Berücksichtigung von An- und Ab-
fahrkosten. Ein Vergleich der sortierten Marktpreise ist in Abbildung 6-3 dargestellt. 

Zusätzlich zur rein grafischen Auswertung werden die Zeitreihen im Hinblick auf die 
wichtigsten statistischen Parameter verglichen. Aufgrund der besseren statistischen 
Auswertbarkeit werden im Rahmen des Vergleiches Stunden mit Marktpreisen ober-
halb von 140 €/MWh nicht berücksichtigt. 
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Quelle: Eigene Berechnungen, EEX 

Abbildung 6-3: Vergleich der Modellergebnisse (PowerACE, variable Kosten) mit 
Marktpreisen (EEX 2007), nach Stunden, €/MWh sortiert 
 

Tabelle 6-1: Parameter zur Modellqualität (variable Kosten) für 2007 

  EEX (Filter 140) PowerACE (Filter 140) 
   
Ø-Preis(€/MWh) 34,08 29,83 
Min-Preis(€/MWh) 0 9,73 
Max-Preis(€/MWh) 100 75,20 
Standardabweichung 
(€/MWh) 17,42 12,05 
Pearson-Korrelation 0,64 

Ein erster Vergleich zwischen den Zeitreihen der stündlichen Marktpreise auf der deut-
schen Strombörse für das Jahr 2007 und dem Mittelwert aus 50 PowerACE-Simula-
tionsläufen zeigt eine Pearson Korrelation von 0,64 und eine Unterschätzung des 
Marktpreises. Das simulierte Preisniveau liegt um 4,25 €/MWh bzw. 12,5 % unterhalb 
des Marktpreises. Auch die Standardabweichung als Maß für die Volatilität in der Simu-
lation ist deutlich niedriger als in der Realität. Insgesamt zeigt der grafische Vergleich 
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jedoch, dass die Abbildung des Strommarktes auf Basis der variablen Kosten und An-
fahrkosten eine relativ gute Annäherung an die realen Marktpreise bietet. Die etwas 
schlechtere Korrelation im Vergleich zum Jahr 2008 kann durch die schlechtere Daten-
basis im Bereich der Exporte und Importe bedingt sein. 

6.1.3.2 Kalibrierung für das Jahr 2008 

In einer Reihe von Kalibrierungssimulationen werden die simulierten Marktergebnisse 
mit den Marktpreisen der EEX für das Jahr 2008 verglichen, um die Verlässlichkeit des 
Modells zu bestimmen. In einer ersten Basisrechnung erfolgt die Gebotserstellung für 
Kraftwerke ausschließlich auf Basis variabler Kosten unter Berücksichtigung von An- 
und Abfahrkosten. Die Ergebnisse des Vergleichs der realen EEX-Preise mit den Mo-
dellergebnissen finden sich in Abbildung 6-4. Aufgrund der besseren statistischen 
Auswertbarkeit werden im Rahmen des Vergleiches Stunden mit Marktpreisen ober-
halb von 140 €/MWh nicht berücksichtigt. 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen, EEX 

Abbildung 6-4:  Vergleich der Modellergebnisse (PowerACE, variable Kosten) mit 
Marktpreisen (EEX 2008), nach Stunden, €/MWh sortiert,  

Ein erster Vergleich zwischen den Zeitreihen der stündlichen Marktpreise auf der deut-
schen Strombörse für das Jahr 2008 und dem Mittelwert aus 50 PowerACE-
Simulationsläufen zeigt eine Pearson Korrelation von 0,68 und eine erhebliche Unter-
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schätzung des Marktpreises. Das simulierte Preisniveau liegt um fast 9 €/MWh bzw. 
13,9 % unterhalb des Marktpreises. Auch die Standardabweichung ist als Maß für die 
Volatilität in der Simulation deutlich niedriger als in der Realität. Insgesamt zeigt sich, 
dass die Preisbildung anhand variabler Kosten nur begrenzt geeignet ist, die Preisbil-
dung auf dem Strommarkt im Jahr 2008 richtig zu erfassen. 

Tabelle 6-2: Parameter zur Modellqualität (variable Kosten) für 2008 

  EEX (Filter 140) PowerACE (Filter 140) 
   
Ø-Preis(€/MWh) 64,37 55,4 
Min-Preis(€/MWh) -101,52 8,78 
Max-Preis(€/MWh) 139,97 98,46 
Standardabweichung 25,61 14,51 
Pearson-Korrelation 0,681 

 
In einem weiteren Ansatz wird aus diesem Grund eine veränderte Preisbildung für die 
Gebote entwickelt und analysiert. Übersteigt das Verhältnis von Nachfrage zu verfüg-
barer Leistung einen bestimmten Schwellenwert, werden die Gebote für die einzelnen 
Kraftwerke auf Vollkosten basiert. Somit werden sowohl fixe Betriebskosten als auch 
die Kapitalkosten74

Tabelle 6-3

 von jüngeren Kraftwerken auf die Gebotspreise umgelegt. Bei der 
Berechnung des Aufschlages auf die variablen Kosten werden die erwarteten jährli-
chen Deckungsbeiträge aus dem Kraftwerksbetrieb anhand einer Preisprognose auf 
Basis von variablen Kosten berücksichtigt und vom Aufschlag abgezogen. In der sor-
tierten Preiskurve zeigt sich eine deutlich verbesserte Übereinstimmung mit den Prei-
sen der EEX. Die Korrelation steigt auf einen Wert von 0.70. Das durchschnittliche 
Preisniveau liegt insgesamt in der Simulation 1,92 €/MWh bzw. 2,9 % unterhalb des 
realen Marktpreises. Durch die verwendeten Preisaufschläge steigt auch die Volatilität 
der simulierten Marktpreise deutlich an. Die Standardabweichung ist hier mit 20,90 
€/MWh aber noch niedriger als auf der EEX 2008. Eine Übersicht zu den zentralen 
Kenndaten des Szenariovergleichs findet sich in . 

 

 

                                                
74  Betriebswirtschaftliche Betrachtung: Zinssatz 14%, Laufzeit 20 bzw. 15 Jahre für Gasturbi-

nen. 
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Quelle: Eigene Berechnungen, EEX 

Abbildung 6-5: Vergleich der Modellergebnisse (PowerACE, z.T. inkl. Fixkosten) 
mit Marktpreisen (EEX 2008), nach Stunden, €/MWh sortiert,  

Tabelle 6-3: Parameter zur Modellqualität (modifizierte Preisbildung) für 2008 

  EEX (Filter 140) PowerACE (Filter 140) 
   
Ø-Preis(€/MWh) 64,37 62,45 
Min-Preis(€/MWh) -101,52 7,64 
Max-Preis(€/MWh) 139,97 128,32 
Standardabweichung 25,61 20,90 
Pearson-Korrelation 0,704 

6.1.3.3 Bewertung der Kalibrierung 

Die Korrelation zeigt, dass die zugrunde liegenden Datensätze der Stromnachfrage, 
der Erneuerbaren Energien und der Kraftwerksparks eine ausreichende Basis für die 
Analyse der Marktentwicklungen liefern. Da für die Analysen dieser Studie angenom-
men wird, dass der gesamte Strombedarf an der Börse gedeckt wird, kann es nicht Ziel 
des Modells sein, alle extremen Preisentwicklungen abzubilden. Aus diesem Grund 
wird auf die Integration erweiterter Bietstrategien oder lernender Agenten verzichtet, 
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die auch extreme Preisentwicklungen generieren können. Neben der Unterschätzung 
der Spitzenpreise können zwei weitere Phänomene beobachtet werden: Zum einen 
zeigt sich, dass in einigen wenigen Stunden der Preis unter den simulierten Erzeu-
gungskosten aus PowerACE liegt. Eine mögliche Erklärung für diesen Effekt könnte 
sein, dass einige Marktteilnehmer die Marktentwicklung falsch eingeschätzt haben. 
Eine andere mögliche Ursache ist, dass einige Kraftwerksbetreiber aus strategischen 
oder technischen Gründen eine Abschaltung vermeiden wollten. Ein zweites Phäno-
men ist die Tatsache, dass vom Modell die Volatilität des Marktes am Wochenende 
unterschätzt wird. Dieser Aspekt bedarf einer weiteren Untersuchung zur Verbesse-
rung des Modells. Mögliche Ursachen könnten in geringer Liquidität des Marktes am 
Wochenende oder in zusätzlichen Kraftwerksstilllegungen z. B. zu Wartungszwecken 
am Wochenende liegen. Dies würde zu einer Verknappung der Kapazitäten und damit 
auch zu volatileren Preisen führen. 

Weitere Ursachen für die verbleibenden Unterschiede könnten aus dem Bereich von 
Prognosefehlern der einzelnen Marktteilnehmer und Sondereinflüssen wie z. B. Streiks 
im In- und Ausland kommen. Eine weitere Ursache könnte im Interpolationsalgorithmus 
der geschlossenen Auktion der EEX liegen, der zu Preisen unterhalb der Erzeugungs-
kosten führen kann, wenn einige Kraftwerke wie z. B. Kernkraftwerke zur Vermeidung 
einer Abschaltung zum Preis von null bieten. Zusätzlich sollte berücksichtigt werden, 
dass in der Realität nicht der gesamte Strombedarf über die Börse gehandelt wird. 
Vielmehr findet ein Großteil des Handels im OTC und Futuremarkt statt, was zu zusätz-
lichen Einflüssen auf die Marktpreise führen kann. Insgesamt zeigt sich an der Unter-
schätzung der Marktpreise durch das PowerACE-Modell, dass die Marktteilnehmer 
zum Teil in der Lage sind, die Marktpreise über die Grenzkosten, die in einem perfek-
ten Markt erwartet werden, zu heben. Trotz der diskutierten Unterschiede im Bereich 
der extremen Preisereignisse zeigt die deutliche Korrelation zwischen PowerACE-
Ergebnissen und den realen Marktdaten, dass das Modell eine gut geeignete Grundla-
ge zur Analyse des Strommarktes liefert. 

6.1.4 Verfahren zur Bestimmung der alternativen Kraftwerks-
leistung 

Ein zentraler Diskussionspunkt im Rahmen der wissenschaftlichen Analyse des Merit-
Order-Effektes ist die Frage, inwiefern der Ausbau Erneuerbarer Energien eine Verän-
derung des konventionellen Kraftwerksparks und damit eine Verschiebung der Merit-
Order-Kurve bewirkt, die dem Merit-Order-Effekt entgegenwirkt. Die Analyse dieses 
Einflusses erfordert eine Bestimmung des alternativen Kraftwerksparkes im fiktiven 
Vergleichsfall ohne Ausbau Erneuerbarer Energien. Im Rahmen dieser Diskussion ha-
ben Wissen et al. darauf hingewiesen, dass möglicherweise durch den Ausbau Erneu-
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erbarer Energien Kraftwerke früher stillgelegt werden bzw. einige Neubauten von 
Kraftwerken entfallen (Wissen, Nicolosi 2007). Die Autoren führen in ihrem Bericht die 
stillgelegte Kraftwerksleistung für die Jahre 2001-2005 an. In einer vorangegangenen 
Analyse wurden die Auswirkungen einer teilweise durch Erneuerbare Energien ausge-
lösten Kraftwerksstilllegung auf die Höhe des Merit-Order-Effektes analysiert. Ein zent-
rales Problem in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass die Ursachen für die 
Stilllegung von Kraftwerken sehr vielseitig sein können und somit ein direkter Wir-
kungszusammenhang kaum nachzuweisen ist. Dieses Problem wird durch den im Lau-
fe der Jahre weiter fortgesetzten Ausbau Erneuerbarer Energien und die z.T. altersbe-
dingt steigende Zahl von Kraftwerksstilllegungen verschärft. Somit muss für die weitere 
Berechnung des Merit-Order-Effektes ein Verfahren gefunden werden, wie mit vertret-
barem Aufwand der konventionelle Kraftwerkspark, wie er ohne Erneuerbare Energien 
gewesen wäre, bestimmt werden kann. 

In Bezug auf den Neubau von Kraftwerken kann mit hoher Sicherheit angenommen 
werden, dass der Ausbau Erneuerbarer Energien bis zum Jahre 2006 nicht den Aus-
bau konventioneller Kraftwerksleistung reduziert hat. Der Grund ist, dass der Zeitraum 
nach der Liberalisierung des Strommarktes ohnehin durch Überkapazitäten und daraus 
folgenden Stilllegungen gekennzeichnet war. Ein zweiter Aspekt ist die Tatsache, dass 
die Marktpreise auf dem Strommarkt bis zum Jahr 2004 keine finanziellen Anreize für 
einen Kraftwerksneubau gesetzt haben. Selbst unter Berücksichtigung der Preiswir-
kung der Erneuerbaren Energien ändert sich diese Einschätzung nicht. Erst in den Jah-
ren ab 2005 hat sich am Markt ein Preisniveau gebildet, das auch Kraftwerksneubau-
ten wirtschaftliche Perspektiven eröffnet. Unter Berücksichtigung der Tatsache, das 
Planung und Bau von Kraftwerken sich über einen Zeitraum von mehreren Jahren er-
strecken, kann angenommen werden, dass bis zum Jahr 2006 kein Kraftwerksneubau 
durch Erneuerbare Energien verdrängt wurde. Diese Einschätzung wird auch von ver-
schiedenen Wissenschaftlern geteilt (Diekmann et al. 2007). Für den Zeitraum nach 
2006 kann diese Annahme hingegen nicht mehr verlässlich getroffen werden. Aus die-
sem Grund wird hier ein Verfahren zur Bestimmung des alternativen Kraftwerksparkes 
für den fiktiven Vergleichsfall einer Stromversorgung ohne EEG Strom benötigt. 

Als vereinfachtes Verfahren wird im Rahmen dieser Untersuchung folgende Lösung 
vorgeschlagen: Die zusätzlich benötigte installierte Leistung im Szenario ohne EEG-
Strom wird bestimmt, indem man die Differenz der maximal benötigten konventionellen 
Kraftwerksleistung für das Szenario mit und ohne EEG-Strom berechnet. Da einzelne 
Maximalwerte zwischen den Jahren deutlich schwanken können, wird für die Bestim-
mung der Leistung der Mittelwert der 10 höchsten Werte der zu deckenden 
(Rest)Nachfrage eines Jahres herangezogen, um die jährlichen Schwankungen etwas 
abzumildern. Dieses Verfahren führt in den betrachteten Jahren zu einem höheren 
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Leistungswert als bei alleiniger Betrachtung der maximalen Restnachfrage. Dieser 
Leistungswert wird durch eine durchschnittliche Kraftwerksverfügbarkeit von 98 % ge-
teilt, um die notwendige zusätzlich installierte konventionelle Kraftwerksleistung zu be-
stimmen. Sie beträgt für das Jahr 2007 ca. 5600 MW und für das Jahr 2008 ca. 7000 
MW. Die Analysen zur Verdrängung konventioneller Stromerzeugung durch das EEG 
zeigen (Klobasa et al. 2009), dass ein Großteil der verdrängten Stromerzeugung auf 
Steinkohle basiert. Für das Jahr 2007 ergibt sich ein Anteil der verdrängten Stromer-
zeugung durch Steinkohlekraftwerke von 72 %. Als Näherung wird im Folgenden da-
von ausgegangen, dass ca. 75 % der zusätzlich zu installierenden Kapazität auf Stein-
kohlekraftwerke entfällt. Jeweils 12,5 % entfallen auf GUD und Gasturbinen auf Erd-
gasbasis. 

Tabelle 6-4:  Zusätzlich installierte Leistung für das Szenario ohne EEG 

 2007 2008 

 MW 
 

MW 
Ermittelter Leistungsbedarf 5600 7000 
Steinkohle 4200 5250 
GUD (Gas) 700 875 
GT (Gas) 700 875 

 
Als Wirkungsgrad werden für die Steinkohlekraftwerke 46 %, GUD 58 % und für die 
Gasturbinen 40 % angesetzt. Durch die hohe Effizienz und die Annahme, dass die ge-
samte fehlende Leistung durch Neubauten gedeckt wird, fällt der Merit-Order Effekt 
deutlich niedriger aus als in einer gemischten Betrachtung von Neubauten und älteren 
Kraftwerken mit verlängerter Lebensdauer.  

6.1.5 Berechnung des Merit-Order-Effektes 

Für die Berechnung des Merit-Order-Effektes werden die Strompreise für die Jahre 
2007 und 2008 jeweils mit und ohne EEG-Stromerzeugung simuliert. Die Wasserkraft 
wird bei den Berechnungen nicht gesondert berücksichtigt, da ihr Ausbau schon vor 
Einführung des EEG weit vorangeschritten war. Im Unterschied zu früheren Berech-
nungen werden für die Jahre 2007 und 2008 die im vorherigen Abschnitt beschriebe-
nen zusätzlichen konventionellen Kraftwerkskapazitäten im Fall ohne EEG-Strom un-
terstellt. Diese Vorgehensweise führt zu einem niedrigeren Merit-Order-Effekt und kann 
vor dem Hintergrund der Diskussion über die Anreize und Zeiträume für den Bau von 
neuen Kraftwerken als konservative Schätzung des Merit-Order Effektes eingestuft 
werden (d. h. der Effekt dürfte damit eher unterschätzt werden). Die Ergebnisse sind in 
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Tabelle 6-5 dargestellt. Zum Vergleich ist dort auch das Ergebnis der Berechnungen 
für das Jahr 2006 ergänzt. 

Tabelle 6-5:  Entwicklung des Merit-Order-Effektes 

 

Simulierte 
EEG-

Stromer-
zeugung 

TWh 

Merit-Order-
Effekt 

a) 
Mrd. € 

Merit-Order- 
Effekt 

b) 
Mrd.  € 

Absenkung des 
Phelix Day 

Base75
a) 

 

€/MWh 

Absenkung des 
Phelix Day 

Base 
b) 

€/MWh 
2006 52,2 4,98 -  - 
2007 62,5 3,71 - 5,82 - 
2008 69,3 3,58 4,04 5,83 6,69 

a) Preisbildung auf Basis von Grenzkosten 
b) Modifizierte Preisbildung, z.T. auf Vollkostenbasis 

Unter Berücksichtigung des unterstellten Kraftwerkszubaus im Szenario ohne EEG-
Strom sinkt der Merit-Order-Effekt im Jahr 2007 auf 3,71 Mrd. €. Im Jahr 2008 sinkt der 
Effekt in der Rechnung auf Basis der variablen Kosten weiterhin leicht auf 3,58 Mrd. €. 
In der alternativen Rechnung mit Geboten z.T. auf Basis der Vollkosten steigt der Ef-
fekt auf ca. 4 Mrd. € an. Insgesamt bleibt der Effekt in allen berechneten Varianten auf 
einem hohen Niveau. 

6.1.6 Kritische Diskussion und Literaturvergleich 

Generell sind zwei Vorgehensweisen zur Bestimmung des Merit-Order-Effektes denk-
bar. Eine Möglichkeit ist die statistische Analyse von Zeitreihen zur Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien und Börsenpreisen. Eine Studie, die sich speziell auf die 
Einspeisung der Windenergie konzentriert (Neubarth et al. 2006), wählt diesen Ansatz. 
Die Autoren können zeigen, dass Tage mit hoher Windenergieeinspeisung niedrigere 
durchschnittliche Strompreise auf dem Spotmarkt aufweisen. Für das Jahr 2006 kommt 
eine weitere Studie (Weigt 2009) zu einem ähnlichen Ergebnis. Bei einer reinen Be-
trachtung der Windenergie ergibt sich eine Preisreduktion von 6,3 €/MWh. Dieser Wert 
ist durchaus vergleichbar mit dem in früheren Untersuchungen ausgewiesenen Wert 
von 7,8 €/MWh für den gesamten EEG-Strom im Jahr 2006.(Sensfuß, Ragwitz 2007). 
Bode und Groscurth weisen in einem vereinfachten Strommarktmodell für eine Strom-
erzeugung von 36,7 TWh einen Preiseffekt von 2,4 €/MWh aus. Im internationalen 

                                                
75  Phelix Day Base ist der ungewichtete Mittelwert aller stündlichen Preise. Die Absenkung 

der durchschnittlichen Preise der Strombeschaffung ist höher, da hier die Peak-Stunden 
mehr Gewicht erhalten. 
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Raum weisen weitere Studien für Dänemark und Spanien Preiseffekte in einer ähnli-
chen Größenordnung aus (Morthorst 2007; Miera et al. 2008).  

Im Rahmen eines weiteren Gutachtens werden verschiedene Aspekte zur Bestimmung 
des Merit-Order-Effektes kritisch diskutiert (Erdmann 2008). Erdmann beziffert in sei-
nem Gutachten den Merit-order-Effekt auf lediglich 490 Millionen €. Dieses deutlich 
unterschiedliche Ergebnis basiert auf fundamental unterschiedlichen Annahmen. Hier-
zu gehören insbesondere drei zentrale Thesen, welche im Folgenden kurz diskutiert 
werden.  

Die erste These ist, dass für die Bestimmung des Merit-Order Effektes nur das tatsäch-
lich gehandelte Day-Ahead-Handelsvolumen an der EEX angesetzt werden dürfe. In 
diesem Zusammenhang wird unter anderem auf die niedrige Korrelation zwischen Day-
Ahead-Markt und Future-Preisen hingewiesen, die insbesondere für die Beschaffung 
der Vertriebe relevant sind. Diese Argumentation ist jedoch nur wenig nachvollziehbar, 
da die niedrige Korrelation zwischen Day-Ahead- und Future-Preisen nicht entschei-
dend für die Höhe des Merit-Order-Effektes ist. Entscheidend ist nicht, ob der aktuelle 
Day-Ahead Preis auch den aktuellen Preis für das Year-ahead Future absenkt, son-
dern ob sich der Merit-Order-Effekt in der mittleren Preiserwartung für die Zukunft wi-
derspiegelt. Angesichts der deutlichen Höhe des Merit-Order-Effektes würde eine 
Nichtbeachtung dieses Effektes bei der Preisbildung auf den Future-Märkten zu erheb-
lichen Arbitragemöglichkeiten zwischen beiden Märkten führen. Insofern kann die The-
se, dass die Future-Preise nicht vom Merit-Order-Effekt beeinflusst werden, als relativ 
unwahrscheinlich gelten. Im Rahmen des derzeitigen Wälzungssystems sei zudem 
darauf verwiesen, dass die EEG-Bandlieferung die Nachfrage auf den Futuremärkten 
reduziert. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass die Strombörse für die Opti-
mierung des Kraftwerkseinsatzes des gesamten Kraftwerksparkes Signalwirkung hat. 
Eine Optimierung des Kraftwerkseinsatzes, die sich nicht an den Erzeugungskosten 
orientiert, würde zu erheblichen Ineffizienzen führen. Vor dem Hintergrund dieser Über-
legungen scheint für die Bestimmung der Höhe des Verteilungseffektes letztlich doch 
der gesamte Stromverbrauch die adäquate Größe zu sein. 

Eine zweite These besagt, dass der Merit-Order-Effekt dadurch reduziert wird, dass die 
notwendige Reservevorhaltung für Windenergie dem Spotmarkt Liquidität entzieht 
(Erdmann 2008). Diese These ist insofern kritisch zu hinterfragen, als in den letzten 
Jahren die Nachfrage nach Primär-, Sekundär- und Minutenreserve nicht angestiegen 
ist. Tatsächlich wird die Windenergie für die Ermittlung der Reserveleistung bisher nicht 
berücksichtigt, da die Fluktuation der Windenergie meist in längeren Zeiträumen auftritt 
als die Aktivierungszeiträume der drei genannten Systemdienstleistungen. Die vorge-
haltenen Windreserven dienen letztlich nur als Liquiditätsreserve für den Intraday-
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Markt. Aufgrund der längeren Anfahrzeiten kann auch davon ausgegangen werden, 
dass die Windreserve auch durch Spitzenlastkraftwerke erbracht werden kann, die 
meist nicht zur direkten Deckung der Nachfrage benötigt werden. Dieser Effekt ist in 
der folgenden Abbildung dargestellt.  
 

 

Abbildung 6-6: Bereitstellung der Windreserve durch häufig nicht benötigte Kraft-
werke 

Wie in Abbildung 6-6 dargestellt, würde die Windreserve nur in ganz seltenen Fällen 
zum Zeitpunkt der maximalen Systemlast der Strombörse Liquidität entziehen, d.h. 
wenn die Nachfragekurve sich in den als "Wind-Reserve" gekennzeichneten Bereich 
bewegt. Durch den angedachten Wegfall der Präqualifikation der Windreserve wird 
diesen Überlegungen zusätzlich Rechnung getragen. Insgesamt kann also der Liquidi-
tätsentzug der Windenergie, der durch Reservevorhaltung entsteht, vernachlässigt 
werden. 

Die dritte These betrifft die zeitliche Entwicklung der Höhe des Merit-Order-Effektes im 
Rahmen einer längerfristigen Betrachtung bis zu den Jahren 2020 und 2030 (Erdmann 
2008). Die Bestimmung dieses langfristigen Effektes ist nicht der zentrale Inhalt dieses 
Berichtes. Letztlich ist jedoch die zentrale Frage in diesem Zusammenhang, wie die 
langfristige Entwicklung des Kraftwerksparkes für ein Szenario ohne den Ausbau Er-
neuerbarer Energien ermittelt werden kann. Im Rahmen dieses Berichtes wird ein Ver-
fahren vorgeschlagen, das zumindest mittelfristig einen gangbaren Weg darstellt. Eine 
weitere Möglichkeit zur methodischen Vorgehensweise wäre die Verwendung von 
Ausbauplanungsmodellen. In diesem Fall gilt jedoch auch, dass eine solche Rechnung 
mit erheblichen Unsicherheiten behaftet ist. Insgesamt lässt sich für die längerfristige 
Berechnung des Merit-Order-Effektes feststellen, dass mit längerer Zeitperspektive die 
Unsicherheit des Merit-Order-Effektes zunimmt und die Höhe des Effektes durch An-
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passungsreaktionen im Kraftwerkspark abnimmt. So fallen die Berechnungen für das 
Jahr 2008 bereits etwas niedriger aus als die Berechnungen für das Jahr 2006, für das 
noch keine Anpassung des Kraftwerksparkes berücksichtigt werden musste. 

Ein weiterer Aspekt, der im Rahmen dieses Gutachtens nicht berücksichtigt werden 
konnte, ist der Effekt der EEG-Stromerzeugung auf die Exporte und Importe von 
Strom. Im Falle eines Szenarios ohne EEG-Strom könnten sich andere Handelsprofile 
für den internationalen Stromaustausch ergeben, die für eine veränderte Verteilung des 
Effektes zwischen den europäischen Akteuren führen können. Es ist nicht auszu-
schließen, dass mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien die Stromlieferungen an das 
Ausland zunehmen oder die Strombezüge aus dem Ausland sinken und sich dadurch 
der Merit-Order-Effekt vermindert. Hierzu liegen allerdings noch keine belastbaren Un-
tersuchungen vor.76

6.1.7 Fazit 

 Die Berücksichtigung dieses Aspektes ist letztlich nur mit einem 
hoch aufgelösten europäischen Modell möglich. An dieser Entwicklung wird intensiv 
gearbeitet und es kann erwartet werden, dass in den nächsten Jahren hier neue wis-
senschaftliche Erkenntnisse gewonnen werden können. 

Der Merit-Order-Effekt beschreibt einen Preis- und Verteilungseffekt, der durch den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien ausgelöst wird. Durch sinkende Großhandelsprei-
se werden die Einnahmen der Stromerzeuger zu Gunsten der Stromlieferanten bzw. 
-verbraucher abgesenkt. Neben den eigenen Berechnungen mit dem PowerACE Mo-
dell bestätigen verschiedene Studien, dass der Effekt eine signifikante Größenordnung 
erreicht. Im Rahmen der Bearbeitung dieses Projektes wird ein Verfahren vorgeschla-
gen, wie die Entwicklung eines alternativen Kraftwerksparks für den Fall einer Entwick-
lung ohne EEG-Strom berücksichtigt werden kann. Es zeigt sich, dass der Merit-Order-
Effekt auch in diesem Fall im Jahr 2008 eine Größenordnung von 3,6 bis 4,0 Mrd. €77

                                                
76  In diesem Zusammenhang wäre auch zu berücksichtigen, dass EE auch in anderen Län-

dern ausgebaut werden. 

 
erreicht. Die Absenkung des ungewichteten Marktpreises liegt im Bereich von ca. 5.8 
€/MWh-6.7 MWh. Ein weiteres interessantes Ergebnis ist, dass im Jahr 2008 die Höhe 
des Merit-Order-Effekts bei Bietverhalten der Kraftwerksbetreiber z.T. nach Vollkosten 
gegenüber der Rechnung mit Bietverhalten allein nach variablen Kosten um ca. 400 
Millionen € höher ausfällt. Die Frage, wie hoch die einzelnen Endkunden von diesem 
Effekt profitieren, hängt letztlich von der Wettbewerbssituation auf diesem Markt ab. 

77  Für diesen Wert wird angenommen, dass die Preisbildung für die gesamte Stromerzeu-
gung auf Basis von variablen Kosten bzw. dem einem modifizierten Bietverfahren unter In-
tegration der Vollkosten stattfindet. 
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Verbleibende Unsicherheiten im Rahmen der Bestimmung des Merit-Order-Effektes 
ergeben sich im Wesentlichen aus dem bisher nicht abbildbaren Einfluss der zuneh-
menden Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien auf den internationalen Strom-
austausch. Hierzu besteht – auch unabhängig von der Ermittlung des Merit-Order-
Effektes – noch weiterer Forschungsbedarf.  

6.2 Öffentliche und private Fördermittel  

6.2.1 Einleitung 

Die Stromerzeugung mit Erneuerbaren Energien wird vor allem durch das EEG mit 
Hilfe von Vergütungsregelungen so attraktiv gemacht, dass Anreize zu Investitionen in 
solche Anlagen ausgelöst werden. Zusätzlich wird der Ausbau Erneuerbarer Energien 
sowohl im Strom- als auch im Wärmebereich durch finanzielle Fördermittel von öffentli-
cher Seite (Bund, Länder, EU, Kommunen) und zum Teil auch von privater Seite (z.B. 
Stiftungen, Energieversorgungsunternehmen) unterstützt.78

Im Folgenden werden – soweit verfügbar - die aktuellen Daten zur Höhe und zur Struk-
tur der Fördermittel von Bund, Ländern, EU, Kommunen und Privaten dargestellt. An-
schließend wird kurz erläutert, wie Fördermittel im Rahmen einer Bilanzierung von Kos-
ten- und Nutzenwirkungen einzuordnen sind. Die Ergebnisse werden im Fazit zusam-
mengefasst. 

 Große Bedeutung haben 
dabei Förderprogramme des Bundes wie das Marktanreizprogramm und Kreditangebo-
te der KfW. Darüber hinaus sind auch Ausgaben zur Forschungsförderung zu betrach-
ten, die allerdings in der Regel nicht der gegenwärtigen Nutzung Erneuerbarer Ener-
gien zugerechnet werden können. Bei der Gesamtbilanzierung ist darauf zu achten, 
dass Doppelzählungen mit anderen Kostenkategorien vermieden werden.  

6.2.2 Fördermittel des Bundes 

Überblick 

Mit Mitteln des Bundes werden sowohl Forschung und Entwicklung als auch die Markt-
entwicklung Erneuerbarer Energien im Strom- und Wärmebereich durch mehrere Res-
sorts gefördert. Tabelle 6-6 gibt einen Überblick über diese Ausgaben 2006 bis 2008. 
Im Jahr 2008 ergeben sich danach Gesamtausgaben des Bundes in Höhe von 438 
Mio. €. Nicht einbezogen sind dabei Steuerbegünstigungen für Biokraft- und Bioheiz-

                                                
78  Zu aktuellen Förderprogrammen vgl. BMU/BINE (2008), BINE (2009) und BMWi (2009b). 
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stoffe (2007: 900 Mio. €) sowie Ausgaben des BMVBS für das Nationale Innovations-
programm Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie (2007: 38 Mio. €), da diese 
Posten im Wesentlichen verkehrsbezogen sind.  

Die Angaben in der Tabelle beruhen auf einer Auswertung der Einzelpläne des Bun-
deshalts. Zur konsistenten Behandlung der Forschungsausgaben sind die Haushalts-
zahlen jedoch durchgängig durch die Angaben der Jahresberichte des BMU zur For-
schungsförderung im Bereich Erneuerbare Energien ersetzt worden, die detailliertere 
Zuordnungen enthalten und auch die institutionelle Forschungsförderung umfassen. 
Bei den sonstigen Fördermitteln sind aktualisierte Angaben des BMU zu Ist-Zahlen 
berücksichtigt. Angaben zu den sonstigen Fördermitteln anderer Ressorts sind hin-
sichtlich des EE-Anteils teilweise geschätzt (Energieberatung, nachwachsende Roh-
stoffe).  

Tabelle 6-6: Fördermittel des Bundes für Erneuerbare Energien (in Mio. €) 

 
Anmerkung:  Ohne Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe (2007: 900 Mio.€) sowie 
Ausgaben des BMVBS für Nationales Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie (2007: 38 Mio. €); ohne Beiträge des Bundes an den Dachfonds GEEREF. 

Von den hier betrachteten gesamten Ausgaben entfällt mit 161,2 Mio. € (2008) gut ein 
Drittel auf die Förderung von Forschung und Entwicklung. Den größten Anteil hat dabei 
die Projektförderung des BMU, die sich 2008 auf 97,4 Mio. € erhöht hat. Hinzu kom-
men zum einen Projektfördermittel der Ministerien für Landwirtschaft (BMELV), For-
schung (BMBF) und Wirtschaft (BMWi) und zum anderen Mittel der institutionellen För-
derung (BMBF, BMWi).  

Die sonstigen Fördermittel, die vor allem der Marktentwicklung Erneuerbarer Energien 
dienen, haben sich 2008 auf 277 Mio. € erhöht. Hiervon entfallen mit 236 Mio. € 85 % 

2006 2007 2008
Forschungsmittel 128,1 131,1 161,2
Institutionelle Förderung BMBF/BMWi (HGF/FhG) 31,6 33,2 30,4
Projektförderung BMBF 4,3 5,0 14,0
Projektförderung BMWi (oberfl.nahe Geothermie) 1,6 0,5 0,0
Projektförderung BMELV (Biomasse) 10,2 12,1 19,4
Projektförderung BMU 80,4 80,3 97,4
Sonstige Fördermittel (Marktentwicklung) 201,5 184,7 277,0
BMU: Förderung von Einzelmaßnahmen EE 165,4 150,0 236,0
BMU: "100.000 Dächer-Solarstrom-Programm" 20,9 17,2 18,0
BMU/UBA: Sachverständige für EE 0,04 0,04 0,04
BMWi: Förderung der Beratung (EE-Anteil) 2,0 1,5 2,9
BMWi: Unterstützung des Exports 8,8 11,4 15,5
BMELV: Markteinführung nachwachs. Rohstoffe (Biomasse) 4,4 4,6 4,6
Insgesamt 329,6 315,8 438,2
Quellen: 
BMU: Jahresberichte zur Forschungsförderung im Bereich der EE; BMU: Umwelt 2/2009;
BMF: Haushaltspläne des Bundes (Einzelpläne 2007-09); Berechnungen des DIW Berlin.
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auf die Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung Erneuerbarer Energien durch 
das BMU. Dieser Haushaltstitel umfasst insbesondere das Marktanreizprogramm 
(MAP).79

Neben der BMU-Förderung von Einzelmaßnahmen Erneuerbarer Energien gehören zu 
den sonstigen Fördermitteln auch Ausgaben von 18 Mio. € für das 100.000 Dächer-
Solarstrom-Programm, mit dem der Ausbau der Photovoltaik 1999 bis 2003 gefördert 
wurde. Im Bereich des Umweltbundesamtes sind für Erneuerbare Energien speziell 
Sachverständigenausgaben von 0,04 Mio. € vorgesehen. Für die Exportförderung des 
BMWi standen 2008 15,5 Mio. € bereit. Der Anteil Erneuerbarer Energien an der Bera-
tungsförderung des BMWi wird auf 2,9 Mio. geschätzt. Außerdem werden Erneuerbare 
Energien im Rahmen der Markteinführung nachwachsender Rohstoffe durch das 
Landwirtschaftsministerium gefördert, diese EE-Ausgaben werden auf 4,6 Mio. € ge-
schätzt.  

  

Im Folgenden werden die Schwerpunkte der Bundesausgaben in den Bereichen For-
schung und Marktentwicklung näher betrachtet und Darlehen der KfW berücksichtigt.  

Forschung und Entwicklung 

Die Entwicklung der gesamten Bundesausgaben für den Förderbereich Energiefor-
schung und Energietechnologie wurde in der Vergangenheit stark durch nukleare 
Energieforschung, Kernfusionsforschung und die Beseitigung kerntechnischer Anlagen 
geprägt (Abbildung 6-7). Die realen Ausgaben für den gesamten Förderbereich haben 
sich von 1982 bis 2003 wesentlich vermindert und erst danach wieder kräftig erhöht. 
Sie betrugen im Jahr 2007 (nominal) 795 Mio. und sollen 2009 auf 997 Mio. € steigen.  

Im Jahr 2007 sind 67,2 % der Mittel in nukleare Energieforschung, Kernfusionsfor-
schung und die Beseitigung kerntechnischer Anlagen geflossen.80

                                                
79  Dieses Programm ist Ende 1999 im Zusammenhang mit der ökologischen Steuerreform, 

nach der auch Strom aus Erneuerbaren Energien besteuert wird, begonnen worden. Die 
Förderschwerpunkte wurden seitdem durch mehrere Förderrichtlinien angepasst. 

 Für Kohle und an-
dere fossile Energieträger wurden 3,3 % der Mittel ausgegeben. Auf Erneuerbare 
Energien und rationelle Energieverwendung, die in der Forschungsstatistik des BMBF 
zusammen ausgewiesen werden, entfielen 29,6 %. Dieser Anteil wird sich 2009 deut-

80  Die Ausgaben des BMBF für die Beseitigung kerntechnischer Anlagen (Versuchs- und 
Demonstrationsanlagen, die nicht weiter für Forschungszwecke benötigt werden) werden 
in der Forschungsstatistik nicht zu den FuE-Ausgaben i.e.S. gezählt. Zum Vergleich der 
Förderung der Atomenergie und Erneuerbarer Energien vgl. Diekmann, Horn (2007). 
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lich erhöhen. Erneuerbare Energien hatten im Jahr 2007 (mit 131,1 Mio. €) einen Anteil 
von 16,5 % an den gesamten Ausgaben des Förderbereichs. 

Bei den Forschungsmitteln für Erneuerbare Energien handelt es sich überwiegend um 
Projektförderung des BMU. Diese Mittel haben sich 2008 gegenüber dem Vorjahr (80,3 
Mio. €) um 21 % auf 97,4 Mio. € erhöht (Abbildung 6-8). Die größten Anteile entfallen 
hier auf Photovoltaik (40,0 %) und Windenergie (30,7 %). Daneben sind vor allem 
Geothermie, solarthermische Kraftwerke und Niedertemperatur-Solarthermie mit zu-
sammen 20,8 % von Bedeutung. 

 
Quellen: BMBF, Statistisches Bundesamt 

Abbildung 6-7: Bundesausgaben für den Förderbereich Energieforschung und Ener-
gietechnologie 1974 bis 2009 (in Mio. €, real in Preisen von 2008) 

0

500

1.000

1.500

2.000

2.500

3.000

19
74

19
75

19
76

19
77

19
78

19
79

19
80

19
81

19
82

19
83

19
84

19
85

19
86

19
87

19
88

19
89

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

 S
ol

l

20
09

 S
ol

l

M
io

. €
20

08
 

Beseitigung kerntechnischer Anlagen

Kernfusionsforschung

Nukleare Energieforschung (ohne Beseitigung)

Kohle und andere fossile Energieträger

Erneuerbare Energien und rationelle Energieverwendung



180  

 

 

 
Quelle:  BMU: Innovation durch Forschung. Jahresberichte zur Forschungsförderung im Be-

reich der Erneuerbaren Energien 

Abbildung 6-8: Forschungsmittel des BMU für Erneuerbare Energien 2002 bis 2008 
- Mittelabfluss (in Mio. €) 
 

Fördermittel zur Marktentwicklung 

Die Fördermittel zur Marktentwicklung Erneuerbarer Energien bestehen zum größten 
Teil aus Mitteln für die Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung Erneuerbarer 
Energien durch das BMU. Die hierfür zur Verfügung gestellten Mittel sind für das Jahr 
2008 durch die Klimaschutzinitiative wesentlich auf 348,8 Mio. € aufgestockt worden 
(Tabelle 6-7). Davon sind 236 Mio. € abgeflossen.81

                                                
81  Nach aktuelleren Angaben der Bundesregierung (2009) sind 2008 hierfür insgesamt 237,1 

Mio. € abgeflossen. 

 Für 2009 sind fast 400 Mio. € vor-
gesehen. 
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Tabelle 6-7: Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung Erneuerbarer Ener-
gien durch das BMU 2006 bis 2009 (in Mio. €) 

 

Aus diesem Haushaltstitel „Förderung von Einzelmaßnahmen“ werden im Rahmen des 
Marktanreizprogramms (MAP) insbesondere Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Ener-
gien mit dem Schwerpunkt im Wärmemarkt sowie der Energiegewinnung aus 
Geothermie und Biomasse gefördert. Daneben dürfen Ausgaben für die Förderung von 
klimaschützenden Maßnahmen zur Steigerung der Energie- und Ressourceneffizienz 
und (im Jahr 2008 bis zu 18 Mio. €) für Studien über die Nutzung Erneuerbarer Ener-
gien, Sachverständige, Informationsmaterialien usw. geleistet werden.82

Im MAP werden Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien zum Teil durch Investiti-
onszuschüsse (BAFA-Programmteil) und zum Teil durch zinsgünstige Darlehen sowie 
Tilgungszuschüsse (KfW-Programmteil) gefördert.  

 

Das jährliche Fördervolumen des MAP lag in den vergangenen Jahren (abgesehen 
vom Jahr 2003) bis 2007 zwischen 100 und 150 Mio. € pro Jahr. Dabei dominierte die 
Förderung von Solaranlagen, wobei der Anteil der Förderung von Biomasseanlagen 
jedoch zugenommen hat (Abbildung 6-9).  

Im Jahr 2008 sind im MAP für die Förderung einzelner Anlagen Mittel von insgesamt 
216 Mio. € vergeben worden (Tabelle 6-8).83

Die hierunter ebenfalls einbezogenen Tilgungszuschüsse im Programmteil der KfW 
betrugen im Jahr 2008 11,4 Mio. €. 

 Davon entfällt ein großer Teil auf Investi-
tionszuschüsse für Solaranlagen (53,4 %). Biomasseanlagen haben insgesamt einen 
Anteil von 22 %. 

                                                
82  Aus dem Titel der BMU-Förderung von Einzelmaßnahmen können außerdem Ausgaben 

bis zu 5 Mio. € an die KfW für einen Fonds zur Finanzierung des Fündigkeitsrisikos geo-
thermaler Tiefbohrungen zur Erschließung erneuerbarer Energiequellen in Deutschland ge-
leistet werden. Darüber hinaus dürfen aus dem Titel Projektträgerkosten finanziert werden. 

83  Nach den vorläufigen Ergebnissen der Programmevaluation ergeben sich für 2008 MAP-
Fördermittel von 221 Mio. €, vgl. DLR u.a. (2009). 

2006 2007 2008 2009
Regulärer Ansatz 180,0 213,3 168,8 163,8
Klimaschutzinitiative 180,0 236,0
Mittelansatz gesamt 180,0 213,3 348,8 399,8
Mittelabfluss 165,4 150,0 236,0
Quelle: BMU KI III 2, 02/2009 (Umwelt 2/2009); *lt.  BMU 02/2010

*399,8
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Ohne Photovoltaik bzw. Wärme an Schulen und Visualisierungsmaßnahmen;  
Angaben für pelletbefeuerte Anlagen 2002 und 2003 einschl. Hackschnitzelanlagen. 
Quelle:  Kelm, Musiol 2008 

Abbildung 6-9: Fördermittel im Marktanreizprogramm 2002 bis 2007 (in Mio. €)  

 

Tabelle 6-8: Aufteilung der Fördermittel im Marktanreizprogramm für Erneuerba-
re Energien 2008 (in Mio. €) 

 

 

0

20

40

60

80

100

120

140

160

2002 2003 2004 2005 2006 2007

M
io

. €

Scheitholzkessel

Hackschnitzelanlagen

Pelletbefeuerte Anlagen

Solaranlagen Sonstige

Solaranlagen Heizung +
Brauchwasser
Solaranlagen
Brauchwasser

2008
Solaranlagen, Heizung + Brauchwasser 84,92
Solaranlagen, Brauchwasser 26,87
Solaranlagen, Innovationsförderung BAFA 3,39
Wärmepumpen 41,7
Scheitholzkessel 11,99
Pelletbefeuerte Anlagen 34,51
Hackschnitzelanlagen 0,86
Biomasse, Innovationsförderung BAFA 0,05
KfW, alle Anlagen 11,4
Gesamt 215,69
Quelle: BMU KI III 2, Febr. 2009
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Darlehen der KfW 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hat im Förderprogramm Erneuerbare Ener-
gien von 1999 bis 2008 Darlehen in einem Gesamtumfang von 951,2 Mio. € vergeben. 
In diesem Zeitraum haben sich Höhe und Struktur der Darlehen stark verändert 
(Abbildung 6-10).  

 

Abbildung 6-10: Darlehenszusagen der KfW im Förderprogramm Erneuerbare Ener-
gien (Premium, einschl. Vorgängerprogramm) nach Verwendungs-
zwecken 1999 bis 2008 (in Mio. €) 

Abgesehen vom Anfangsjahr 1999 wurden im Durchschnitt jährlich Darlehen von gut 
100 Mio. € zugesagt. Der höchste Wert wurde im Jahr 2005 mit 324,1 Mio. € erreicht. 
Insgesamt entfiel der größte Teil der Darlehen (60,6 %) bisher auf Biogasanlagen. Im 
Jahr 2008 wurden Darlehen von 48 Mio. € zugesagt. Hieran hatten Wärmenetze (mit 
60,9 %) den größten Anteil. 

Außer dem Programmteil der KfW im Förderprogramm Erneuerbare Energien (MAP) 
werden von der KfW für Erneuerbare Energien Darlehen im Rahmen der Programme 
ERP-Umwelt und KfW-Umwelt vergeben. Hinzu kamen weitere Darlehen im speziellen 
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Programm Solarstrom Erzeugen84

Tabelle 6-9

. In der Summe aller Programme (einschl. Projekte 
im Ausland) hat die KfW im Jahr 2008 für Erneuerbare Energien Darlehen in Höhe von 
4,178 Mrd. € zugesagt ( ).    

Tabelle 6-9: Darlehenszusagen für EE durch die KfW 2006 bis 2008 (in Mio. €) 

  
Anmerkungen: Angaben für 2008 z.T. geschätzt, Angaben für Solarstrom Erzeugen und KfW-
EE weichen geringfügig von Angaben der Förderstatistik der KfW (2009) ab.  

 
Quelle: Staiß 2007 

Abbildung 6-11: Struktur der KfW-Darlehen 2006 (in Mio. €) 

                                                
84  Im KfW-Programm „Solarstrom Erzeugen“ wurden 2005 bis 2008 Kredite für kleinere Pho-

tovoltaik-Anlagen vergeben, die die Anforderungen des EEG erfüllen. Die Kreditlaufzeit be-
trägt bis zu 20 Jahre bei 1 bis 3 tilgungsfreien Jahren. Hiermit wurde die Förderung von 
Photovoltaik-Anlagen durch das EEG zusätzlich verstärkt. 

2006 2007 2008
ERP-Umwelt 2.029,2 2.297,3 1.703,3
KfW-Umwelt (Inland) 760,4 1.001,0 1.651,3
Solarstrom Erzeugen 399,4 393,3 464,4
KfW-EE (MAP) 154,4 22,3 47,9
Summe (Inland) 3.343,4 3.713,9 3.867,0
KfW-Umwelt (Ausland) - 61,2 310,5
Gesamt 3.343,4 3.775,1 4.177,5
Quellen: Staiß (2007); ZSW (Nov. 2008); KfW Umweltmonitor 2/2009;
KfW Umweltmonitor 2/2007; ZSW (Juli 2009).
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Wie Tabelle 6-9 für das Jahr 200685

Die jährlichen Darlehenszusagen der KfW (bzw. der früheren Deutschen Ausgleichs-
bank) für Erneuerbare Energien sind in der Vergangenheit stetig gestiegen (

 zeigt, unterscheiden sich die Strukturen der Dar-
lehen nach Technologien zwischen den Programmen deutlich. Während im KfW-
Programmteil des MAP Bioenergien dominieren, stehen bei der Förderung Erneuerba-
rer Energien im Rahmen von ERP-Umwelt und KfW-Umwelt Darlehen für Windenergie 
und Photovoltaik im Vordergrund. Das Programm Solarstrom Erzeugen hat Photo-
voltaikanlagen gefördert. 

Abbildung 
6-12). Von 1995 bis 2008 sind hierfür insgesamt Darlehen in einer Höhe von rund 29 
Mrd. € vergeben worden. Davon entfielen 56 % auf ERP-Umwelt, 29 % auf KfW-
Umwelt (Inland), 6 % auf das 100.000 Dächer-Solarstrom-Programm, 6 % auf das Pro-
gramm Solarstrom Erzeugen und 3 % auf den KfW-EE-Programmteil des MAP. 

 
Quellen: Staiß 2007; KfW 2009; ZSW,Juli 2009; Berechnungen des DIW Berlin 

Abbildung 6-12: Darlehenszusagen für EE durch die KfW 1995 bis 2008 (in Mio. €) 

Ausgehend von der Entwicklung der Darlehenszusagen 1995 bis 2008 können die da-
raus folgenden Zinsvergünstigungen von KfW-Darlehen in den Jahren 2004 bis 2008 
geschätzt werden. Vereinfachend wird dabei von einer Tilgung in 10 Jahren (beim 
100.000-Dächer-Solarstrom-Programm 2 Jahre tilgungsfrei) ausgegangen. Die Zins-
                                                
85  Aktuellere Angaben liegen bisher in dieser Struktur nicht vor. 
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konditionen der einzelnen Darlehen unterscheiden sich stark nach Zusagejahr und 
Programmteil. Außerdem gelten in den letzten Jahren z.T. Preisklassen nach einem 
„risikogerechten Zinssystem“, das Bonität und Besicherung berücksichtigt.86

Tabelle 6-10

 Zur Ab-
schätzung der Zinsvergünstigungen gegenüber Marktkonditionen werden hier Zinsdif-
ferenzen von 4,5 % für das 100.000-Dächer-Programm, 2 % für das KfW-EE-
Programm und 1 % für die anderen Programme angenommen. Aus diesen Ansätzen 
ergeben sich die in  dargestellten Zinsvergünstigungen für den jeweiligen 
Restdarlehensbestand.  

Tabelle 6-10: Zinsvergünstigungen von KfW-Darlehen für EE 2004 bis 2008 (in 
Mio. €) 

 

Die im Jahr 2008 als Förderäquivalent wirksamen Zinsvergünstigungen für Erneuerba-
re Energien werden danach insgesamt auf 205 Mio. € geschätzt.87

6.2.3 Fördermittel der Bundesländer 

 Davon entfallen 
69 % auf Darlehen für Erneuerbare Energien im Rahmen der Programme ERP-Umwelt 
und KfW-Umwelt (Inland).  

Forschung und Entwicklung sowie die Markteinführung von Erneuerbaren Energien 
werden auch von den Bundesländern finanziell gefördert.88

Tabelle 6-11

 Die Ausgaben der Länder 
für Forschung und Entwicklung im Bereich Erneuerbarer Energien sind von 1999 bis 
2001 von 53 Mio. € auf 23 Mio. € gefallen (Staiß 2003). Anschließend sind sie bis 2003 
auf 40,8 Mio. € (Schneider 2005) gestiegen, danach aber bis 2006 erneut auf 31,3 Mio. € 
(Schneider 2007) gefallen ( ). Mit dem größten Mittelaufwand gefördert 

                                                
86  Zu den aktuellen Zinssätzen vgl. www.kfw-foerderbank.de. Für die Abschätzung der ge-

genwärtigen Zinsvergünstigungen des Darlehensbestands sind allerdings die jeweiligen 
Konditionen in früheren Jahren relevant. 

87  Diese Zinsvergünstigungen werden nur zu einem kleinen Teil durch Bundesmittel finan-
ziert; genauere Informationen zu den unterschiedlichen Zinsvergünstigungen liegen nicht 
vor. 

88  Zur Rolle der Bundesländer bei der Förderung Erneuerbarer Energien vgl. Mez u. a. (2007) 
und DIW, ZSW, AEE (2008). 

2004 2005 2006 2007 2008
100.000-Dächer-Solarstrom 71,7 65,7 56,1 46,4 36,8
KfW-EE (MAP) 6,8 12,4 13,6 12,3 11,4
ERP-Umwelt 58,6 67,0 77,4 88,7 92,2
KfW-Umwelt (Inland) 29,9 32,2 34,7 39,1 49,1
Solarstrom erzeugen - 5,5 8,9 11,9 15,1
Summe 167,0 182,8 190,7 198,3 204,6
Quelle: Schätzungen und Berechnungen des DIW Berlin
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wurde die FuE im Bereich Erneuerbarer Energien in 2006 in den Ländern Niedersa-
chen (9,5 Mio. €), Hessen (6 Mio. €) und Sachsen (3,6 Mio. €). In diesen Ländern dien-
te ein erheblicher Teil dieser Mittel auch der Förderung nichtuniversitärer Forschungs-
einrichtungen. Überhaupt keine Ausgaben für die Forschung werden für Mecklenburg-
Vorpommern ausgewiesen, relativ geringe Beträge für Baden-Württemberg (0,3 Mio. €) 
und Rheinland-Pfalz (0,4 Mio. €). Etwa zwei Drittel der Forschungsförderung durch die 
Länder entfielen auf die Photovoltaik und die Biomasse. 

Tabelle 6-11: Forschungsausgaben der Länder für Erneuerbare Energien  
2006 und 2003 (in Mio. €)  

 
Quellen: Schneider 2007; Schneider 2005 

Neben Forschung und Entwicklung unterstützen die Länder auch die Markteinführung 
Erneuerbarer Energien mit Finanzhilfen. In 2001 wurden dafür über 130 Mio. € ausge-
geben. Danach sind diese Ausgaben mit der verbesserten Förderung auf Bundesebe-
ne (vor allem im Rahmen des EEG) zurückgegangen. In welchem Umfang die Bundes-
länder die Nutzung von Erneuerbaren Energien aktuell fördern, kann nur grob ge-
schätzt werden. Detaillierte Analysen liegen für Baden-Württemberg (Sawillion 2008) 
und Brandenburg (ZAB 2008) vor89

                                                
89  Im Energiebericht 2006 der Hessischen Landesregierung werden die Fördermittel für ein-

zelne erneuerbare Energietechniken dargestellt, allerdings nur kumuliert über den gesam-
ten Förderzeitraum (teilweise bis 1992 zurück). 

. In 2006 gaben demnach Baden-Württemberg 3,2 
Mio. € und Brandenburg 0,9 Mio. € zur Förderung Erneuerbarer Energien aus. Werden 
auch die Ausgaben für kleine Wasserkraftwerke in Bayern und für die Nutzung von 

Photo-
voltaik

Wind-
energie Biomasse  Geo-

thermie EE allg. Gesamt 
2006 Gesamt 2003

Baden-Württemberg 0,033 0,000 0,131 0,000 0,128 0,3 1,2
Bayern 0,476 0,000 1,000 0,000 0,356 1,8 7,55
Berlin 1,255 0,000 0,000 0,000 0,000 1,3 1,7
Brandenburg 0,000 0,000 0,000 0,000 0,654 0,7 0,1
Bremen 0,000 0,352 0,135 0,000 0,000 0,5 2,66
Hamburg 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,0
Hessen 0,000 0,000 4,500 0,000 1,530 6,0 1,605
Mecklenburg-Vorpommern 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,0 0,55
Niedersachsen 5,508 0,884 2,422 0,015 0,665 9,5 2,2
Nordrhein-Westfalen 1,093 0,022 0,021 0,080 1,629 2,8 15,7
Rheinland-Pfalz 0,000 0,000 0,070 0,000 0,325 0,4 0,05
Saarland 0,075 0,000 0,505 0,000 0,493 1,1 0,17
Sachsen 2,554 0,112 0,854 0,066 0,000 3,6 7,02
Sachsen-Anhalt 0,238 0,000 0,430 0,004 0,000 0,7 0,07
Schleswig-Holstein 0,000 1,200 0,402 0,000 0,021 1,6 0,08
Thüringen 0,830 0,000 0,260 0,000 0,000 1,1 0,14
Summe 12,1 2,6 10,7 0,2 5,8 31,3 40,8
Projektförderung und institutionelle Förderung (ohne Grundfinanzen der Hochschulen); 
keine Angaben für Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern; Angaben für 2003 z.T. einschl. REN (NRW).
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Biomasse in Hessen90

Tabelle 6-12

 berücksichtigt, so ergibt sich eine Wert von knapp 10 Mio. €, 
der von den Bundesländern für die Förderung Erneuerbarer Energien (ohne Forschung 
und Entwicklung) ausgegeben wurde. Für die übrigen Länder muss auf die Landes-
haushalte zurückgegriffen werden, in denen allerdings in der Regel die Förderung Er-
neuerbarer Energien nicht gesondert dargestellt wird. Ausgewiesen werden dort ledig-
lich die Mittel für Programme zur Förderung der rationellen Energiebereitstellung und –
nutzung, die auch Erneuerbare Energien zum Gegenstand haben. Vor allem 
Nordrhein-Westfalen (22 Mio. €), Bayern (8,4 Mio. €) und Niedersachsen (3 Mio. €) 
fördern solche Maßnahmen mit erheblichem Mittelaufwand ( ), in deutlich 
geringerem Umfang Hessen (ohne Biomasseförderung 1,1 Mio. €), Rheinland-Pfalz 
und das Saarland.  

Tabelle 6-12: Fördermittel von Bundesländern für Erneuerbare Energien  
(ohne Forschungsausgaben) 2006 (in Mio. €) 

 
Quellen:  Haushalte der Bundesländer; Zukunftsagentur Brandenburg 2008; Sawillion 2008; 

Ministerium der Finanzen Saarland 2007 

                                                
90  In den Werten für Hessen ist auch die Förderung der stofflichen Nutzung von Biomasse 

enthalten. 

Programm Soll/Ist Betrag

Ausschließliche Förderung für Erneuerbare Energien (bzw. im Zusammenhang mit EE)

Baden-Württemberg1 Klimaschutz-Plus, EE-Anteil Ist 3,231

Bayern Kleine Wasserkraftwerke Soll 0,740

Brandenburg (REN, Rationelle Energienutzung, EE-Anteil Ist 0,887

Hessen Energetische u. stoffliche Nutzung von Biomasse Ist 5,315

Teilweise Förderung Erneuerbarer Energien, EE-Anteil unbekannt

Hessen Marktvorbereitung von u. Informationen über REN u. EE Ist 1,101

Bayern2 Rationelle Energiegewinnung u. -verwendung einschl. EE Soll 8,400

Nordrhein-Westfalen Progress.nrw, Energieeffizienz, Energiesparen  u. EE Ist 22,038

Niedersachsen3 Neue u. erneuerbare Energien, rationelle u. sparsame Energiv. Ist 3,044

Rheinland-Pfalz Effizienzoffensive Rheinland-Pfalz (EOR), Anteil EE? Soll 0,180

Saarland Saarländisches Zukunfsinvestitionsprogramm Plus (ZEPP) Ist 0,012

Die nicht aufgeführten ostdeutschen Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen u. Mecklenburg-
Vorpommern weisen in ihren Haushaltsplänen 2006 keine entsprechenden Mittel aus, für die Stadtstaaten Berlin,
Bremen und Hamburg liegen keine detaillierten Haushaltspläne vor.
1 Einschließlich Zuschüsse an Kommunen.2 In 2007 ist die REN-Förderung auf über 11 Mio. € gestiegen, die für 
Wasserkraftwerke auf 0,81 Mio. € gesunken. Nicht berücksichtigt sind Ausgaben in 2007 von 4,1 Mio € unter dem 
Titel "Forschungsvorhaben und Gesamstkonzept Nachwachsende Rohstoffe". 3 Wert für 2007.
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Die übrigen - in der Tabelle nicht aufgeführten – Bundesländer hatten solche Pro-
gramme in 2006 nicht.91

6.2.4 Fördermittel der Europäischen Gemeinschaften 

 Wird angenommen, dass etwa ein Drittel bis die Hälfte der – 
nicht weiter aufgeschlüsselten - Förderbeträge zugunsten der rationellen Energiebe-
reitstellung und -nutzung auf Erneuerbare Energien entfällt, so lässt sich die gesamte 
Förderung der Länder zugunsten Erneuerbarer Energien (ohne FuE) auf knapp 20 bis 
30 Mio. € schätzen. Darin nicht enthalten sind allerdings Fördermaßnahmen, die mit 
Hilfe von Regional- und Strukturfonds der EU – vermutlich vorrangig in Ostdeutschland 
– finanziert worden sind. 

Die EU fördert Forschung und Entwicklung und die Markteinführung Erneuerbarer 
Energien im Rahmen diverser Programme. Für die nichtnukleare Energieforschung 
wurden 2000 bis 2008 insgesamt 2,2 Mrd. € bzw. im Durchschnitt 246 Mio. € pro Jahr 
(nominale Werte) bewilligt (BMWi 2009a), das war knapp die Hälfte der gesamten 
Ausgaben für Energieforschung. Im Jahr 2008 wurden 246,4 Mio. € für nichtnukleare 
Energieforschung bewilligt (50,7 % der gesamten Mittel für Energieforschung).  

In den Werten für die nichtnukleare Energieforschung sind auch Ausgaben für fossile 
Energieträger enthalten, z. B. für Forschung zur Vermeidung von CO2-Emissionen von 
Kohlekraftwerken und zur Entsorgung des abgeschiedenen Kohlenstoffs. Zum Anteil 
der Forschungsausgaben, der auf regenerative Energien entfällt, gibt es nur unvoll-
ständige Angaben. Nach einer Studie für die Europäische Kommission (EC 2006a) 
entfielen von 2003 bis 2006 etwa 40 % der Ausgaben für nichtnukleare Energiefor-
schung im 6. Rahmenforschungsprogramm (FP6: 272 von 695 Mio. €) auf Erneuerbare 
Energien, ohne Berücksichtigung von Biokraftstoffen mit knapp 210 Mio. € etwa 30 %.  

                                                
91  In 2007 und 2008 sind allerdings in einer Reihe von Ländern zusätzliche Programme auf-

gelegt worden (z. B. die Förderrichtlinie Energieeffizienz und Klimaschutz in Sachsen vom 
24.07.2007 und die Klimaschutz-Förderrichtlinie in Mecklenburg-Vorpommern vom 
31.05.2007). Außerdem fördern einige Länder auch im Rahmen von Agrarinvestitionspro-
grammen den verstärkten Einsatz von Biomasse. 
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*  
Anmerkung: Call 3 unvollständig, ohne Call 4 
Quelle: European Commission, Directorate General for Research (2006) 

Abbildung 6-13: Struktur der Forschungsausgaben der EU in FP6 für Erneuerbare 
Energien 2002 bis 2006 
 

Etwa zwei Drittel der Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien entfallen auf 
Photovoltaik und Bioenergie (ohne Biokraftstoffe, Abbildung 6-13). 

Im 7. Rahmenforschungsprogramm sind für den Zeitraum von 2007 bis 2013 Ausga-
ben für nichtnukleare Energieforschung von 2,35 Mrd. € vorgesehen (Council of the 
European Union 2006). Das entspricht jahresdurchschnittlichen Ausgaben von etwa 
336 Mio. €. Im Vergleich zu den Ausgaben im Jahr 2007 ist also nominal wieder ein 
deutlicher Anstieg der Forschungsausgaben geplant (Abbildung 6-14). Für die Nuklear-
forschung (einschl. Fusion) sind bis 2011 Ausgaben von 2,751 Mrd. € vorgesehen. Das 
entspricht jährlichen Ausgaben von durchschnittlich 550 Mio. € (siehe auch Schreyer, 
Mez 2008). Die Energieforschung insgesamt wird einen Anteil von etwa 12 % am Ge-
samtbudget (50,5 Mrd. €) haben (EC 2006b). 
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NNE = nichtnukleare Energie  
Quellen:  Haushalte der EU (ec.europa.eu/budget/documents/2009_de.htm);  

Berechnungen des DIW Berlin 

Abbildung 6-14: Zahlungen der EU im Energiebereich 2004 bis 2009 (in Mio. €) 

Zusätzlich zur Forschung werden auch die technische Entwicklung und die Kommer-
zialisierung Erneuerbarer Energien durch die EU gefördert. Im Energierahmenpro-
gramm 2003 bis 2006 diente dazu vor allem das „Altener“-Programm. Es wird bis 2010 
fortgeführt und danach durch das Programm „Intelligente Energie“ ersetzt.  

Neben diesen ausschließlich auf die Förderung Erneuerbarer Energien gerichteten 
Programmen werden durch die EU auch Mittel für die Nutzung dieser Energieträger im 
Rahmen der Regionalpolitik bzw. der Strukturfonds vergeben. Für den Zeitraum 2000 
bis 2003 wurde für den Ausbau Erneuerbarer Energien ein Budget von 487 Mio. Euro 
bereitgestellt (European Commission, DG TREN 2002). Aus Hinweisen in den Länder-
haushalten ist ersichtlich, dass diese Fonds auch danach eine bedeutende Rolle bei 
Förderung der wirtschaftlichen und technischen Entwicklung, insbesondere in den ost-
deutschen Bundesländern, gespielt haben. Aktuelle Daten zu den Beträgen, die aus 
diesen Fonds zur Förderung von Erneuerbaren Energien eingesetzt worden sind, lie-
gen aber nicht vor.  

Insgesamt sind die Auszahlungen für Nichtnukleare Energien aus dem EU-Haushalt in 
den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und haben 2007 einen Wert von 219 Mio. € 
erreicht (ohne Transeuropäische Netze und ohne Mittel, die im Rahmen von Regional- 
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und Strukturfonds indirekt dem Energiesektor zugute gekommen sind). Der Gesamt-
wert der Förderung Erneuerbarer Energien durch die EU ist nicht genau bekannt. Noch 
unsicherer ist der Umfang der EU-Mittel, die mit diesem Ziel nach Deutschland fließen. 
Um die Höhe dieser Mittel – auch im Vergleich zur Förderung des Bundes und der 
Länder - in etwa bestimmen zu können, wird hier die EU-Förderung für Deutschland im 
Jahr 2007 grob geschätzt. Ausgehend von den Zahlungen aus dem EU-Haushalt zu-
gunsten nichtnuklearer Energieträger (ohne transeuropäische Netze) wird angenom-
men, dass davon 18 % nach Deutschland fließen92 und knapp 40 % der Mittel Erneu-
erbaren Energien zugute kommen. Daraus ergibt sich eine gesamte EU-Förderung für 
Erneuerbare Energien in Deutschland von knapp 16 Mio. €.93

6.2.5 Fördermittel der Gemeinden 

  

Den Einsatz Erneuerbarer Energien fördern neben den Bundesländern auch viele 
Kommunen. Die größte Zahl der hierbei aktiven Kommunen kommt aus Baden-
Württemberg, Bayern und Hessen. In den neuen Bundesländern führen nur wenige 
Städte entsprechende Programme durch (z.B. Magdeburg) (BMU/BINE 2008). Darüber 
hinaus engagiert sich inzwischen eine Vielzahl von Kommunen durch eigene Projekte 
bei der Nutzung von Erneuerbaren Energien.94

6.2.6 Private Fördermittel 

 

Belastbare Informationen zum Umfang der Förderung von Erneuerbaren Energien 
durch private Unternehmen und Stiftungen liegen nicht vor. Angaben zu den Unter-
nehmen, die derzeit rationelle Energienutzung und Erneuerbare Energien fördern, kön-
nen BMU/BINE (2008) entnommen werden. Die meisten dieser Unternehmen sind in 
Nordrhein-Westfalen tätig. Daten zur Förderung Erneuerbarer Energien durch Stiftun-
gen sind im Rahmen einer Kurzstudie von Walser und Neidlein (2007a, 2007b) im Auf-
trag des BMU ermittelt worden (vgl. auch Kratzat u.a. 2007). Demnach ist heute eine 

                                                
92  Von 2000 bis 2006 sind von der EU innerhalb des 6. Rahmenprogramms für Forschung 

(ohne Fusion) insgesamt 16,7 Mrd. € ausgegeben worden, davon flossen etwa 18 % nach 
Deutschland (EC 2008). 

93  Detaillierte Listen liegen zu den Subventionen für Demonstrationsvorhaben, Studien, Ta-
gungen vor, die von der DG TREN und der Intelligent Energy Executive Agency vergeben 
worden sind. Für Deutschland sind im Zusammenhang mit Erneuerbaren Energien folgen-
de Mittel bewilligt worden:  
Intelligent Energy Executive Agency: 2005 = 2, 2006 = 6, 2007 = 3 Mio. €;   
DG TREN: 2003 = 4, 2004 = 8, 2005 = 8, 2006 = 19 Mio. €.  
(http://ec.europa.eu/energy/intelligent/library/official_documents_en.htm) 

94  Vgl. www.kommunal-erneuerbar.de/de/erfolgsbeispiele.html 
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Vielzahl von Stiftungen im Bereich Erneuerbare Energien tätig (z.B. Deutsche Bundes-
stiftung Umwelt, Carmen e.V., Allianz Umweltstiftung). Die von den Autoren mit knapp 
8 Mio. € jährlich veranschlagten Zahlungen dürften eine Untergrenze der Mittel darstel-
len, die durch solche Institutionen bereitgestellt werden. 

6.2.7 Einordnung von Fördermitteln bei der Bilanzierung von 
Kosten- und Nutzen-Wirkungen 

Fördermittel für Erneuerbare Energien stellen Transfers dar, die zum einen Anreize zur 
Entwicklung oder Nutzung von Erneuerbaren Energien geben und zum anderen die 
Verteilung von Differenzkosten zwischen unterschiedlichen Akteuren beeinflussen. Zu 
den unmittelbar Begünstigten zählen in erster Linie Anlagenhersteller oder -betreiber, 
während sich die Belastungen im Fall öffentlicher Fördermittel in öffentlichen Haushal-
ten niederschlagen und letztlich vom Steuerzahler zu tragen sind. Im Fall privater För-
dermittel z.B. von Stiftungen werden Belastungen freiwillig übernommen, wobei die 
Mittel etwa durch Spenden aufgebracht werden.  

Öffentliche Fördermittel gelten – soweit sie sich nicht auf allgemeine Staatsaufgaben 
wie die Grundlagenforschung beziehen – als staatliche Subventionen in Form von Fi-
nanzhilfen oder Steuervergünstigungen (vgl. z. B. 21. Subventionsbericht der Bundes-
regierung). Die konkreten Begriffsabgrenzungen von Subventionen sind allerdings häu-
fig – meist hinsichtlich der Rechtfertigung oder der Referenzsituation – umstritten.  

Zu den Fördermitteln werden hier auch Ausgaben für Forschung und Entwicklung ge-
zählt. Dabei ist aber stets zu beachten, dass solche Ausgaben künftigen Innovationen 
dienen und in der Regel nicht der gegenwärtigen Nutzung Erneuerbarer Energien zu-
gerechnet werden können. 

Die finanzielle Förderung der Marktentwicklung Erneuerbarer Energien z.B. durch das 
Marktanreizprogramm stellt für sich genommen keinen Ressourcenverzehr dar, son-
dern eine (teilweise oder vollständige) Kompensation von Belastungen aufgrund von 
Mehraufwendungen bzw. Differenzkosten bei der Nutzung Erneuerbarer Energien.  

Die Höhe der Fördermittel kann wesentlich sowohl von individuellen Differenzkosten 
als auch von Differenzkosten, die auf Basis von typisierten Systemkostenvergleichen 
ermittelt werden, abweichen. Unterschiede können u.a. auf unterschiedlichen Bewer-
tungsansätzen (z. B. Abschreibungen, Steuern, Zinssätze) beruhen, aber auch auf 
möglichen Mitnahmeeffekten bzw. umgekehrt einer freiwilligen Bereitschaft von Priva-
ten, verbleibende Differenzkosten selbst zu tragen. Deshalb können Fördermittel nicht 
oder nur mit großen Einschränkungen als Näherungswerte für Differenzkosten  be-
trachtet werden.  
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Wenn die Differenzkosten der Nutzung Erneuerbarer Energien im Rahmen der Bilan-
zierung von Kosten- und Nutzen-Wirkungen bereits direkt quantifiziert werden, dürfen 
Fördermittel (zur Vermeidung von Doppelzählungen) nicht zusätzlich als Kosten ange-
rechnet werden. In einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung sind dann den Ausgaben 
zur Förderung Erneuerbarer Energien auf Seiten der Geber die ebenso hohen Ein-
nahmen bei den Empfängern gegenüberzustellen. Damit werden Verteilungseffekte, 
aber keine zusätzlichen Kosten beschrieben.  

Über die Differenzkosten der Nutzung Erneuerbarer Energien hinaus können allerdings 
durch die Förderung echte Zusatzkosten in Form von Transaktionskosten entstehen, 
z.B. Bürokratiekosten für die Durchführung der Fördermaßnahmen. Die Höhe solcher 
Kosten hängt maßgeblich von den konkreten gesetzlichen und administrativen Vorga-
ben ab (zur Höhe von Transaktionskosten vgl. Kapitel 4.3.1). 

6.2.8 Fazit 

Erneuerbare Energien werden in Deutschland in einer Reihe unterschiedlicher Pro-
gramme mit öffentlichen und anderen Mitteln finanziell gefördert. Die in diesem Unter-
suchungsteil berechneten bzw. geschätzten Mittel der unterschiedlichen Geldgeber für 
Forschung und Marktentwicklung sind in Abbildung 6-15 zusammenfassend darge-
stellt.  

Im Jahr 2008 hat der Bund für die Förderung von Forschung und Entwicklung auf die-
sem Gebiet 161,2 Mio. € ausgegeben, davon 97,4 Mio. € als Projektförderung des 
BMU. Hinzu kommen Forschungsausgaben der Länder von 31 Mio. € (2006) und antei-
lige Ausgaben der EU von rund 16 Mio. € (2007). Hieraus ergeben sich insgesamt jähr-
liche Mittel für Forschung und Entwicklung von etwa 208 Mio. €. Diese Mittel dienen 
künftigen Innovationen und können insofern nicht der gegenwärtigen Nutzung Erneu-
erbarer Energien in Deutschland zugerechnet werden.95

An den Ausgaben des Bundes im Förderbereich Energieforschung und Energietechno-
logie hatten Erneuerbare Energien 2007 einen Anteil von einem Sechstel, während 
zwei Drittel auf den Nuklearbereich einschließlich Fusionsforschung entfielen. Der An-
teil der Forschungsausgaben für Erneuerbarer Energien wird künftig weiter zunehmen. 

 

                                                
95  Der gegenwärtigen Nutzung Erneuerbarer Energien kommen zum Teil Forschungs- und 

Entwicklungsausgaben aus früheren Jahren zugute. Eine quantitative Zurechnung solcher 
Ausgaben auf die Nutzung Erneuerbarer Energien in einem bestimmten Jahr ist allerdings 
kaum möglich.  
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Anmerkungen:  Angaben für Länder, EU-Anteil und Stiftungen beruhen auf Daten für Vorjahre; 
für Gemeinden und private Förderer liegen keine weiteren Angaben vor; zur jeweiligen Abgren-
zung der Fördermittel vgl. Erläuterungen im Text.  
Quelle: Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin 

Abbildung 6-15: Übersicht über Fördermittel für EE in Deutschland 2008 (in Mio. €) 
 

Neben Forschung und Entwicklung wird die Markteinführung bzw. -entwicklung Erneu-
erbarer Energien seit 1999 verstärkt finanziell unterstützt. Der Bund hat für die Förde-
rung Erneuerbarer Energien im Wärme- und Strombereich im Jahr 2008 277 Mio. € 
ausgegeben, davon 236 Mio. € zur Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien. Die Mittel des Marktanreizprogramms (MAP), dessen Schwer-
punkt im Wärmebereich liegt, sind im Rahmen der Klimaschutzinitiative wesentlich er-
höht worden. Im Jahr 2009 stehen für Einzelmaßnahmen im Bereich des BMU 400 
Mio. € zur Verfügung. 

Für den Ausbau Erneuerbarer Energien sind auch Darlehen wichtig, die von der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) in unterschiedlichen Programmen vergeben werden. 
Im Jahr 2008 sind die gesamten Darlehenszusagen der KfW für Erneuerbare Energien 
(einschließlich Auslandsprojekte) auf 4,178 Mrd. € gestiegen. Hierbei dominieren Mittel 
aus den Programmen ERP-Umwelt und KfW-Umwelt (Inland), die vor allem Windener-
gie- und Photovoltaikanlagen zugutekommen, während die Darlehen im KfW-Pro-
grammteil des MAP hieran nur einen Anteil von 1,1 % haben. Von größerer Bedeutung 
waren Darlehen im Programm Solarstrom Erzeugen, mit dem speziell Photovoltaik-

0

100

200

300

400

500

600

700

800

Forschung Marktentwicklung Gesamt

M
io

. €

Stiftungen
KfW-Zinsvergünstigungen 
EU-Anteil
Ländermittel
Bundesmittel



196  

 

 

anlagen gefördert worden sind. Der Wert der Zinsvergünstigungen aller KfW-Darlehen 
für Erneuerbare Energien in Deutschland wird für das Jahr 2008 (einschließlich des 
2003 ausgelaufenen 100.000-Dächer-Solarstrom-Programms) auf 205 Mio. € ge-
schätzt.  

Über die Förderung Erneuerbarer Energien durch die Bundesländer liegen (abgesehen 
vom Forschungsbereich) nur vereinzelte Angaben vor. Die Summe dieser Fördermittel 
wird auf 20 bis 30 Mio. € pro Jahr geschätzt. Daneben engagieren sich auch mehr und 
mehr Gemeinden für den Ausbau Erneuerbarer Energien und führen eigene Projekte 
durch. Über die Höhe privater Fördermittel gibt es bisher kaum Erhebungen; für das 
Jahr 2006 sind die Mittel allein von Stiftungen auf rund 8 Mio. € geschätzt worden. 

Die öffentlichen Fördermittel für Erneuerbare Energien in Deutschland lagen insgesamt 
betrachtet 2008 außerhalb des Forschungsbereichs bei gut 0,5 Mrd. €. Solche Mittel 
sind Transfers, die Anreize zur verstärkten Nutzung Erneuerbarer Energien geben, 
indem sie Zusatzkosten für Anlagenbetreiber teilweise kompensieren. Wenn die Diffe-
renzkosten der Nutzung Erneuerbarer Energien im Rahmen der Bilanzierung von Kos-
ten- und Nutzen-Wirkungen bereits direkt quantifiziert werden, dürfen Fördermittel (zur 
Vermeidung von Doppelzählungen) nicht zusätzlich als Kosten angerechnet werden. In 
einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung stehen den Ausgaben zur Förderung Erneu-
erbarer Energien ebenso hohe Einnahmen bei den Empfängern gegenüber. Damit 
werden somit Verteilungseffekte, aber keine zusätzlichen (über die Differenzkosten 
hinausgehenden) Kosten beschrieben.  
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6.3 Besteuerung von Strom 

6.3.1 Einleitung 

Im Zusammenhang mit Kosten- und Nutzenwirkungen Erneuerbarer Energien ist auch 
die steuerliche Behandlung von Erneuerbaren Energien zu berücksichtigen. Dabei ist 
insbesondere die Besteuerung von Strom aus Erneuerbaren Energien von Bedeutung. 
Strom aus Erneuerbaren Energien ist in Deutschland bisher von der Stromsteuer nur 
dann ausgenommen, wenn dieser aus einem ausschließlich aus solchen Energieträ-
gern gespeisten Netz entnommen wird. Daher wurde bei der Einführung der Ökologi-
schen Steuerreform 1999 beschlossen, dass ein Teil des Steueraufkommens für finan-
zielle Fördermaßnahmen - vornehmlich im Wärmebereich - verwendet wird (Markt-
anreizprogramm, MAP). Mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien ist auch das Volumen 
der EE-Stromsteuer in den vergangenen Jahren stark gestiegen. Nach einer Darstel-
lung der Stromsteuer und ihres Aufkommens wird in diesem Papier zunächst das Auf-
kommen der Stromsteuer auf EE-Strom geschätzt und diskutiert, wie dieses Aufkom-
men im Rahmen von Kosten-Nutzen-Rechnungen zu charakterisieren und einzuordnen 
ist. Anschließend wird auf die Frage eingegangen, ob Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien in Deutschland künftig von der Stromsteuer ausgenommen werden sollte und wel-
che Vor- bzw. Nachteile damit möglicherweise verbunden wären.96

 

  

                                                
96  Für eine Bewertung einer Stromsteuerbefreiung EE sind neben Anreiz- und Verteilungswir-

kungen auch die künftigen Fortentwicklungen des Förderinstrumentariums und der Ener-
giebesteuerung in Deutschland und in Europa zu betrachten; eine tiefer gehende Analyse 
ist in Teil 3 des Projektes vorgesehen. 
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6.3.2 Stromsteuer als Teil der Ökologischen Steuerreform 

Die im Jahr 1999 in Deutschland eingeleitete Ökologische Steuerreform verfolgte zu-
gleich zwei Ziele, nämlich erstens Anreize zum Energiesparen durch eine steuerliche 
Verteuerung von Energie und zweitens einen Beitrag zur Beschäftigungssicherung 
durch eine Senkung der Lohnnebenkosten. Die erste Stufe der Ökologischen Steuerre-
form trat am 1. April 1999 in Kraft. Damit wurde eine Steuer auf den Endenergiever-
brauch von Kraft- und Heizstoffen – zusätzlich zu der bereits vorhandenen Mineralöl-
steuer – sowie von Strom eingeführt. In vier weiteren Stufen wurden die Mineralölsteu-
ersätze sowie der Stromsteuersatz jeweils zum 1. Januar in den Jahren 2000 bis 2003 
erhöht (zuletzt durch das am 1. Januar 2003 in Kraft getretene Gesetz zur Fortentwick-
lung der Ökologischen Steuerreform vom 23. Dezember 2002). 

Zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Besteuerung von Energieerzeugnis-
sen (Richtlinie 2003/96/EG) und zur Förderung von Biokraftstoffen und anderen erneu-
erbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor (Richtlinie 2003/30/EG) trat in Deutschland zum 
1. August 2006 eine „Neuregelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und zur 
Änderung des Stromsteuergesetzes (Bundesgesetzblatt 2006, Teil I Nr. 33) in Kraft, 
wobei die bisherigen Regelungen allerdings weitgehend übernommen wurden. Im 
Energiesteuergesetz 2006 wurde u.a. eine Besteuerung des Kohlenverbrauchs einge-
führt. Außerdem wurden Steuerentlastungen für bestimmte energieintensive Prozesse 
(z.B. Glas, Zement) eingeführt, da nach der EU-Energiesteuerrichtlinie Steuerermäßi-
gungen nicht mehr pauschal für Branchen möglich sind. Verändert wurden auch ein-
zelne Regelungen zur Besteuerung des Brennstoffeinsatzes zur Stromerzeugung,97

Elektrischer Strom wird seit April 1999 mit einem Regelsatz von 10,20 Euro je MWh 
besteuert, der in Folgejahren stufenweise erhöht worden ist; seit Januar 2003 beträgt 
er 20,50 Euro je MWh. Die Stromsteuer ist eine Verbrauchsteuer

 
weil nach der EU-Richtlinie grundsätzlich nicht der Einsatz zur Stromerzeugung, son-
dern der erzeugte Strom besteuert werden soll.  

98

                                                
97  Bei Einsatz von Kohle, Öl oder Erdgas zur Stromerzeugung in Kraftwerken und Heizkraft-

werken mit einer Leistung von mehr als 2 MW wird auf Antrag eine Steuerentlastung ge-
währt. Für KWK-Anlagen mit einem Monats- oder Jahresnutzungsgrad von mindestens 
70 % gilt dies auch für Anlagen mit geringerer Leistung (§ 53 Energiesteuergesetz). Stro-
merzeugungsanlagen mit einer Leistung von nicht mehr als 2 MW sind zwar nicht von den 
Energiesteuern auf die eingesetzten Energieträger befreit, bei der Eigennutzung des er-
zeugten Stromes sind sie aber von der Stromsteuer befreit. 

. Die Steuer ent-
steht dadurch, dass vom Versorger bereitgestellter Strom durch Letztverbraucher aus 

98  Neben der Stromsteuer und der Energiesteuer (ehem. Mineralölsteuer) gibt es in Deutsch-
land Verbrauchsteuern auf Tabak, Branntwein, Bier, Schaumwein-/Zwischenerzeugnisse, 
Alkopop und Kaffee. 
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dem Versorgungsnetz entnommen wird oder dadurch, dass der Versorger dem Netz 
Strom zum Selbstverbrauch entnimmt. Die Stromsteuer wird bei den Versorgern (bzw. 
Eigenerzeugern) erhoben, die die Steuer ggf. auf die Verbraucher abwälzen können.  

Das Stromsteuergesetz (StromStG) beinhaltet eine Reihe von Steuerbefreiungen, 
Steuerermäßigungen und Steuerentlastungen. Steuerfrei (nach § 9 (1) StromStG) ist 
u.a. Strom, der 

• aus erneuerbaren Energieträgern (ausgenommen Strom aus Wasserkraftwerken mit 
einer Generatorleistung über zehn MW) erzeugt und aus einem ausschließlich aus 
solchen Energieträgern gespeisten Netz oder einer entsprechenden Leitung ent-
nommen wird, 

• zur Stromerzeugung entnommen wird oder 

• in Anlagen mit einer Nennleistung bis zu zwei Megawatt erzeugt und in räumlichem 
Zusammenhang zu dieser Anlage entnommen wird. 

Steuerermäßigungen (nach § 9 (2), (2a) und (3) StromStG) gelten für 

• den Verkehr mit Oberleitungsomnibussen und den Fahrbetrieb im Schienenbahn-
verkehr (11,42 Euro je MWh), 

• den Betrieb von Nachtspeicherheizungen, die vor dem 01. April 1999 installiert wor-
den sind, bis zum 31. Dezember 2006 (12,30 Euro je MWh), 

• die Stromentnahme von Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder Unter-
nehmen der Land- und Forstwirtschaft für betriebliche Zwecke (12,30 Euro je MWh).  

Außerdem werden auf Antrag nach (§ 9a StromStG) Steuerentlastungen (Erlass, Er-
stattung oder Vergütung der Steuer) für bestimmte Prozesse und Verfahren in Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes gewährt (1. Elektrolyse, 2. Glas, Keramik, Ze-
ment, Kalk u.a., 3. Metall, 4. chemische Reduktion). 

Darüber hinaus haben Unternehmen des Produzierenden Gewerbes im Rahmen des 
Spitzenausgleichs (nach § 10 StromStG) einen Anspruch auf eine Steuerentlastung, 
dessen Höhe von der Steuerbelastung und der Entlastung durch die Absenkung des 
Arbeitgeberanteils an den Rentenversicherungsbeiträgen abhängt. 

6.3.3 Aufkommen der Stromsteuer und Steuermindereinnahmen 

Das Aufkommen der Stromsteuer betrug im Jahr 2007 (Ist) 6,35 Mrd. Euro. Von 1999 
bis 2007 waren es insgesamt 46,81 Mrd. Euro.  

Aufgrund der unterschiedlichen Sonderregelungen ist das Stromsteueraufkommen 
wesentlich geringer, als wenn der gesamte Stromverbrauch mit dem Regelsteuersatz 
von 20,50 Euro/MWh besteuert würde. Tabelle 6-13 zeigt die Entwicklung der Strom-
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steuer-Mindereinnahmen von 1999 bis 2008 nach den Angaben der Subventionsbe-
richte des Bundesministeriums für Finanzen. Sie summieren sich in diesem Zeitraum 
auf insgesamt 34 Mrd. Euro. 

Tabelle 6-13: Stromsteuer-Mindereinnahmen 1999 bis 2008 (Mrd. Euro) 

 
Quellen: BMF: 18. bis 21. Subventionsbericht, Berechnungen des DIW Berlin 

Für das Jahr 2008 werden insgesamt Stromsteuer-Mindereinnahmen von 3,73 Mrd. € 
ausgewiesen. Davon entfallen 1,85 Mrd. € auf Steuerermäßigungen bei Stromentnah-
me von Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirt-
schaft für betriebliche Zwecke und 1,7 Mrd. € auf Steuerentlastungen im Rahmen des 
Spitzenausgleichs für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes. Hinzu kommen 
Steuerermäßigungen von 0,14 Mrd. € im Verkehrsbereich und von 0,04 Mrd. für be-
stimmte Prozesse und Verfahren.  

Steuermindereinnahmen für Strom aus Erneuerbaren Energien gemäß § 9 (1) Nr. 1 
StromStG (Eigenverbrauch, reine EE-Netze) werden im Subventionsbericht genannt, 
aber aufgrund fehlender Daten nicht quantifiziert. Es ist davon auszugehen, dass der 
entsprechende Betrag relativ gering ist und vernachlässigt werden kann.  

6.3.4 Aufkommen der Stromsteuer auf Strom aus Erneuerbaren 
Energien 

Das Aufkommen der Stromsteuer auf Strom aus Erneuerbaren Energien wird nicht 
amtlich erfasst und kann nur geschätzt werden, da die Steuerminderungen von der Art 
des Stromverbrauchs abhängen und keine Angaben über die jeweiligen Anteile des 
Stroms aus Erneuerbaren Energien vorliegen. Im Folgenden werden hierzu zwei unter-
schiedliche Schätzansätze verwendet.99

Beim Schätzansatz I (

 

Tabelle 6-14) wird die EE-Stromsteuer aus dem gesamten 
Stromsteueraufkommen und dem Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromver-
brauch ermittelt. Auf diesem Ansatz beruhen die Angaben des BMF (Hendrick, Bun-
                                                
99  Auf die Stromsteuer wird zusätzlich die Mehrwertsteuer (von derzeit 19 %) erhoben. Dieser 

Effekt, bei dem aber auch die unterschiedlichen Möglichkeiten des Vorsteuerabzugs zu be-
rücksichtigen sind, wird hier nicht weiter betrachtet.    

StromStG 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008
Strom aus EE (Eigenverbr.) § 9 (1) Nr. 1 . . . . . . . . . .
Schienenbahnverkehr § 9 (2) Nr. 2 0,05 0,10 0,12 0,14 0,16 0,14 0,14 0,14 0,14 0,14
Prod. Gewerbe, LFW § 9 (3) 1,227 2,25 2,71 3,17 1,85 1,85 1,85 1,85 1,85 1,85
Prod. Gewerbe § 10 0,21 0,28 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7
Best. Prozesse, Verf. § 9a 0 0 0 0 0 0 0 0,016 0,04 0,04
Nachtspeicher (bis 2006) § 9 (2a) 0,087 0,17 0,20 0,23 0,2 0,2 0,2 0,2 0 0
Summe 1,365 2,522 3,239 3,823 3,910 3,890 3,890 3,906 3,730 3,730
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destagsdrucksache 16/1268 S.13) für das Jahr 2005 und des BMU (Mai 2008) für das 
Jahr 2007. Aus diesem Schätzansatz ergibt sich für das Jahr 2008 ein Aufkommen aus 
Stromsteuer auf Erneuerbare Energien von 928 Mio. Euro.  

Beim Schätzansatz II (Tabelle 6-15) wird aus der EE-Stromerzeugung und dem Regel-
satz zunächst als Obergrenze die Höhe der EE-Stromsteuer ermittelt, die sich ohne 
Steuern mindernde Sonderregelungen ergeben würde (2008: 1.873 Mio. Euro). Diese 
Obergrenze wird dann mit dem Anteil des tatsächlichen Steueraufkommens (mit Son-
derregelungen) am gesamten Stromsteueraufkommen, das sich ohne Sonderregelun-
gen ergeben hätte, multipliziert. Zugrunde gelegt werden dabei die Angaben der Steu-
erstatistik über das tatsächliche Steueraufkommen (gemäß Tabelle 6-14) und die An-
gaben der Subventionsberichte über die Steuermindereinnahmen (gemäß Tabelle 
6-13). Nach diesem Ansatz II ergibt sich für 2008 ein Aufkommen aus Stromsteuer auf 
Erneuerbare Energien von 1.174 Mio. Euro. 

Tabelle 6-14: Schätzung der Stromsteuer auf EE-Strom (Schätzansatz I) 

 
Quellen:  BMU, AGEB, BMF; Berechnungen des DIW Berlin 

Tabelle 6-15: Schätzung der Stromsteuer auf EE-Strom (Schätzansatz II) 

 
Quellen: BMU, BMF; Berechnungen des DIW Berlin 

Stromerz. Bruttostrom- Anteil Stromsteuer EE-StromSt EE-StromSt
aus EE verbrauch EE/BSV Aufkommen Ansatz I Ansatz I
GWh TWh % Mio. € Mio. € Mio. €(2008)

1999 30.511 557,3 5,5 1.816 100 109
2000 36.679 579,6 6,3 3.356 212 233
2001 39.073 585,1 6,7 4.323 289 313
2002 45.760 587,4 7,8 5.097 397 424
2003 48.654 598,6 8,1 6.531 531 561
2004 57.529 608,0 9,5 6.597 624 653
2005 63.569 612,1 10,4 6.462 671 698
2006 72.240 617,0 11,7 6.273 734 760
2007 86.811 618,4 14,0 6.355 892 906
2008 91.352 616,6 14,8 6.261 928 928

1999-2008 572.178 5.980,1 9,6 53.069 5.378 5.584

Stromerz. Stromsteuer EE-StromSt Stromsteuer Stromsteuer Stromsteuer EE-StromSt EE-StromSt
aus EE Regelsatz Obergrenze Mindereinn. Aufk+Minder Aufkommen Ansatz II Ansatz II
GWh ct/kWh Mio. € Mio. € Mio. € % Mio. € Mio. €(2008)

1999 30.511 1,023 234 1.365 3.181 57,1 134 146
2000 36.679 1,278 469 2.522 5.878 57,1 268 294
2001 39.073 1,534 599 3.239 7.562 57,2 343 372
2002 45.760 1,790 819 3.823 8.920 57,1 468 500
2003 48.654 2,050 997 3.910 10.441 62,6 624 659
2004 57.529 2,050 1.179 3.890 10.487 62,9 742 776
2005 63.569 2,050 1.303 3.890 10.352 62,4 813 846
2006 72.240 2,050 1.481 3.906 10.179 61,6 913 944
2007 86.811 2,050 1.780 3.730 10.085 63,0 1.121 1.139
2008 91.352 2,050 1.873 3.730 9.991 62,7 1.174 1.174

1999-2008 572.178 - 10.735 34.005 87.074 60,9 6.599 6.849
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Wie Abbildung 6-16 zeigt, hat sich die Stromsteuer auf EE-Strom seit 1999 stark er-
höht. Dies ist im Wesentlichen auf die Zunahme der Stromerzeugung aus Erneuerba-
ren Energien zurückzuführen. Bis 2003 haben hierzu zusätzlich auch die Erhöhungen 
des Steuersatzes beigetragen (vgl. Tabelle 6-15).  

 
Quellen: BMF, BMU, AGEB, Berechnungen des DIW Berlin 

Abbildung 6-16: Entwicklung der Stromsteuer auf EE-Strom 

Im Jahr 2008 lag das Aufkommen der Stromsteuer auf EE-Strom in Abhängigkeit vom 
Schätzansatz bei 0,9 bzw. 1,2 Mrd. Euro, während es ohne Berücksichtigung der Son-
derregelungen 1,9 Mrd. Euro betragen hätte. Von 1999 bis 2008 ergibt sich nominal 
insgesamt eine kumulierte Stromsteuer auf EE-Strom von 5,4 bis 6,6 Mrd. Euro, zu 
Preisen von 2008 sind dies 5,6 bis 6,8 Mrd. Euro.100

 

 

                                                
100  Preisbereinigung mit dem BIP-Deflator (StaBA 2009). 
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6.3.5 Charakterisierung der Besteuerung von Strom aus Erneu-
erbaren Energien  

Strom aus Erneuerbaren Energien wird derzeit im Wesentlichen ebenso besteuert wie 
Strom aus fossilen und nuklearen Energien. Die Charakterisierung der Besteuerung 
von EE-Strom hinsichtlich der Bilanzierung von Kosten und Nutzen Erneuerbarer 
Energien hängt vom verwendeten Referenzsteuersystem ab. Dazu werden zwei Alter-
nativen betrachtet:  

(1) Ausgehend von einem System, das Strom unabhängig von den eingesetzten Ener-
gieträgern besteuern will, stellt eine Besteuerung von EE-Strom keine Kosten oder 
Nutzen von Erneuerbaren Energien dar; eine Befreiung Erneuerbarer Energien von der 
Stromsteuer entspräche einer Förderung Erneuerbarer Energien (staatliche Subvention 
i.S. des Subventionsberichtes), die dann aus Sicht des Staates als Kosten zu verbu-
chen wären.  

(2) Mit der ökologischen Steuerreform, mit der die Stromsteuer eingeführt wurde, soll-
ten zugleich Lohnnebenkosten und Umweltbelastungen vermindert werden. Angesichts 
deutlich geringerer Umweltbelastungen (externer Kosten) durch Erneuerbare Energien 
wären dann in einem idealen System entsprechend geringere Steuersätze oder eine 
generelle Befreiung Erneuerbarer Energien von der Stromsteuer angemessen. Da hie-
rauf aus damaligen Praktikabilitätsgründen verzichtet wurde, kann die Stromsteuer als 
unbeabsichtigte Belastung Erneuerbarer Energien und damit quasi als Nutzen von Er-
neuerbaren Energien betrachtet werden.  

Um Doppelzählungen von Nutzenwirkungen Erneuerbarer Energien zu vermeiden, ist 
ausgehend von der zweiten Alternative bei einer Gesamtbewertung allerdings eine 
Saldierung mit externen Kosten (die in AP 1.6 ermittelt werden) angezeigt, da das Re-
ferenz-Steuersystem (2) eine Teil-Internalisierung impliziert. D.h. umgekehrt: Wenn die 
durch Erneuerbare Energien eingesparten externen Kosten an anderer Stelle bereits 
vollständig angerechnet werden, dann soll die Stromsteuer auf EE-Strom nicht gleich-
zeitig als Nutzengröße bilanziert werden. Die betrachteten Alternativen führen somit 
letztlich zum selben Gesamtergebnis.  

Diese Betrachtung gilt für die Bewertung im Bereich EE-Strom. Die als Kompensation 
für die EE-Strombesteuerung beschlossenen Mittel in Höhe von zunächst rund 0,2 
Mrd. Euro pro Jahr für das MAP, das sich hauptsächlich auf den Wärmebereich be-
zieht, sind hierbei außer Acht gelassen und müssen dementsprechend als Kosten im 
Wärmebereich berücksichtigt werden.  
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6.3.6 Perspektiven einer Befreiung Erneuerbarer Energien von 
der Stromsteuer 

Grundsätzlich wäre eine Befreiung Erneuerbarer Energien von der Stromsteuer als 
Instrument zu einer verursachergerechten Steuerstruktur und zur Schaffung angemes-
sener Wettbewerbsvorteile vertretbar. Nach § 15 der EU-Energiesteuerrichtlinie101

Von dieser Möglichkeit hat die Bundesregierung allerdings auch im Energiesteuerge-
setz 2006 keinen Gebrauch gemacht. Das wurde vor allem damit begründet, dass es 
aus rechtlichen und administrativen Gründen insbesondere bei importiertem Strom 
nicht möglich sei, die Herkunft des Stroms verlässlich nachzuweisen (Bundesregierung 
2005). Gegenwärtig dürften allerdings ausreichende Voraussetzungen für entspre-
chende Herkunftsnachweise für EE-Strom gegeben sein. Auch Befürchtungen einer 
verminderten Transparenz des Steuersystems oder eines erhöhten Verwaltungsauf-
wands dürften einer Steuerbefreiung nicht grundsätzlich entgegenstehen.  

 von 
2003 können die Mitgliedstaaten uneingeschränkte oder eingeschränkte Steuerbefrei-
ungen oder Steuerermäßigungen u.a. für Strom aus Erneuerbaren Energien festlegen.  

Ein weiteres Argument gegen eine generelle Stromsteuerbefreiung oder -ermäßigung 
könnte darin gesehen werden, dass bei der Einführung der ökologischen Steuerreform 
1999 im Gegenzug zum Verzicht auf Stromsteuerbefreiung entsprechend hohe Mittel 
für das zugleich begonnene Marktanreizprogramm (MAP) bereitgestellt wurden. Mitt-
lerweile hat sich das Aufkommen der Stromsteuer auf EE-Strom wie oben dargestellt 
allerdings vervielfacht.102

In der Diskussion über die Ausgestaltung der Stromsteuer ist von besonderer Bedeu-
tung, dass mit der ökologischen Steuerreform zugleich zwei Ziele verfolgt worden sind, 
nämlich zum einen Anreize zur Umweltentlastung und zum anderen eine Verwendung 
der Finanzmittel für die Verminderung von Lohnnebenkosten, um die gesamtwirtschaft-
liche Beschäftigung zu fördern. Bei einer weiterhin starken Zunahme Erneuerbarer 
Energien und einem weitgehenden Ersatz fossiler Energieträger in der Stromerzeu-
gung könnten aber bei einer Befreiung von EE-Strom die Mittel hierfür fehlen. Insofern 
könnte es zu einem Konflikt zwischen umwelt- und energiepolitischen und den wirt-
schaftspolitischen Zielen kommen (Grahl 2001). Eine aufkommensneutrale Stromsteu-

  

                                                
101  Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemein-

schaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektri-
schem Strom (Text von Bedeutung für den EWR). Amtsblatt Nr. L 283 vom 31/10/2003 S. 
0051 – 0070. 

102  Auch unter Berücksichtigung der Aufstockung des MAP ist das Aufkommen aus der Be-
steuerung von EE-Strom mittlerweile wesentlich höher. 
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erbefreiung von EE-Strom wäre unter sonst gleichen Bedingungen nur zu erreichen, 
wenn der Steuersatz immer weiter erhöht würde, wodurch zugleich auch der mögliche 
steuerliche Anreiz für EE-Strom immer stärker würde.  

Aus energie- und umweltpolitischer Sicht muss vor allem das Zusammenspiel von 
Stromsteuer und der Förderpolitik optimiert werden. Eine Befreiung von der Strom-
steuer würde für EEG-Anlagenbetreiber, die eine Mindestvergütung in Anspruch neh-
men, zunächst keinen zusätzlichen Anreiz bewirken, solange die Differenz zwischen 
EEG-Vergütung und Marktpreis größer ist als die Stromsteuer. Von einer Steuerbefrei-
ung könnten hingegen Anbieter von nicht durch das EEG gefördertem grünen Strom 
profitieren; dies ist bisher allerdings noch ein Nischenmarkt (Meyer, Kunz 2002), so-
dass die Wirkungen insofern gering wären. Eine größere Wirksamkeit könnte eine 
Steuerbefreiung erlangen, wenn künftig die im EEG 2009 angelegte Direktvermarktung 
ohne oder mit Marktprämie (optionales Bonusmodell) eine größere Bedeutung erlangt. 
In einem solchen System könnten 2 Cent je kWh zusätzlich die Wirtschaft entschei-
dend stärken. Eine Befreiung von EE-Strom von der Stromsteuer würde dann dazu 
beitragen, dass früher auf die Förderung durch das EEG verzichtet werden kann. 

Eine Steuerbefreiung von EE-Strom könnte insbesondere mit dem Ziel verfolgt werden, 
die System- und Marktintegration von Strom aus Erneuerbaren Energien zu beschleu-
nigen. In diesem Zusammenhang wird vom BMU (Mai 2008) darauf verwiesen, dass im 
Strombereich viele Erneuerbaren Energien, die derzeit auf die EEG-Einspeise-
vergütung angewiesen sind, schon heute wettbewerbsfähig wären oder sich im Laufe 
des nächsten Jahrzehnts schneller am Markt behaupten könnten, insbesondere bei 
einer Vermarktung von Ökostrom außerhalb der EEG-Vergütung.103

Zusammen mit steigenden Strompreisen dürften Stromsteuerbefreiungen künftig auch 
für neue Windenergieanlagen zunehmend interessant werden, insbesondere bei einer 

 Interessant wäre 
eine Stromsteuerbefreiung vor allem für Betreiber von Windenergieanlagen, die nach 
der niedrigeren Stufe vergütet werden, für Wasserkraftanlagen zwischen 500 kW und 5 
MW und erneuerte Wasserkraftanlagen über 5 MW, für Klär-, Deponie- und Gruben-
gasanlagen sowie für solche Biomasseanlagen, die keine Boni in Anspruch nehmen 
können (ebenda). Die Wirksamkeit in diesen Bereichen wäre allerdings noch kritisch im 
Zusammenhang mit den an Kosten orientierten EEG-Konditionen und möglichen Mit-
nahmeeffekten vor allem bei bestehenden Anlagen zu prüfen.  

                                                
103  Dabei wird auch auf die Wirksamkeit der production tax credit (PTC) in den USA für den 

dortigen Ausbau der Windenergie verwiesen, wenn es sich dabei auch nicht um Ver-
brauchsteuern handelt. 
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Direktvermarktung an Verbraucher, für die bei der Stromsteuer keine Sonderregelun-
gen gelten.  

Vor diesem Hintergrund sollte die Frage von Stromsteuerbefreiungen bzw. –ermäßi-
gungen für Strom aus Erneuerbaren Energien künftig vor allem im Zusammenhang mit 
der Fortentwicklung des förderpolitischen Instrumentariums weiter geprüft werden. 

6.3.7 Fazit 

Mit der Ökologischen Steuerreform wurde in Deutschland 1999 eine Stromsteuer als 
Verbrauchsteuer eingeführt. Dabei wird Strom aus Erneuerbaren Energien im Wesent-
lichen ebenso besteuert wie Strom aus fossilen und nuklearen Energien.  

Das Stromsteuergesetz enthält eine Reihe von Sonderreglungen, die insbesondere 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes durch Steuerbefreiungen und –ermäßi-
gungen begünstigen und damit derzeit Steuermindermindereinahmen von 3,73 Mrd. 
Euro pro Jahr bewirken. Das Aufkommen der Stromsteuer betrug im Jahr 2008 (Ist) 
6,261 Mrd. Euro. Der hiervon auf EE-Strom entfallende Teil wird in zwei unterschiedli-
chen Ansätzen für das Jahr 2008 auf 0,928 Mrd. € bzw. 1,174 Mrd. € geschätzt. Von 
1999 bis 2008 ergibt sich insgesamt eine kumulierte Stromsteuer auf EE-Strom von 5,4 
bis 6,6 Mrd. €. 

Bei einer Bilanzierung von Kosten und Nutzen Erneuerbarer Energien können hinsicht-
lich der Stromsteuer zwei unterschiedliche Methoden verwendet werden, die zu glei-
chen Ergebnissen führen. Dabei wird die Nicht-Internalisierung externer Effekte (im 
Rahmen der Stromsteuer) entweder unter der Rubrik externer Kosten oder unter der 
Rubrik Stromsteuer verbucht, wobei in jedem Fall eine Doppelzählung zu vermeiden 
ist. 

Eine Befreiung von EE-Strom von der Stromsteuer wäre energie- und umweltpolitisch 
grundsätzlich begründet. In den bisherigen Diskussionen über eine solche Befreiung 
wurden mögliche Nachteile bei der praktischen Umsetzung (z. B. Herkunftsnachweise) 
genannt sowie insbesondere auf problematische Auswirkungen auf die Verwendung 
des Mittelaufkommens (Senkung der Lohnnebenkosten, Teilfinanzierung des MAP) 
verwiesen. Besonders wichtig ist letztlich ein gutes Zusammenspiel von Stromsteuer 
und Förderpolitik. Für Anlagenbetreiber, die eine Mindestvergütung nach EEG in An-
spruch nehmen, hätte eine Stromsteuerbefreiung zunächst nur eine geringe Len-
kungswirkung. Dies dürfte sich aber insbesondere dann wesentlich ändern, wenn Di-
rektvermarktungen von EE-Strom künftig an Bedeutung zunehmen. Deshalb sollte die 
Frage von Stromsteuerbefreiungen für EE-Strom vor allem im Zusammenhang mit der 
Fortentwicklung des förderpolitischen Instrumentariums weiter geprüft werden. 
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6.4 Besondere Ausgleichsregelung  

6.4.1 Funktionsweise der besonderen Ausgleichsregelung 

Die besondere Ausgleichsregelung (§§40 ff EEG 2009) hat zum Ziel, die internationale 
und intermodale Wettbewerbsfähigkeit stromintensiver Unternehmen zu erhalten. Dies 
soll dadurch erfolgen, dass die EEG-bedingten Mehrkosten für stromintensive Unter-
nehmen durch eine Begrenzung der abzunehmenden EEG-Strommenge auf 
0,05 ct/kWh reduziert werden. Hierfür wird bislang die unbedingt zu beziehende EEG-
Strommenge individuell für jedes Unternehmen als Prozentsatz auf Basis von 
Prognosewerten zur zukünftigen EEG-Durchschnittsvergütung und - aus Gründen der 
Verifizierbarkeit der Angaben im Antrag - den historischen Strombezugsmengen der 
Abnahmestelle ermittelt. 

Unternehmen des produzierenden Gewerbes können in den Genuss dieser Regelung 
kommen, sofern: 

• der selbst bezogene und verbrauchte Strom an einer Abnahmestelle 10 Giga-
wattstunden pro Jahr übersteigt und 

• das Verhältnis der Stromkosten zur Bruttowertschöpfung größer 15 % ist. 

Diese Unternehmen müssen aber 10 % des abzunehmenden EEG-Stroms noch voll 
übernehmen, es sei denn, dass: 

• die jährliche Abnahmemenge an der jeweiligen Abnahmestelle mindestens 
100 GWh Strom pro Jahr erreicht und 

• der Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung mindestens 20 % beträgt. 
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Darüber hinaus müssen alle Unternehmen nun durch eine Zertifizierung nachweisen, 
dass der Energieverbrauch und die Potenziale der Energieeinsparung in ihrem Betrieb 
untersucht und bewertet wurden. 

Die Ermittlung des Prozentsatzes erfolgt durch das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) und wird wie in folgendem Beispiel dargestellt ermittelt (IZES 2007): 

An einer Abnahmestelle werden zum Eigenverbrauch 80 GWh im Geschäftsjahr 2007 
entnommen. Für das besagte Geschäftsjahr konnte ein Stromkostenanteil an der Brut-
towertschöpfung (BWS) von mehr als 15 % ausgewiesen werden. Seitens des oder der 
Stromlieferanten werden Strommenge und jeweiliger Einkaufspreis, den der jeweilige 
Lieferant für konventionellen Strom aus dem vorgelagerten Netz selbst zahlt, beschei-
nigt. Für die Beispielrechnung sind hier 5,5 ct/kWh unterstellt worden. Es sei unterstellt, 
dass der Lieferant dabei zu 11 % EEG-Strom vom Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 
mit der EEG-Durchschnittsvergütung von 11,4 ct/kWh bezieht. Der Durchschnittspreis 
ermittelt sich somit wie folgt: 

Tabelle 6-16:  Beispielrechnung zur Ermittlung der Differenzkosten innerhalb der 
besonderen Ausgleichsregelung auf Basis der Bezugsdaten des 
Stromhändlers (eigene Darstellung IZES) 

 (Durchschnittsvergütung EEG-Strom nach 
VDN x prozentualer Anteil EEG-Strom beim 

Stromhändler) 

(11,4 ct/kWh x 11%) 

+ (durchschnittliche Strombezugskosten für 
konventionellen Strom des Stromhändlers x 

prozentualer Anteil konventioneller Strom des 
Händlers) 

(5,5 ct/kWh x 89%) 

= durchschnittlicher Strombezugspreis des 
Stromlieferanten 

6,149 ct/kWh 

- durchschnittliche Strombezugskosten für 
konventionellen Strom 

5,5 ct/kWh 

= Differenzkosten (ct/kWh) 0,649 ct/kWh 

Die EEG-Menge wird nun solange reduziert, bis sich die Differenzkosten nur noch auf 
0,05 ct/kWh im Begrenzungszeitraum belaufen. Ermittelt wird dies über den Begren-
zungssatz, der sich als Quotient aus 0,05 ct/kWh und der Differenz aus der voraus-
sichtlichen Durchschnittsvergütung für EEG-Strom des kommenden Jahres und den 
durchschnittlichen Bezugskosten für konventionellen Strom des jeweiligen Stromhänd-
lers ergibt: 

% 0,847
5,5ct/kWh11,4ct/kWh

0,05ct/kWh
=

−
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Unternehmen mit einem Strombezug zwischen 10 und 100 GWh/a an einer Abnahme-
stelle haben einen Eigenanteil von 10 % mit dem vollen EEG-Anteil (in dem obigen 
Beispiel 11 % des Strombezugs) zu tragen. Die übrigen 90 % der bezogenen Strom-
menge werden mit dem zuvor ermittelten Begrenzungssatz multipliziert, woraus sich 
die voraussichtlich abzunehmende EEG-Strom-Menge ermittelt. 

8 GWh x 11 % + 72 GWh x 0,847 % = 1,5 GWh EEG-Strom 

Bei diesem Verfahren wird der EEG-Anteil des Stromlieferanten berücksichtigt, ungeachtet, 
ob dieser EEG-Anteil auch gleichmäßig auf alle Kunden des Stromlieferanten verteilt wird.  

Mit der Dezemberprognose des dem Betrachtungszeitraum vorangehenden Jahres für 
die EEG-Stommenge und der EEG-Durchschnittsvergütung wird die EEG-Strom-
Bezugsmenge nochmals angepasst und anschließend per Bescheide an Unternehmen 
und Stromlieferanten versandt. 

Mit dem novellierten EEG 2009 und der Verordnung zur Weiterentwicklung des bundes-
weiten Ausgleichsmechanismus (AusglMechV) wird die Wälzung des EEG-Stroms von 
den Übertragungsnetzbetreibern an die Lieferanten über einen Anteil an den Lieferungen 
an Letztverbraucher beendet. An seine Stelle tritt ein finanzieller Ausgleich. Dadurch 
konnte auch der Ablauf der besonderen Ausgleichsregelung für stromintensive Unter-
nehmen vereinfacht werden. Es ist zukünftig nicht mehr erforderlich, einen Anteil des 
durch privilegierte Unternehmen abzunehmenden EEG-Stroms zu bestimmen. Vielmehr 
wird die durch das EEG begründete finanzielle Last privilegierter Unternehmen nach §6 
Abs. 1 Nummer 1 AusglMechV unmittelbar auf 0,05 Cent/kWh begrenzt. 

6.4.2 Abschätzung der bisherigen Auswirkungen auf strom-
intensive Industrie und übrige Endverbraucher 

Im Folgenden sollen lediglich die Auswirkungen der Umverteilung zwischen großen 
Stromabnehmern und übrigen Endkunden verdeutlicht werden, da diese in der politi-
schen Diskussion immer wieder aufkommen. 

Zunächst seien daher die Ergebnisse der Bescheidverfahren für die Jahre 2006 bis 2009 
in Abbildung 6-17 dargestellt (siehe BMU(2009); BAFA(2005)). Zu sehen ist die Entwick-
lung der Ersparnisse, die sich aus der Differenz zwischen EEG-Strombezug ohne Be-
sondere Ausgleichsregelung und dem verminderten Bezug ergeben. Da letztendlich nur 
die gesamte zu privilegierende Menge vom Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft (BDEW) testiert gelassen wird, wurde für eine erste Annahme die Differenz 
zwischen der Prognose des BAFA und den verifizierten Angaben des BDEW gleichmä-
ßig auf die im BAFA-Bescheidverfahren genannten Branchen aufgeteilt. 
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Abbildung 6-17:  Verteilung der Ersparnisse auf privilegierte Unternehmen stromin-
tensiver Branchen bei der Inanspruchnahme der Besonderen Aus-
gleichsregelung nach § 16 EEG 2004 in den Jahren 2005-2008104

Die Einsparungen fallen nicht allen Unternehmen der zuvor genannten Branchen zu, 
sondern lediglich den gemäß EEG privilegierten Unternehmen. Diese haben je nach 

 

                                                
104  2006 bis 2008 Darstellung auf Grundlage der durch einen Wirtschaftsprüfer verifizierten 

Angaben des bdew. Angaben 2008 beruhen auf September-Prognose des bdew. Abwei-
chungen zwischen der Prognose des BAFA während des Bescheidverfahrens und der veri-
fizierten Daten im Folgejahr wurden gewichtet nach den Prognosen des BAFA neu verteilt. 
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Branche einen unterschiedlichen Anteil an der Gesamtzahl der Unternehmen, des Um-
satzes oder Produktionsmenge inne. 

Die Privilegierung führt, ausgehend von den obigen Annahmen, zu Ersparnissen von 
rund 482 Mio. € in 2006, 573 Mio. € in 2007, rund 744 Mio. € in 2008.   

Die Mehrbelastung wirkt sich entsprechend des jeweiligen Stromverbrauchs auf die 
übrigen Hauptabnehmergruppen, wie private und öffentliche Haushalte, Handel Ge-
werbe, Dienstleistungen sowie nicht-privilegierte Industrie aus. Die nachfolgende Ab-
bildung 6-18 macht deutlich, dass es gerade das übrige, nicht privilegierte produzie-
rende Gewerbe ist, das aufgrund dieser Regelung entsprechend dem hohen Stromver-
brauch anteilig an diesen 3 Sektoren den größten Teil zu tragen hat. Für 2008 betra-
gen die zusätzlichen Kosten für nicht privilegierte Stromendabnehmer, die sich aus der 
Umlage ergeben, voraussichtlich rund 0,18 ct/kWh netto. 

 

Abbildung 6-18:  Entwicklung der zusätzlichen Belastung nicht-privilegierten Strom-
endabnehmer aufgrund der besonderen Ausgleichsregelung, dar-
gestellt für die Sektoren öffentl. Einrichtungen, private Haushalte 
und übrige Industrie, Handel und Gewerbe 2004 bis 2008 
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7 Umsatz und Beschäftigung  

7.1 Einleitung 

Umsatz- und Beschäftigungseffekte werden zurzeit durch das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung, das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt, das Fraunhofer 
Institut für System- und Innovationsforschung und das Zentrum für Sonnenenergie- 
und Wasserstoff-Forschung unter Federführung der GWS mbH in der BMU-Studie 
„Kurz- und langfristige Auswirkungen des Ausbaus der Erneuerbaren Energien auf den 
deutschen Arbeitsmarkt“ untersucht. Die fortlaufenden Ergebnisse werden in der vor-
liegenden Untersuchung jeweils in geeigneter Form aufbereitet und in die Bewertung 
der Nutzenwirkungen einbezogen. Mit der Analyse wird für eine wichtige Nutzenkom-
ponente Erneuerbarer Energien zwischen unterschiedlichen Studien im Auftrag des 
Umweltministeriums Konsistenz in der Betrachtungsweise gewahrt.  

Die Auswirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien auf den Arbeitsmarkt werden 
auch vor dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen Lage wieder zunehmend in-
tensiv diskutiert. Die Auswirkungen der Finanzkrise der Jahre 2007 und 2008 und der 
bereits im letzten Quartal 2008 beobachtbaren weltweiten Konjunkturkrise auf die EE-
Branchen lassen sich am wahrscheinlichsten auf den Auslandsmärkten beobachten. 
Bislang führte die Krise gesamtwirtschaftlich über den Nachfragerückgang in der Inves-
titionsgüterindustrie bei vielen Produktionssektoren zu Überkapazitäten und Umsatz-
einbrüchen; auf der anderen Seite steht der – kurzfristige – Preisverfall auf den Res-
sourcenmärkten. Bislang ist im Bereich der Erneuerbaren Energien im letzten Quartal 
2008 im Wesentlichen eine Verzögerung bei der Realisierung eingegangener Aufträge 
beobachtbar. Auf den EE-Auslandsmärkten beeinflusst die Finanzkrise in 2009 die 
Projektfinanzierung durch sich verschlechternde Länderratings und eine z.T. dramati-
sche Schwächung örtlicher Banken. Abnehmende Rentabilität durch gesunkene Ener-
giepreise und die Kopplung der EE-Förderung an staatliche Budgets stellen neue, 
durch die Finanz- und Konjunkturkrise beeinflusste Risiken im Auslandsgeschäft dar. 

Bei der Diskussion der Auswirkungen der Förderung Erneuerbarer Energien werden in 
der Literatur verschiedene Ansätze zugrunde gelegt (vgl. BEI 2003 BMU 2006, 2007, 
EWI/RWI/IE 2004, IWH 2003,  Lehr et al. 2008). Unterschiedliche konzeptionelle An-
sätze und Berechnungsmethoden führen zu teilweise widersprüchlichen Aussagen. Vor 
diesem Hintergrund werden im Folgenden zunächst die Begrifflichkeit geklärt sowie die 
wichtigsten Größen definiert und – soweit möglich – Abschätzungen für die Jahre 2007 
und 2008 vorgestellt.  
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Während in BMU 2006, 2007, 2008 und 2009 regelmäßig Abschätzungen der Beschäf-
tigung nach einzelnen Sparten (Wind, Solar etc.) ausgewiesen werden, ist es im Ana-
lyserahmen der vorliegenden Studie von Interesse, diese Größen nach Strom- und 
Wärmeerzeugung aufzuschlüsseln.  

7.2 Beschäftigung – Ansätze und Berechnungsmethoden 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland wirkt sich mehrfach auf den Ar-
beitsmarkt aus. Zunächst erfordert die Installation von Anlagen zur Nutzung Erneuer-
barer Energien die Produktion dieser Anlagen, die im In- und Ausland erfolgen kann. 
Die inländische Produktion führt dabei zu Beschäftigung bei den Herstellern105

Abbildung 7-1

 dieser 
Anlagen, der so genannten direkten Beschäftigung. Sie umfasst die Beschäftigten von 
Unternehmen, die sich auf die Herstellung von EE-Anlagen spezialisiert haben, wie 
Windanlagenhersteller oder Hersteller von PV-Modulen, und die Beschäftigten in Un-
ternehmen mit einer breiteren Produktpalette, welche auch Anlagen zur fossilen 
Brennstoffnutzung umfassen kann, die in der Produktion von EE-Anlagen, zum Beispiel 
von Wärmepumpen, beschäftigt sind. Inländische Produktion findet jedoch nicht nur für 
den inländischen Markt statt. Die direkte inländische Beschäftigung umfasst somit auch 
alle Arbeitnehmer, die in der Produktion von Anlagen für den Export beschäftigt sind 
(vgl. , grüner Kasten).  

Abschätzungen der Exporttätigkeit deutscher Unternehmen sind von zentraler Bedeu-
tung für die Schätzung der Beschäftigung in der Branche insgesamt. Die deutschen 
Hersteller von Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien haben derzeit ganz erheb-
lichen Erfolg auf den Auslandsmärkten zu verzeichnen. So gehören deutsche Herstel-
ler beispielsweise auf den führenden internationalen Märkten für Windenergie zu den 
ersten drei Anbietern auf diesen Märkten. Auch bei anderen Technologien werden der-
zeit noch jährlich Anteile hinzugewonnen.  

Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien stellen jedoch keine Kategorie in den in-
ternationalen Handelsdatenbanken dar, so dass der Umsatz im Ausland auf der Basis 
von Primärerhebungen und durch Abschätzung der Kapazitäten der Produzenten der 
EE-Sparten abgeleitet wird. Unterschiedliche Einschätzungen des Exports sind die 
hauptsächliche Ursache voneinander abweichender Abschätzungen der Beschäfti-

                                                
105  Die Darstellung konzentriert sich auf die Anlagenseite des Ausbaus Erneuerbarer Ener-

gien. Die ebenfalls mit dem Ausbau verbundene zunehmende Beschäftigung in öffentlicher 
Forschung wird nicht detailliert abgebildet. Ebenso müssen in einem zukünftigen Arbeits-
paket die Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung den dort erhobenen Transaktionskos-
ten gegenübergestellt werden (vgl. Kapitel 4). 



  219 

 

gung, da zumindest zu den jährlich in Deutschland installierten Leistungen und den 
damit verbundenen Investitionen regelmäßig Daten veröffentlicht werden (vgl. AGEE-
Stat, Erneuerbare Energien in Zahlen, verschiedene Jahrgänge). 

Die Hersteller von Anlagen fragen ihrerseits Vorlieferungsleistung bei heimischen und 
ausländischen Unternehmen nach. Die inländische Produktion von Vorlieferungen wird 
dem Bereich der Erneuerbaren Energien zugerechnet; die hiermit verbundene Be-
schäftigung wird als indirekte Beschäftigung bezeichnet. Hersteller von Windanlagen 
beziehen beispielsweise Vorlieferungen aus dem Maschinenbau, der Metallverarbei-
tung, dem Fahrzeugbau, der Messtechnik sowie Handelsdienstleistungen und andere 
unternehmensbezogene Dienstleistungen.  

Neben der Installation von Anlagen sind der Betrieb und die Wartung von EE-Anlagen 
beschäftigungswirksam. Betriebs- und Wartungsleistungen haben ihrerseits wiederum 
eine eigene Vorleistungsstruktur, die die Bereitstellung von Betriebs- und Hilfsstoffen 
(Schmiermittel etc.) sowie den Ersatz von Verschleißteilen und anderen beschädigten 
Teilen beinhaltet. Obwohl dieser Bereich immer wichtiger wird, ist die Datenlage bis-
lang unbefriedigend. Im Folgenden wird daher hilfsweise angenommen, dass Betriebs- 
und Wartungsleistungen vor Ort, d. h. bei inländischen Installationen durch inländische 
Unternehmen erbracht werden und bei ins Ausland exportierten Anlagen durch auslän-
dische Unternehmen bereitgestellt werden. Diese Annahme unterschätzt eher die 
Dienstleistungen, die für das Ausland erbracht werden, und folgt so dem insgesamt 
konservativen Schätzansatz.   

Die Berechnung der gesamten Bruttobeschäftigung, d. h. der Summe aus indirekter 
und direkter Beschäftigung durch Anlagenherstellung sowie Betriebs- und Wartungs-
leistungen, basiert auf den Umsätzen der jeweiligen Unternehmen, Kenntnis der Vorlie-
ferungsstruktur und der Arbeitskoeffizienten in den betreffenden Industrien. Diese Be-
rechnungen werden jährlich aktualisiert und jeweils im Frühjahr durch das BMU veröf-
fentlicht (für die aktuelle Abschätzung vgl. BMU (2009)). 

Die derzeit vorliegenden Abschätzungen beruhen auf einer Vorlieferungsverflechtung, 
die aufgrund von Primärerhebungen im Rahmen von BMU (2006) erstellt und seitdem 
für die jährlichen Abschätzungen fortgeschrieben worden ist. Im Rahmen des aktuellen 
o. g. Forschungsvorhabens wird die Input-Output-Struktur für die Hersteller von Anla-
gen zur Nutzung Erneuerbarer Energien auf der Basis einer neuen Unternehmensbe-
fragung überarbeitet. Ergebnisse werden für einen weiteren Zwischenbericht im Rah-
men des vorliegenden Vorhabens vorliegen.  
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Abbildung 7-1:  Zusammensetzung der inländischen Bruttobeschäftigung in Herstellung und Betrieb von Anlagen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien 

Inländische Nachfrage Auslandsnachfrage

Bruttobeschäftigung

Inländische Vorleistungen für die inländische Produktion

Betrieb indirekte Beschäftigung
und Inländische Produktion Inländische Produktion

Wartung von in Deutschland von Anlagen für den direkte Beschäftigung

 installierten Anlagen Export



 221 

 

7.3 Beschäftigungsrelevanter Umsatz 

7.3.1 Neuanlagen 

Der beschäftigungsrelevante Umsatz wird von den Investitionen in EE-Anlagen in 
Deutschland und zusätzlichen Informationen zur Geschäftstätigkeit der Unternehmen 
im In- und Ausland abgeleitet. Die Investitionen in Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer 
Energien in Deutschland waren in 2007 leicht rückgängig (auf 10,6 Mrd. €) gegenüber 
dem Jahr 2006 (11 Mrd. €) und konnten sich in 2008 auf einem neuen Höchststand 
(13,12 Mrd. €) erholen. Die Aufteilung auf die einzelnen Sparten sowie das Gesamtvo-
lumen für 2008 basieren auf den Ausbauzahlen der Arbeitsgruppe Erneuerbare Ener-
gien-Statistik (AGEE-Stat) (vgl. Abbildung 7-2).  

 

Abbildung 7-2: Investitionen in Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien in 
Deutschland im Jahr 2008 [ZSW09]. 

Der Umsatz der in Deutschland ansässigen Hersteller von Anlagen zur Nutzung Er-
neuerbarer Energien beläuft sich auf 14,65 Mrd. € (2007: 11,8 Mrd. €)106

Umsatz der in Deutschland ansässigen Hersteller = Investitionen – Importe + Exporte 

 und folgt aus:  

                                                
106  Der hier ausgewiesene Umsatz bezieht sich auf die beschäftigungswirksamen Umsätze 

der Unternehmen durch Herstellung und Wartung/Instandhaltung von Anlagen zur Nutzung 
Erneuerbarer Energien. Erlöse durch den Betrieb sind hier nicht enthalten. Die in der re-
gelmäßigen Publikation des BMU „Erneuerbare Energien in Zahlen“ ausgewiesene Größe 
Umsatz in Verbindung mit dem Anlagenbetrieb enthält die Einspeisevergütung, den Ver-
kauf von Kraftstoffen und Brennstoffen.  

2.300 Mio. €
(17,5%)

70 Mio. €
(0,5%)

1.100 Mio. €
(8,4%)

6.200 Mio. €
(47,3%)

1.450 Mio. €
(11,1%)

500 Mio. €
(3,8%)

1.500 Mio. €
(11,4%)

Wind

Wasser

Geothermie

Photovoltaik

Solarthermie

Biomasse Strom

Biomasse Wärme

gesamt: ca. 13,12 Mrd. €
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7.3.2 Betrieb und Wartung 

Betrieb und Wartung der Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien nehmen mit 
steigenden Installationszahlen an Bedeutung zu. Statistische Angaben zu den Ausga-
ben für Betrieb und Wartung liegen nicht oder nur sehr unsystematisch vor. Für Wind-
kraftanlagen gibt es statistische Angaben zu Ausfallzeiten, jedoch nicht zu den Ursa-
chen dieser Ausfälle. Daher wird bei den Berechnungen der Beschäftigten in Betrieb 
und Wartung von Betriebskosten ausgegangen, die sich proportional zu den Kosten 
der jeweiligen Anlage verhalten. Der Anteil der Betriebskosten an den Installationskos-
ten ist dabei technologiespezifisch unterschiedlich und über die Lebensdauern der An-
lagen konstant gesetzt.  

Auch die mit Betrieb und Wartung befassten Wirtschaftbereiche – überwiegend das 
Handwerk – setzen ihrerseits wieder Vorleistungen aus anderen Wirtschaftsbereichen 
ein. Die Vorleistungsstruktur orientiert sich an den Ausfallhäufigkeiten bestimmter Bau-
teile der Anlagen und an den für den Betrieb notwendigen Hilfs- und Betriebsstoffen. 
Insgesamt wird in der Untersuchung davon ausgegangen, dass Betriebs- und War-
tungsarbeiten bei im Inland installierten Anlagen (unabhängig vom Produktionsstandort 
der Anlage) durch inländische Unternehmen durchgeführt werden und nicht importiert 
werden.  

7.3.3 Bereitstellung von Brenn- und Kraftstoffen 

Die Daten zu den Umsätzen im Bereich der Bereitstellung von Brenn- und Kraftstoffen 
sind mit großer Unsicherheit behaftet. Bei der Pelletproduktion ließ sich in 2008 ein 
starker Anstieg beobachten; laut Angaben des Deutschen Energie-Pellet-Verbandes 
2008 stieg die Produktion um 30 % gegenüber dem Vorjahr [DEPV09]. Darüber hinaus 
wurde die Anbaufläche für nachwachsende Rohstoffe im Bereich der Biogasnutzung im 
Jahr 2008 um 25 % auf rund 500.000 ha gegenüber 2007 vergrößert ([FNR09] nach 
BMU09c).  

Die Bereitstellung von Biokraftstoffen aus deutscher Produktion war 2008 erneut 
rückläufig. In diesem Bereich ist das Mengengerüst der AGEE-Stat wenig gesichert, 
daher ist die Abschätzung bei BMU 09c bewusst zurückhaltend. Sie basiert auf kon-
servativen Schätzungen insbesondere bezüglich der Importsituation auf diversen Wert-
schöpfungsstufen, die eine wesentliche Einflussgröße darstellt. Eine genauere Unter-
suchung und ausführlichere Darstellung der Situation im Biokraftstoffbereich sowie in 
der Biomassebereitstellung in Deutschland wird im Rahmen des Endberichts des Ge-
samtvorhabens erfolgen. 
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7.4 Beschäftigung 

Insgesamt belief sich die Bruttobeschäftigung aus den Aktivitäten der Wirtschaft im 
Bereich Erneuerbarer Energien im Jahr 2008 auf rund 273.700 Beschäftigte. Unter 
Berücksichtigung der Beschäftigten aus öffentlichen und gemeinnützigen Mitteln erhöht 
sich dieser Wert auf 278.000 Personen und liegt damit um knapp 12 % über dem Vor-
jahreswert. Tabelle 7-1 zeigt die Entwicklung 2007/2008 und eine Aufteilung auf die 
einzelnen Sparten. Zur Anknüpfung an die Ergebnisse früherer Berechnungen werden 
nachrichtlich die Ergebnisse für die Jahre 2006 und 2004 berichtet. Methodische Un-
terschiede schließen jedoch einen direkten Vergleich aus. 

Tabelle 7-1: Bruttobeschäftigung durch Erneuerbare Energien in Deutschland 
2007/2008 (BMU 09c) 

 Beschäftigung durch 
(2008) 

Beschäftigung gesamt 
(2004, 2006-2008) 

 

Investiti-
onen 

(einschl. 
Export) 

Wartung 
& Betrieb 

Brenn-/ 
Kraftstoff-
bereitstel-

lung 
2008 2007 2006 2004 

Wind 68,1 17,0  85,1 84,3 82,1 63,9 

Photovoltaik 54,7 2,3  57,0 38,6   

Solarthermie 15,5 1,9  17,4 12,1 40,2 25,1 

Wasserkraft 4,9 4,4  9,3 9,4 9,4 9,5 

Geothermie 8,6 0,5  9,1 4,5 4,2 1,8 

Biomasse 15,2 19,5  34,7 31,3 56,8 95,4 

Biogas & fl. Bio-
masse 3,4 4,0  7,4 13,5 n.a. n.a. 

Biomassebrenn-
stoffe   28,5 28,5 22,8 n.a. n.a. 

Biokraftstoff   25,2 25,2 28,5 n.a. n.a. 

Summe 170,4 49,6 53,7 273,7 245,0 n.a. n.a. 

Beschäftigung 
durch öffentli-
che/gemein-
nützige Mittel  

   4,3 4,3 n.a. n.a. 

Summe     278,0 249,3   

Quelle: Eigene Zusammenstellung (GWS) nach BMU 2006, 2007, 2008b, 2009c 
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7.5 Problematik der Aufteilung der Beschäftigten auf den 
Strom- und Wärmebereich und Vorschläge für das wei-
tere Vorgehen 

In BMU (2009c, 2008b, 2007) werden die Beschäftigten nach technologischen Sparten 
ausgewiesen. Dies ist überwiegend auf die Abgrenzung der Ausgangsdaten zu den 
installierten Leistungen (vgl. BMU08a, ZSW09) und auf die Abgrenzung des neu er-
stellten Input-Output-Vektors in BMU 2006 und der Folgestudie zurückzuführen.  

Eine Aufteilung nach Strom und Wärme ist nicht in allen Sparten sinnvoll trennscharf 
durchführbar. Windenergie, Photovoltaik und Wasserkraft sind eindeutig der Stromer-
zeugung zuzurechnen. In der Summe sind dies in 2007 132.300 Beschäftigte und 
151.400 in 2008. Dem Wärmebereich sind eindeutig die solarthermischen Anlagen 
zuzurechnen und die oberflächennahe Geothermie, letztere wird jedoch nur zusammen 
mit der Tiefengeothermie ausgewiesen.  

Der unter 7.2 dargestellte Ansatz zur Ermittlung der Bruttobeschäftigung basiert auf 
Daten, die sich an einer Zuordnung nach Energieträgern orientieren. Bei verschiede-
nen Verwendungszwecken wie bei der Erzeugung von Strom oder Wärme lassen sich 
die Effekte nicht eindeutig zuordnen. Besonders schwierig ist eine Zuordnung im Be-
reich der gekoppelten Erzeugung, da Investitionen und Umsätze sich auf eine Anlage 
beziehen und somit nicht anteilig dem Strom oder der Wärmebereitstellung zugeordnet 
werden können. Diese Schwierigkeit überträgt sich auf die Bereitstellung von Biomas-
sebrennstoffen, bei der die Datenlage ohnehin unsicher ist. Die Verwendung von Bio-
masse in Kraft-Wärmekopplungsanlagen lässt sich nicht aufteilen. 

Die Ergebnisse der Evaluierung des Marktanreizprogramms geben zum einen nur Auf-
schluss über die geförderten Anlagen und beziehen sich zum anderen nur auf das In-
land. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die vom MAP ableitbare Defini-
tion von wärmeerzeugenden Anlagen sich auf alle installierten Anlagen und die Struk-
tur der Exporte übertragen lässt. 

Für das weitere Vorgehen der Untersuchung wird Folgendes vorgeschlagen: 

• Ausweisen der „sicheren“ Strom- und Wärmetechnologien (Wind, Wasser, PV auf 
der einen Seite, Wärmepumpen und solarthermische Anlagen auf der anderen Sei-
te), 

• Ausweisen der Bereitstellung von Brennstoffen und Kraftstoffen, 

• Einholen von Experteneinschätzungen aus dem Kreis der MAP-Gutachter, wie die 
Entwicklung der KWK-Anlagen anderer geförderter Technologien außerhalb der 
MAP-Förderung einzuschätzen ist.  
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8 Weitere Effekte 

Neben den bislang diskutierten und eher gesichert quantifizierbaren Nutzengrößen 
werden in der Diskussion um den Ausbau erneuerbarer Energien auch weitere Effekte 
angeführt, die in ihrer Größenordnung und ihrer gesamtwirtschaftlichen Bedeutung 
schwieriger abzubilden sind. Zu nennen sind hier zunächst die Auswirkungen eines 
gewählten Erzeugungsmixes auf die Wirtschaft insgesamt. Unter diesen Aspekt fallen 
die Vermeidung von Energieimporten, die Auswirkungen von Nachfrageänderungen 
auf die globalen Preise und die Risikominderung durch ein ausgeglicheneres Portfolio.  

Vermiedene Importe (Kapitel 8.1) sind in einer globalisierten und arbeitsteiligen Welt-
wirtschaft kein Wert an sich, sie entfalten eine Nutzenwirkung, wenn nicht internalisier-
te negative Effekte, die mit den Importen einhergehen, wie beispielsweise erhebliche 
Preis- und Mengenrisiken etc. vermieden werden können. Die Auswirkungen von 
Nachfrageänderung (Kapitel 8.2) können derzeit nur modellhaft erfasst werden, diese 
Wirkungen lassen sich in Simulationen quantifizieren. Desgleichen gilt für den 
Portfolioeffekt (Kapitel 8.3) der für einzelne beispielhafte Konstellationen (in der Litera-
tur) berechnet worden ist. Ausführlichere Untersuchungen stehen noch aus.  

Neben den in diesem Kapitel aufgeführten Nutzengrößen wird im weiteren Gang der 
Untersuchung zu prüfen sein, ob es ähnliche Kosteneffekte gibt, die bislang nicht be-
rücksichtigt worden sind. Eine erste Diskussion der Untersuchungsergebnisse auf ei-
nem zweitägigen Expertenworkshop hat keine Hinweise auf weitere qualitativ bewert-
bare Kostenkategorien ergeben.  

8.1 Vermiedene Energieimporte durch den Ausbau  
Erneuerbarer Energien und Energiesicherheit 

8.1.1 Einleitung 

Ziel dieses Analysebereichs ist neben der Quantifizierung der Minderung von Energie-
importen die Frage, welcher gesamtwirtschaftliche Nutzen mit einer solchen Verminde-
rung von Energieimporten verbunden ist. Dabei sind auch die Bezugsregionen und die 
Preisrisiken der Energieimporte zu betrachten. Dabei werden hier zunächst vor allem 
konzeptionelle Überlegungen zur gesamtwirtschaftlichen Bedeutung von Energieimpor-
ten angestellt und verschiedene methodische Konzepte zur Quantifizierung der Ener-
giesicherheit vorgestellt.  

Mit dem zunehmenden Anteil Erneuerbarer Energien im Energiemix geht der Anteil 
fossiler Energien mittel- und langfristig erheblich zurück. Da Deutschland über geringe 
eigene Öl- und Gasvorkommen verfügt und darüber hinaus auch aus Kostengründen 
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den Abbau der heimischen Steinkohlevorräte zurückfährt, wird ein erheblicher Anteil 
der eingesetzten fossilen Energieträger ebenso wie die Nuklearbrennstoffe importiert. 
Mit steigendem EE-Anteil in der Stromerzeugung geht der Einsatz von Erdgas und 
Kohle zurück, im Wärmebereich wird ebenfalls weniger Erdgas und weniger Heizöl 
eingesetzt und im – hier nicht weiter analysierten – Transportsektor werden Mineralöl-
produkte ersetzt. 

In Wenzel und Nitsch (2008) bzw. Wenzel (2009a, b) finden sich Abschätzungen zur 
Einsparung fossiler Energieträger für 2007 und 2008 für die zukünftige Entwicklung 
entlang des Mengengerüsts des Leitszenarios unter Verwendung verschiedener Preis-
pfade. Im Wärmebereich ist das Vorgehen analog (Wenzel 2007, 2009). 

Inwiefern volkswirtschaftlich einer Verringerung von Importen ein Nutzen zugesprochen 
werden kann, bedarf hingegen einer tieferen Analyse. Geht man davon aus, dass in-
ternationaler Handel auf komparativen Vorteilen der jeweiligen Handelspartner basiert, 
kann eine Verschiebung zwischen Importen und heimischer Produktion eigentlich nur 
zu einer Preiserhöhung des Produktes führen. Dieser Aspekt wird im Bereich der Er-
neuerbaren Energien bereits in der Analyse der Differenzkosten durch den Vergleich 
mit den fossil basierten Gestehungskosten aufgegriffen.  

Ein weiterer wesentlicher Aspekt bei der Betrachtung des Energiemix eines Landes ist 
die Energiesicherheit. Gerade im Zusammenhang mit den Gasstreitigkeiten zwischen 
der Ukraine und Russland ist dieser Aspekt wieder von stärkerem Interesse. Auch ak-
tuelle große Energieprojekte im fossilen und erneuerbaren Bereich wie etwa Nabucco 
oder Desertec werden mit Hinweis auf ihren Beitrag zur Erhöhung der Energiesicher-
heit öffentlich angekündigt. 

Intuitiv einleuchtend scheint die Behauptung, dass die Energiesicherheit durch 
Diversität der Energiequellen zunimmt. Durch eine Mischung aus verschiedenen Quel-
len scheint man besser gegen Ausfall gewappnet zu sein als bei der Konzentration auf 
eine Energiequelle oder ein Anbieterland. Um einen volkswirtschaftlichen Nutzen aus 
dieser Intuition abzuleiten, bedarf es eines quantifizierbaren Konzeptes von Energiesi-
cherheit und Diversität.  

Im Folgenden werden zunächst kurz die Mengenabschätzungen der verringerten 
Energieimporte aus der Literatur referiert. Anschließend werden verschiedene metho-
dische Ansätze zur Quantifizierung von Energiesicherheit vorgestellt und miteinander 
verglichen.  
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8.1.2 Verringerung der Energieimporte durch den Ausbau  
Erneuerbarer Energien 

Quantitative Abschätzungen in der Literatur 

Erneuerbare Energien ersetzen fossile Energieträger, die in einem rohstoffarmen Land 
wie Deutschland zum überwiegenden Teil importiert werden müssen. Nicht zuletzt 
durch die Auswirkungen der Gasstreitigkeiten zwischen Russland und der Ukraine, die 
in den Gasabnehmerländern zumindest zu Beunruhigungen führten, werden Energie-
importe zunehmend kritisch beobachtet und eine Verringerung des Bedarfs an solchen 
Importen wird positiv beurteilt. Um zu einer quantitativen Abschätzung zu gelangen, 
muss die Energiebereitstellung durch Erneuerbare Energien in die entsprechenden 
Minderbedarfe bei den fossilen Energieträgern übersetzt werden und eine plausible 
Annahme getroffen werden, inwieweit diese Minderbedarfe die Importe fossiler Ener-
gieträger beeinflussen. Es können keine Informationen vorliegen, ob eingesparte fossi-
le Brennstoffmengen nicht importiert werden oder nicht heimisch bereitgestellt werden, 
jedenfalls nicht für die frei gehandelten Energieträger Öl und Gas. Daher wird unter-
stellt, dass die Einsparungen dieselbe Import/heimische Produktionsstruktur aufweisen 
wie die eingesetzten Mengen. Bei der Steinkohle liegt der Fall anders: Wegen des ge-
botenen Einsatzes der heimischen Mengen ersetzen die Erneuerbaren Energien im 
Falle der Steinkohle zu 100 % Importe.  

Die Minderbedarfe Erneuerbarer Energien lassen sich ableiten aus Abschätzungen 
darüber, welcher Einsatz von fossilen Brennstoffen in welchem Umfang durch den Ein-
satz einer bestimmten EE-Technologie gemindert wird. Diese Substitutionsfaktoren 
basieren auf Abschätzungen der Einspeiseprofile Erneuerbarer Energien (in der Strom-
erzeugung) und dem Vergleich mit den Erzeugungsprofilen des Kraftwerksparks (vgl. 
Fraunhofer ISI 2005, 2009) und den damit verbundenen Einsätzen fossiler Brennstoffe.   

Das IfnE (Wenzel 2008 a,b, 2009 a,b) hat Abschätzungen des Importrückgangs durch 
die Nutzung Erneuerbarer Energien für die Jahre 2007 und 2008 auf diesen Berech-
nungsgrundlagen bereits vorgelegt. Tabelle 8-1 zeigt eine Übersicht über die einge-
sparte Primärenergie aus den Veröffentlichungen der Jahre 2008 und 2009. Obwohl 
der Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch in 2008 gegenüber 2007 
leicht gestiegen ist, fällt die Einsparung im Jahr 2008 im Vergleich zu 2007 deutlich 
geringer aus. Ursache ist eine Neuberechnung der Substitutionsfaktoren von fossilen 
Energieträgern.   

Tabelle 8-2 gibt einen Überblick über die Substitutionsfaktoren (für die Stromerzeu-
gung) nach alter und neuer Berechnungsmethode. Insbesondere hat sich die Einschät-
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zung der ersetzten Braunkohle deutlich verringert zugunsten der Steinkohle und in er-
heblichen Umfang zugunsten von Erdgas.  

Tabelle 8-1:  Einsparungen fossiler Primärenergie durch die Nutzung Erneuerbarer 
Energien in 2007 (publiziert in 2008)  und 2008 (Methode 2009) (in PJ) 

 Strom Wärme Kraftstoff Gesamt 
 2007 2008 2007 2008 2007 2008 2007 2008 
Braunkohle 336,2 128,9 12,1 27,4 0,0 0,0 348,3 112,8 
Steinkohle 415,5 505,1 3,0 27,7 0,0 0,0 418,5 384,8 
Erdgas 80,9 197,6 199,2 198,0 0,0 0,0 280,1 285,7 
Öl 0,0 7,9 146,1 140,4 0,0 0,0 146,1 107,1 
Diesel 0,0 0,0 0,0 0,0 187,2 82,8 187,2 59,8 
Benzin 0,0 0,0 0,0 0,0 8,9 14,0 8,9 10,1 

Gesamt 832,6 839,5 360,3 393,5 196,0 96,8 1389,0 960,4 

Quelle:  Wenzel 2009 a,b; eigene Zusammenstellung 

Tabelle 8-2:  Substitutionsfaktoren für fossile Energieträger 

 Braunkohle Steinkohle Gas 
  2006 2007 2006 2007 2006 2007 
Windkraft 0,2 0,02 0,7 0,72 0,1 0,24 
Geothermie und Wasser 1 0,06 0 0,69 0 0,25 
Biomasse/ Abfall 0,3 0,02 0,6 0,73 0,1 0,25 
Photovoltaik 0 0 0,5 0,5 0,5 0,5 
Biogas 0 0,01 0,7 0,66 0,3 0,32 
Klär- und Deponiegas 1 0,01 0 0,66 0 0,32 

Quelle: Berechnungen des Fraunhofer ISI (Klobasa et al. 2005, Klobasa et al. 2009) 

Die Primärenergieeinsparungen führen durch Multiplikation mit den Importanteilen des 
jeweiligen Energieträgers zu den mengenmäßigen Verminderungen von Energieimpor-
ten und durch Multiplikation mit den jeweiligen Importpreisen zu den Werten der einge-
sparten Rohstoffe.  

Tabelle 8-3 zeigt eine Übersicht von 2004 bis 2008. Neben mengenmäßigen Einspa-
rungen trägt die Entwicklung der Energiepreise ganz erheblich zu einem wertmäßigen 
Rückgang der Energieimporte bei. Insbesondere die hohen Preise bis Mitte 2008 ha-
ben die Entwicklung geprägt.  

Die fossilen Energieträgerimporte werden, wie bereits erwähnt, durch Strom- und 
Wärmeerzeugung sowie Kraftstoffbereitstellung auf Basis erneuerbarer Energieträger 
substituiert. Für eine umfassende Bewertung gilt es daher zu fragen, inwieweit diese 
Energiebereitstellung auf heimischer Produktion beruht und ob sich neue Importab-
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hängigkeiten abzeichnen. Dabei lassen sich bei der brennstoffverwendenden erneuer-
baren Strom- und Wärmeerzeugung die Biomasseimporte berücksichtigen. Wenzel 
(2008a, 2009b) schätzt die Biomasseimporte bei der jährlichen Bewertung der Nutzen 
durch erneuerbare Energien seit 2008 ab und fasst die Summe aus eingesparten fossi-
len Importen und erhöhten Biobrennstoffimporten zu den sogenannten Nettoimporten 
zusammen107

Tabelle 8-3:  Vermiedene Energieimporte von 2004 bis 2008 

. Da die Internationalen Handelsdatenbanken die Ein- und Ausfuhren 
von Ölsaaten, Palmöl etc. zur energetischen Nutzung nicht von anderen Verwen-
dungszwecken trennen, ist eine derartige Abschätzung auf eine Vielzahl von Quellen 
angewiesen. Insgesamt vermindern sich die wertmäßigen Einsparungen bei fossilen 
Energieträgern auf 4,4 (2007) bzw. 6,6 (2008) Mrd. Euro. 

 Strom Wärme Kraftstoff Gesamt (bei Berücksichtigung 
von Biomasseimporten) 

 [Mrd. EUR] 
2004 0,4 0,9 0,3 1,6 
2005 0,7 1,6 0,7 3,0 
2006 0,9 2,1 1,5 4,5 
2007 1,2 2,5 1,7 5,4 (4,4) 
2008 3,0 3,1 1,1 7,2 (6,6) 

Quelle:  Wenzel (2009a,b) 

Neben den Biomasseimporten lässt sich die Überlegung zu „neuer“ Importabhängigkeit 
im Bereich Erneuerbarer Energien noch ausweiten. Zu denken wäre hier sowohl an 
den Import von Erzeugungstechnologien als auch an den Import von Rohstoffen zu 
heimischen Produktion von Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien. Inwieweit 
diese Importabhängigkeiten die Energiesicherheit beeinflussen, lässt sich mit den im 
folgenden Abschnitt entwickelten Indikatoren im weiteren Verlauf der Untersuchung 
klären. Im Folgenden werden diese Indikatoren zunächst vorgestellt und auf die Impor-
te fossiler Brennstoffe angewendet.  

8.1.3 Bedeutung vermiedener Energieimporte für die Energie-
versorgungssicherheit 

Die Frage nach der Sicherheit der Energieversorgung wird mit zunehmender Abhän-
gigkeit der gesamten Wirtschaft und des alltäglichen Lebens von Energie und der häu-

                                                
107  Gedanklich werden die Importe eines Jahres mit einem Jahr ohne Strom- und Wärmeer-

zeugung aus Erneuerbaren Energien verglichen.   
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figeren Erfahrung von Versorgungsengpässen durch natürliche oder politische Ursa-
chen immer dringlicher. Dennoch gibt es wenige quantitative Ansätze, die über die 
qualitativen Arbeiten aus dem militärisch-strategischen oder dem politikwissenschaftli-
chen Bereich hinausgehen. Die Versorgung mit Energie birgt zwei Risiken: ein Men-
genrisiko, das sich in Lieferausfällen eines Exportlandes äußert, wie es sich beispiels-
weise bei den Konflikten zwischen Russland und der Ukraine zeigte, und ein Preisrisi-
ko, das sich in starken, gesamtwirtschaftlich schädlichen Preissprüngen auf den inter-
nationalen Energiemärkten äußert. Während für einen hinsichtlich des Mengenrisikos 
optimalen Energiemix in der Literatur Diversitätsindikatoren genutzt werden (je vielfälti-
ger die Versorgung, desto eher kann der Ausfall einer Quelle verkraftet werden), wird 
die Portfoliotheorie (vgl. Kapitel 1.6) zur Absicherung gegen das Preisrisiko herange-
zogen.  

Diversitätsindikatoren 

Diversität umfasst die Aspekte der Vielfalt, Ausgewogenheit und der Unterschiedlich-
keit der zur Verfügung stehenden Optionen. Im Folgenden soll gezeigt werden, wie 
Strukturen der Energieträger, Strukturen der Bezugsländer und länderspezifische Risi-
koindikatoren in einem Indikatorsystem zur Bewertung von Energiesicherheit abgebil-
det und verknüpft werden können.  

Für die Aspekte Vielfalt und Ausgewogenheit ist ein allgemeines Maß in der Literatur 
vorgeschlagen worden:  

 

mit p: Anteil des Energieträgers i am Energiemix und i=1…N, Index für den jeweiligen 
Energieträger.  

Hiervon lassen sich die beiden meistverwendeten Maße nach entsprechenden Umfor-
mungen und Variablentransformationen (Hill 1973) als Spezialfälle ableiten, i.e. der 
Herfindahl-Index für a=2 

(1)  

und der Shannon-Wiener Index für a=1: 

(2)  

Während (1) den Vorteil hat, normierbar zu sein, was die Vergleichbarkeit erleichtert, 
hat (2) den Vorteil, konkav zu sein, d.h. eine Hinzunahme neuer Energiequellen führt 
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automatisch zu einer Erhöhung des Indikators. Beide Indikatoren bevorzugen in ihrer 
Bewertung eine Gleichverteilung über möglichst viele Energieträger. 

Diversifizierung bedeutet jedoch nicht nur die Verteilung der Energieversorgung auf 
möglichst viele Energieträger, sondern vielmehr auch die Bereitstellung durch einen 
adäquaten Mix, der weitere Risikofaktoren mit einbezieht. So führt die Deckung des 
Energiebedarfs zum überwiegenden Teil durch Importenergien zu Abhängigkeiten von 
den jeweiligen Herkunftsländern und ist mit länderspezifischen Risiken behaftet.  

Ausgehend von Gleichung (2) lassen sich diese zusätzlichen Aspekte folgendermaßen 
integrieren (vgl. Lehr 2009): 

(3)  

mit  als Korrekturfaktor für die Importstruktur. c2i berücksich-

tigt die Verteilung der Importe auf die einzelnen Herkunftsländer und bevorzugt eine 
gleichverteilte Struktur (durch Smax in Gleichung (4)). j = 1,…M , mi der Anteil des Im-
ports bei Energieträger i, mij der Anteil des Landes j am Import des Energieträgers i. ist 
die Anzahl der Herkunftsländer. 

(4)   und  

Zur Berücksichtigung der länderspezifischen Risiken werden Gewichte eingeführt, so 
dass sich S3 ergibt zu 

(5)   

(6)  und  

(7)   

(8)  

 
Zur Einschätzung der länderspezifischen Risiken gibt es wenige über einen längeren 
Zeitraum ermittelte Daten in der Literatur. Die OECD veröffentlicht im Rahmen der 
Vereinbarungen zum Internationalen Handel und zu Exportkrediten (OECD 2009) re-
gelmäßig Landesrisikoeinschätzungen, die auf dem Country Risk Assessment Model 
basieren. Neben einer Art Kredithistorie des jeweiligen Landes fließen in diesen Indika-
tor politische und andere Risikofaktoren ein. Je größer der Wert des Indikators ist, des-
to schlechter die Krediteinschätzung. Alle Länder Europas werden mit 0 eingestuft.  
Abbildung 8-1 zeigt die Entwicklung dieser Exportkreditindikatoren für die fünf wichtigs-
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ten Öllieferländer außerhalb der EU. Während die Einschätzung von China sich seit 
dem ersten Quartal 1999 (als „q199“ in Abbildung 8-1  dargestellt) nicht verändert hat 
und auf einem „hohen“ Wert (der beste Wert ist die 0) verharrt, sind bei den anderen 
Ländern deutlich Fluktuationen zu beobachten.  

 
Quelle: OECD (2009) 

Abbildung 8-1:  OECD-Exportindikatoren bei den wichtigsten nicht-EU Öllieferanten  

Zum Vergleich werden Abbildung 8-2 in die Korruptionsindikatoren aus dem Indikator-
set WGI (World Governance Indicators) der Weltbank für dieselben Länder gezeigt. Die 
Weltbank ermittelt zu allen Ländern so genannte Global Governance Indikatoren, die 
sich ihrerseits aus Indikatoren zur politischen Stabilität, zur Qualität der Gesetzgebung, 
zur Rechtssituation, zum Vorhandensein von Gewalt (bzw. zum Nicht-Vorhandensein) 
zur Korruptionskontrolle und zur Redefreiheit zusammensetzen (vgl. Kaufmann et al. 
2009). Die Indikatoren ergeben sich aus Unternehmensbefragungen, Expertenbefra-
gungen und Umfragen vor Ort. Positive Indikatoren signalisieren positive Einschätzun-
gen; der Indikator kann Größen zwischen -2,5 und 2,5 annehmen. Hier hat sich die 
Einschätzung Chinas deutlich verschlechtert, und insgesamt ist Südafrika in dieser 
Gruppe am positivsten bewertet. 
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Andere Ansätze lassen sich aus den Geschäftsbedingungen in den jeweiligen Import-
ländern ableiten, etwa von Indikatoren und Rankings, die von der Weltbank unter der 
Überschrift „Ease of doing business“ zusammengestellt werden108

 

.  

 
Quelle: Weltbank 2009 

Abbildung 8-2: Global Governance Indikator „Corruption“ 

Welche Vorgehensweise für eine weitere Abschätzung der Energiesicherheit gewählt 
wird, ist im weiteren Verlauf des Vorhabens zu klären. Eine erste Anwendung von 
OECD-Indikatoren auf die deutsche Importstruktur unter zwei Szenarien zur Entwick-
lung der Energieversorgung bis 2020 findet sich bei Lehr (2009). Dort zeigt sich, dass 
das Szenario mit verstärktem Ausbau Erneuerbarer Energien unter Berücksichtigung 
der Importländerrisiken zunächst bei der Bewertung des bestehenden Energiemix den 
Wert des Energiesicherheitsindikators absenkt. Simulationsrechnungen in Lehr 2009, 
bei denen zwei mögliche Szenarien, die sich durch den EE-Ausbau unterscheiden, 
mittels der Diversitätsindikatoren verglichen werden, zeigen, dass selbst bei Berück-
sichtigung der Mehrinvestitionen für Erneuerbare das Ausbauszenario einen höheren 
Indikatorwert für Energiesicherheit erzielt als das Referenzszenario.  

                                                
108  http://www.doingbusiness.org/documents/DB09Easeofdoingbusinessrankmethod.pdf  
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8.2 Energiepreis-BIP-Effekt  

8.2.1 Einleitung 

Die Substitution von fossilen Energieträgern durch den Ausbau Erneuerbarer Energien 
vermeidet nicht nur umwelt- und klimaschädliche Emissionen, sondern bewirkt auf-
grund des damit verbundenen Rückgangs der Nachfrage nach fossilen Energieträgern 
eine Reduzierung der Energiepreise. Dadurch kann wiederum ein positiver Effekt auf 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ausgelöst werden. Dieser Effekt wird in diesem Ab-
schnitt zunächst beschrieben und diskutiert. Anschließend wird die Größenordnung 
dieses Energiepreis-BIP-Effektes für den Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutsch-
land geschätzt.  
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8.2.2 Energiepreis-BIP-Effekt und Ausbau Erneuerbarer Energien  

Eine Vielzahl von Studien (zur Übersicht siehe Kilian 2008) untersucht den Zusam-
menhang zwischen Energiepreisen und Wirtschaftswachstum. Empirische Analysen 
von kausalen Zusammenhängen werden dabei durch die Wechselwirkungen zwischen 
Energiepreisen und BIP („Endogenität“ der Energiepreise) erschwert.109

Energiepreiserhöhungen verringern das den Haushalten zur Verfügung stehende Real-
einkommen und erhöhen die Kosten bei den Unternehmen. Das Ausmaß dieser nega-
tiven Effekte auf das BIP hängt insbesondere von der Importabhängigkeit, der ge-
samtwirtschaftlichen Energieintensität und der Preiselastizität der Energienachfrage 
ab.  

  

Zu Energiepreis-BIP-Effekten wurden mehrere Analysen durchgeführt. Nach Meyer 
(2008) führt eine Erhöhung des Ölpreises um 45 % (auf 100 US $ pro Barrel in 2010) 
dazu, dass sich das BIP in Deutschland 2010 um 0,8 % gegenüber der Referenzent-
wicklung vermindert.  

Es liegen allerdings bisher nur wenige Schätzungen von Energiepreis-BIP-Effekten vor, 
die durch den Ausbau Erneuerbarer Energien bewirkt werden. Awerbuch, Sauter 
(2006) untersuchen, wie sich eine Erhöhung des Anteils der Stromerzeugung aus Er-
neuerbaren Energien in den USA um 10 %-Punkte auswirkt. Laut dieser Studie sinkt 
der Ölpreis um 6,2 %. Dies führt zu einer Erhöhung des BIP um 0,39 % bis 0,60 %. Der 
absolute Effekt beläuft sich z.B. in den USA auf 43 bis 66 Mrd. US-$.  

Im Folgenden sollen die Effekte eines Ausbaus Erneuerbarer Energien in Deutschland 
geschätzt werden. 

8.2.3 Schätzung des Energiepreis-BIP-Effektes für Deutschland 

In diesem Abschnitt wird eine eigene, grobe Schätzung der Höhe des Energiepreis-
BIP-Effektes für Deutschland dargestellt. Ausgangspunkt der hier vorgestellten Be-
rechnungen ist der Rückgang des fossilen Energieverbrauches, der durch die Nutzung 
Erneuerbarer Energien ausgelöst wird (vgl. Tabelle 6-6). Es wird vereinfachend nicht 
nach der Energieträgerstruktur differenziert, sondern auf Energie als allgemeines Ag-
gregat abgestellt.  

                                                
109  Endogenität bezieht sich hier auf das Phänomen, dass Energiepreise einerseits das öko-

nomische Geschehen beeinflussen, gleichzeitig aber auch das ökonomische Geschehen 
die Energiepreise beeinflusst – zum Beispiel durch eine steigende Nachfrage in Zeiten des 
Wirtschaftswachstums.  
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Für Deutschland wird von einer Verminderung des (fossilen) Primärenergieverbrauchs 
(PEV) durch Erneuerbare Energien von 10 % ausgegangen.110

Mit Hilfe der Preiselastizität der Energienachfrage kann nun die Wirkung dieses Nach-
fragerückgangs auf den Weltmarktpreis berechnet werden. Um eine Bandbreite der 
Größenordnungen aufzuzeigen, werden hier zwei verschiedene Elastizitäten für die 
Nachfrage unterstellt. Eine im Szenario B unterstellte Elastizität von -0,4 orientiert sich 
an Schätzungen für die Preiselastizität der Rohölnachfrage (vgl. Gately, Huntington 
2002; Fattouh 2007). Für die Untersuchung des Energiepreis-BIP-Effektes anhand der 
gesamten Energienachfrage erscheint hingegen eine geringere Elastizität in Höhe von 
-0,2 (Szenario A) plausibel. Unterstellt man des Weiteren ein elastisches Energieange-
bot

 Bei einem Anteil 
Deutschlands am weltweiten Primärenergieverbrauch von 3 % bedeutet dies einen von 
Erneuerbaren Energien in Deutschland induzierten Rückgang des Welt-PEV von 
0,3 %.  

111

Um die Auswirkungen eines derartigen Preissenkungseffektes auf die Gesamtwirt-
schaft in Deutschland zu ermitteln, werden Simulationen mit Hilfe des makroökonomet-
rischen Modells NiGEM durchgeführt.

, so berechnet sich der vom Nachfragerückgang ausgelöste Preiseffekt bei einer 
Nachfrageelastizität von -0,2 [-0,4] in der Höhe von -0,75 % [-0,38 %]. 

112 Dieses Modell kann die durch einen solchen 
Preiseffekt ausgelösten langfristigen Wirkungen auf gesamtwirtschaftlicher Ebene ab-
bilden. Die Modellläufe berechnen aus dem Preiseffekt einen Anstieg des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts um 0,0080 % [0,0037 %].113

                                                
110  Das entspricht dem Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch nach der 

Substitutionsmethode im Jahr 2008 von 9,7 % (BMU 2009).  

 Bezogen auf das Bruttoinlandspro-
dukt des Jahres 2008 von 2491,4 Milliarden € beläuft sich der absolute Energiepreis-
BIP-Effekt auf 199 Mio. € [92 Mio. €].  

111  Zur Berücksichtigung eines elastischen Energieangebots ist ein Faktor von 0,5 verwendet 
worden; bei einem unelastischen Energieangebot wäre dieser Faktor Eins (unverminderter 
Preiseffekt) und bei einem vollkommen elastischen Angebot wäre er Null (kein Preiseffekt). 

112  Das National Institute Global Econometric Model (NiGEM) ist ein ökonometrisches makro-
ökonomisches Mehrländermodell. Es beruht auf einem “Neo-Keynsianischen” Konzept und 
beinhaltet, unter anderem, vorausschauende Erwartungsbildung der Akteure (Barrell, 
Pomerantz 2004). Das Modell wird in einem weiteren vom BMU geförderten Projekt „Ge-
samtwirtschaftliche und sektorale Auswirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien“ 
(FKZ 0327652) eingesetzt und weiterentwickelt.  

113  Im Modell erstreckt sich der Preisimpuls auf den Zeitraum 2010 bis 2020; als Effekt wird 
die Differenz im Jahr 2020 gegenüber dem Basisszenario ermittelt.  
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Tabelle 8-4: Energiepreis-BIP-Effekt in Deutschland: Wirkungen eines Anteils 
EE in Deutschland von 10 % am gesamten Energieverbrauch 

 Szenario A Szenario B 

Nachfrageelastizität -0,2 -0,4 

Preiseffekt -0,75% -0,38% 

Relativer BIP-Effekt +0,0080% +0,0037% 

Absoluter BIP-Effekt +199 Mio. € +92 Mio. € 

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin 

Diese Zahlen verdeutlichen die Größenordnung der Zunahme des deutschen BIP 
durch den Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland. Darüber hinaus profitieren 
auch viele andere Länder von Ölpreissenkungen, die durch den Ausbau Erneuerbarer 
Energien in Deutschland ausgelöst werden.114

Vergleich der Modellergebnisse 

  

Tabelle 8-5 gibt einen Überblick über bisherige Schätzungen des Energiepreis-BIP-
Effektes anhand der Energiepreiselastizität des BIP (BIP-Effekt bezogen auf den Preis-
impuls). 

Tabelle 8-5: Energiepreis-BIP-Effekt: Übersicht Schätzungen von BIP-
Elastizitäten in der Literatur 

 Region Preiseffekt BIP-Effekt Energiepreis-
BIP-Elastizität 

DIW Berlin  
A Deutschland -0,75% +0,0080% -0,011 

B Deutschland -0,38% +0,0037% -0,010 

Meyer (2008) Deutschland +45% -0,8% -0,018 

IEA (2004) OECD +40% -0,4% -0,010 

Awerbuch, Sauter (2006) USA +10% -0,5% -0,050 

 

Die hier für Deutschland ermittelten BIP-Elastizitäten stimmen mit den Schätzungen 
der IEA (2004) für die OECD (nahezu) überein. Sie fallen etwas kleiner aus als die 

                                                
114  Diese Effekte sind bisher noch nicht gezielt untersucht worden, sie werden aber grundsätz-

lich vom Modell simultan erfasst.  
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Schätzungen von Meyer (2008) für Deutschland, die Größenordnung bleibt aber ver-
gleichbar.115

Der von Awerbuch, Sauter (2006) ermittelte Energiepreis-BIP-Effekt besteht aus zwei 
Faktoren: 

  

• Zunächst wird aufgrund einer Erhöhung des erneuerbaren Stromanteils in den USA 
um 10 Prozentpunkte ein Preisimpuls von 6,2 % für den Weltmarkt ermittelt. Der 
Primärenergieverbrauch in den USA ist ungefähr achtfach so groß wie in Deutsch-
land (BP 2009), daher löst eine derartige Erhöhung des EE-Strom-Anteils auch eine 
höhere Wirkung auf die Weltenergiepreise aus. Die Höhe des Preiseffektes ist inso-
fern nicht unplausibel (vgl. Tabelle 6-6).  

• Der zweite relevante Faktor der Analyse von Awerbuch, Sauter (2006) ist die BIP-
Elastizität, die dort als vergleichsweise hoch angenommen worden ist (vgl. Tabelle 
8-5, letzte Spalte). Der verwendete Wert ist aus empirischen Studien entnommen, 
die häufig aber nur kurzfristige Elastizitäten über einen Zeitraum weniger Jahre und 
für unterschiedliche regionale Abgrenzungen ermitteln.116

8.2.4 Fazit 

 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland trägt zur Substitution von fossilen 
Energieträgern und damit zur Senkung der Weltenergiepreise bei. Diese Senkung der 
Weltenergiepreise induziert eine Erhöhung des Bruttoinlandproduktes in Deutschland, 
aber auch in vielen anderen Ländern. Die Höhe dieses Effektes in Deutschland wird 
bei einem Anteil Erneuerbarer Energien von 10 % am gesamten Energieverbrauch 
(2008) auf eine Größenordnung zwischen 92 und 199 Mio. € geschätzt.  
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8.3 Portfolioeffekt und Ausbau Erneuerbarer Energien  

Die Portfoliotheorie nach Markowitz (1952) ist ein zweidimensionaler Analyseansatz, 
der unter Einbeziehung von erwarteten Erträgen und Risiken (Standardabweichung der 
Erträge) effiziente Portfolios berechnet. Als Portfolioeffekt wird die Verringerung des 
Gesamtrisikos durch eine Mischung unterschiedlicher Risiken bezeichnet. Ein Portfolio 
ist effizient, wenn dieses die einzelnen Komponenten so kombiniert, dass für ein gege-
benes Risiko die erwarteten Erträge maximiert oder bei gegebenen Erträgen das Risi-
ko minimiert werden. Dieser Ansatz ist in der Finanzanalyse beispielsweise für Investi-
tionen an Aktienmärkten etabliert, kann aber auch für Investitionsentscheidungen in der 
Realwirtschaft herangezogen werden. Für den Energiesektor sind Portfolioanalysen 
z. B. für die EU von Berger u.a. (2002) und für E.ON von Madlener u. a. (2009) durch-
geführt worden.  

Der traditionelle Ansatz zur Auswahl von Investitionsalternativen in der Energieplanung 
folgt dem Least-cost-Prinzip (Awerbuch 2003). Dieses Vorgehen ist beim Vergleich 
fossiler Energieerzeugungsalternativen praktikabel und angebracht, sofern Kosten- und 
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Risikostrukturen vergleichbar sind.117 Die Kosten der konventionellen Energieerzeu-
gung hängen von der Entwicklung der Preise für Brennstoffe wie Öl, Gas oder Kohle 
ab, die erheblichen Schwankungen unterworfen und untereinander hoch korreliert sind. 
Bei fossilen Energieträgern sind insbesondere auch über Jahre hinweg anhaltende 
Preisniveauveränderungen möglich. Dieses Risiko entfällt meist bei den Erneuerbaren 
Energien (wie bei Wind oder Photovoltaik).118 Aufgrund dieser grundlegenden Unter-
schiede wird mit zunehmendem Ausbau der Erneuerbaren Energien die Anwendbarkeit 
des traditionellen Least-cost-Ansatzes auf Erzeugungsportfolios von Ländern und Un-
ternehmen fragwürdig.119

8.3.1 Beispiel 1: Analyse der Stromerzeugung in der EU  

 Dies bedeutet auch, dass eine Bewertung Erneuerbarer 
Energien im Vergleich zu fossilen Energien auf Basis von Differenzkosten nur bedingt 
aussagefähig ist, wenn nicht zugleich die unterschiedlichen Risiken betrachtet werden.  

Beispielhaft wird hier eine Analyse des Stromerzeugungsportfolios in der EU von Ber-
ger u.a. (2002) vorgestellt. Es werden vier konventionelle Kraftwerkstypen zur Strom-
erzeugung berücksichtigt (Gas, Kohl, Öl und Kernkraft) und als Erneuerbare Energie 
stellvertretend die Windkraft. Folgende vier Kostenkomponenten bestimmen die Stro-
merzeugungskosten: 

• Investitions- und Planungskosten, 

• Brennstoffkosten, 

• variable Betriebs- und Wartungskosten, 

• fixe Betriebs- und Wartungskosten. 

Das Risiko der jeweiligen Erzeugungsarten wird auf Basis der Veränderung ihrer Kos-
tenkomponenten in der Vergangenheit (Standardabweichung) bestimmt. Der Risikobei-
trag einer Kostenkomponente zum Gesamtrisiko einer Anlage entspricht ihrem Anteil 
an den gesamten Stromerzeugungskosten.120

                                                
117  Zur Portfolioanalyse fossil befeuerter Kraftwerke in den USA vgl. Bar-Lev, Katz (1976). 

 Für die Risikobewertung von Kraft-

118  Kurzfristige Risiken – etwa aufgrund von Wetterschwankungen – können hingegen bei 
Erneuerbaren Energien sehr ausgeprägt sein. Diese müssen auch im Rahmen von Aus-
gleichs- und Regelenergiekosten genauer betrachtet werden. Hinzu kommen z.B. Risiken 
durch unsichere künftige Wartungskosten. 

119  Außerdem weist Awerbuch (2006) darauf hin, dass niedrigere Risiken in einem Capital-
Asset-Pricing-Model (CAPM) Ansatz auch zu geringeren Diskontierungsraten führen kön-
nen, die die Rentabilität von Investitionen in Erneuerbare Energien verbessern können.  

120  Bei einem Kohlekraftwerk bestehen ungefähr 40 % der Stromerzeugungskosten aus 
Brennstoffkosten (Berger u.a. 2002).  
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werksportfolios wird außerdem anhand einer Zeitreihenanalyse die Korrelation der 
Preise für die eingesetzten Energieträger bestimmt. Mit Hilfe der erwarteten Kosten121

Berger u.a. (2002) kommen zu dem Ergebnis, dass die EU im Jahr 2000 über einen 
Mix mit relativ geringen Risiken und Erträgen verfügt hat (

 
der Stromerzeugung, dem Risiko und der Korrelation der einzelnen Technologien kön-
nen nun effiziente Erzeugungsportfolios bestimmt werden. Als Benchmark wird eine 
„effiziente Grenze“ ermittelt, indem zu jedem Ertrag ein Referenzportfolio mit gering-
stem Risiko gesucht wird.  

Abbildung 8-3). Bis zum Jahr 
2010 steigen sowohl Risiken wie erwartete Erträge. Bei gleichen Kosten wären weniger 
risikoreiche Portfolios möglich, und zwar durch Ausbau der Windkraft und Bau neuer 
Gas- und Kohlekraftwerke bei gleichzeitigem Auslaufen alter Gas-, Kohle-, Öl- und 
Kernkraftwerke. 

 
Quelle: Berger u. a. 2002, S. 68 

Abbildung 8-3: Methode der Portfolioanalyse am Beispiel des europäischen Kraft-
werksparks  

                                                
121  Die Portfoliotheorie betrachtet üblicherweise erwartete Erträge zum Beispiel von Finanzin-

vestitionen. Für die Analyse der Erzeugungsportfolios werden unter dem Begriff Ertrag in-
vertierte erwartete Kosten verwendet (kWh/Cent). 
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Die Portfolio-Analyse von Berger u. a. (2002) stellt mit der expliziten Berücksichtigung 
von Risiken grundsätzlich eine wesentliche methodische Verbesserung zur Bewertung 
von Stromerzeugungsstrukturen dar. Die praktische Anwendbarkeit des Ansatzes 
hängt aber entscheidend davon ab, wie gut die Analysen empirisch fundiert sind. Au-
ßerdem müssten in solchen Analysen nicht nur die Risiken von Energiepreisschwan-
kungen, sondern auch andere Risiken der eingesetzten Techniken angemessen einbe-
zogen werden, sofern diese nicht in anderen Kostenkomponenten wie Regel/Aus-
gleichsenergiekosten erfasst sind. 

8.3.2 Beispiel 2: Analyse des Kraftwerksparks von E.ON 

Die Portfoliotheorie kann auch einer Analyse einzelwirtschaftlicher Portfolios dienen. 
Eine aktuelle Studie von Madlener u. a. (2009) betrachtet unter diesem Aspekt die 
Energieerzeugung von E.ON in Schweden und Großbritannien. Hierzu sind die Erträge 
und die Risiken anhand von Zeitreihendaten über Elektrizitäts- und Brennstoffpreise 
wie für Kohle oder Uran berechnet worden. Für jedes Land ist dann mit Hilfe von Simu-
lationen die effiziente Grenze der optimalen Erzeugungsportfolios ermittelt worden. 
Nach den vorläufigen Ergebnissen liegen in beiden Ländern die jeweiligen Erzeu-
gungsportfolios von E.ON unterhalb der effizienten Grenze. Durch Investitionen in Er-
neuerbare Energien kann diese Effizienzlücke geschlossen werden. Allerdings verwei-
sen die Autoren auch darauf, dass die Berechnung der erwarteten Erträge auf sehr 
vereinfachenden Annahmen beruht und dass darüber hinaus noch weiterer methodi-
scher Forschungsbedarf besteht. 

8.3.3 Fazit 

Mit Hilfe der Portfolioanalyse werden Energietechnologien nicht allein nach erwarteten 
Erträgen, sondern unter expliziter Berücksichtigung von Risiken bewertet. Dabei wird 
deutlich, dass Erneuerbare Energien aufgrund ihrer speziellen Risikostruktur (geringes 
Brennstoffkostenrisiko) das Energieerzeugungsportfolio diversifizieren und damit effizi-
enter machen können. Die bisherigen quantitativen Analysen sind aufgrund von verein-
fachenden Annahmen und methodischen Schwächen allerdings noch nicht ausrei-
chend belastbar, sie weisen jedoch tendenziell auf Nutzenwirkungen des Ausbaus Er-
neuerbarer Energien hin. 
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9 Zusammenfassung und Bilanzierungsansatz  

9.1 Aufgabenstellung und Zielsetzung  

Ein wichtiges Ziel des Vorhabens ist es, einen Ansatz für die Zusammenschau der di-
versen Wirkungen, die durch den Ausbau Erneuerbarer Energien hervorgerufen wer-
den, zu entwickeln, die Analysebereiche entsprechend einzuordnen und soweit mög-
lich eine entsprechende Aggregierung der quantifizierten Effekte durchzuführen. Eine 
Zusammenfassung aller auftretenden Effekte im Sinne einer Addition sämtlicher Effek-
te im Strom- und Wärmesektor ist nicht sinnvoll, da unterschiedliche Wirkungskatego-
rien zu betrachten sind. Vielmehr gilt es, die derzeit vorliegenden Arbeiten und Ansätze 
zur Bewertung der Kosten- und Nutzenwirkungen zunächst zu ordnen und auf Ver-
gleichbarkeit zu prüfen, um dann einen gemeinsamen Analyserahmen zu entwickeln, 
der auf eine differenzierte und verständliche Darstellung abzielt. Hierbei erfolgt eine 
Zuordnung der verschiedenen Effekte nach Wirkungskategorien und, wo möglich, eine 
Gegenüberstellung der gegenläufigen Wirkungen. 

9.2 Methodisches Vorgehen  

In einer Reihe von Studien sind bisher unterschiedliche Bereiche der Kosten- und Nut-
zenwirkungen Erneuerbarer Energien untersucht und quantifiziert worden, die auch in 
diesem Vorhaben betrachtet werden. Solche Einzeleffekte geben Hinweise auf Vor- 
und Nachteile des Ausbaus Erneuerbarer Energien, sie können aus unterschiedlichen 
Gründen wie z.B. aufgrund von Wechselwirkungen aber nicht immer separat ermittelt 
und aufgrund unterschiedlicher Wirkungskategorien und Untersuchungsgegenstände 
nicht einfach addiert werden. Zudem ist noch zu prüfen, welche weiteren Vor- und 
Nachteile Erneuerbarer Energien mit den hier betrachteten Analysebereichen nicht 
abgedeckt sind. Im Folgenden werden Überlegungen zum Analyserahmen mit dem Ziel 
angestellt, Doppelzählungen und Lücken bei den konkreten Berechnungen zu vermei-
den, konzeptionell konsistent zu arbeiten und wo möglich eine klare Zuordnung der 
Wirkungen zu treffen. Mögliche Überschneidungen der Analysebereiche werden aufge-
führt.  

Bei dieser Kosten-Nutzen-Bewertung Erneuerbarer Energien sind dabei hinsichtlich der 
sachlichen, zeitlichen und räumlichen Abgrenzung insbesondere zu klären: 

• Sachliche Abgrenzung: Gegenstand der Analyse ist der Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien oder der förderbedingte Ausbau aller oder eines Teils Erneuerbarer Energien.  

• Zeitraum: Für die Bilanzierung der Effekte werden in diesem Bericht zunächst noch 
nicht die künftigen Wirkungen des gegenwärtigen Ausbaus untersucht, sondern als 
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Ausgangspunkt der Analyse die gegenwärtigen Wirkungen des bisherigen Ausbaus 
ermittelt. Dabei ist zusätzlich zu beachten, dass nicht nur die Wirkungskette, son-
dern auch der Ausbau selbst einen dynamischen Prozess darstellt und somit grund-
sätzlich eine jahrgangsweise Analyse erfordert. Die Analysejahre umfassen 2007 
und, sofern möglich, auch 2008. 

• Räumliche Dimension: Die Analyse der Förderung bzw. des Ausbaus Erneuerbarer 
Energien und der Wirkungen begrenzen sich räumlich auf Deutschland. Die länder-
übergreifende Förderung wie der EU-Mitteleinsatz in Deutschland oder der Einsatz 
deutscher Mittel im Ausland wird nur am Rande dargestellt. Ebenso erfolgt keine 
Differenzierung potentieller EU-politikbedingter Wirkungen in Deutschland, da diese 
meist durch deutsche Politikmaßnahmen abgedeckt sind (bspw. EEG). Der interna-
tionale Handel mit Erneuerbaren Energien und mit EE-Technologien sowie mögliche 
grenzüberschreitende externe Effekte bleiben - außer bei den Beschäftigungs- und 
Umsatzeffekten - im Rahmen dieser Studie ebenfalls unberücksichtigt.  

Die beschriebenen Abgrenzungsfragen sind bereits bei der Ermittlung der einzelnen 
Kosten- bzw. Nutzenwirkungen zu beachten. Vergleichbar sind jeweils nur Effekte, die 
unter gleichen Randbedingungen ermittelt werden. Dabei sind ggf. auch Interaktionen 
und Überlappungen der Wirkungskomponenten zu beachten (z. B. auch Konsistenz 
von Merit-Order-Preis- und CO2-Effekt).  

Für eine Zusammenschau der wirtschaftlichen Effekte Erneuerbarer Energien ist 
grundsätzlich nach den Wirkungsmechanismen zu unterscheiden. Dies bedeutet, dass 
zunächst nach dem Typus der Wirkung zu unterscheiden ist. Sind es Kostenunter-
schiede bei den Technologien oder Belastungen einzelner Akteure im Wirtschaftge-
schehen? Lassen sich diese Effekte auf makroökonomischer Ebene oder auf Energie-
systemebene beobachten? Ist in der Summe ein „Mehr“ z. B. an Einkommen für die 
gesamte Volkswirtschaft erkennbar oder ein „Weniger“ nur für einzelne Teilnehmer? In 
Spiegelung an den makroökonomischen Aufgaben oder Zielsetzungen eines Staates 
bietet sich eine Differenzierung der Betrachtungsebenen in folgende Bilanzierungs- 
bzw. Wirkungskategorien an:  

A: Systemanalytischer Vergleich von Nettokosten des Energiesystems  

Ein Vergleich der Kosten- und Nutzenaspekte bezogen auf das Energiesystem be-
trachtet indirekt die Effizienz der gesamtwirtschaftlichen Ressourcenallokation. Dieser 
Systemansatz bietet die Möglichkeit einer Unterscheidung in direkte und indirekte Kos-
ten sowie in Nutzenwirkungen, wobei die indirekten Kosten Folgekosten der Anlagen-
erstellung darstellen, also durch die Nutzung des Marktes, der Strukturen oder der 
Förderung bedingt sind. Der Schwerpunkt liegt auf einem Vergleich der direkten Kos-
ten unterschiedlicher Technologien, wobei indirekte Kosteneffekte wie z.B. Ausgleichs-
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energie und Netzausbaukosten berücksichtigt werden, die sich über mehrere Akteure 
hinweg erstrecken (Erzeuger, Netzbetreiber, Marktakteure). Die Kosten lassen sich als 
aggregierte Größe dar- und dem Nutzen gegenüberstellen. Die Nutzenkomponenten 
ergeben sich hier aus eingesparten Kosten für nichterneuerbare Energien und Techno-
logien (Opportunitätskosten). Änderungen relativer Preise, Verteilungswirkungrn sowie 
makroökonomische Effekte lassen sich in diesem Rahmen nicht unmittelbar erfassen. 

B: Verteilungsaspekte 

Eine Bilanzierung von Be- und Entlastungen einzelner Akteursgruppen unter Berück-
sichtigung von Preiseffekten zeigt letztendlich auf, welche Wirtschaftsakteure durch 
welche Maßnahmen belastet oder entlastet werden. Hierbei ist jedoch zwischen Mitteln 
zu unterscheiden, die „nur“ umverteilt werden, also vom Staat im gewissen Sinne aus-
gezahlt oder erhoben werden, wie Fördermittel oder Steuern und solchen Mitteln, die 
keine staatliche Umverteilung darstellen, sondern tatsächlich zusätzlich anfallen und 
dann auf unterschiedliche Akteure verteilt werden, wie zum Beispiel im Fall der 
Prognosekosten im Strombereich. Auf Basis partialanalytischer Effekte ist es möglich, 
die Be- und Entlastungswirkungen für einzelne Wirtschaftsgruppen zu schätzen.  

C: Makroökonomische Aspekte wie Wachstum und Stabilisierung  

Dieser Ansatz konzentriert sich auf makroökonomische und sektorale Wirkungen, wo-
bei insbesondere auch gesamtwirtschaftliche Einkommenseffekte endogen berechnet 
werden. Die Ermittlung bzw. Gesamtbewertung der gesamtwirtschaftlichen Wohl-
standseffekte erstreckt sich im Rahmen dieser Arbeit auf die durch den Ausbau EE 
ausgelösten Beschäftigungs- und Umsatzwirkungen (BIP). In den makroökonomischen 
Größen spiegeln sich indirekt auch die systemanalytischen Aspekte wider. Technolo-
giebezogene Zusammenhänge sowie relevante Be- und Entlastungen von zentralen 
Akteursgruppen können damit kaum oder nicht abgebildet werden. 

Diese Vorgehensweise – Aufgliederung in drei Wirkungskategorien – erlaubt keine 
Kategorie übergreifende Vermengung oder Addition der einzelnen Wirkungstypen, da 
sich diese im methodischen Konzept und der Dimension unterscheiden. Ein integrier-
tes Gesamtmodell, das alle Facetten der Wirkungsmechanismen gleich gut abbildet, 
steht bislang nicht zur Verfügung.  

Eine Gesamtbilanzierung erfolgt daher zunächst zum einen über die Teilsumme aus 
dem systemanalytischen Ansatz und zum anderen aus der makroökonomischen Ana-
lyse. Die einzelnen Verteilungsaspekte werden gesondert dargestellt und sind in der 
Regel aufgrund der Abgrenzungsproblematik bei der Gruppe der Betroffenen nicht 
aggregierbar. Bei geeigneter Modifikation der Berechnung der Effekte ist es möglich, 
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mit dem systemanalytischen Ansatz eine Gesamtnettonutzen- bzw. -kostenwirkung zu 
ermitteln. 

9.3 Charakterisierung der Analysebereiche 

Vor dem Hintergrund der methodischen Überlegungen zur Bilanzierung sollen nun die 
spezifischen Konkretisierungsfragen/-kriterien für die einzelnen Analysebereiche der 
Analyse zu Bewertung Erneuerbarer Energien mit Bezug auf das dargestellte Bilanzie-
rungskonzept näher betrachtet und charakterisiert werden.  

Analyse der Differenzkosten im Strom- und Wärmebereich 

Differenzkosten Erneuerbarer Energien sind bisher vor allem für den Strombereich 
ermittelt worden. Der Differenzkostenbegriff wird dabei in zwei unterschiedlichen Aus-
prägungen verwendet: zum einen im Sinn der Kategorie A als Kostendifferenz zwi-
schen Erneuerbaren Energien und konventionellen Energietechniken (vgl. Leitstudie 
2008) und zum anderen im Sinn von Kategorie B als Differenz zwischen Vergütungs-
höhe und durchschnittlichen Bezugskosten von Stromlieferanten gemäß der Definition 
des EEG (EEG-Differenzkosten), die über die Umlage auf die Verbraucher überwälzt 
werden. Die Belastungseffekte für EVU bzw. Verbraucher hängen hier vom Wälzungs-
mechanismus und von Privilegierungsregeln (besondere Ausgleichsregelung) ab. Zu-
sätzliche indirekte Systemkosten können sich in erhöhten Netzentgelten niederschla-
gen, die jedoch nicht in den EEG-Differenzkosten erfasst sind. 

Für den Wärmebereich sind die hier ermittelten Differenzkosten der Kategorie A zuzu-
ordnen. Unter systemanalytischen Aspekten reflektieren die Differenzkosten im Wär-
mebereich die Kostendifferenz zwischen Erneuerbaren Energien und konventionellen 
Energietechniken zur Wärmeerzeugung. In der vorliegenden Studie sind diese zum 
einen für den geförderten EE-Ausbau berechnet, aber auch für den gesamten Ausbau 
der Wärmeerzeugung mit Erneuerbaren Energien. Unter Verteilungsaspekten ist die 
Förderung im Rahmen des MAP zu sehen, die im Kapitel „private und öffentliche För-
dermittel“ ausgewiesen wird. Dabei werden Anlagenbesitzer finanziell entlastet und der 
öffentliche Haushalt bzw. indirekt der Steuerzahler belastet. 

Differenzkosten auf Basis von Systemkosten und Förderkosten (Verteilungsaspekt) 
können sich in der Höhe systematisch von einander unterscheiden, u.a. durch unter-
schiedliche Bewertungsansätze (z.B. Abschreibungen, Zinssätze) sowie durch Mit-
nahmeeffekte bzw. Verkäuferrenten. Mit gewissen Einschränkungen sind sie aber hin-
sichtlich der Größenordnung vergleichbar, sodass Angaben eines Ansatzes als Nähe-
rungsschätzwert für den jeweils anderen Ansatz in Betracht kommen können.  
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Ausgleichs- , Regelenergie sowie Netzausbaukosten (Strom) 

Indirekte Kosteneffekte im Bereich der konventionellen Energieerzeugung und der Net-
ze können grundsätzlich nach den systemanalytischen Kosten oder Verteilungsaspek-
ten ermittelt werden. Schätzungen erfolgen im Rahmen dieser Arbeit auf Basis sys-
temanalytischer Aspekte (z. B. DENA Netzstudie). Hierbei werden alle zusätzlichen 
Netzkosten berücksichtigt, die durch den Ausbau von Erneuerbaren Energien erforder-
lich sind. Mit dem Netzausbau könnte auch ein verstärkter Stromhandel mit positivem 
Effekt auf die Wirtschaft einhergehen. Neben der Zuordnung der Netzausbaukosten zu 
Erneuerbaren Energien oder fossiler Elektrizitätserzeugung, stellt die periodengerechte 
Zuordnung der Kosten eine weitere Herausforderung dar. Darüber hinaus sind die Kos-
ten für die Vorhaltung von Regel- und Ausgleichsenergie, die überwiegend durch die 
Fluktuation der Windstromeinspeisung bedingt sind, dargestellt. Ihre Summe reflektiert 
hiermit die indirekten Systemkosten. Da die ÜNB im Rahmen der Netznutzungskosten 
diese indirekten Kosten letztendlich auf die Endkonsumenten umlegen können, sind 
Untersuchungen unter verteilungspolitischen Aspekten durchaus wünschenswert, aber 
aufgrund der Geheimhaltung von Unternehmensdaten nicht durchführbar. 

Transaktionskosten (Strom und Wärme) 

Die mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien verbundenen Transaktionskosten werden 
bisher kaum quantifiziert. Entstehen diese im Rahmen marktbedingter Transaktionen 
mit Erneuerbaren Energien bei den Unternehmen, so sind sie den Systemkosten zuzu-
ordnen, denn sie fallen zusätzlich an, sind EE-Ausbau bedingt und stellen keine reine 
Kostenumverteilung dar. Die „Bilanzierungspflicht“ des EE-Stroms im Rahmen des 
EEG führt zunächst bei Unternehmen zu höheren Transaktionskosten. Ob oder inwie-
weit Unternehmen diese EE-bedingten bzw. EEG-bedingten Mehrkosten auf Strom-
kunden umlegen können, ist nicht darstellbar, da hierzu, obwohl wünschenswert, keine 
Daten verfügbar sind. Andererseits reflektieren sie auch eine durch staatliche Eingrif-
fe/Vorgaben bedingte Belastung der Unternehmen und könnten, sofern diese Belas-
tung isoliert darstellbar wäre, auch unter Verteilungsaspekten aufgeführt werden. Im 
Vergleich zu den Differenzkosten sind die Transaktionskosten aufgrund ihrer Größe 
jedoch von geringer Bedeutung.  

Fallen die Kosten hingegen bei fördermittelgebenden (BAFA, KfW) oder kontrollierenden 
Einrichtungen (BNetzA, BAFA) der öffentlichen Hand an, stellen sie Kosten der Förderung 
dar. Ihre Ermittlung hat streng gesehen im Rahmen dieser Studie nach Kategorie B zu erfol-
gen und wenn möglich nach Akteursgruppen differenziert. Dabei sind insbesondere die kon-
kreten gesetzlichen und administrativen Vorgaben zu beachten (insbes. EEG und MAP).  
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Öffentliche und private Fördermittel 

EE-Fördermittel stellen staatliche Zahlungen dar, die Anreize zur Entwicklung oder 
Nutzung Erneuerbarer Energien geben sollen. Ihre Erfassung fällt in den Bereich B, 
wobei in erster Linie Anlagenbetreiber zu den unmittelbar Begünstigten zählen, wäh-
rend die Belastungen im Fall öffentlicher Fördermittel durch öffentliche Haushalte bzw. 
die Steuerzahler zu tragen sind. Im Fall privater Fördermittel werden Belastungen frei-
willig übernommen, wobei unterschiedliche Motive vorliegen können.  

Ausbau von Wärmenetzen 

Für den Ausbau von Wärmenetzen gelten methodisch ähnliche Aussagen wie bei 
Netzausbaukosten von Strom. Zu Wärmenetzen liegen bisher allerdings weniger In-
formationen vor – auch vor dem Hintergrund der bisher noch weit geringeren quantita-
tiven Bedeutung. Allerdings wurden im Rahmen der systemanalytischen Differenzkos-
tenanalyse die Kosten des Nahwärmenetzes durch Zugrundelegung von Nahwärme-
preisen dem entsprechendem Energieversorgungssystem zugerechnet. So betrachtet 
sind die Wärmenetzkosten im Sinne der Systemkosten durch die Differenzkosten be-
reits abgedeckt. Fokussiert sich die Analyse allerdings auf das Fördervolumen des 
Wärmenetzausbaus – wie hier der Fall –, dann fallen sie unter Verteilungseffekte. Die 
Datenlage ist allerdings noch recht unvollständig.  

Vermiedene Umweltschäden (Strom und Wärme) 

Externe Kosten werden in der Regel nicht unmittelbar sichtbar, da sie sich ohne eine 
Internalisierung nicht in den Marktpreisen niederschlagen. Daher werden zunächst die 
vermiedenen Umweltschäden ausgewiesen. Sie errechnen sich auf Basis von Schätz-
werten zu Schadenskostenansätzen, vermiedenen Emissionen und Substitutionsfakto-
ren. Sie sind energiesystemabhängig und fallen als zusätzlicher „Ertrag“ unter Katego-
rie A an. Die vermiedenen Umweltschäden, die durch die Reduzierung der Schadstoff-
emissionen entstehen, werden auf 7,7 Mrd. € (2007) bzw. 8,0 Mrd. € (2008) geschätzt.  

In dieser Nutzengröße sind die bei der Stromerzeugung122

                                                
122  Im Wärmebereich fallen hingegen nur relativ geringe Zertifikatskosten an. 

 anfallenden Kosten für 
CO2-Zertifikate, die eine Internalisierung von Umweltschäden (externen Kosten) dar-
stellen, nicht gesondert berücksichtigt d. h., sie sind insoweit in der „Bruttogröße“ der 
geschätzten vermiedenen Umweltschäden enthalten. Das bedeutet, die monetär aus-
gewiesene Nutzenwirkung (vermiedene Umweltschäden) müsste um die anfallenden 
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CO2-Zertifikatskosten bereinigt werden, da bei der Berechnung der Differenzkosten im 
Strombereich123

Zur Berichtigung der vermiedenen Umweltschäden (Bruttogröße) um die bereits einge-
rechnete Internalisierung der CO2-Emissionen kann der durchschnittliche jährliche 
CO2-Zertifikatspreis (für EUA) basierend auf Daten von Pointcarbon

 die CO2-Zertifikatskosten eingerechnet sind.  

124

Außerdem ist grundsätzlich die Wechselwirkung zu beachten, die zwischen der Förde-
rung Erneuerbarer Energien und dem Emissionshandel bestehen. Die Förderung von 
EE-Strom durch das EEG ist im Zusammenspiel mit dem Emissionshandel uneinge-
schränkt wirksam, wenn der künftige Beitrag Erneuerbarer Energien bei der Festlegung 
der Cap-Höhe richtig antizipiert wird. Bei einer unvollständigen Antizipation der EEG-
Wirkungen kann hingegen ein Teil der Emissionsverminderung im Emissionshandels-
bereich verloren gehen. In der ersten Handelsperiode (2005 – 2007) waren die Ober-
grenzen für den europäischen Emissionshandelsbereich insgesamt betrachtet – unab-
hängig von der Frage der Abstimmung mit der Förderpolitik - zu hoch. In der zweiten 
Handelsperiode sind dagegen nach zahlreichen Interventionen der Europäischen 
Kommission die nationalen Obergrenzen wesentlich reduziert worden, um eine Über-
allokation zu vermeiden. Eine Korrektur der durch Erneuerbare Energien vermiedenen 
externen Kosten ist in beiden Fällen nicht angezeigt.

 zugrunde ge-
legt werden. Er liegt für 2007 bei 70 Cent pro Tonne CO2 und reduziert somit die ver-
miedenen Umweltschäden nur marginal. Im Jahr 2008 war der Preis mit 17,5 €/t CO2 
hingegen wieder wesentlich höher. 

125

Vermiedene Energieimporte (Strom und Wärme) 

  

Die durch Nutzung EE hervorgerufenen Änderungen von Strömen im internationalen 
Handel stellen für sich genommen keine Nutzen- oder Kostenkomponenten Erneuerba-
rer Energien dar. Dies gilt auch speziell für vermiedene Energieimporte, die allerdings 
in einem engen Zusammenhang zu Aspekten der Energieversorgungssicherheit ste-
hen, welche durch ergänzende Indikatoren qualitativ Eingang finden können. Importe 
erfolgen dann, wenn der Inlandspreis höher ist als der Weltmarktpreis. Daher bedeutet 
                                                
123  Im Wärmebereich bei Fernwärme. 
124  Pointcarbon, historic data (http://www.pointcarbon.com) download July 2009. 
125  Für die dritte Handelsperiode wird auf europäischer Ebene von vornherein ein integrativer 

Ansatz in der Klimaschutzpolitik verfolgt, bei dem die Ziele der unterschiedlichen Hand-
lungsbereiche besser aufeinander abgestimmt werden. Dies muss auch beachtet werden, 
wenn die europäischen Emissionsminderungsziele für den Emissionshandelsbereich und 
den Nicht-Emissionshandelsbereich im Zusammenhang mit weiteren internationalen Ver-
handlungen (nach Kopenhagen) angepasst werden. 
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eine Einschränkung der Importe (durch die verpflichtende EE-Strom-Abnahme) zu-
nächst eine Preiserhöhung bzw. Reduzierung der Konsumentenrente und des relativen 
Einkommens, falls keine günstigeren alternativen Energien(träger) zur Verfügung ste-
hen. Diesem Effekt steht die Verlagerung der Wertschöpfung (durch den EE-Ausbau) 
ins Inland gegenüber. Dieser wird durch die Veränderung des BIP oder des Umsatzes 
im Makromodell abgebildet. Neben Energieimporten und -exporten sind auch die in-
dustriepolitisch interessanten Im- und Exporte von EE-Technologien zu betrachten, die 
jedoch ebenfalls über das makroökonomische Modell zur Abschätzung der zukünftigen 
Umsatz- und Beschäftigungseffekte eingehen.  

Im Rahmen dieses Ansatzes können daher die vermiedenen Importe somit nicht als 
Energiesystem bedingter Nutzen quantifiziert werden, sondern als Makroeffekte, die 
Eingang in die Makromodellierung finden. 

Unter dem Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit vermindern die vermiedenen Im-
porte die Importabhängigkeit. Dieser zunehmend wichtige, positive Effekt wurde bisher 
allerdings noch nicht quantifiziert, sondern nur qualitativ diskutiert.  

Die möglichen Rückwirkungen von durch Erneuerbare Energien veränderten Welt-
energiepreisen auf die Volkswirtschaft werden unter dem „Energiepreis-BIP-Effekt“ 
thematisiert und als makroökonomische Effekte aufgeführt.  

Umsatz- und Beschäftigungseffekte (Strom und Wärme) 

Umsatz und Beschäftigung sind makroökonomische Größen, die häufig auch als 
Wachstums- oder Stabilitätsindikatoren herangezogen werden. Bruttoeffekte sind dabei 
nicht unmittelbar als Kosten- oder Nutzeneffekte anzusehen, sie können aber den Ein-
fluss auf den wirtschaftlichen Strukturwandel widerspiegeln. Neben der durch die In-
vestitionen in EE-Technologien ausgelösten direkten Beschäftigung durch die Herstel-
lung von Anlagen durch Unternehmen im Inland, die Installation, den Betrieb und die 
Wartung von Anlagen im Inland, wird indirekte Beschäftigung durch Vorlieferungen zu 
diesen Tätigkeiten ausgelöst. Darüber hinaus werden Anlagen für den Export herge-
stellt und die hierdurch ausgelöste direkte und indirekte Beschäftigung ergänzt die 
Summe zur ausgewiesenen Bruttobeschäftigung durch den Ausbau erneuerbarer 
Energien. Dieser Analysebereich findet unter Kategorie C Eingang in die Gesamt-
schau. Gesamtwirtschaftlich bieten sich Nettoeffekte zur makroökonomischen Bewer-
tung verschiedener Maßnahmen an. Sie basieren auf dem Vergleich zweier zukünftiger 
Entwicklungen und dienen zur Einschätzung der zukünftigen Kosten- und Nutzeneffek-
te.  
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Merit-Order-Effekt (Strom) 

Der so genannte Merit-Order-Effekt bezieht sich auf Preiseffekte auf dem Großhan-
delsmarkt für Strom und ist im Rahmen von Kategorie B zu analysieren. Dabei sind 
(hinsichtlich des Kraftwerkbestands) Kurzfrist- und Langfristeffekte zu unterscheiden. 
Beim Merit-Order-Effekt sind Verlierer (Betreiber konventioneller Kraftwerke) und Ge-
winner (EVU bzw. Stromverbraucher) zu betrachten, deren Veränderungen sich ge-
samtwirtschaftlich kompensieren können, sodass insofern auch keine Nettokosten bzw. 
–nutzen anrechenbar wären.  

Im Zusammenhang mit dem Merit-Order-Effekt ist auch an weitere Interdependenzen 
indirekter Effekte zu denken, wie Einflüsse Erneuerbarer Energien auf den CO2-Preis 
und auf die Preise fossiler Energien, die die Stromerzeugungskosten in konventionel-
len Kraftwerken verändern und zu anderen Kosten- bzw. Verteilungswirkungen führen. 
Die Effekte auf den CO2-Preis finden in der Diskussion um die vermiedenen externen 
Kosten Eingang und sind hier nicht weiter zu beachten. Preiseffekte Erneuerbarer 
Energien auf die fossilen Energien werden ebenfalls in dieser Studie separat diskutiert. 

Portfolio-Effekt 

Insbesondere aufgrund geringerer Brennstoffkostenrisiken tragen Erneuerbare Ener-
gien zur Verminderung der Risiken der Energieversorgung bei. Diese Vorteile bei der 
Nutzung Erneuerbarer Energien können mögliche Mehrkosten zumindest teilweise 
kompensieren. Solche Portfolio-Effekte stellen somit grundsätzlich eine Nutzenkompo-
nente in der Kategorie A dar, sie lassen sich allerdings nur schwer quantifizieren und 
werden deshalb hier nur qualitativ erfasst. 

Energiepreis-BIP-Effekt 

Die Nutzung Erneuerbarer Energien vermindert die weltweite Nachfrage nach fossilen 
Energien und damit auch deren Preise. Dies kann tendenziell auch die inländischen 
Brennstoff- und Strompreise vermindern und das wirtschaftliche Wachstum (des BIP) 
verstärken. Indirekte Preiseffekte bewirken Verteilungsänderungen, da einzelne Produ-
zenten und Konsumenten hiervon unterschiedlich betroffen werden. Eine Analyse sol-
cher Effekte ist aufgrund fehlender Informationen zur Kostenrechnung der EVU nicht 
möglich. Der gesamtwirtschaftliche Effekt von Preisänderungen kann hingegen im Zu-
sammenhang mit Kategorie C erfasst werden und wird in dieser Studie auch quantifiziert.  
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Besondere Ausgleichsregelung 

Die besondere Ausgleichsregelung des EEG begünstigt stromintensive Unternehmen 
bei der EE-Umlage gegenüber nicht-privilegierten Verbrauchern, wie z. B. privaten 
Haushalten, mit dem Ziel Beeinträchtigungen der Wettbewerbsfähigkeit zu vermeiden. 
Im Zusammenwirken mit anderen Preiseffekten (wie dem Merit-Order-Effekt) kann da-
raus sogar eine Nettoentlastung privilegierter Unternehmen resultieren. Solche Umver-
teilungseffekte können am ehesten unter Kategorie B erfasst werden, wobei allerdings 
Entlastungen zusätzlichen Belastungen an anderer Stelle gegenüberstehen können.  

Besteuerung von EE-Strom 

Strom aus Erneuerbaren Energien wird derzeit im Wesentlichen ebenso besteuert wie 
Strom aus fossilen und nuklearen Energien. Eine Bilanzierung der Besteuerung kommt 
grundsätzlich im Rahmen von Kategorie B in Betracht. Die Methode der Bilanzierung 
der EE-Strombesteuerung hängt vom Referenzsteuersystem ab:  

1. Ausgehend von einem System, das Strom unabhängig von den eingesetzten 
Energieträgern besteuert, stellt die Besteuerung von EE-Strom keine Kosten oder 
Nutzen Erneuerbarer Energien dar; eine Befreiung Erneuerbarer Energien von der 
Stromsteuer ist dann eine Förderung Erneuerbarer Energien (staatliche Subventi-
on i.S. des Subventionsberichtes), die als Entlastung zu buchen wäre.   

2. Mit der ökologischen Steuerreform, mit der die Stromsteuer eingeführt wurde, soll-
ten Umweltbelastungen vermindert werden. Angesichts deutlich geringerer Um-
weltbelastungen (externer Kosten) durch Erneuerbare Energien wären dann in ei-
nem idealen System entsprechend geringere Steuersätze oder eine generelle Be-
freiung Erneuerbarer Energien von der Stromsteuer angemessen. Da hierauf aus 
damaligen Praktikabilitätsgründen verzichtet wurde, wurden als Kompensation zu-
gleich Fördermittel für Erneuerbare Energien (MAP) beschlossen. Insofern kann 
die Stromsteuer als unbeabsichtigte Belastung Erneuerbarer Energien und damit 
quasi als Nutzen von Erneuerbarer Energien betrachtet werden. In diesem Fall wä-
re bei einer Gesamtbewertung allerdings eine Saldierung mit externen Effekten 
angezeigt um Doppelzählungen zu vermeiden, da dann das Referenz-
Steuersystem eine (Teil-) Internalisierung impliziert. Umgekehrt: Da bei den exter-
nen Effekten die vollständig eingesparten externen Kosten angerechnet werden, 
kann die Steuer auf EE-Strom nicht gleichzeitig als Nutzengröße bilanziert werden.  

Sonstige Effekte - weitere Analysebereiche  

Auf der Fachtagung in Berlin (12. und 13. Nov. 09) zur Bilanzierung der Kosten- und Nut-
zenwirkungen des Ausbaus Erneuerbarer Energien wurden weitere Effekte des Ausbaus 
Erneuerbarer Energien genannt. Die positiven Wirkungen des EE-Ausbaus auf die Res-
sourcennutzung, die dadurch angestoßenen Innovationen und der Transfer von EE- Tech-
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nologie und Anlagen in andere Länder oder auf andere Bereich sowie der Vorbildcharakter 
der Politik bei der Förderung des EE-Ausbaus werden als Nutzenwirkungen gesehen, die 
sich über Deutschland hinaus erstrecken. Diese wurden bisher nur qualitativ aufgeführt.  

Der unterschiedliche regionale Ausbau Erneuerbarer Energien führt zu verschiedenen 
Entwicklungen in den einzelnen Regionen. So erfahren landwirtschaftlich geprägte Regi-
onen durch die verstärkte Nutzung von Biomasse andere Impulse und Entwicklungen als 
windreiche Regionen. Somit trägt der EE-Ausbau auch zu regional unterschiedlichen 
Verteilungswirkungen bei.  

Auf makroökonomischer Ebene können zusätzliche Investitionen und eine intensivere 
Innovationsintensität positiv zur BIP-Entwicklung beitragen. Auf gesellschaftlicher Ebene 
wird ein Umdenken im Hinblick auf Umweltnutzung, innerer und äußerer Sicherheit so-
wie Veränderung von Zielvorstellungen oder Werten als möglicher Effekt angeführt.  

Der auf der Fachtagung zur Bilanzierung der Kosten- und Nutzenwirkungen des Aus-
baus Erneuerbarer Energien erzielte Konsens über die Zusammenschau und Zuord-
nung der Effekte sowie die Wirkungen selbst sind in Abbildung 9-1 illustriert.  

 

Abbildung 9-1:  Ergebnis der Fachtagung zur Bilanzierung der Effekte 
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Gesamtüberblick 

In Tabelle 9-1 sind die hier diskutierten und in den Einzelkapiteln dargestellten Effekte 
nochmals überblicksartig den entsprechenden Kategorien zugeordnet.  

Tabelle 9-1: Zuordnung der Effekte nach Bilanzierungskategorien 

 A: Systemanalytische 
Kosten- und Nutzen-
aspekte (Allokation)  

B: Verteilungsaspekte, 
Be- und Entlastungen 
(Distribution) 

C: Makroökonomi-
sche und sektorale 
Aspekte/zukünftige 
Entwicklungen 

Differenzkosten (Strom 
und Wärme) 

Systemkostenvergleich 
der Gestehungskosten  
(direkte Kosten) 
- Strom 
- Wärme  

Strom: 
Umlage der EEG-
Differenzkosten, 
bes. Ausgleichsr.  
Wärme: s. Fördermittel 

(Einbeziehung von 
Diff.-Kosten bei Ermitt-
lung von Nettoeffek-
ten) 

Ausgleichs- , Regel-
energie sowie Netzaus-
baukosten (Strom) 

indirekte Kosten, Ver-
vollständigung des Sys-
temkostenvergleichs 

(Mehrkosten bei 
ÜNB/EVU, Einfluss auf 
Netzentgelte) 

 

Transaktionskosten 
(Strom und Wärme) 

TAK als weitere indirek-
te Kosten  
-Strom 
-Wärme 
 

(Förderkosten KfW, 
BAFA, ....) 

(ggf. Einbeziehung bei 
Ermittlung von Nettoef-
fekten) 

Öffentliche und private 
Fördermittel (Strom und  
Wärme) 

 Begünstigungen (Ausga-
ben) für EE, FuE und 
Marktunterstützung  

 

Ausbau von Wärme-
netzen 

(in)direkte Kosten, Ver-
vollständigung des Sys-
temkostenvergleichs 

(Förderung Wärmenetze) (ggf. Einbeziehung bei 
Ermittlung von Nettoef-
fekten) 

Vermiedene Umwelt-
schäden (Strom und  
Wärme) 

ökologischer Nutzen EE 
auf Basis von System 
vergleichen 
-Strom 
-Wärme 

(globale und intergenera-
tionelle Aspekte indirekt 
im Nutzenansatz enthal-
ten) 

 

Vermiedene Energie-
importe (Strom und 
Wärme) 

(Nutzen durch verbes-
serte Versorgungssi-
cherheit – nicht quantifi-
zierbar) 

 verm. Energieimporte, 
Indikatoren für Versor-
gungssicher-heit, 
(Einbeziehung bei 
Ermittlung von Nettoef-
fekten) 

Umsatz- und Beschäfti-
gungseffekte (Strom und 
Wärme) 

  Bruttoeffekte, (Nettoef-
fekte als Ergebnis des 
Makromodells) 

Merit-Order-Effekt 
(Strom) 

 Strompreiseffekt im Groß-
handel, Verteilungseffekte 
soweit bekannt  

(ggf. später im Mak-
romodell berücksichti-
gen) 

Portfolio-Effekt  Nutzen durch verminder-
te Risiken – nur qualita-
tiv 

  

Energiepreis-BIP-Effekt   zunächst grobe Ab-
schätzung für D 

Besondere Ausgleichs-
regelung 

 Entlastung privil. zu Las-
ten nicht-priv. Verbraucher 

 

Besteuerung von EE-
Strom 

 EE-Stromsteuer-
aufkommen 

 

Anmerkung: (kursiv) bedeutet hier nicht ausgewiesen 
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9.4 Zusammenschau der Effekte 

Die nach Analysebereichen diskutierten Effekte sind in Tabelle 9-2 geordnet nach Kate-
gorien aufgeführt. Eine Aggregation ist grundsätzlich nur bei völliger Übereinstimmung 
der Wirkungstypen, des Analysegegenstands sowie der Einheiten möglich, wobei mögli-
che Doppelzählungen durch „kursive Schrift“ angemerkt sind. In Kategorie A lassen sich 
die gesamten Kosten aufsummieren und dem quantifizierten Nutzen gegenüberstellen, 
wobei dieser eine Brutto-Nutzengröße126

Ein grober Überschlag der Systemkosten für Erneuerbare Energien insgesamt zeigt, 
dass 2007 den Kosten in Höhe von 5,6 Mrd. € ein Nutzen von ca. 7,7 Mrd. € gegen-
überstehen, wobei dieser Nutzen sich allein auf die vermiedenen Emissionen stützt, da 
weitere Nutzenaspekte in diesem Stadium des Projektes monetär nicht quantifizierbar 
sind. Die Differenzkosten bestimmen überwiegend die Systemkosten, während die 
Ausgleichs- und Regelenergie-  und Netzausbaukosten zusammen mit ca. 0,6 Mrd. € 
einen kleineren Beitrag liefern. Die Transaktionskosten, die den Unternehmen der 
Energiewirtschaft entstehen, liegen bei ca. 0,03 Mrd. € in 2007. Allerdings können die-
se über Entgelte an die Konsumenten weitergeleitet werden. Für 2008 belaufen sich 
die Systemkosten überschlägig geschätzt auf ca. 6 Mrd. €, während die vermiedenen 
Umweltschäden ca. 8 Mrd. € betragen.  

 widerspiegelt – also Doppelzählungen enthal-
ten sind. Die vermiedenen Umweltschäden beruhen auf abdiskontierten Werten. 

Bezüglich der Verteilungsaspekte ist eine vollständige Erfassung und Zuordnung von 
Ent- oder Belastungen nach einzelnen Wirtschaftsakteuren nicht möglich. Die Stromver-
braucher insgesamt sehen sich durch die EEG-Umlage einer Belastung von ca. 4,3 Mrd. 
€ in 2007 (4,7 Mrd. € 2008) ausgesetzt. Der Merit-Order-Effekt ist hierbei unberücksich-
tigt, da unklar ist, zu welchen Anteilen die Preiseffekte an die Konsumenten weitergege-
ben werden. Sollten die Preissenkungen (Merit-Order) an die Stromverbraucher weiter-
gegeben werden, stünden ihren Belastungen durch Steuern und Umlage Entlastungen in 
ähnlicher Höhe entgegen. Des Weiteren profitieren hierbei insbesondere Unternehmen, 
die unter die besondere Ausgleichsregelung fallen – deren Saldo dürfte positiv sein.  

Die energieerzeugenden Unternehmen bzw. Anlagenbetreiber erfahren Entlastungen 
durch die bereitgestellten Fördermittel in Höhe von etwa 0,2 Mrd. € (2007) bzw. ca. 
0,3 Mrd. € (2008), wobei die Förderung der Wärmenetze im Analysebereich „öffentliche 
und private Fördermitteln“ bereits abgedeckt ist. Die Verteilungswirkungen des Merit-

                                                
126  2007 war der Preis für Emissionszertifikate so niedrig, dass eine Berücksichtigung der 

(Teil-) Internalisierung (Vermeidung der Doppelzählung) bei den vermiedenen Umwelt-
schäden sich die Veränderung auf die Dezimalstelle beschränken würde. 
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Order-Effekts sind, wie oben bereits angemerkt, ebenso wie die Wirkungen der ver-
miedenen Importe nicht eindeutig nach Akteuren zuordenbar.  

Tabelle 9-2: Zusammenschau der dargestellten Wirkungen nach Bilanzierungs-
kategorien 

Analysebereich Wirkungstyp Gegenstand 
der Analyse 

Effekt in Mio. € 
(ansonsten an-
gegeben) 

Effekt in Mio. € 
(ansonsten an-
gegeben) 

Kategorie A: Systemanalytische Kosten- und Nutzenaspekte  2007 2008 
Transaktionskosten indirekte Kosten  EEG-Strom 30  
Vermiedene Umwelt-
schäden 

Vermiedene Kosten EE-Strom 5.600  
EE-Wärme 2.100  
EE gesamt  7.700 8.000* 

Regel- Ausgleichsener-
giekosten 

indirekte Kosten EE-Strom 570  

Netzausbaukosten indirekte Kosten EEG-Strom 20  
Differenzkosten Wärme direkte Kosten MAP-Wärme 368  

EE-Wärme 1.163 1.003 

Differenzkosten Strom 
(inkl. CO2-Zertifikatskosten) 

direkte Kosten EE-Strom 3.855 4.323 

Portfolio-Effekt (nicht quantifizierbar) Nutzen n.n. n.n. 
Kategorie B: Verteilungsaspekte 2007 2008 
Merit-Order Effekt  Entlastung EEG-Strom 3.710 3.580 - 4.040 

Besondere Ausgleichs-
regelung 

Entlastung best. Un-
ternehmen 

EEG-Strom 573 744 

Besteuerung von EE-
Strom 

Belastung Stromver-
braucher 

EE-Strom 892 - 1.121 928 - 1.174 

Öffentliche und private 
Fördermittel (hier: Bund) 

Belastung des öffent-
lichen HH bzw. Ent-
lastung von Anlagen-
betreibern 

EE gesamt 316 438 

Forschung 
EE 

131 161 

Marktent-
wicklung EE 

185 277 

Förderung Wärmenetze 
in Kapitel 1.8  

Entlastung der Anla-
genbesitzer 

MAP(KfW)  1,4  10,5 

Differenzkosten Strom Belastung Stromver-
braucher 

EEG-Strom 4.300 4.650 

Kategorie C: Makroökonomische und sektorale Aspekte 2007 2008 
Beschäftigung und Um-
satz 

Umsatz EE gesamt 11.800 14.650 

Beschäftigung 249.000 Be-
schäftigte 

278.000 Be-
schäftigte 

Energiepreis-BIP-Effekt Bruttoinlandsprodukt EE gesamt  92 - 199 

Vermiedene Energieim-
porte 

Monetäre Importe EE gesamt 4.400 6.600 

* vorläufig     
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Die makroökonomischen Größen reflektieren gesamtwirtschaftliche Auswirkungen des 
gesamten EE-Ausbaus. Hierbei sind bezüglich der Entwicklung von Umsatz und Be-
schäftigung Bruttowirkungen angegeben, denen generell negative Effekte gegenüber-
stehen können, die hier noch nicht berücksichtigt sind. Entsprechende Nettoeffekte 
sollen später in Szenario-Rechnungen quantifiziert werden. Einen weiteren makroöko-
nomischen Effekt stellt der Energiepreis-BIP-Effekt in Höhe von etwa 0,1 - 0,2 Mrd. € 
dar. 
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10 Weiterer Forschungsbedarf  

10.1 Bewertung vorliegender Ansätze und Vorschläge für 
weitere Analysen  

Wie erwartet bzw. erwünscht, wurde bei der Bearbeitung des ersten Teils des Projek-
tes zu einer ganzen Reihe von Fragen weiterer Forschungsbedarf identifiziert. Dieser 
wird nachfolgend skizziert. Im weiteren Projektfortschritt wird geklärt, in welchem Um-
fang diese Fragen jeweils aufgegriffen und vertieft untersucht werden.  

Differenzkosten EE-Strom und Wärme 

Durch die Ausgleichsmechanismusverordnung verändert sich das Berechnungsverfah-
ren für die Differenzkosten im Strombereich. Dies sollte entsprechend ausgearbeitet 
und ggf. diskutiert werden.  

Für die fortlaufenden Arbeiten zur Ermittlung von Differenzkosten im Wärmebereich 
wird vorgeschlagen, die vorliegenden Berechnungsansätze im Detail mit denen der 
Leitstudie zu vergleichen und darauf aufbauend ggf. die Auswahl und Detaillierung der 
Referenztechnologien zu überarbeiten. Des Weiteren wird vorgeschlagen, die Diffe-
renzkosten des EEWärmeG-bedingten EE-Ausbaus ab 2009 zu analysieren. Ein klarer 
Ausweis dieser Differenzkosten zeigt die durch dieses Gesetz bedingten Mehrkosten 
für die Wärmekonsumenten/Investoren auf.  

Indirekte Kosten EE-Strom 

Bezüglich der indirekten Kosten im Strombereich für Ausgleichs- und Regelenergie ist 
in Zukunft insbesondere die Auswirkung des geänderten Wälzungsmechanismus im 
EEG genauer zu untersuchen. Außerdem können die Kosten des Netzausbaus in den 
kommenden Jahren, wenn tatsächlich EE-bedingte Netzausbaumaßnahmen zu erwar-
ten sind, auf Basis der dann vorliegenden Zahlen eingehender analysiert werden. 

Ausbau von Wärmenetzen 

Erst seitdem Wärmenetze selbständig in der Förderung geführt werden, liegen spezifi-
sche Daten vor. Angaben zu Zuschüssen in den vorangegangenen Jahren können 
ohne eine separate Auswertung nur auf Basis der Trassenlänge und den spezifischen 
Zuschüssen abgeschätzt werden. Eine nachträgliche Auswertung wäre sicherlich sei-
tens der KfW möglich, doch mit erheblichem Aufwand verbunden, da die Anträge 
nochmals einzeln geprüft werden müssten. 
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Der Ausbau von Wärmenetzen kann zu einer Unterauslastung bzw. zu einer vorzeiti-
gen Stilllegung vorhandener Gasnetze führen, welches volkswirtschaftlich gesehen als 
Kapitalvernichtung zu verbuchen wäre. Einzelwirtschaftlich betrachtet ergeben sich 
möglicherweise Reduzierungen beim Konzessionsabgabenaufkommen und damit bei 
den Gemeindebudgets. Es sollte daher untersucht werden, in welcher Weise EE-
Wärmenetze Erdgas bisher verdrängt haben, sofern Statistiken zu Gasnetzen und die 
Gründe für den Rückbau angegeben werden. Zudem wird vorgeschlagen, dass seitens 
der KfW bei der Antragsbearbeitung bzw. bei der Antragsstellung erhoben wird, wel-
cher Energieträger durch das Wärmenetz jeweils verdrängt wird. 

Vermiedene externe Kosten 

Die quantitativ ausgewiesenen Umwelteffekte umfassen bisher die vermiedenen Um-
weltschäden. Zur Darstellung der vermiedenen externen Kosten müssten von den 
vermiedenen Umweltschäden die internalisierten Umweltkosten abgezogen werden 
und die Wechselwirkungen mit anderen Politikinstrumenten Berücksichtigung finden. 
Aus diesem Grunde wird empfohlen, die Wechselwirkungen des EEG mit Instrumenten 
des Klima- und Umweltschutzes genauer zu diskutieren und Überlegungen anzustel-
len, wie sich die vermiedenen externen Kosten von den ermittelten vermiedenen Um-
weltschäden unter Beachtung der Wechselwirkungen und der (Teil)Internalisierung 
ableiten und quantitativ darstellen lassen. 

Die ermittelten vermiedenen Umweltschäden sind hinsichtlich des Schätzwertes für die 
Schäden durch Treibhausgase relativ sensibel. Die geschätzten Schadenskostenan-
sätze für Treibhausgase wiederum sind abhängig von den Modellansätzen und sind 
somit immer im Zusammenhang mit den zugrunde liegenden Modellannahmen zu be-
urteilen. Mit Blick auf die modellbasierten Schätzwerte für Treibhausgase wird empfoh-
len, den Diskussionsstand in den europäischen Nachbarländern - sofern vorhanden 
und zugänglich – aufzugreifen und weitere Entwicklungen zu beobachten und zu disku-
tieren. Begleitend dazu sollte mit Experten die Modellannahmen/-strukturen und even-
tuell die Modellergebnisse auf ihre Validität hin diskutiert werden. Dies umschließt auch 
eine Ausarbeitung bzw. Festlegung der Kriterien für die Parameterwahl, um letztendlich 
einen Schadenskostenansatz auszuweisen, der eine breite politische und wissen-
schaftliche Akzeptanz erhält.  

Portfolio-Effekt 

Portfolio-Effekte der Nutzung Erneuerbarer Energien werden in diesem Projekt nur 
qualitativ behandelt. D. h., es wird auch im weiteren Verlauf des Projektes keine quanti-
tative Bewertung der Risiken unterschiedlicher Energieversorgungsstrukturen vorge-
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nommen, da dies den Analyserahmen sprengen würde und die Ergebnisse aufgrund 
methodischer Probleme kaum belastbar wären. Außerdem konzentrieren sich die vor-
liegenden portfoliotheoretischen Ansätze auf empirische Energiepreisrisiken, während 
andere Risikoaspekte von nuklearen, fossilen und erneuerbaren Energiesystemen da-
bei weitgehend unberücksichtigt bleiben. 

Öffentliche und private Fördermittel 

Die Fördermittel für Erneuerbare Energien in Deutschland sind in Höhe und Struktur 
nicht vollständig bekannt. Während die in der Gesamthöhe deutlich dominierenden 
Bundesmittel relativ gut dokumentiert sind, können Mittel anderer Geldgeber nur ge-
schätzt werden. 

Zu den Forschungsmitteln des Bundes für Erneuerbare Energien liegen abgestimmte 
Daten nach Ressorts vor. Wie bei anderen Fördermitteln ist jedoch keine klare Auftei-
lung nach Technologien und nach den Bereichen Strom und Wärme möglich. Bundes-
ausgaben für die Förderung der Marktentwicklung in den Bereichen Strom und Wärme 
beruhen insbesondere hinsichtlich der Abgrenzung zum Verkehrsbereich teilweise auf 
Schätzungen. Angaben zum Haushaltstitel „Einzelmaßnahmen zur Nutzung Erneuer-
barer Energien“ für 2008 sind bisher noch vorläufig, wobei im Zusammenhang mit der 
Evaluation des Marktanreizprogramms noch (geringe) Differenzen zu klären sind. Eine 
genaue Aufteilung der Ausgaben für Strom und Wärme liegt nicht vor. 

Angaben der KfW zu Darlehenszusagen für Erneuerbare Energien 2008 weichen noch 
leicht voneinander ab. Es liegt noch keine aktuelle Struktur der Darlehen nach Pro-
grammen und Technologien vor. Die Höhe der gegenwärtigen Zinsvergünstigungen 
des (kumulierten) Bestandes von KfW-Darlehen können nur grob geschätzt werden. Es 
ist noch unklar, in welcher Höhe solche Zinsvergünstigungen durch den Bundeshaus-
halt finanziert werden (vgl. Struktur der MAP-Ausgaben).  

Zu den Forschungsausgaben der Länder für Erneuerbare Energien liegen für 2003 und 
2006 Angaben der PtJ vor. Diese Angaben sind hinsichtlich einzelner Länder unvoll-
ständig und beruhen zum Teil auf unsicheren Abgrenzungen zu Energieeffizienzmaß-
nahmen. Aktuellere Daten liegen nicht vor. Länderausgaben für die Förderung der 
Marktentwicklung Erneuerbarer Energien können nur grob geschätzt werden. 

Angaben zu Forschungsausgaben der EU liegen für nicht-nukleare Energien insge-
samt, aber nicht für den Teilbereich Erneuerbare Energien vor, die deshalb geschätzt 
werden müssen. Auch der Anteil des Mittelabflusses nach Deutschland beruht auf 
Schätzungen. Zur Höhe anderer EU-Mittel, mit denen Erneuerbare Energien mittelbar 
z. B. aus Regionalfonds gefördert werden, liegen keine statistischen Daten vor.  
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Fördermittel der Gemeinden für Erneuerbare Energien konnten nicht quantifiziert wer-
den. Zu privaten Fördermitteln liegt lediglich eine (nicht mehr aktuelle) Schätzung zu 
Stiftungsmitteln vor.  

Eine vollständige Erfassung aller öffentlichen und privaten Fördermittel zugunsten Er-
neuerbarer Energien wäre zwar grundsätzlich wünschenswert, sie wäre aber mit einem 
sehr hohen Aufwand verbunden. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass eine zusam-
mengefasste Bilanzierung von Kosten und Nutzen Erneuerbarer Energien nach dem 
entwickelten Gesamtkonzept nicht auf Basis von Fördermitteln, sondern anhand von 
Systemkosten- und Nutzen erfolgen soll.     

Trotz der Datenlücken ist es ersichtlich, dass bei der Förderung Erneuerbarer Energien 
die bundesweite Förderung deutlich überwiegt. Angesichts der Datenverfügbarkeit soll-
ten sich weitere Analysen und Aktualisierungen deshalb auf möglichst klare Darstel-
lungen von Ausgaben des Bundes und von Darlehen der KfW konzentrieren.  

Besteuerung von EE-Strom  

Die Höhe der Stromsteuer kann aufgrund der Sonderregelungen für stromintensive 
Unternehmen methodisch nicht eindeutig den bei der Stromerzeugung eingesetzten 
Energieträgern zugerechnet werden. Deshalb wird für die Ermittlung der Stromsteuer 
auf EE-Strom eine Bandbreite anhand von zwei Schätzansätzen dargestellt. Diese 
Angaben können künftig aktualisiert werden.  

Im weiteren Verlauf des Vorhabens sollen daneben in einem gesonderten Papier vor 
allem Aspekte einer denkbaren Stromsteuerbefreiung von Erneuerbaren Energien un-
tersucht und diskutiert werden.  

Merit-Order-Effekt 

Für den Merit-Order-Effekt besteht weiterer Forschungsbedarf insbesondere bzgl. der 
Betrachtung der Auswirkungen des europäischen Stromhandels auf die Strompreise. 
Außerdem sollte die Untersuchung alternativer Kraftwerksinvestitionen, welche durch 
den Ausbau der Erneuerbaren Energien vermieden wurden, basierend auf dem hier 
vorgelegten Vorschlag weiter diskutiert werden. 

Verringerte Energieimporte 

Verschiedene Ansätze zur Bewertung der Energiesicherheit eines vorgegebenen 
Energieträgermixes sind zur Diskussion gestellt worden. Während die Wahl eines 
Diversitätsindikators sich gut mit der Risikostreuung begründen lässt, gilt es nach wie 
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vor, sinnvolle Risikoindikatoren für die Herkunftsländer auszuwählen. Eine verglei-
chende Berechnung unter Berücksichtigung verschiedener Risikoindikatoren kann bei 
dieser Auswahl helfen. 

Für zukunftsorientierte Szenarien lassen sich darüber hinaus diese Indikatoren fort-
schreiben und die Szenarien auch unter dem Aspekt der Energiesicherheit vergleichen.  

Umsatz und Beschäftigung 

Die mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien verbundenen Umsätze und die Beschäftig-
ten sowie die verschiedenen in der Diskussion um Beschäftigungseffekte verwendeten 
Konzepte sind mit dem vorliegenden Bericht dargestellt. Für zukunftsorientierte Szena-
rien lassen sich zudem Nettobeschäftigung und weitere Nutzeffekte als Ergebnis von 
Modellsimulationen ausweisen. Die Entwicklung gesamtwirtschaftlicher Größen wird 
mittels Modellrechnungen abgebildet. 

Energiepreis-BIP-Effekt 

Schätzungen des Energiepreis-BIP-Effekts sind als Ergänzung von makroökonomi-
schen Modellrechnungen zu betrachten, die die gesamtwirtschaftlichen Nettowirkungen 
des Ausbaus Erneuerbarer Energien ermitteln und dabei aber von gegebenen Welt-
energiepreisen ausgehen (solche Analysen sind im weiteren Projektverlauf vorgese-
hen). 

Der Energiepreis-BIP-Effekt des Ausbaus Erneuerbarer Energien in Deutschland ist 
bislang grob abgeschätzt worden. Damit wird deutlich, in welcher Größenordnung die-
ser Effekt auf das BIP in Deutschland wirkt. Ergänzend kann mit Modellrechnungen 
auch die Größenordnung der Effekte geschätzt werden, die durch den Ausbau Erneu-
erbarer Energien in Deutschland in anderen Ländern - etwa im Euroraum – ausgelöst 
werden. Tiefergehende Detailanalysen sind hierzu hingegen nicht vorgesehen. 

Transaktionskosten 

Bei den Transaktionskosten wird weiterhin auf die Personalkosten abgestellt. Hierbei 
wird sich an die Arbeiten des Statistischen Bundesamtes angelehnt. Die dort dargeleg-
ten Personalkosten der Energiewirtschaft, welche entsprechend möglicher Tätigkeiten 
im Zusammenhang mit dem EEG abgeschätzt wurden, zeigen aber durchaus Über-
schneidung mit anderen Funktionen dieser Unternehmen, die sie als Netzbetreiber 
oder Bilanzkreisverantwortliche bzw. -koordinatoren wahrnehmen. Eine kombinierte 
Betrachtung mehrerer EEG-Paragraphen mit den entsprechenden Paragraphen des 
EnWG und der von ihm ausgehenden Verordnungen erschiene hier angemessen. 
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Angaben zu den spezifischen Personalkosten der mit der Förderung von Erneuerbaren 
Energien betrauten Institutionen liegen bei der KfW und dem BAFA vor und sollen im 
weiteren Verlauf der Untersuchung möglichst weiter quantifiziert werden. Dies gilt auch 
bzgl. der Kosten bei der BNetzA. 

Die Ermittlung der tatsächlichen Anpassungskosten der Stromlieferanten ist sicherlich 
für die weitere Diskussion lohnenswert, angesichts der Umstellung weg von der physi-
kalischen Wälzung an dieser Stelle nicht angebracht und im Rahmen dieser Studie im 
benötigten Umfang wohl auch nicht leistbar. Die in Zukunft durch die AusglMechV be-
dingten Transaktionskosten sollten entsprechend kurz aufbereitet und dargestellt wer-
den.  

10.2 Weiteres Vorgehen 

Im weiteren Verlauf des Vorhabens sollen Schätzungen der Kosten- und Nutzenwir-
kungen zum einen aktualisiert und zum anderen in ausgewählten Teilbereichen vertieft 
untersucht werden. Nachdem im ersten Teilabschnitt des Projekts Ex-post-Analysen 
von Kosten- und Nutzenwirkungen im Vordergrund standen, werden sich die folgenden 
Arbeiten stärker auf Ex-ante-Analysen konzentrieren.  

Ein Schwerpunkt der weiteren Arbeiten in diesem Vorhaben liegt auf Effekten in den 
Jahren 2020 und 2030, die auf der Grundlage von Ausbauszenarien Erneuerbarer 
Energien des BMU ermittelt werden sollen. Diese Analysen konzentrieren sich auf die 
Quantifizierung von Differenzkosten, Ausgleichs-, Regelenergie und Netzausbau im 
Strombereich, Ausbau von Wärmenetzen, vermiedenen Energieimporten und Beschäf-
tigungseffekten. Auch der Ansatz für die Gesamtbilanzierung der unterschiedlichen 
Kosten- und Nutzenwirkungen von Erneuerbaren Energien soll im Verlauf des Vorha-
bens weiterentwickelt werden. Dabei sollen auch weitere, bisher nicht einbezogene 
Aspekte, die hierfür von Bedeutung sind, identifiziert werden.  

Bei den weiteren Arbeiten sollen u.a. folgende Aspekte betrachtet werden:  

• dynamische Effekte der Innovationsförderung als längerfristiger Nutzenaspekt,  

• der Beitrag von Erneuerbaren Energien zur Versorgungssicherheit, 

• Systembetrachtungen des weiteren Netzausbaus und der Integration von Erneuer-
baren Energien, 

• Auswirkungen auf den Außenhandel nicht nur mit Energieträgen, sondern auch mit 
Anlagen, Komponenten und Rohstoffen, 

• Nettoeffekte bei der Beschäftigung im Vergleich verschiedener Zukunftsentwicklun-
gen, 
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• Diskussion der Bedeutung von Wechselwirkungen zwischen verschiedenen energie- 
und umweltpolitischen Zielen und Instrumenten für Kosten-Nutzen-Analysen, 

• Wettbewerbs- und Verteilungseffekte der besonderen Ausgleichsregelung des EEG, 
insbesondere Strompreisvergleich der Industrie zwischen  Ländern und Betrachtung 
von Standortvorteilen in Deutschland, 

• Fragen der Besteuerung von Strom aus Erneuerbaren Energien, 

• Wechselwirkungen des Ausbaus von Erneuerbaren Energien mit Marktstrukturen 
und Marktmacht auf Energiemärkten, 

• methodische Fragen von Kosten- und Nutzenvergleichen. 
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